- 


Immer wieder ge- 
fragt eine Zeit- 
schrift für eine 
natürliche Lebens- 
weise. 


widmet sich aus- 
schließlich und 
eingehend den 
Themen der 
Naturheilverfahren 
und der biolo- 
gischen Medizin. 


Mädizin 
erscheint viertel- 
jährlich mit einem 
Umfang von 64 
Seiten und ist 
durchweg vier- 
farbig. 

Preis5 DM. 


Medizin 
erhalten Sie bei 
Ihrem Zeitschrif- 
tenhändler oder 
beim Verlag Dia- 
gnosen, Untere 
Burghalde 51, 
D-7250 Leonberg. 


_Reflexzonen| 
am Fuß 


Lieber Leser 


CODE ist ein Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, die in der 
Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 

CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 

CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 

CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre 
politischen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen 
davon aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten 
jene nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 
CODE wird in den Fragen des Antizionismus von jüdischen Persönlichkeiten beraten, die 
der Redaktion ausdrücklich bestätigt haben: »Wir kennen die Zeitschrift und finden darin 
kein Material, das seiner Natur nach anti-semitisch ist, und verstehen die Position, die 
Unterschiede zwischen Zionismus und Judaismus aufzuzeigen. Obwohl wir nicht mit allen 
vertretenen Positionen übereinstimmen mögen, unterstützen wir das Recht darauf, politi- 
sche Ansichten darzustellen.« Dieser Satz wurde von sechs namhaften Rabbinern unter- 
zeichnet. 

CODE verfügt auch auf anderen Gebieten über kompetente Mitarbeiter: Victor Mar- 
chetti, Autor des bekannten Bestsellers über den CIA, war stellvertretender Direktor des 
CIA; Mark Lane, ein bekannter Washingtoner Rechtsanwalt, hat Prozesse wegen der 
Ermordung des US-Präsidenten John F. Kennedy gegen CIA-Mitarbeiter geführt; C. 
Gordon Tether, der für den Finanzteil zuständig ist, arbeitet seit langem für die »Financial 
Times«. 

CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. 

CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
“ Problemen besonders aufgeschlossen. 

Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 


Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis Ihrer Familie, Ihrer Bekannten, 
Kollegen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
»Der namenlose Krieg« 


‚JEDEN MONAT NEU! 


Leser werben Leser +++ Leser 


Vielen Dank 
Ihr Verlag Diagnosen 


| nie 


Verlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D-7250 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab 


bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementspreis von 
72,- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 
Ausland DM 72,- zuzüglich DM 15,- Versandkosten für 
den einfachen Postweg, der-Betrag wird zum Tageskurs 
umgerechnet) an: 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


DO Der neue Abonnent ist damit einverstanden, daß das 
Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. 


Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements. 


Datum 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen gab 
dem Verlag Diagnosen, Untere Burghalde 51, D-7250 
Leonberg, binnen einer Woche schriftlich widerrufen 
kann, daß es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 


‚spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Unterschrift 

Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Der namenlose Krieg«. Der neue Abonnent war 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 
identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 
ausgehändigt. Meine Anschrift: 


Bank/Ort 
Bankleitzahl Name 
Kontonummer Vorname 


Der neue Abonnent legt einen Verrechnungsscheck 
m über den Betrag von 72,- DM anbei (Ausland: 

DM 87,- Gegenwert in ausländischer Währung 

zum Tageskurs) 


[J Bittet um Übersendung einer Rechnung. 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 
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Deutschland 
6 Vorsicht heißt 
die Parole 


Das aus der Neugestaltung 
Europas hervorgehende 
Deutschland des »New 
Look« könnte für die ame- 
rikanische Wirtschaftsfüh- 
rung zu einer mächtigen 
Herausforderung werden. 


7  Falschmünzer und 
Wendehälse 
Europäisierung hieß die 
heuchlerische Maske, die 
Tarnkappe für einen politi- 
schen Betrug und Verrat 
an der Saarbevölkerung. 
Daran fühlt man sich erin- 
nert, wenn man an die dra- 
matischen Ereignisse 
heute in Mitteldeutschland 
denkt. 


Konrad Adenauer, der damalige 
CDU-Bundeskanzler forderte 
die Saarländer mehrfach öffent- 
lich auf für die Abtrennung von 
Deutschland zu stimmen. 


9 SPD-Politik der 
Fehlprognosen 


10 Das Problem mit 
den deutschen 
Grenzen 


14 Antideutsche Mafia 
voll in Aktion 
Nachdem sich die Vereini- 
gung der deutschen Rest- 
teile trotz aller in- und aus- 
ländischer Bremser nicht 
mehr verhindern läßt, tau- 
chen die alten antigermani- 
schen Schlagworte wieder 
auf. 


15 Zionistische Hetze 
gegen Deutschland 
Edgar Bronfman: »Wir 
sind hier, weil wir dem 
neuen Deutschland etwas 
zu sagen haben. Das jüdi- 
sche Volk kann nicht ver- 
gessen. Und das deutsche 
Volk darf nicht vergessen.« 


Bundeskanzler Helmut Kohl: 
»Niemals darf vergessen werden, 
daß unter der nationalsozialisti- 
schen Gewaltherrschaft von Ber- 
lin aus der Völkermord an den 
europäischen Juden vorbereitet 
und gesteuert wurde. 


16 Stimmung 
gegen Deutschland 


18 Inder DDR 
heuchelt man 
wie in Bonn 


ODE 


Exclusives aus Politik und Wirtschaft 


19 Nachtrag zum 
Polen-Besuch des 
Bundespräsidenten 


Finanzen 


22 Die Deutsche Bank 
und der Umgang 
mit der Wahrheit 


23 Trilaterale 
Kommission sieht 
neue Profite aus 
der Umwelt 
Die Trilaterale Kommis- 

. ‚sion, die die Unvermeid- 
lichkeit einer Verringerung 
der Rüstungsgewinne we- 
gen der Entspannung zwi- 
schen Ost und West akzep- 
tieren muß, unternimmt 
derzeit Schritte, ihre Verlu- 
ste zu verringern, indem 
sie die Säuberung der Um- 
welt als Neuland zur Fi- 
nanzmanipulation fordert. 


David Rockefeller ist der Grün- 
der und die dominierende Macht 
in der Trilateralen Kommission 


25 Ökologie als lukra- 
tives Projekt der 
Trilateralen 


26 Milliarden beim 
Börsenschwindel 
gewaschen 


27 


30 


Zinsen gehen | 
nach oben | 


Der mörderische = 
Plan der | 
Internationalisten |: 


Internationales 


34 


35 


Die seltsame 
Allianz zwischen 
ADL und Pamyat 


Zensur beim | 
Schweizer 
Finanzskandal 


Erziehungs- 
Psychologie: 

Es begann in Leipzig| 
Die Studie sucht die Ursa- | 
chen für die katastrophale 
Situation an den amerika- 
nischen Schulen und für 
das fortschreitende Anal- 
phabetentum in den USA. 
Dabei kommen die Auto- 

ren zu dem Ergebnis, daß 
Amerikas Erziehung voll 

in Rockefellers Hand ist. 


Kriegswolken brau- 
en sich im Nahen 
Osten zusammen 
Die Spannungen zwischen 
Israel und seinen arabi- 
schen Nachbarn sind deut- 
lich gestiegen und konzen- 
trieren sich am erkennbar- 
sten auf den Irak. Emp- 
findsame Kreise innerhalb 
Israels drücken die Be- 
fürchtung aus, daß die 
Lage leicht zu einem tota- 
len Krieg eskalieren 
könnte. 
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Saddam Hussein Staatspräsi- 
dent: »Wir brauchen keine Atom- 
bombe, weil der Irak zweifache . 
chemische Waffen hat.« 


45 


4 


47 


50 


Geheimnisse um die 
Atomwaffen im 
Nahen Osten 


Die Saat des 
Terrorismus 
in Israel 


Der Status 
der heiligen 
Stadt Jerusalem 


Geschichte einer 
großen Schenkung 
Von Millionen zu Milliar- 
den, ohne Hoffnung auf 
Rückzahlung - das ist das 
Thema. Die USA verhal- 
ten sich seit langem Israel 
gegenüber sehr großzügig. 


Lyndon B. Johnson versorgte 
Israel während seiner Präsident- 
schaft mit nuklearen Militärgerä- 
ten. 


Revisionismus 


52 


57 


Cui bono - oder 
wem zu Nutzen? 


Die baltischen 
Staaten und die 
Wahrheit über den 
Hitler-Stalin-Pakt 


Meinhoud Marius 
Rost van Tonnin- 
gen: Ein Leben 
für Holland 

und Europa 


Medizin 


62 


Impfungen 

ein Irrtum? 

Die Existenz von Impf- 
schäden wird immer noch 
geleugnet. So unglaublich 
es klingen mag, niemand 
hat sich die Mühe ge- 
macht, die verhängnisvol- 
len Folgen von Impfungen 
auch nur zusammenfas- 
send zu veranschlagen. 


Ständige Rubriken 


2 


17 


Deutschland- 
Journal 

UdSSR will Deutschland 
finanziell ausbluten; 
Helmut Kohl in der CDU 
unangefochten; Lex Weiz- 
säcker geplant; Verzicht 
auf Oberschlesien kostet 
eine Billion Mark; UdSSR 
will Goebbels-Tagebücher 
freigeben; KGB gibt De- 
tails der Heß-Mission 
preis; Genscher will nach 
Bundestagswahlen Ab- 
schied nehmen; Mölle- 
mann droht Union; Razzia 
im Zigeunerlager großer 
Erfolg. 


Impressum 


Banker-Journal 

3,12 Billionen Dollar be- 
tragen die US-Schulden; 
Tschechen schaffen Grund- 
lagen für den Kapitalis- 
mus; Vereinte Nationen: 
Kein Marshall-Plan für 
Osteuropa; Die Probleme 
mit den US-Sparkassen; 
Japanische Investitionen 
steigen beständig; Viel 
Luft im DDR-Staatshaus- 
halt; Zwei- bis fünftausend 
kommunistische Agenten 
arbeiten in der BRD. 


Europa-Journal 
Britischer Faschist für eine 
Allianz mit Rußland; Film- 
industrie auf der Suche 
nach europäischer Identi- 
tät; KGB-Operation in Li- 
tauen; Die Franzosen und 
das Abkommen zur Befrei- 
ung der Geiseln; Marschall 
Ogarkow gegen deutsche 
Wiedervereinigung; Die 
Niederlande verurteilen 
die Thornburgh-Doktrin; 
»Prawda« denkt über Ter- 
rorismus nach; UN sollten 
Militärblöcke ersetzen. 


48 Nahost-Journal 


Harte Kritik über Verhal- 
ten der US-Regierung; 
Carter in Nahost-Pendel- 
Diplomatie; Die Pro- 
Israel-Lobby in den USA; 
Sowjets und Arafat sehen 
Kriegsgefahr im Nahen 
Osten. 


Vertrauliches 
Najibullah-Regime wird 
zusammenbrechen; Sowje- 
tisches Lob für das Wirt- 
schaftsmodell Taiwan; US- 
Probleme mit den Super- 
Tankern; Ziehen sich die 
Sowjets von den Kurilen 
zurück; Irak hat keine Ab- 
sicht Chemie-Waffen ein- 
zusetzen; Tempelberg-Fa- 
natiker lösen Schießerei in 
Jerusalem aus; Ein Ende 
der politischen Lähmung 
in Israel gefordert; Exilko- 
raner wollen Il-sung stür- 
zen. 
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Vorsicht heißt 
die Parole 


C. Gordon Tether 


Das aus der Neugestaltung Europas hervorgehende Deutschland des 
»New Look« könnte für die amerikanische Wirtschaftsführung zu einer 
mächtigen Herausforderung werden. 


Bislang haben sich die Diskussio- 
nen über die Bedeutung der in 
Aussicht stehenden Wiederver- 
einigung der beiden Deutschland 
hauptsächlich auf die stillschwei- 
genden Folgen konzentriert, die 
dies für die »Friedensoffensive« 
haben könnte, die mit dem Aus- 
laufen des kalten Krieges in die 
Wege geleitet wurde. Könnte die 
Wiedererrichtung eines Deutsch- 
lands in seiner Größe von vor 
1945, so wird gefragt, den Weg zu 
einer Rückkehr der Veranlagung 
der Deutschen ebnen, andere 
Europäer umherzustoßen, die ih- 
ren Höhepunkt in zwei Weltkrie- 
gen fand? 


Ambitionen sind 
wirtschaftlicher Natur 


Die Frage ist verständlich. Otto 
von Bismarck, der Architekt der 
deutschen Einigung von 1871, be- 
merkte später, daß die »Ambitio- 
nen der Deutschen keine Gren- 
zen kennen«. 


Und die Kosten für Deutschlands 
militärische Abenteuer während 
des darauffolgenden Dreiviertel- 
Jahrhunderts - für die Deutschen 
selbst wie für die übrige Welt - 
sind nicht leicht zu vergessen. 
Und doch, wer die Möglichkeit, 
daß die Deutschen zu ihren Ge- 
wohnheiten der Zeitepoche von 
1871 bis 1945 zurückkehren könn- 
ten, als Hauptgrund der Sorge 
über die deutsche Wiedervereini- 
gung ansieht, ist fast mit Sicher- 
heit an die falsche Adresse gera- 
ten. Die internationale politische 
Umgebung, in der sich der krie- 
gerische Konkurrenzkampf allge- 
mein einer großen Popularität er- 
freute, ist verschwunden - und 
fast mit Sicherheit für immer. 


Alle ehemaligen europäischen 
Überseereiche sind nach und 


6 [SODE 


ten eines Deutschlands des »New 
Look« auf der Weltbühne erwar- 
ten läßt. Die Verschmelzung der 
beiden Deutschland wird, daran 
muß man sich gewöhnen, hin- 
sichtlich der Bevölkerungszahl 
und der wirtschaftlichen Stärke 
weit und breit das größte Land in 
Europa schaffen - und als Folge 
davon Großbritannien, Frank- 
reich und die übrigen Schwerge- 
wichtler wie Zwerge erscheinen 
lassen. 


Und zwei neue Faktoren sind 
jetztin die europäische Mischung 
injiziert worden, die es sogar 


Der sowjetische Staatspräsident Michail Gorbatschow (links) ließ 
es zu, daß Bundeskanzler Kohl Deutschland zum mächtigsten 
Land in der EG vereinigt. 


nach von der Bildfläche ver- 
schwunden, und territioriale Ver- 
größerungsansprüche haben - zu- 
mindest in der industrialisierten 
Welt ihren Reiz verloren. 


Da die Deutschen augenschein- 
lich wie jede andere Nation weit- 
gehend für eine solche Änderung 
in der Strategie eintreten, haben 
sich ihre Ambitionen seit Ende 
des Zweiten Weltkriegs haupt- 
sächlich auf die Wirtschaftsent- 
wicklung konzentriert. Ihre Er- 
folge bei diesen Bemühungen 
sind einmalig. Alle übrigen Erwä- 
gungen beseitegelassen, scheint 
es fast unvorstellbar zu sein, daß 
sie bereit wären, diese gewaltige 
Errungenschaft dadurch in Ge- 
fahr zu bringen, daß sie sich in mi- 
litaristische Vorgänge alten Stils 
verwickeln lassen. 


Dies ist ein unzweideutiger Hin- 
weis auf die Art von Herausforde- 
rung im internationalen Spiel um 
die Vorherrschaft, die das Auftre- 


noch wahrscheinlicher machen, 
daß das neue Deutschland stär- 
ker dazu neigen wird, sein Ge- 
wicht auf dem Gebiet der Wirt- 
schaft in die Waagschale zu wer- 
fen. 


Das größte Land. 
in Europa 


Der erste ist in der Tatsache zu se- 
hen, daß Deutschlands Füh- 
rungskräfte augenscheinlich zu 
dem Schluß gelangt sind, daß die 
Zeit gekommen ist, um von ei- 
nem Herangehen an auswärtige 
Angelegenheiten mit niedrigem 
Profil wegzukommen - von jener 
Haltung also, die im Lichte der 
Katastrophe von 1939 bis 1945 
und des in derem Kielwasser hin- 
terlassenem tiefen Schuldgefühls 
als höchst angemessen erachtet 
wurde. 


Schon bevor die bundesdeutsche 
Regierung die vier Mächte, die 


1945 bei der Zerstückelung des 
Landes den Vorsitz führten, kon- 
sultiert hatte, verhielt sich der 
Bundeskanzler Helmut Kohl so, 


als sei die baldige Aufhebungdie- 


ser Teilung eine ausgemachte Sa- 
che. 


Wer beherrscht 
Europa? 


Kohl bestand sogar darauf, bis 
klügere Ratgeber die Oberhand 
gewannen, so zu reden als hätten 
die Deutschen ein mehr oder we- 
niger automatisches Recht dar- 
auf, zu fordern, daß alle interna- 
tionalen Gespräche über die Zu- 
kunft Deutschlands nicht davor 
Halt machen sollten, die Neufest- 
legung seiner Grenzen zu Nach- 
barstaaten einer sachlichen Un- 
tersuchung zu unterziehen. 


Der Aufstieg 
der Japaner 


Das andere neue Element in der 
Gleichung, das große Relevanz 
zu der Frage hat, was Deutsch- 
lands wirtschaftlicher Aufstieg im 
Sinne der weltweiten Machtver- 
hältnisse bedeutet, ist indem 
Tempo der Abwicklung des Pla- 

nes zur wirtschaftlichen und poli- 


tischen Integration der Länder, 


aus denen die Europäische Ge- 
meinschaft besteht, zu sehen. 
Nachdem fast zwei Jahrzehnte 
lang wenig mehr getan wurde als 
träge herumzusitzen, ist der Vor- 
stoß in Richtung auf ein größeres 
Zusammensein in Westeuropa 
kürzlich auf eine viel höhere 
Gangart geschaltet worden. 


Dazu gehört die Schaffung eines 
die ganze Region umfassenden 
Einzelmarktes bis Ende 1992. 
Und das von den sogenannten 
Eurovisionären entworfenen 
Drehbuch würde kurz danach zur 
Wirtschafts- und Währungsunion 
- mit anderen Worten zur Bil- 
dung dessen führen, was in jeder 
Hinsicht, ein europäischer Super- 
staat wäre. 


Es ist nicht schwierig zu erken- 
nen, daß ein größeres und zielbe- 
wußteres Deutschland in der 
Lage wäre dieses neue Gebilde 
zu beherrschen - und in Weltwirt 
schafts-Angelegenheiten die 
Schaffung einer ebenso furchtba- 
ren neuen mächtigen Kraft wie 
Japan bedeuten könnte. Die still- 
schweigenden Auswirkungen für 
andere Länder im allgemeinen 


und für die Vereinigten Staaten 
im besonderen brauchen daher 
kaum unterstrichen zu werden. 


Wie im Falle der Deutschen, ha- 
ben sich die Ambitionen der Ja- 
paner seit Ende des Zweiten 
Weltkriegs weitgehend mit dem 
wirtschaftlichen Fortschritt be- 
faßt. Und sie haben auch so gut 
gearbeitet, daß ihr Aufstieg am 
Wirtschaftsfirmament den Punkt 
erreicht hat, wo Japan Amerikas 
seit vielen Jahren bestehendes 
Recht als König des Wirtschafts- 
schlosses angesehen zu werden, 
ernsthaft in Frage stellen kann. 


Wenn Deutschlands wirtschaftli- 
cher Aufstieg jetzt durch seine 
Fähigkeit, bei der Leitung einer 
vollständig geeinten Europäi- 
schen Gemeinschaft ein größeres 
Mitspracherecht zu fordern, wei- 
ter verbessert wird, werden die 
Vereinigten Staaten unweigerlich 


Auch die britische Premiermi- 
nisterin MargaretThatcher dul- 
det gezwungenermaßen den 
Aufstieg Deutschlands. 


eine weitere Minderung ihrer Be- 
deutung in der weltweiten Macht- 
liga erleiden. 


Eigenartigerweise scheint diese 
neu aufgetretene Erscheinung als 
weltweite politische Realität von 
der Bush-Regierung völlig über- 
sehen worden zu sein. Dies wird 
offensichtlich durch ihre kürzlich 
getroffene Entscheidung, sich in 
die europäische Argumentation 
darüber einzuschalten, wie weit 
und wie schnell die Eingliede- 
rung der Länder der Europäi- 
schen Gemeinschaft an der Seite 
derjenigen voranschreiten sollte, 
die, wie der französische Staats- 
präsident Frangois Mitterrand 
und der Präsident der Europäi- 
schen Kommission Jacques De- 
lors, kaum abwarten können, 
den Traum der europäischen Ein- 
heit verwirklicht zu sehen. 


Es muß erkannt werden, daß die 


explosionsartig auftretenden Re- 
formen in Osteuropa einen 
neuen und äußerst schwerwie- 
genden Faktor in die Debatte in- 
nerhalb der Europäischen Ge- 
meinschaft über die Verwirkli- 
chung der Vision der Vereinigung 
eingebracht haben. 


Vorsicht auf dem 
Weg nach Europa 


Sie hat dadurch die Hand jener — 
vor allem der britischen Premier- 
ministerin Margret Thatcher - ge- 
stärkt, die von Anfang an dahin- 
gehend argumentiert haben, daß 
es wichtige Gründe dafür gebe, 
daß der Gedanke daran, sich eine 
so weitgehende Form des wirt- 
schaftlichen Zusammenseins wie 
die europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion zueigen zu ma- 
chen, auf äußerst vorsichtige 
Weise ins Auge gefaßt werden 
sollte. 


In dem verstärkten Gerangel zwi- 
schen den miteinander wettei- 
fernden Gedankenschulen der 
Europäischen Gemeinschaft hal- 
ten die Verfechter einer schnellen 
Einigung viel davon, daß die 
Wandlung eines wiedervereinig- 
ten Deutschlands zur Kompo- 
nente eines europäischen Super- 
staates ein schneller und einfa- 
cher Weg wäre, die Sorgen dar- 
über, daß Deutschland zu seinen 
alten militärischen Gewohnhei- 
ten zurückkehren könnte wären 
damit einfürallelmal zerstreut. 

Es kann jedoch kaum ernsthaft 
bestritten werden, daß die Lage 
in Osteuropa das gesamte euro- 
päische Bild auf eine derart all- 
umfassende Weise verwandelt 
hat, daß ein völliges Umdenken 
über den Eurovisionsplan statt- 
finden muß, bevor irgendwelche 
weitere unumkehrbare Entschei- 
dungen getroffen werden. 

Wenn Washington sich die Impli- 
kationen des wirtschaftlichen 
Aufstieg Deutschlands für die 
Vereinigten Staaten einmal nä- 
her betrachten würde, käme es 
vielleicht zu der Entdeckung, 
daß es gut daran täte, sich verbal 
denjenigen anzuschließen, die sa- 
gen, daß von jetzt an Vorsicht die 
Parole an der europäischen Eini- 
gungsfront sein sollte. 


Deutschland 


Falschmünzer 


d 


un 
Wendehalse 


Siegfried Gärtner 


Als im Jahre 1955 das sogenannte Saarstatut ausgehandelt wurde, lief 
das Ganze unter dem Schlagwort »Europäisierung« des Saargebiets. 
Die Absicht der Franzosen war klar: Das dicht besiedelte und kohlerei- 
che Saarbecken sollte endgültig von Deutschland abgetrennt und zu- 
nächst wirtschaftlich, später auch politisch Frankreich angegliedert wer- 
den. Der wirtschaftliche Anschluß war seit 1945 praktisch vollzogen. 


Die französische Besatzungs- 
macht hatte vorher zur Pfalz ge- 
hörende Gebiete dem Saarland 
zugeschlagen und den Brocken 
somit vergrößert. Man hielt die 
Deutschen für so zerknirscht und 
desorientiert, daß sie - in diesem 
Fall die Saardeutschen - nicht wa- 
gen würden, gegen ein »europäi- 
sches Statut« zu stimmen, hätte 
dies ihnen doch leicht den Vor- 
wurf eines »engstirnigen« Natio- 
nalismus einbringen können, den 
man sie fürchten gelehrt hatte 
wie den Teufel das Weihwasser. 


Mitteldeutschland 
hat genug von Marx 


»Europäisierung« hieß also die 
heuchlerische Maske, die Tarn- 
kappe für einen politischen Be- 
trug und den Verrat an der Saar- 
bevölkerung. Adenauer forderte 
die Saarländer mehrfach öffent- 
lich auf, für das »Saarstatut«, 
also die Abtrennung von 
Deutschland zu stimmen, da 
sonst die mühselig erreichte 
»Aussöhnung und  Verständi- 
gung« mit Frankreich in Frage ge- 
stellt sei, ja gänzlich in die Brü- 
che gehen müsse. 


So die bekannte Litanei. Doch 
das Saarvolk ließ sich nicht beir- 
ren, sondern verwarf in einer be- 
eindruckenden Volksabstim- 
mung das verlogene Statut und 
erreichte somit seine Wiederver- 
einigung mit dem deutschen Va- 
terland. Die von Adenauer und 
der veröffentlichten Meinung 
vorausgesagte Katastrophe blieb 
nicht nur aus, sondern das klare 


Votum der Wähler hatte einen 
Zankapfel zwischen Deutschland 
und Frankreich endgültig aus der 
Welt geschafft. 


Daran fühlen wir uns erinnert, 
wenn wir an die dramatischen Er- 
eignisse der letzten Monate in 
Mitteldeutschland denken. Hier 
wie seinerzeit im Saargebiet hat 
das Volk gesprochen, und zwar 
hat es gesprochen gegen den Wil- 
len der Politiker in Ost und West, 
gegen die verkrusteten »Realitä- 
ten« einer 45jährigen Besatzer- 
ordnung und des Jaltaer Siegersy- 
stems, das auch den Stempel Sta- 
lins trug und Europa spaltete. 


In Mitteldeutschland trat nach 

fast eineinhalb Generationen 

währender Besatzer- und SED- 
Diktatur ganz spontan die 

Stimme des .Volkes hervor: 

»Deutschland einig Vaterland!« 

Die Mitteldeutschen haben ge- 
nug von der Marx- und Murks- 
wirtschaft wie so viele Millionen 

im Osten Europas und anderen 

Teilen der Welt unter roten Dikta- 
turen. Politik ist nämlich nicht 

nur die »Kunst des Möglichen«, 

hinter der jeder Stümper seine 

Untätigkeit und Unfähigkeit so 

gerne tarnt, sondern sie ist vor al- 
lem auch die Kunst, das Notwen- 
dige möglich zu machen. 


Plötzlich setzen alle 
auf Einheit 


Und nun erleben wir beiderseits 
der deutsch-deutschen Grenze ° 
und auch jenseits der Grenzen 
die Hochkonjunktur der Wende- 


Deutschland 


Falschmünzer 
und 
Wendehälse 


hälse und Falschmünzer. Einen 
solch wendigen Hals erhielten 
selbst Betonköpfe von der SPD 
und SED. Nur Gysi versucht 
noch, vom alten System soviel 
wie möglich zu retten, und auch 
Modrow versteckt hinter einer 
Biedermannsmaske, die alten 
Machtgelüste einer Partei, die 
Mitteldeutschland wirtschaftlich 
und ökologisch ruiniert hat. Nur 
moralisch konnte sie die Men- 
schen dort nicht brechen. 


Und hier im Westen? Man 
kommt aus dem Staunen nicht 
mehr heraus. Die SPD, die vor 
kurzem noch erklärt hat, es gäbe 
keine »deutsche Frage« mehr, 
das Wort Wiedervereinigung sei 
eine Lebenslüge, eine überholte 
Floskel, die Marotte ewiggestri- 
ger Chauvinisten, die die Zei- 
chen der Zeit ohnedies nie ver- 
stünden, dieselbe SPD springt 
nun behende auf den fahrenden 
Konjunkturzug auf, als wäre sie 
nicht eine 130jährige alte Tante, 
sondern ein übermütiger Back- 
fisch. Plötzlich setzen sie alle auf 
Einheit, die CDU, die FDP, die 
SPD. 

Vor Tisch hörte man es, wie ge- 
sagt, anders. Die junge Genera- 
tion wurde nicht nur jeweils am 
»17. Juni« dahin belogen, der 
mitteldeutsche Aufstand vom 
Jahre 1953 hätte keineswegs die 
deutsche Wiedervereinigung zum 
Ziel gehabt, sondern lediglich ein 
paar bürgerliche Freiheiten. Man 
hat diejenigen nationalen Kräfte, 
die unbeirrt an dem grundgesetz- 
lichen Ziel der Einheit festhiel- 
ten, an den Rand gedrängt, als 
extremistisch und verfassungs- 
feindlich verfemt, während die 
Grünen, die öffentlich die grund- 
gesetzwidrige Zerstückelung des 
eigenen Vaterlandes forderten, 
als wohlgelittenen »Demokra- 
ten« in die Parlamente und Koali- 
tionen aufgenommen wurden. 


Das legitime Ziel der Einheit des 
deutschen Volkes, eine selbstver- 
ständliche Forderung der Volks- 
souveränität und demokrati- 
schen Willensbildung wurde als 
friedensgefährdend verketzert. 
Wohlgemerkt, nicht die waffen- 
starrenden Militärblöcke in Ost 


Konrad Adenauer trieb immer ein gegen die deutsche Ein- 
heit gerichtetes Doppelspiel, und seine Enkel setzen die 
gleiche nach Westen ausgerichtete Politik fort. 


und West mit ihrer unvorstellba- 
ren Vernichtungskraft, die sich in 
Mitteleuropa gegenüberstanden 
und noch stehen, wurden als stö- 
rend empfunden, sondern dieje- 
nigen, die aus Verantwortung für 
Frieden und Nation deren Ver- 
schwinden aus Europa forderten. 
NATO und Warschauer Pakt und 
die innerhalb dieser Systeme an- 
dauernde Spaltung Deutschlands 
wurden von den Etablierten zu 
Sicherheitsfaktoren umgelogen. 


Es ist eine 
politische Lehre 


Noch bei der »Europawahl« am 
18. Juni sahen sich nationale Par- 
teien, die die natürliche Parole 
ausgaben: »Erst Deutschland, 
dann Europa« schärfsten Angrif- 
fen ausgesetzt. Nun sollte immer 
der erste Schritt vor dem dritten 
oder fünften erfolgen, und die an- 
deren Europäer besitzen alle ihre 
nationale Einheit. Folglich muß 
diese organische Rangfolge auch 
für Deutschland gelten. 

Um wieviel ehrlicher würden wir 
heute dastehen, wenn die Bon- 


ner Diplomaten immer und über- 
all klar zu verstehen gegeben hät- 
ten, daß bei allen sonstigen Ver- 
pflichtungen die Einheit 
Deutschlands unverzichtbares 
und unabdingbares Ziel ihrer Po- 
litik bleiben würde. Stattdessen 
wurde stets der Vorrang einer so- 
genannten Westintegration der 
Bundesrepublik betont, was das 
Ausland als Verzicht auf die na- 
tionale Einheit auffaßte. So gel- 
ten die Deutschen wieder einmal 
als die besten Schauspieler, ob- 
wohl sie dies am allerwenigsten 
sind. 

Kann man daraus folgern, daß 
der Wähler die richtige Sicht der 
Dinge durch die volkstreuen 
Kräfte in Zukunft honorieren 
wird? Leider nein, zumindest was 
die nähere Zukunft betrifft. Es 
ist eine politische Lehre, daß das 
Volk als Wahlkörper zwar rich- 
tige Entscheidungen trifft, wenn 
es um echte Herzensangelegen- 
heiten geht, daß es leider aber 
auch ein sehr kurzes Gedächtnis 
hat. 


Wie war es 1955/56 nach der Ver- 
werfung des »Saarstatus« durch 


den 
scheid? Im Herbst 1957 fanden 
Bundestagswahlen statt, die zu 
einem triumphalen Erfolg für 
Konrad Adenauer gerieten. 
Über 51 Prozent der Stimmen er- 
hielt die CDU damals, obwohl 


derselbe Adenauer keine zwei 


Jahre zuvor in separatistischer 
Manier die Lostrennung des Saar- 
gebiets von Deutschland betrie- 
ben hatte. Der schließliche An- 
schluß und die Heimkehr des 
Saarlandes wurden als Erfolg der 
Bundesregierung gefeiert. 


Ähnliches scheint sich in dem 
Wahljahr 1990 zu wiederholen. 
Die stursten Verteidiger des Sta- 
tus quo, die größten West-Eu- 
ropa-Fetischisten und Wortführer 
eines bundesrepublikanischen 
Separatchauvinismus lassen sich 
plötzlich als Herolde der deut- 
schen Einheit und Volksfreiheit 
beweihräuchern. Geht die Rech- 
nung auf? Nach aller Erfahrung 
ja! 


Aber wir, die Volkstreuen, sollen 
wir über die überraschende 
»Wende«, den 
traurig sein? Natürlich nicht. Wir 
wurden mit unseren Ansichten, 
mit unserem jahrelangen einsa- 
men Kampf bestätigt. Aber trau- 
rig muß man sein über den skru- 
pellosen Opportunismus, die 
charakterlose Wendigkeit der 
»Wendehälse« und die daraus zu 
folgende unaufrichtige Gesin- 
nung. 


Beim Blick über die Grenzen ge- 
wahren wir die süßsauren Gesich- 
ter des Monsieur Mitterrand, der 
Madame Thatcher und des Si- 
gnor Andreotti. Daß sie über die 
Entwicklung nicht glücklich sind, 
liegt auf der Hand. Ein bis zur 
Oder-Neiße vereinigtes Deutsch- 
land bahnt sich an, das sich wie- 
der seiner natürlichen Bestim- 
mung als Herz Europas nähert. 


In der Hoffnung, daß sie ohne- 
dies nie realisiert wird, haben die 
Westmächte sich sowohl im 
Deutschlandvertrag als auch 
beim NATO-Beitritt der Bundes- 
republik verpflichtet, sich für die 
Einheit Deutschlands einzuset- 
zen. Falschmünzer? Nun naht auf 
jeden Fall die Stunde der Wahr- 
heit. Die Völker sind auch in ihrer 
europäischen Gesinnung weiter 
als die Politiker. Sie, die Völker 
nämlich, sind keineswegs gegen 
eine deutsche Wiedervereini- 
gung, wie Umfragen klar bestä- 
tigt haben. Oo 


saarländischen Volksent- 


E. 


Sinneswandel 


Politik der 
Fehlprognosen 


Bruno Unger 


Woran erinnert werden muß: SPD gegen Wiedervereinigung. Wer so 
rücksichtslos geirrt und dem Volk Fehlprognosen eingeimpft hat wie die 
Mehrzahl der Deutschland- und Ost-Politiker der etablierten Parteien, 
der muß gerade in diesen Tagen, in denen sie sich mit fremden Lorbee- 
zen schmücken, an seine fundamentalen Fehler erinnert werden. 


Der gewaltige politische Fort- 
schritt im Deutschland dieser 
Tage hat die Politiker der etab- 
lierten Parteien nicht an der 
Spitze, sondern allenfalls am En- 
des des Zuges gesehen. Wir erin- 
nern uns an die Grundgesetzver- 
räter. 


Die Lebenslüge der 
zweiten Republik 


Der jungsozialistische Nach- 
wuchs der SPD in Niederbayern 
zur Wiedervereinigung, Januar 
1990: »Geradezu widerlich, wie 
die SPD der angeblichen Stim- 
mung in den beiden deutschen 
Staaten nachläuft.« 


SPD-Ehrenvorsitzender Willy 
. Brandt zur Wiedervereinigung 

am 14. September 1988: »Lebens- 
- Jüge der zweiten deutschen Re- 
publik.« 


SPD-Chefideologe Egon Bahr 
über jene, die die Wiederherstel- 
lung der Einheit Deutschlands 
forderten, November 1989: »Ob- 
jektiv und subjektiv eine Lüge, 
Heuchelei, die uns und andere 
vergiftet, politische Umweltver- 
schmutzung.« 


SPD-Vorsitzender Hans-Jochen 
Vogel, November 1989: »Leicht- 
fertiges und illusionäres Wieder- 
vereinigungsgerede.« 


Rudolf Schöfberger, SPD-Vorsit- 
zender in Bayern, November 
1989: »Heute kann die stereotype 
Wiederholung der Formel von 
der Wiedervereinigung außer ein 
paar Rückwärtsgewandten nie- 
manden mehr befriedigen.« 


SPD-Mann Walter Momper, Re- 
gierender Bürgermeister von 


Oskar Lafontaine über die Wie- 


dervereinigung: »Welch ein 
Glück für uns alle, daß dieser 
Traum eine Schimäre bleiben 
muß.» 


Berlin, 23 Oktober 1989: In der 
DDR »redet kein Mensch von 
der Wiedervereinigung«. 

Egon Bahr: »In der Teilung gibt 
es deutsche Chancen. Es gibt 
keine Chance, die beiden deut- 
schen Staaten zusammenzufüh- 
ren... Wer die deutsche Frage 
aufwirft, stört Europa. Die Deut- 
schen dürfen keine Störenfriede 
mehr sein.« 


Der SPD-linke »Frankfurter 
Kreis«, Februar 1986: »Die Wie- 
derherstellung der staatlichen 
Einheit Deutschlands muß als 
Ziel aufgegeben werden.« 


SPD-Propagandist Klaus Böl- 
ling: »Es gibt, wir müssen uns das 
endlich eingestehen, nichts wie- 
derzuvereinigen.« 


Stellvertretender SPD-Vorsitzen- 
der und Kanzlerkandidat Oskar 
Lafontaine in Ost-Berlin, No- 
vember 1985: »Wenn man tat- 
sächlich einen normalen Reise- 
verkehr will, dann wird man ir- 
gendwann in der Frage der 
Staatsbürgerschaft so entschei- 
den müssen, daß man eben die 
Staatsbürgerschaft anerkennt.« 


Die Jungsozialisten in Baden- 
Württemberg, August 1989: »Für 
die Jusos ist die DDR Ausland.« 


Karsten Vogt, stellvertretender 
SPD-Fraktionsvorsitzender, 
April 1984: »Der Kern der deut- 
schen Frage ist für eine lange 
große Weile eben nicht die Frei- 
heit.« 


Willy Brandt, 1984: ... daß »die 
deutsche Frage im Sinne der 
staatlichen Einheit nicht mehr ei- 
gentlich offen ist ... Der heftige 
Streit darüber, wie offen die deut- 
sche Frage heute sei, ähnelt der 
Dramatik eines Traums, der 
nachschwingt, aber vorüber ist, 
wenn man aufwacht. Der Traum 
ist vorbei ... Die Diskussion dar- 
über, wie offen die deutsche 
Frage sei, kann Illusion und 
Selbstbetrug verlängern.« 


Gerhard Schröder, SPD, Nieder- 
sachsen: »Reaktionär und hoch- 
gradig gefährlich« sei es, von der 
Wiedervereinigung als realisti- 
sches Ziel zu sprechen. 


SPD-Mann Hans-Jürgen Wi- 
schnewski »nach sorgfältigem 
Studium der Dokumente der ver- 
schiedenen Oppositionsgrup- 
pen« in der DDR, November 
1989: »Das Wort Wiedervereini- 
gung kommt in diesen Dokumen- 
ten nicht vor. Das Wort Wieder- 
vereinigung kommt auch bei De- 
monstrierenden nicht vor.« 


»Es gibt keine 


Egon Bahr: 
Chance, die beiden deutschen 
Staaten zusammenzuführen.« 


Oskar Lafontaine in seinem 1988 
erschienenen Buch »Die Gesell- 
schaft der Zukunft«: »So ist ge- 
genwärtig ... die Frage der deut- 
schen Wiedervereinigung erneut 


auf die Tagesordnung der allge- 
meinen politischen Debatte ge- 
setzt worden. Doch besteht zur 
Zeit weder irgendeine realisti- 
sche Perspektive, noch scheint 
die Wiedervereinigung in dem 
Sinne wünschenswert, daß es zur 
Wiederherstellung eines — wie 
auch immer konstituierten - 
deutschen Nationalstaates 
kommt.« 


Oskar Lafontaine im gleichen 
Buch an die Adresse jeder, die 
den »rechten« Traum von der 
deutschen Einheit träumen: 
»Welch ein Glück für uns alle, 
daß dieser Traum eine Schimäre 
bleiben muß.« 


Oskar Lafontaine im »Spiegel«, 


September 1989: »Vorsicht also 
mit unbedachten Wiedervereini- 
gungsparolen ... Haben einige 
hierzulande denn schon wieder 
die Lektion der Geschichte ver- 
gessen, daß in der Vergangenheit 
ein vereinter deutscher National- 
staat weder den Deutschen sel- 
ber noch ihren Nachbarn gut be- 
kommen ist.« 


Alles muß zusammen 
mit der SED geschehen 


Egon Bahr im »Spiegel«, Okto- 
ber 1989: »Die DDR hat jetzt ei- 
gentlich zum ersten Mal die 
Chance, ihre Identität zu gewin- 
nen, das heißt, einen Zustand zu 
schaffen, in dem die Regierung 
von der Bevölkerung akzeptiert 
wird ... Es ist das Ergebnis der 
SPD-Kontakte, daß wir eine 
denkbare nächste Führung auch 
schon gut kennen.« 


Nachfrage vom »Spiegel«: »Kön- 
nen Sie uns einige Namen nen- 
nen?« Bahr: »Nein.« »Spiegel«: 
» Aber eine SED-Führung wird es 
sein?« Bahr: »Aber ja. Daß der 
ganze Prozeß mit der SED passie- 
ren muß, ist unbezweifelbar. Wir 
stehen doch nicht vor der Über- 
nahme der DDR durch die heu- 

tige Opposition.« ’ 


Der ehemalige ständige Vertreter 
der Bundesrepublik Deutschland 


.in der »DDR« und einstige 


Staatssekretär Helmut Schmidts, 
Klaus Bölling, am 17. Mai 1982: 
»Wir müssen die Souveränität 
der »DDR« ohne inneren Vorbe- 
halt anerkennen ... Alles, was wir 
erreicht haben, was wir noch er- 
reichen wollen, können wir nur 
mit der »DDR« und nicht genen 
die »DDR.«erreichen.« 


[CODE Fe 


E Deutschland 


Das Problem 


mit den 


Grenzen 


Werner Symanek 


Gesamtdeutschland beruht seit dem 8. Mai 1945 auf fünf grundsätzli- 
chen völkerrechtlich relevanten Daten, die noch heute für seinen Fort- 
bestand die wesentliche Grundlage bilden. Dabei ist davon auszuge- 
hen, daß Gesamtdeutschland im Sinne des Staats- und Völkerrechts das 
Deutsche Reich war, und zwar in seiner Form, wie es vor dem 8. Mai 
1945 rechtlich und auch tatsächlich bestand. 


Diese fünf völkerrechtlich rele- 
vanten Grunddaten für das Fort- 
bestehen des Deutschen Reiches 
sind: Erstens, dieses Deutsche 
Reich ist durch die Kapitulation 
vom 8. Mai 1945 nicht unterge- 
gangen, da nach allgemeinen 
Kriegsvölkerrecht immer nur die 
Streitkräfte eines’ Staates, nie- 
mals aber dieser Staat selbst, und 
das sie auch wieder immer nur 
vor den gegnerischen Streitkräf- 
ten und nicht etwa vor deren 


Staat kapitulieren. 

Das Deutsche Reich 
besteht fort 

Zweitens: Dieses Deutsche 


Reich ist auch nicht durch eine 
entsprechende Erklärung der 
Reichsregierung untergegangen, 
da diese nach dem 8. Mai 1945 
fortbestand und erst zum Ende 
dieses Monats von der britischen 
Besatzungsmacht »verhaftet« 
wurde. 


Die Siegermächte sind nach all- 
gemeinem Völkerrecht nicht be- 
rechtigt, sich darauf zu berufen, 
sie hätten nach dieser »Verhaf- 
tung« die deutsche Staatsgewalt 
. übernehmen müssen, da keine 
mehr vorhanden gewesen sei. 
Denn wer selbst Unrecht schafft, 
der ist nicht berechtigt, sich da- 
nach auf dieses so geschaffene 
Unrecht als Rechtsquelle für 
seine angeblichen Befugnisse zu 
berufen. 


Drittens: Dieses Deutsche Reich 
. ist auch nicht durch Annexion un- 
tergegangen. Abgesehen davon, 


dam beschlossen wurde, den 
Friedensvertrag mit Gesamt- 
deutschland vorzubereiten. 


. Fünftens: Dieses Deutsche Reich 


ist ausschließlich weder durch 
das Inkrafttreten des Grundge- 
setzes der Bundesrepublik 
Deutschland vom 23. Mai 1949 
noch durch das Inkrafttreten der 
ersten Verfassung der DDR vom 
7. Oktober 1949 untergegangen, 
da beide Verfassungen ausdrück- 
lich vom Fortbestehen Gesamt- 


deutschlands ausgegangen sind. 


Die deutsch-polnische 
Grenze und ihre 
»Anerkennung« 


Das Bundesverfassungsgericht 
hat zuletzt in seinem Beschluß 
vom 21. Oktober 1987 ausdrück- 


Die Briten verhafteten die geschäftsführende Reichsregierung 
unter Großadmiral Dönitz in Flensburg und brachten sie am 23. 
Mai 1945 nach Luxemburg in die Gefangenschaft. 


daß diese auch noch nach der Ka- 
pitulation der deutschen Wehr- 
macht spätestens durch den 
Briand-Kellogg-Pakt von 1928 
völkerrechtlich allgemein verbo- 
ten worden ist, ist sie auch rein 
tatsächlich gar nicht einmal er- 
folgt. Vielmehr erklärten die 
USA, Großbritannien und die 
Sowjetunion in der Berliner Er- 
klärung vom 5. Juni 1945, daß sie 
das Deutsche Reich nicht annek- 
tieren wollten und es vielmehr 
für künftige Friedensverhandlun- 
gen in seinen Grenzen vom 31. 
Dezember 1937 als fortbestehend 
ansehen wollen. 


Viertens: Dieses Deutsche Reich 
ist auch nicht durch das Potsda- 
mer Abkommen vom August 
1945 untergegangen, da in Pots- 


lich einerseits diese Rechtslage 
Gesamtdeutschlands nochmals 
als geltendes deutsches Verfas- 
sungsrecht und dabei auch wie- 
der andererseits das Fortbeste- 
hen der gesamtdeutschen Staats- 
angehörigkeit bestätigt. 


Für hier und heute ist daher noch 
immer vom Fortbestand des 
Deutschen Reiches und von der 
gesamtdeutschen Staatsangehö- 
rigkeit als für alle Deutschen und 
ihre staatlichen Organe verbind- 
liches Verfassungsrecht auszuge- 
hen. Es besteht keinerlei Zwei- 
fel, daß jedenfalls diese gesamt- 
deutsche .Staatsangehörigkeit 
auch wieder die künftige Staats- 
angehörigkeit der vereinten Teil- 
staaten sein wird, nachdem die- 
ser Zusammenschluß hoffentlich 


in nächster Zukunft nunmehr 
endlich erfolgen wird. 


Was aber werden oder was kön- 
nen die Grenzen dieses künftigen 


Gesamtdeutschlands sein, und A 
wer wird darüber so zu entschei- 
den haben, daß eine solche Ent- 


scheidung auch vor dem deut- 
schen Staatsrecht und damit vor 
allem vor dem Völkerrecht Be- 
stand hat? 


Es mehren sich die Vorschläge 
aus dem Ausland, vor allem na- 
türlich aus Polen als unmittelbar 
betroffenem Nachbarn jedenfalls 
in Zukunft, schon jetzt durch 
eine Erklärung des Deutschen 
Bundestages und der Volkskam- 
mer als der seit dem 18. März 
1990 erstmals halbwegs frei ge- 
wählten Vertretung der Deut- 
schen in Mitteldeutschland fest- 
zustellen, daß »die polnische 
Westgrenze« garantiert bleiben 
solle. 


Staats- und Völkerrechtler sind 
unterschiedlicher Auffassung 


- über die Grenzen, von denen aus- 


zugehen ist. Nach fortgeltendem 
Völkerrecht wird die Grenze von 
1918 genannt. Bei Anerkennung 
des Versailler Diktats gilt die von 
1920/21, die sogenannten »Gren- 
zen von 1937«, die sogar die Sie- 
germächte 1945 anerkannten. 
Andere Völkerrechtler begrün- 
den die Geltung der Grenzen von 
1939 oder von 1945. 


Abgesehen davon, daß die heute 
geforderte »polnische West- 
grenze« offenbar eine andere ist, 
ist es die Frage, ob beide Parla- 
mente in West- und Mittel- 
deutschland eigentlich über- 
haupt berechtigt sein könnten, 
Gesamtdeutschland völkerrecht- 
lich wirksam dem Ausland gegen- 
über zu verpflichten. 


Das Deutsche Reich 
ist nicht handlungsfähig 


Das Volk eines Staates ist als sol- 
ches niemals völkerrechtlich be- 
rechtigt, mit einem fremden Volk 
völkerrechtlich relevante Ver- 
handlungen abzuschließen. Sol- 
che Vereinbarungen sind viel- 
mehr nur dann völkerrechtlich 
wirksam, wenn sie von den völ- 
kerrechtlich hierzu legitimierten 
Vertretern abgeschlossen wer- 
den. Das sind aber nach dem je- 
weiligen Staatsrecht immer die 
Regierungen der Staaten, die 
nach dem vom Volk selbst gege- 


. benen Staatsrecht geschaffen 
wurden, auf dem dann auch inso- 
weit Völkerrecht aufbaut. 


Noch immer gibt es, wie darge- 
stellt, staats- und völkerrechtlich 
seit dem 8.Mai 1945 unverändert 
das deutsche Volk als Staatsvolk 
des Deutschen Reiches, also Ge- 
samtdeutschlands. Doch gibt es 
bis heute Gesamtdeutschland 
noch nicht wieder auch als zu 
eben diesem Staatsvolk staats- 
und völkerrechtlich gehörenden 
Staat. Das Deutsche Reich ist 
staats- und völkerrechtlich zwar 
nicht untergegangen, vielmehr 
besteht es noch bis auf den heuti- 
gen Tag fort. 


Doch ist es staats- und völker- 

- rechtlich als solches noch nicht 
wieder handlungsfähig, da ihm 
gesamtdeutsche Organe fehlen. 
Jeder deutsche Politiker ist daher 
nicht nur berechtigt, sondern zu- 
gleich auch verfassungsrechtlich 
sogar verpflichtet, von sich aus 
gesamtdeutschen Interessen, 
also nicht nur die seines Staats- 
teils im Westen oder in der Mitte 
Deutschlands, zu vertreten. 


Derartige gesamtdeutsche staats- 
und völkerrechtliche Entschei- 
dungen deutscher Politiker kön- 
nen aber wiederum mit völker- 
rechtlicher Verbindlichkeit für 
Gesamtdeutschland immer nur 
dann abgegeben werden, wenn 
diese Politiker Abgeordnete ei- 
nes gesamtdeutschen Parlaments 
sind und die Erklärungen in ei- 
nem solchen staatsrechtlichen 
Gesamtrahmen abgegeben wer- 
den. Denn nur dann sind sie ja 
auch Vertreter des gesamten 
deutschen Volkes im Sinne des 
Staats- und Völkerrechts. 


Bonns Erklärungen sind 
völkerrechtlich belanglos 


Eine staatsrechtliche Vertretung 
. des gesamten deutschen Volkes 
kann nur ein Parlament sein, das 
sich aus Vertretern des deutschen 
Volkes in West-, Mittel- und Ost- 
deutschland zusammensetzt. In 
Ostdeutschland lebt auch heute 
noch eine beträchtliche Anzahl 
deutscher Staatsangehöriger. Sie 
müssen das Recht haben, über 


das völkerrechtliche Schicksal ih-" 


rer Heimat und über ihre eigene 
künftige Staatsangehörigkeit ab- 
zustimmen. Ohne ihre Mitwir- 
kung wäre jeder Vertragsab- 
schluß völkerrechtlich unwirk- 
sam. 


Verträge über die künftigen 
Grenzen Gesamtdeutschlands 
wären völkerrechtlich nur dann 
wirksam, wenn nicht nur die 
deutschen Staatsangehörigen aus 
West- und Mitteldeutschland, 
sondern auch diejenigen deut- 
schen Staatsangehörigen - in wel- 
cher Weise auch immer - dabei 
staatsrechtswirksam mitwirken 
dürften, die im polnisch verwalte- 
ten Ostdeutschland leben. 


Mit anderen Worten: Der Deut- 
sche Bundestag kann immer nur 
eine Erklärung mit völkerrechtli- 
cher Wirkung auf die Bundesre- 
publik Deutschland abgeben und 
die am 18. März 1990 gewählte 
Volkskammer nur solche Erklä- 
rungen allein für die jaauch noch 
weiter fortbestehende DDR. 
Beide Erklärungen zusammenge- 
nommen wären also völkerrecht- 
lich relevant, das heißt ohne 
Rechtsbedeutung, wenn sie die 
Ostgebiete des Deutschen Rei- 
ches betreffen, die derzeit von 
Polen und der Sowjetunion be- 
setzt sind, die also zu keiner Zeit 
der bisherigen Geschichte jemals 
Bestandteil der Bundesrepublik 
Deutschland oder der DDR wa- 
ren. 


Beide Erklärungen gelten also 
auch zusammengenommen im- 
mer nur für den Staat, für den sie 
abgegeben wurden, und das wie- 
der auch nur so lange, wie dieser 
Staat als solcher überhaupt noch 
fortbesteht. 


Das bedeutet: Niemals kann die 
Bundesregierung oder die DDR- 
Regierung nach dem 18. März 
1990 heute noch Gesamtdeutsch- 
land etwa mit völkerrechtlicher 
Verpflichtung durch Erklärung 
dieser Regierungen zur künfti- 
gen gesamtdeutschen Grenze 
binden. Solche Erklärungen ver- 
lieren vielmehr ihre völkerrecht- 
liche Gültigkeit mit dem Zeit- 
punkt, an dem der jeweilige 
Staat, also die Bundesrepublik 
Deutschland oder die DDR, auf- 
hören zu bestehen, wenn nämlich 
ein Gesamtdeutschland entstan- 
den ist, wie es etwa Artikel 146 
des Grundgesetzes vorsieht. 


Ostdeutschland bleibt 
ein Teil Deutschlands 


Denn es gilt auch im Völkerrecht 
der altrömische Rechtssatz: 
»Nemo plus iuris transferre po- 
test quam ipse habet« (»Was mir 
nicht zusteht, darüber kann ich 


auch nicht rechtlich wirksam ver- 
fügen«). 


Je eine entsprechende Erklärung 
des Bundestages und der neu ge- 
wählten Volkskammer als »Ga- 
rantie« der deutsch-polnischen 
Grenze der Zukunft wäre daher 
völkerrechtlich von gleicher Be- 
deutung, als ob beide Parlamente 
die gegenwärtige Grenze zwi- 
schen Chile und Argentinien ga- 
rantieren würden, die jedenfalls 
am südlichen Ausgang der Ma- 
gellan-Straße keineswegs etwa 
unumstritten ist. Jedes künftige 
gesamtdeutsche Parlament 
könnte, ja müßte sogar völker- 
rechtlich über solche Erklärun- 
gen jederzeit zur Tagesordnung 
übergehen. 


Völkerrechtlich ist demzufolge 
lediglich der allein legitimierte 
staatsrechtliche Vertreter des 
ganzen deutschen Volkes befugt, 
die künftigen Grenzen Gesamt- 
deutschlands durch freie Ver- 
handlungen - und nicht etwa 
ohne solche - mit seinen Nach- 
barn zu bestimmen. Würde er sol- 
che Verhandlungen unterlassen, 
käme eine derartige Grenzrege- 
lung nur wieder einem Diktat 
gleich, dessen rechtliche und po- 
litische Wirkungen für die Welt 
durch Versailles seit 1919 hinrei- 
chend bewiesen worden sind. 


In seiner Feststellung zum »Gör- 
litzer Vertrag von 1950«, mit dem 
die kommunistische Führung in 
Ostberlin die Demarkationslinie 
an Oder und Neiße als staats- und 
völkerrechtliche Grenze Deutsch- 
lands glaubte anerkennen zu kön- 
nen, hat der Deutsche Bundestag 
in seiner Erklärung vom 13. Juni 
1950, die von allen Fraktionen, 
außer von den Kommunisten, 
nachdrücklich begrüßt worden 
war, vor der Weltöffentlichkeit 
feierlich bekundet: 


»Gemäß dem Potsdamer Abkom- 
men ist das deutsche Gebiet öst- 
lich von Oder und Neiße als Teil 
der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands der Republik Po- 
len nur zur einstweiligen Verwal- 
tung übergeben worden. Das Ge- 
biet bleibt ein Teil Deutschlands. 
Niemand hat das Recht, aus eige- 
ner Machtvollkommenheit Land 
und Leute preiszugeben oder 
eine Politik des Verzichts zu trei- 
ben.« 


Die westdeutsche Bevölkerung, 
staats- und völkerrechtlich ver- 
treten durch den Deutschen Bun- 


destag, entsprach damals noch 
vollauf nach innen und außen ih- 
rer moralischen Kraft. Sollte das 
genau 40 Jahre später nicht mehr 
so gelten wie 1950? 


»Wir halten unserer 
Heimat die Treue« 


Der ehemalige Bundesvertriebe- 
nenminister Hans Lukaschek, 
letzter Oberpräsident der peußi- 
schen Provinz Oberschlesien, der 
1933 von den NS-Machthabern 
seines Amtes enthoben wurde, 
schrieb ganz im Geiste dieses Be- 
schlusses des Deutschen Bundes- 
tages vom 13. Juni 1950 am 20. 
Juli 1953 in einem Beitrag für die 
»Kölnische Rundschau«: 


»Die Wiedervereinigung gilt 
nicht als vollzogen, wenn es ge- 
länge, die heutige Sowjetzone an 
das Bundesgebiet anzugliedern. 
Eine solche Regelung ist nur Vor- 
bereitung und könnte niemals als 


. endgültige Lösung des Problems 


Deutschlands angesehen wer- 
den. Dazu gehört die Wiederbe- 
siedlung der Gebiete jenseits von 
Oder und Neiße mit deutschen 
Menschen. Wir halten unserer 
Heimat die Treue. Fest aber 
steht, daß wir nur im Rahmen ei- 
nes neuen Europas auf friedli- 
chem Wege in die Heimat zurück- 
kehren wollen und den Krieg als 
Mittel zum Zweck vorbehaltlos 
ablehnen. Wir hoffen auf eine 
Entwicklung, die zugunsten des 
Lebensrechts der Völker die frü- 
heren Grenzen mehr und mehr 
bedeutungslos macht. Schließ- 
lich handelt es sich um eine ge- 
samteuropäische Aufgabe, an de- 
ren Lösung auch alle europäi- 
schen Völker mitarbeiten müs- 
sen. Wir Vertriebenen sind in er- 
ster Linie aufgerufen, das Gewis- 
sen der Nation in der gesamtdeut- 
schen Frage der Wiedervereini- 
gung zu sein.« 


Dieser Aufruf ist noch heute an 
die Vertriebenen gerichtet. Für 
das gesamtdeutsche Volk aber 
bleibt gerade der Aufruf des 
Deutschen Bundestages vom 13. 
Juni 1950 heute noch viel mehr 
als vor 40 Jahren hoch aktuell. Er 
richtet sich jetzt vor allem an den 
künftigen gesamtdeutschen Ge- 
setzgeber, wenn er sich endlich 
aus allen deutschen Staatsbür- 
gern in allen Teilen Gesamt- 
deutschlands, also in West-, Mit- 
tel- und auch in Ostdeutschland 
staatsrechtlich wirksam konstitu- 
iert haben wird. oO 
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UdSSR will 
Goebbels- 
Tagebücher 
freigeben 


Die Chancen, daß die vor kur- 
zem in sowjetischen Archiven 
entdeckten bislang verschollenen 
Tagebücher des einstigen natio- 
nalsozialistischen Propagandami- 
nisters Joseph Goebbels von der 
UdSSR für die Öffentlichkeit 
freigeben werden, sind gut. Die 
Aufzeichnungen von Goebbels 
sind von hohem historischen 
Wert, da sie das einzige authenti- 
sche Zeugnis eines wichtigen An- 
gehörigen aus dem engsten Füh- 
rungskreis des Dritten Reichs um 
Hitler darstellen. 

Wie bekannt ist, diktierte Goeb- 
bels seit dem 9. Juli 1941 täglich 
seinem Stenografen seine Tage- 
buchaufzeichnungen, manchmal 
bis zu 30 Blatt:pro Tag. Nach der 
Niederlage des Dritten Reichs 
verschwand das Tagebuch von 
Goebbels spurlos. Die ersten 
4500 Blätter wurden 1972 im Zen- 
tralen Staatsarchiv der DDR in 
Potsdam entdeckt. Den nunmehr 
aufgefundenen Teilen des Tage- 
buchs kam der Direktor des Insti- 
tuts für Kommunikationsge- 
schichte und angewandte Kultur- 
wissenschaften an der Freien, 
Universität (FU) Berlin, Söse- 
mann, auf die Spur. 


Gerüchte wollen wissen, daß die 
Tagebuchaufzeichnungen Dr. 
Goebbels deswegen bislang ge- 
heimgehalten worden sind, weil 
die dort niedergeschriebenen 
Dinge größtenteils nicht mit der 
etablierten Geschichtsschrei- 
bung übereinstimmen. $o soll im 
ganzen Tagebuch, das von sei- 
nem Wesen eine sehr persönliche 
Aufzeichnung ist, kein Wort über 
die Existenz von Gaskammern 
beziehungsweise einer geplanten 
Massenvernichtung der Juden 
stehen, sondern sollen die Worte 
»Endlösung der: Judenfrage« 
dort stets im Zusammenhang mit 
einer Zwangsumsiedlung nach 
Madagaskar oder anderen Orten 
erwähnt werden. Auch sollen 
dort Passagen über die Reichskri- 
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stallnacht stehen, aus denen ganz 
klar. hervorgeht, daß eben nicht 
die Nationalsozialisten der An- 
stifter dieses Verbrechens waren, 
sondern vielmehr die ganze na- 
tionalsozialistische Führung hier- 
von überrascht war und die sofor- 
tige Beendigung der Ausschrei- 
tungen anordnete. 


Auch der Kriegsbeginn stellt sich 
bei Dr. Goebbels anders dar als 
bei den Umerziehern. So heißt es 
in der Eintragung vom 11. Juni 
1939: »Fieberhafte Rüstung im 
Osten«, und in der vom 25. Au- 
gust 1939: »Wenn London mobili- 
siert, dann erfolgt die deutsche 
Mobilmachung.« Und zwei Tage 
später notierte Dr. Goebbels: 
»Die Polen haben dem nicht all- 
zuviel gegenüberzustellen. Die 
Franzosen und Engländer treffen 
auch Gegenmaßnahmen. Es 
steht alles auf des Messers 
Schneide. Die geheime Mobilma- 
chung soll mittags 14:30 Uhr be- 
ginnen. Aber alles steht noch of- 
fen.« Diese Worte bedeuten aber 
nichts anderes, als daß das Dritte 
Reich sehr wohl noch zum Ver- 
zicht auf den Polenfeldzug bereit 
war. 

Da aber bekanntlich nicht sein 
kann, was nicht sein darf, hat Sö- 
semann bereits angekündigt, in 
einem textkritischen Kommentar 
darzustellen, welche Zuverlässig- 
keit dem Text zuzuordnen ist. Ko- 
misch, es ist nicht bekannt, daß 
dies von. einen etablierten deut- 
schen Historiker auch bezüglich 
des »Tagebuchs der Anne Frank« 
geschehen ist. Nahm sich aber 
ein Forscher des Revisionismus 
dieses Themas an, dann mußte er 
sogar mit einer Anklage wegen 
»Verunglimpfung des Anden- 
kens Verstorbener« oder wegen 
»Beleidigung« rechnen. Mm] 


UdSSR will 
Deutschland 
finanziell 
ausbluten 


Nach diplomatischen Verlautba- 
rungen bereitet die Sowjetunion 
einen Entwurf eines Friedensver- 
trages für Deutschland vor, »der 
es in sich hat«. Zwar wollen die 
Sowjets als Staat auf Reparatio- 
nen verzichten, gleichzeitig soll 
der Vertrag jedoch eine Klausel 
enthalten, wonach »individuelle 
Wiedergutmachung« sehr wohl 
möglich sein soll. Das heißt 


nichts anderes, als daß Millionen 
von sowjetischen Bürgern und 
deren Nachkommen Einzellei- 
stungen für angebliche oder tat- 
sächlich erlittene Schäden des 
Zweiten Weltkriegs beanspru- 
chen könnten. 


Abgewickelt werden soll dies 
über eine Zentralstelle beim 
Moskauer Ministerrat, die dann 
die entsprechenden Forderungen 
bei den deutschen Behörden gel- 
tend machen. Eine ähnliche Lö- 
sung hatte die SPD/FDP-Regie- 
rung unter Bundeskanzler Hel- 
mut Schmidt für rentenberech- 
tigte polnische Staatsbürger aus- 
gehandelt. Die Polen erhielten 
dann die von den Deutschen 
pünktlich gezahlten Gelder acht 
Jahre später in wertlosen Zlotys 
ausgezahlt. 


Wie aus den diplomatischen Ka- 
nälen weiter zu erfahren war, sol- 
len andere osteuropäische Regie- 
rungen, besonders die Jugosla- 
wiens und des wirtschaftlich total 
heruntergekommenen Rumä- 
niens, aber auch die niederländi- 
sche Regierung mit diesem sowje- 
tischen Vorschlag liebäugeln. 
Und kirchliche Kreise aus’ der 
Bundesrepublik sollen bereits 
ihre Unterstützung für derartige 
Wiedergutmachungszahlungen 
angekündigt haben. 


Genscher will 
nach den 
Bundestags- 


wahlen 
Abschied 
nehmen 


Brandheiße Gerüchte ranken 
sich derzeit um Bundesaußenmi- 
nister Hans-Dietrich Genscher. 
Danach will der mit nunmehr 
16 Jahren dienstälteste Außenmi- 
nister der Welt einige Monate 
nach der nächsten Bundestags- 
beziehungsweise. . gesamtdeut- 
schen Wahl seinen Abschied zu- 
mindest von seinem Ministeramt 
nehmen. Unter Umständen 
wolle er jedoch seine Parteiämter 
noch etwas behalten. 


Wie in Bonn verlautet, soll der 
62jährige weitaus kranker sein als 
von ihm und verharmlosenden 
Ärzte-Berichten immer wieder 
dargestellt. Besonders das Herz 


mache dem »Arbeitstier Gen- 
scher« dabei schwer zu schaffen. 
Da er aber aufgrund seiner Popu- 
larität das »Zugpferd« der ED.P. 
sei und parteiintern befürchtet 
wird, daß die Partei ohne ihn in 
ernsthafte Gefahr geriete, die 
Fünf-Prozent-Klausel nicht zu 
überspringen, mobilisiert er der- 
zeit seine letzten Kräfte, um die 


Zeit bis zu den Wahlen einiger- . 


maßen gesund hinter sich zu brin- 
gen. 


Daneben soll noch eine große 
Rolle das Geltungsbedürfnis bei 
Genscher mitspielen. So wolle er 
in die Geschichtsbücher als derje- 
nige eingehen, der die (Teil-)Wie- 
dervereinigung Deutschlands 
festzementierte, unter anderem 
durch den völkerrechtlichen Ver- 
zicht auf die ostdeutschen Ge- 
biete. Wie es heißt, sollen .D.P-- 
Präsidenten Genscher sogar für 
den Friedensnobelpreis vorschla- 
gen wollen, da es nur seinen An- 
strengungen zu verdanken sei, 
daß die »Pufferstelle zwischen 
Ost und West, die jahrzehntelang 
einen ständigen Gefahrenherd 
für den Weltfrieden darstellte, in 
sich zusammenfiel« — was bei ge- 
nauer Analyse natürlich: nicht 
stimmt, vielmehr ist das Gegen- 
teil der Fall -. 


Um dem Wähler aber nicht das 
Gefühl zu geben, er werde für 
dumm verkauft, soll Genscher 


m 


nach den Wahlen erst einmal für - 


einige Monate das Amt weiter- 
führen und dann - je nach Wahl- 
termin — zwischen Mitte und 
Ende 1991 den Ministerposten an 
einen anderen aus der FD.P ab- 
geben. Die Bindung der Ämter 
des Außenministers und des Bun- 
desvizekanzlers an die E.D.P. soll 
bereits vor den Wahlen zur Bedin- 
gung für eine Koalitionszusage 
der Freien Demokraten an die 
CDU gemacht werden. oO 


Möllemann 
droht Union 


Bereits unter bundestagswahltak- 
tischen Gesichtspunkten _ soll 
nach Darstellung Bonner Insider 
der Hinweis des nordrhein-west- 
fälischen FE.D.P.-Parteivorsitzen- 
den, _Bundesbildungsminister 
Jürgen Möllemann, zu verstehen 


sein, die Koalitionsaussage der _ 


F.D.P. zugunsten der CDU habe 
sich bei den letzten fünf Land- 
tagswahlen - Schleswig-Hol- 
stein, Berlin, Saarland, Nieder- 


sachsen und Nordrhein-Westfa- 


len - nicht gelohnt. zwar betonte 
»Mümmelmann« (O-Ton Strauß) 
gleichzeitig, daß dies angesichts 
der »großen Übereinstimmung in 
den Sachfragen« zwar nicht die 
Koalitionsfrage auf Bundes- 
ebene bedeute, sei aber sehr 
wohl so zu verstehen. 


Möllemann, »Genschers Mann 
fürs Grobe« - so ein Bonner Insi- 
der - ‚ sollte damit ersten Druck 
auf die Union ausüben, nach dem 
Motto: »auch andere Mütter ha- 
.ben hübsche Töchter« und so die 
»Mitgift«, spricht Einfluß auf die 
künftige Bundesregierung, nach 
oben treiben. Zwar herrsche bei 
der F.D.P.-Spitze überwiegend 
Einigkeit darüber, daß bei der 
Bundestagswahl alles andere als 
eine Koalitionszusage für die 
Union das politische Aus bedeu- 
ten würde, da es der Wähler nicht 
verstehen würde, wenn wenige 
Monate vorher die Bedingungen 
für die Wiedervereinigung zusam- 
men von Union und F.D.P. ge- 
schaffen werden, diese dan wenig 
später aber mit der SPD Lafon- 
taines, die genau diese Maßnah- 
men scharf verurteilte, zusam- 
mengehen würde, doch ändere 
dies nichts an der theoretischen 
Möglichkeit. Und die Union 
könne, so die ED.P.,, diese Ge- 
fahr nicht in Kaufnehmen. D 


Lex Weizsäcker 
geplant 


Nachdem in der DDR nunmehr 
auch die einseitige Vergangen- 
heitsbewältigung zur polnischen 
Maxime erkoren wurde, ist jetzt 
sogar eine »Lex Weizsäcker« ge- 
plant. Nach den bislang gelten- 
den Vorschriften des Grundgeset- 
zes würde dessen Präsidentschaft 
unweigerlich mit Ablauf seiner 
zweiten Amtszeit im Jahr 1994 
enden. 


Nun soll aber beim Anschluß ge- 
mäß Artikel 23 Grundgesetz die 
Zusatzregel aufgenommen wer- 
den, wonach der betreffende Ar- 
tikel 54 Absatz 2 Grundgesetz, 
der die zeitliche Limitierung des 
Amtes des Bundespräsidenten 
regelt, angesichts der Wiederver- 
einigung zweier zwar nicht de 
jure, so aber doch de facto selb- 
ständiger Staaten nicht gilt. Viel- 
mehr soll nach der in Kürze statt- 
findenden gesamtdeutschen 
Wahl sehr schnell von der Bun- 
desversammlung Weizsäcker als 


gesamtdeutscher Bundespräsi- 
dent gewählt werden und soll des- 
sen Amtszeit wieder bei Null an- 
fangen, so daß er theoretisch 
dem deutschen Volke bis zum 
Jahr 2001 vorstehen könnte. U 


Verzicht auf 
Oberschlesien 


kostet eine 
Billion Mark 


Der Verzicht auf die deutschen 
Ostgebiete jenseits der Oder- 
Neiße-Linie wird die Bundesre- 
publik nach Schätzung von Ex- 
perten mehr als eine Billion 
Mark kosten. Der Übergang der 
staatlichen Hoheitsrechte auf Po- 
len würde nämlich die privaten 
Besitzansprüche der deutschen 
Eigentümer auf ihr Land, Haus 
oder Hof nicht verändern. 


Da auch das Bundesverfassungs- 
gericht das Deutsche Reich in sei- 
nen Grenzen von 1937 für als exi- 
stent bezeichnet hat, würde eine 
Anerkennung der Oder-Neiße- 
Linie als polnische Westgrenze 
eine Enteignung gemäß Artikel 
14 und 15 Grundgesetz bedeuten 
und damit auch eine Entschädi- 
gung bedingen. Und durch den 
Lastenausgleich hat dieser in 
Frage kommende Personenkreis 
bisher lediglich den Verdienstaus- 
fall ersetzt bekommen. 


Bei den betreffenden Gebieten 
handelt es sich um etwa 104000 
Quadratkilometer gleich 104 Mil- 
lionen Quadratmeter Land. Der 
unterste Betrag für eine Entschä- 
digungszahlung wird aber auf 
etwa zehn Mark pro Quadratme- 
ter geschätzt, was einem vom 
Bund und damit von dem Steuer- 
zahler zu zahlenden Gesamtauf- 
wand von rund 1,4 Billionen 
Mark gleichkommt. oO 


KGB gibt 
Details der 
Heß-Mission 
preis 

Der sowjetische Geheimdienst 
KGB hat jetzt erstmals Einzelhei- 
ten über den geheimnisumwitter- 


ten England-Flug von Hitler- 
Stellvertreter Rudolf Heß vom 


ge 


Mai 1941 offengelegt. Die Infor- 
mationen stammten vom briti- 
schen Doppelagenten Philby. 


Danach soll Heß zwei Vorschläge 
Hitlers mitgebracht haben. »Er- 
stens: Wenn Großbritannien neu- 
tral bliebe, werde es von deut- 
schen Luftangriffen verschont... 
und könne unter anderem weiter- 
hin eine dominierende Rolle im 
Nahen Osten spielen. Der zweite 
Vorschlag war: Wenn Großbri- 
tannien auf der Seite der Deut- 
schen kämpfte, würden beide 
Länder in der Lage sein, die Welt 
zum großen Teil unter sich aufzu- 
teilen. Großbritannien würde das 
Empire behalten ... Deutsch- 
land wäre die beherrschende 
Macht in Europa und Nord- 
afrika.« 


Endlich wird nun das bestätigt, 
was ° Revisionismus-Forscher 
schon seit Jahren behaupten, 
nämlich, daß Hitler Frieden mit 
Großbritannien wollte. Dies 
hätte nicht nur Millionen weniger 
Tote auf beiden Seiten bedeutet, 
sondern auch verhindert, daß 
halb Europa in den Einflußbe- 
reich des Kommunismus fiel. 
Gleichzeitig wird nun auch dem 
größten Skeptiker gezeigt, wo die 
Kriegstreiber wirklich saßen. U 


Helmut Kohl in 
der CDU 
unangefochten 


Der im vergangenen Jahr von Tei- 
len der CDU zumindest in 
Grundzügen geprobte Aufstand 
gegen ihren Parteivorsitzenden 
und Bundeskanzler Kelmut Kohl 
ist endgültig zusammmengebro- 
chen. »Der Kanzler steht so fest, 
fester geht es gar nicht«, freuen 
sich dann auch enge Mitarbeiter. 


Kohls erster Schachzug sei die zu 
diesem Zeitpunkt sicherlich nicht 
unproblematische Entlassung 
Geißlers von seinem Posten als 
Generalsekretär gewesen. Sei- 
nem Nachfolger, Rühe, sei es 
dann innerhalb kurzer Zeit ge- 
lungen, die »Aufmupfer« in der 
Parteizentrale unter Kontrolle zu 
kriegen. Das entgültige Aus des 
ohnehin nur noch hinter vorge- 
haltener Hand vorhandenen 
»Mini-Aufstands« seien dann die 
Wahlen dieses Jahres gewesen. 


Zwar habe sich Kohl auf der ei- 


nen Seite über den Verlust der 
Regierungsmehrheit in Nieder- 
sachsen beziehungsweise den nur 
minimalen Stimmenzuwachs in 
Nordrhein-Westfalen geärgert, 
doch habe dies aus seiner Sicht 
auch Vorteile. Die drei Spitzen- 
kandidaten, Albrecht, Süßmuth 
und Blüm, zählten allesamt zu 
seinen Hauptkritikern. Nunmehr 
können diese aber nur noch eins 
machen, »nämlich die Schnauze 
halten«, wie ein CDU-Präside 
ungeschönt gesagt haben soll. U 


Razzia im 
Zigeunerlager 
großer Erfolg 


Die kürzlich erfolgte Razzia in ei- 
nem Kölner Zigeunerlager war 
ein großer Erfolg. So konnten 
drei Verbrecherbosse verhaftet 
werden. Wie der Kölner Polizei- 
sprecher Werner Schmidt er- 
klärte, waren von Januar bis 
März täglich 15 Zigeunerkinder 
bei Einbrüchen gefaßt worden. 
Seit der Razzia seien es dagegen 
»nur« noch drei Kinder täglich 
gewesen. Und während im glei- 
chen Zeitraum alle 14 Tage rund 
200 bis 300 Tageswohnungsein- 
brüche zu verzeichnen gewesen 
waren, seien esin den ersten zwei 
Wochen nach der Durchsuchung 
bei den Zigeunern lediglich 93 ge- 
wesen. Bei den Taschendiebstäh- 
len sehe es ähnlich aus. Hier sei 
die Monatsrate von 28 bis 51 Zi- 
geunerkindern auf nur noch 
sechs Kinder im April zurückge- 
gangen. 


Die Razzia habe den aufgrund 
monatelanger verdeckter Ermitt- 
lungen entstandenen Verdacht 
bestätigt, daß es eine Zusammen- 
arbeit zwischen den Zigeunern 
und Kölner Hehlerbanden gege- 
ben hatte. Mehrere der im Köl- 
ner Lager gefundenen und mitt- 
lerweile identifizierten Schmuck- 
stücke seien sogar bei Einbrü- 
chen in Hamburg und Frankfurt 
gestohlen worden. oO 


— 7 a 


| Deutschland 


Antideutsche 
Mafia voll in 


Aktion 


Siegfried Gärtner 


Nachdem sich die Vereinigung der deutschen Restteile trotz aller in- 
und ausländischen Bremser hoffentlich nicht mehr verhindern läßt, 
tauchten die alten antigermanischen Schlagworte wieder auf. Anstatt 
die Deutschen einmal zu loben, werden sie wieder beschimpft und ver- 


dächtigt. 


In einer eindrucksvollen unbluti- 
gen Revolution haben die Mittel- 
deutschen das stalinistische Re- 
gime gestürtzt und damit die Vor- 
aussetzung für das Ende der Spal- 
tung Deutschlands und Europas 
geschaffen. Sie haben so eine 
Friedenstat ersten Ranges voll- 
bracht; denn 45 Jahre lang hing 
das Damoklesschwert eines krie- 
gerischen Zusammenpralls der 
beiden bis an die Zähne bewaff- 
neten Machtblöcke NATO und 
Warschauer Pakt über Europa. 


Ein Glücksfall 
der Geschichte 


Die Militärgrenze zog sich mit 
Stacheldraht und Minenfeldern 
mitten durch unser Land. Riesige 
Lager mit konventionellen, ato- 
maren, chemischen und biologi- 
schen Waffen waren zu beiden 


Seiten angehäuft. Schon ein 
»nur« konventioneller Krieg 
hätte Mitteleuropa in ein Trüm- 


merfeld verwandelt. 


Und nun diese Wendung, die an 
ein Wunder grenzt, ein seltener 
Glücksfall der Geschichte am 
Ende des Jahrhunderts. Dieses 
Wunder haben selbstverständlich 
die Mitteldeutschen nicht allein 
vollbracht. Wichtige Motoren bei 
der Entwicklung waren die bis 
1980 zurückgehenden Ereignisse 
in Polen und dann vor allem in 
Ungarn. _Grundvoraussetzung 
war weiterhin die Machtüber- 
nahme durch Gorbatschow in der 
Sowjetunion vor fünf Jahren. Wir 
wären die Letzten, die all das 
nicht anerkennen würden. Aber 
das eigentliche Ende der Spal- 
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auf Westeuropa eingeengt, das 
ganze Europa ist anscheinend so 
manchem Westler unheimlich. 


Man macht den 
Deutschen Angst 


Die Amerikaner beeilen sich, im 
»Haus Europa« ein Vorzugszim- 
mer zu beanspruchen, einen 
UÜberwachungsraum. Aber frü- 
her oder später werden sich Rus- 
sen und Amerikaner ganz aus 
Mitteleuropa zurückziehen müs- 
sen. Denn, nicht wahr, die Zeit 
des Kolonialismus ist doch vor- 
bei! 


Nichts gegen die Kanadier, aber 
was machen eigentlich jetzt noch 
kanadische Truppen in Deutsch- 
land? Vor wem oder was sollen 


Bundeskanzler Helmut Kohl an der Seite von Heinz Galinski beim 
Besuch des Konzentrationslagers Auschwitz. 


tung haben unsere Landsleute 
jenseits von Elbe und Werra her- 
beigeführt. Die Not hat sie wie- 
der einmal erfinderisch gemacht. 
Und die Reaktion auf diese Ent- 
wicklung? Die antideutsche Ma- 
fia ist wieder voll in Aktion. Zu- 
nächst wird der Verlust der »Sta- 
bilität« in Europa beklagt. Man 
reibt sich die Augen. Viele Politi- 
ker trauern also der von Stalin 
und Roosevelt in Jalta geschaffe- 
nen »Stabilität« der Spaltung Eu- 
ropas durch »eiserne Vorhänge«, 
Schießbefehl, Mauern und Zer- 
stückelung des deutschen Volkes 
nach. 


Und auch die Militärblöcke hat- 
ten sich so bequem in Mitteleu- 
ropa eingebettet. In beiden Blök- 
ken waren die zwei deutschen 
Teilstaaten so schön »eingebun- 
den«. Der Begriff Europa war 


die uns unberufen schützen? Mit- 
teleuropa als kanadisches Projek- 
torat: Das wäre doch etwas per- 
vers! Die falsche »Sicherheit« der 
Militärblöcke muß verschwin- 
den. Die Revolution in Mittel- 
deutschland machte all dies mög- 
lich. 


Aber schauen wir uns im eigenen 
Land um: Es wäre zu erwarten 
gewesen, daß durch die eingetre- 
tene Entwicklung, durch die völ- 
lig unerwartete Chance zur Ein- 
heit Restdeutschlands, anhal- 
tende Freude, Dankbarkeit, ja 
Jubel aufkommen würde. Diese 
Stimmung herrschte auch in den 
ersten Tagen der Massenbewe- 
gung an der unnatürlichen Teil- 
grenze vor. Zum ersten Mal wie- 
der erlebten die Deutschen, was 
nationale Solidarität sein kann 
oder sein könnte. Aber sehr bald 


verbreiteten die Massenmedien 
überwiegend 
raunzige schlechte Laune, Mies- 
macherei angesichts einer Ent- 
wicklung, für die wir dem Schick- 
sal auf den Knien danken müß- 
ten. 


In ganz Westdeutschland gab es 
keine einzige Demonstration für 
die Einheit des Vaterlandes. Eine 
Schande! 


Es wird so getan, als stellten die 
Deutschen mit der Herstellung 
der Einheit wenigstens ihrer 
Restgebiete eine ungeheure Zu- 
mutung an »Europa«. Man 
macht den deutschen Angst vor 
sich selber. 


In den planmäßig zum national- 
politischen Analphabetentum er- 
zogenen bundesrepublikani- 
schen Massen werden Neidge- 
fühle und Materialismus ange- 
sichts der »enormen Kosten der 
Einheit« geschürt. Den Über- 
siedlern schlägt nach anfängli- 
cher Sympathie Ablehnung und 
manchmal schon Haß entgegen. 
Gewiß, niemand kann ein Inter- 
esse daran haben, daß die 
»DDR« ausblutet. Aber wir soll- 
ten nicht vergessen, daß allein 
diese Übersiedler es waren, die 
den Zug zur Einheit Deutsch- 


lands ins Rollen gebracht haben, . 


gerade auch jene Übersiedler, die 
noch nach der Öffnung der 
Mauer gekommen sind. 


Ungerechtfertigte 
Forderungen an Bonn 


Denn überall waren die Bestre- 
bungen sichtbar, die Entwicklung 
zu bremsen und die Zweistaat- 
lichkeit auf etwas liberalerem 
Polster beizubehalten. Dazu ge- 
hört auch, daß bei den »DDR«- 


“Wahlen am 18. März 1990 gerade 


die Parteien nicht zugelassen wa- 
ren, die, wie die Republikaner, 
stets und überall für die Einheit 
eingetreten sind, während zum 
Beispiel die SPD eben diese Ein- 
heit eine »Lebenslüge« genannt 
hat. Also auch diese Märzwahlen 
waren noch unfrei. 


Grundsätzlich: Die Einheit eines 
großen, bisher getrennten Volkes 
ist mit Geld gar nicht zu bezah- 
len. Dann sollte man einmal die 
astronomischen Kosten zusam- 
menrechnen, die die Spaltung 
während 45 Jahren verursacht 
hat, darunter die sinnlosen Rü- 
stungs-Milliarden. oO 


Mißstimmung, 


“ 


Zionismuns 


Verschärfte 
Hetze gegen 
Deutschland 


Hans Baader 


Das Jahr 1990 wird aus vielen Gründen als eines der bedeutsamsten 
Jahre des 20. Jahrhunderts in die Geschichte eingehen. Dazu gehören 
die ersten freien Wahlen in der DDR seit Ende des Zweiten Weltkriegs, 
die Quasi-Wiedervereinigung der DDR mit der Bundesrepublik und 
der Verzicht eines Bundespräsidenten auf mehr als 100.000 Quadratme- 
ter urdeutschen Landes. Doch ist es auch das Jahr, in dem die zionisti- 
sche Hetze gegen Deutschland immer stärker zunahm und sich einem 


traurigen Höhepunkt nähert. 


Besonders agil sind in diesem Zu- 
sammenhang der Vorsitzende des 
Zentralratess der Juden in 
Deutschland, Heinz Galinski, 
und der von allen Staatsmännern 
hofierte Vorsitzende des 8.000- 
Mann-Vereins namens »Jüdi- 
scher Weltkongreß«, der Whisky- 
milliardär Edgar Bronfman. 
Nicht willens, sich auch nur eine 
Sekunde lang Gedanken über die 
neuesten Forschungsergebnisse 
des Revisionismus zu machen, 
starteten sie eine Kampagne ge- 
gen ein Deutschland, in dem der 
Nationalsozialismus bereits seit 
45 Jahren zu Ende ist, und schü- 
ren Emotionen. Unterstützt wer- 
den sie dabei durch ein willfähri- 
ges Fernsehen, das so geschei- 
terte Historiker wie Eberhard 
Jäckel, der als einziger »bedeu- 
tender« Historiker vehement auf 
die Echtheit der Hitler-Tagebü- 
cher hinwies, in sechs Stunden 
langen Sendungen mit dem be- 
zeichnenden Titel »Der Tod ist 
ein Meister aus Deutschland« zu 
Wort kommen läßt - siehe hierzu 
auch den Artikelüber den mörde- 
rischen Plan der Internationali- 
sten in diesem Heft -. 


Die Geschichte 
als Propaganda 


Besonders lautstark wurden die 
Agitationen gegen Deutschland 
am 22. April, dem Jom Haschoä 
(Tag der Katastrophe, des Völker- 
mordes) und Anfang Mai anläß- 
lich des 45..Jahrestages der Nie- 


derlage des Deutschen Reichs im 
Zweiten Weltkrieg- von unserem 
Bundespräsidenten und der 
DDR-Volkskammerpräsidentin, 
Sabine Bergmann-Pohl, als »Tag 
der Befreiung« gefeiert -. 


Anläßlich einer Gedenkstunde in 
Bergen-Belsen, dessen »Doku- 
mentenhaus« alleine für 4,5 Mil- 
lionen Mark erweitert wurde, 
sagte Galinski, daß dieses Lager 
es gewesen sei, »in dem die Ange- 
hörigen der alliierten Truppen 
schockiert waren vom Anblick 
des Schreckens und in dem sie 
ihre eigene Betroffenheit für die 
ganze Welt und die nachfolgen- 


den Generationen in Filmbildern . 


festhielten«. 


Keine Beachtung fanden die 
Worte des britischen Komman- 
danten der Befreiung des Lagers 
Bergen-Belsen, der, laut Profes- 
sor Diwald, feststellte, daß in den 
Lagern Verbrechen großen Aus- 
maßes nicht vorgekommen 
seien. 


Der traurige 
Höhepunkt 


Galinski betonte weiter, daß eres 
als »besonders schmerzhaft und 
paradox« empfinde, daß es noch 
heute Menschen gebe, »die eine 
Parole wie »Auschwitz-Lüge« ver- 
breiten können, daß es Men- 
schen gibt, die die Echtheit des 
Tagebuchs von Anne Frank be- 
zweifeln«, und daß versucht 


werde, »das Gewicht der began- 
genen Verbrechen zu relativie- 
Ten«. 

Und bei einer Feierstunde in der 
Gedenkstätte Yad Vashem_ er- 
klärte der israelische Minister- 
präsident Shamir, man dürfe die 


Geschichte des Holocausts nicht . 


vergessen. Er »vergaß« aber, daß 
er nach Forschungsergebnissen 
amerikanischer Historiker wäh- 
rend der Zeit des Dritten Reichs 
eng mit nationalsozialistischen 
Politikern kooperierte. 


Das einzige was paradox ist, daß 
weder Galinski noch seine zioni- 
stischen Glaubensbrüder und 
-schwestern noch deutsche Politi- 
ker das Gutachten des einzigen 
amerikanischen Gaskammerex- 
perten, Fred. A. Leuchter, der zu 
dem Schluß kam, in den KL 
Auschwitz, Birkenau und Majda- 
nek habe es keine Vergasungen 
gegeben, nicht schnellstens nach- 
prüfen und sich, bei Feststellung 
der Richtigkeit dieser Untersu- 
chung, freuen, daß viele der tot 
geglaubten Juden überlebt ha- 
ben. - 


Als trauriger Höhepunkt der 
Deutschen-Hetze fand dann erst- 
malig nach Kriegsende im Mai 
wieder eine Jahrestagung des 
zwar kleinen, nichtsdestotrotz 
aber sehr einflußreichen Jüdi- 
schen Weltkongresses in Berlin 
statt. Allerdings gab es zum Ta- 
gungsort Berlin auch Kritik aus 


- Israel, die sich bezeichnender- 


weise wie folgt äußerte: »Das jü- 
dische Volk hat sechs Millionen- 
Gründe, sich einer Wiederver- 
einigung Deutschlands entschlos- 
sen zu widersetzen, 45 Jahre nach 
dem Fall Nazi-Deutschlands ist 
die letzte Zeile der Abrechnung 
zwischen dem jüdischen Volk und 
seinen Peinigern noch nicht ge- 
schrieben.« So die israelische 
Zeitung »Maariv«. 


»Das deutsche Volk 
darf nicht vergessen« 


Und bei dieser Jahrestagung ging 
es dann richtig zur Sache. So for- 
derte Galinski, daß es »für die 
Verbrechen, die in Wannsee ge- 
plant und in Auschwitz in die Tat 
umgesetzt wurden«, keine Frist 


. der Verjährung und des Verges- 


sens geben dürfe. Niemand auf 
dieser Erde habe das Recht, »die 
Täter aus der Verantwortung für 
den Mord an Millionen unschul- 
diger Menschen zu entlassen«. 
Gleichzeitig beklagte er sich, 


warum am 8. Mai 1990 in der 
Bundesrepublik nicht stärker der 
nationalsozialistischen Verbre- 
chen gedacht werde. 


Dem durfte Edgar Bronfman na- 
türlich nicht hinterherstehen. 
»Wir sind hier, weil wir dem 
neuen Deutschland etwas zu sa- 
gen haben«, verkündete er. »Das 
jüdische Volk kann nicht verges- 
sen. Und das deutsche Volk darf 
nicht vergessen.« Deutschland 
müsse für alle Zeiten ein beson- 
deres Verhältnis zu Israel unter- 
halten. Vergeben könnten »nur 
die sechs Millionen ermordeten 
Juden. Aber sie sind tot.« 


Einer der Teilnehmer war natür- 
lich auch Bundeskanzler Helmut 
Kohl, der an die Wort Adenauers 
aus dem Jahr 1951 erinnerte, der 
damals gesagt hatte, es sei die 
»vornehmste Pflicht des deut- 
schen Volkes«, im Verhältnis zum 
Staate Israel und zum Judentum 
den »Geist wahrer Menschlich- 
keit wieder lebendig und frucht- 
bar« werden zu lassen. »Niemals 
darf vergessen werden, daß unter’ 
der nationalsozialistischen Ge- 
waltherrschaft von Berlin aus der 
Völkermord an den europäischen 
Juden vorbereitet und gesteuert 
wurde.« 


.Und während Bergmann-Pohl 


auf einer Sondersitzung der 
DDR-Volkskammer meinte 
»Schuld dürfe niemals vergessen 
und Verantwortung nicht geleug- 
net werden« und »Die Last der 
Geschichte geht über 1945 hin- 
aus«, empfing DDR-Minister- 
präsident Lothar de Maiziere in 
Ost-Berlin sogar die Führung des 
Jüdischen Weltkongresses und er- 
klärte, daß der verbrecherische 
Versuch, die Juden aus dieser Ge- 
schichte »herauszutöten«, fehlge- 
schlagen sei. »Deutschland ohne 
Juden hat es nie gegeben. 
Deutschland gibt es nur mit sei- 
nen Juden, oder es wird Deutsch- 
land nicht geben.« 


Wie sehr es aber um die Demo- 
kratie innerhalb der Juden aus- 
sieht, kennzeichnet folgendes: 
Als »antijüdische Maßnahme in 
Berlin« bezeichnete die Berliner 
jüdische Gemeinde »Adass: Jis- 
roel (Israelische Synagoge)« die 


‚Berliner Tagung, zu der sie eben- 


sowenig wie zum Empfang der 
DDR-Regierung eingeladen 
wurde. Auch wurde ein Antrag 
der Gemeinde zur Aufnahme in 
den Zentralrat der Juden bislang. . 
ignoriert. 
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Zienismus 


Stimmung 


gegen 


Deutschland 


Alfred König 


Das dunkelste Kapitel der deutschen Historie, so zumindest die etab- 
lierte Geschichtsschreibung, ist der Holocaust an den Juden, dem 
sechs Millionen Männer, Frauen und Kinder zum Opfer fielen. Noch 
niemals zuvor und auch nach 1945 habe es etwas Vergleichbares gege- 
ben. Zwar seien schon immer Menschen wegen ihrer Hautfarbe, Reli- 
giosität oder ähnlichem in Massen umgebracht worden, zum Beispiel 
die Indianer, der »fabrikmäßige Massenmord« sei aber erst von den 
Deutschen mit Auschwitz, Majdanek und anderen Todeslagern einge- 
führt worden. Eine Schuld, die niemals gelöscht werden könnte. 


So oder zumindest so ähnlich ist 
es heute in den Geschichtsbü- 
chern rund um die ganze Welt zu 
lesen. Umso erstaunter mußte 
man dann über Äußerungen von 
US-Präsident George Bush Mitte 
April sein. Auf dem Weg zu ei- 
nem Treffen mit der britischen 
‚Premierministerin Margaret 
Thatcher-auf den Bermudas ant- 
wortete Bush laut dpa auf die 
Frage, ob Deutschland der Holo- 
caust vergeben werden sollte: 
»Ich neige zu der Auffassung, wir 
müssen vergeben - nicht verges- 
sen, weilich glaube, daß man aus 
der Geschichte lernt ...« Laut der 
Nachrichtenagentur Reuter er- 
klärte der US-Präsident: »Ich 
neige zu der Auffassung, wir soll- 
ten vergeben, nicht vergessen, 
weil ich daran glaube, daß man 
von der Geschichte lernt ... 
was man nicht falsch machen 
sollte.« Bush betonte, daß dies 
. seine persönliche Auffassung und 
»keine Erklärung im Namen des 
Landes« sei. Die Osterzeit sei 
eine Zeit der Vergebung und der 
Heilung. 


Das Thema ist 
jetzt vergessen 


Was ist der Hintergrund dieser 
Außerungen des amerikanischen 
Präsidenten? Der Bericht des 
einzigen amerikanischen Gas- 
kammerexperten, Fied A. 
Leuchter, wonach es in Ausch- 
witz, Birkenau und Majdanek 
keine Gaskammern gegeben ha- 
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lernt,, 


ben kann, hat weltweit neue Dis- 
kussionen zu diesem Thema auf- 
kommen lassen. Der britische Hi- 
storiker David Irving hat seine 
früheren Außerungen zu diesem 
Thema revidiert und erklärt 
heute, es habe niemals Vergasun- 
gen gegeben, vielmehr seien 
diese von den Briten ausgeheckte 
Propaganda gegen Deutschland. 


Da Bush nunmehr die Möglich- 
keit erkennt, daß früher oder spä- 
ter entsprechende Untersuchun- 
gen die Richtigkeit des Leuchter- 
Gutachtens bestätigen könnten, 
damit dann aber ein Aufschrei 
durch die deutsche Bevölkerung 
gehen würde, was zu einem 
neuen Nationalgefühl und dem 
Streben nach Lösung aus der 
amerikanischen Umklammerung 
und damit zu einer Verringerung 
des amerikanischen Einflusses 
auf die Bundesrepublik führen 
könnte, versucht der US-Präsi- 
dent nunmehr, das Gerede zu die- 
sem Thema durch die »internatio- 
nale Vergebung« zum Schweigen 
zu bringen. In der Hoffnung, daß 
dann auch die Wirkung der Revi- 
sionisten beziehungsweise das In- 
teresse an deren Forschungser- 
gebnissen in Deutschland nach- 
läßt, nach dem Motto: »Das 
Thema ist jetzt gegessen«! 


Das Problem 
sitzt tiefer 


Bush hat die Rechnung aber 
ohne den Wirt, in diesem fall der 


Vertreter des Zionismus, . ge- 
macht. Diese denken nämlich gar 
nicht an »Vergebung«, sondern 
schüren vielmehr das Feuer im- 
mer aufs neue an. 


So schrieb jetzt Arnold Forster, 
der 47 Jahre den Posten eines Ge- 
neralanwalts in der Anti-Defama- 
tion League (ADL) der jüdi- 
schen B’nai B’rith-Loge inne 
hatte, im amerikanischen »Pent- 
house« einen Essay mit dem Ti- 
tel: »Ist die Schonzeit für Juden 
vorbei« (»Is the no-hunting sea- 
son on jews over?«). Das US- 
Penthouse hat eine Weltauflage 
von fünf Millionen Stück und 
wird, im Gegensatz zum mehr 
oder weniger deutschen Po- und 
Busen-Blättchen »Penthouse« in 
den USA und weltweit durchaus 
auch wegen seiner oftmals hoch- 
interessanten und sehr gut recher- 
chierten Hintergrundberichte ge- 
lesen. Von daher ist der Einfluß 
einer Veröffentlichung in diesem 
Magazin nicht zu unterschätzen. 


Nachdem Forster darauf hinwies, 


daß es bei den Juden große Vor- 
behalte und auch Ängste gegen 
die deutsche Wiedervereinigung 
gebe, stellte er die Fragen: »Gibt 
es eine aktuelle Basis für diese jü- 
dischen Vorbehalte? Gibt es 
nicht substantielle Untersuchun- 
gen, daß die Deutschen ihre hi- 
storische Schuld erkannt haben 
und sich dafür entschieden ha- 
ben, etwas derartiges nie wieder 
zu erlauben?« Einen Absatz spä- 
ter weist Forster dann daraufhin, 
daß es angeblich auch heute noch 
»bedeutsame und störende Be- 
weise für deutschen Antisemitis- 
mus« gibt (»significant and 
disturbing evidence of german 
anti-Semitism«). 


Und das Problem sitzt nach An- 
sicht Forsters tiefer, als es man- 
che Fehlleistungen deutscher Po- 
litiker, so der von Kohl Reagan 
aufgezwungene Besuch eines Sol- 
datenfriedhofs in Bitburg, auf 
dem auch SS-Angehörige begra- 
ben sind, vermuten ließen. »So 
unglaublich es klingt, da gibt es 
respektierte Intellektuelle, Auto- 
ren und weitere Personen, die 
nunmehr immer öfter öffentlich 
die Schuld verteidigen. West- 
Deutschland hat eine Menge die- 
ser Leute. Ihre Ansichten - eine 
hartnäckige Verweigerung, diese 
Schuld einzugestehen und von 
ihr zu lernen - ist augenfällig in 
einem Schwall von Nazi-Verteidi- 
gung aus den Federn hochkaräti- 
ger konservativer deutscher Hi- 


storiker. Die Absicht ist die Ver- 
teidigung der deutschen Wehr- 
macht und der Millionen ziviler 
Helfer, die das nationale Rück- 
grat des: Hitler-Regimes bilde- 
ten.« Diese Autoren würden den 
Holocaust lediglich als »Anord- 
nung eines unbeschreiblichen 
Verbrechens« bezeichnen. 


Deutschland aus der 
Sicht der B’nai B’rith 


Forster erwähnt, daß es (Stand 


Juni 1986) in der Bundesrepublik 
78 neonazistische Gruppierun- 
gen mit 22.500 Mitgliedern gege- 
ben habe. So ist es nach Ansicht 
Forsters auch keine Überra- 
schung, daß 2.000 Neonazis 1982 . 
an dem Begräbnis Rudels teil- 
nehmen konnten und dabei die 
»Nazi-Hymne »Deutschland- 
lied«« (»Nazi hymn »Song of Ger- 
many««) singen konnten. Nur ei- 
nen Monat später hätten dann 
Skinheads in Frankfurt randa- 
liert. Damit übereinstimmend 
(»in harmony«) habe der baden- 
württernbergische Finanzmini- 
ster einer SS-Panzer-Veteranen- 
Vereinigung die Gemeinnützig- 
keit zuerkannt. 


Danach geht der B’nai-B’rith- 
Angehörige auf die jüngsten 
Wahlerfolge der Republikaner 
ein und kommt zu dem Zwischen- 
fazit, daß die Vorbehalte »der 
Handvoll Überlebenden der 
westdeutschen jüdischen Ge- 
meinde« bei den Bildern, als 
»eine Flut freudetrunkener Ost- 
Berliner durch in die Mauer ge- 
schlagene Öffnungen nach West- 
Berliner strömte«, wohl nur zu 
verständlich seien. Zumal viele 
der 30.000 in der Bundesrepublik 
lebenden Juden ihre jüdische Ab- 
stammung geheim hielten, da sie 
festgestellt hätten, daß dadurch 
das Leben für sie einfacher sei. 


Danach stellt Forster den in der 
DDR vorhandenen und auch von 
der ehemaligen Regierung prak- 
tizierten Antisemitismus ausführ- 
lich dar und gelangt zu der Ein- 
schätzung, daß, sollte die Bevöl- 
kerung zu der Meinung gelan- 
gen, daß die Politik des Halbju- 
den Gysi gefährlich sei, sich dies 
negativ auf alle Juden nieder- 
schlagen würde. Forster verstei- 
gert sich sogar zu der Meinung: 
»Und wenn er plötzlich Extremi- 
sten zu sehr irritieren sollte, 
könnte er sogar meuchlings er- 
mordet werden (he could actu- 
ally be assassinated«).« 


Forster verweist darauf, daß auch 
der bisher letzte jüdische Mini- 
ster, Walter Rathenau, 1923 von 
Rechtsextremisten ermordet 
wurde. »Und diese Möglichkeit 
kann auch heute nicht leichtfertig 
beiseite geschoben werden. Die 
terroristische Rote Armee Frak- 
tion ... ist auch heute noch sehr 
lebendig.« Da muß doch die 
Frage erlaubt sein, was die RAF 
mit den nationalen Kräften in der 
Bundesrepublik zu tun hat? Oder 
will Forster bei den uninformier- 
ten amerikanischen und anderen 
ausländischen Lesern nur diesen 
Eindruck erwecken? 


Überbetonung 
einiger Vorfälle 


Wenig später läßt Forster Pfarrer 
zu Wort kommen, die beklagen, 
daß in viel zu wenigen Kirchen in 
Deutschland an die Verbrechen 
an den Juden erinnert, daß einige 
diesbezügliche Tafeln nur gegen 
massive Opposition angebracht 
werden konnten und, wie Rainer 
Grauner, Chef der Evangeli- 
schen Akademie in Ost-Berlin, 
sagte, es »auch heute noch in der 
Kirche eine anti-jüdische Tradi- 
tion« gebe. 


Danach weist Forster darauf hin, 


daß jedoch auch in vielen ande- 


ren Ländern Europas starke anti- 
semitische Kräfte vorhanden 
seien, so etwa in Frankreich mit 
der »Nationalen Front« Jean-Ma- 
rie Le Pens, der sowjetischen Pa- 
myat-Bewegung, aber auch in 
niedrigen Rängen der sowjeti- 
schen Regierung, in Polen, und 
auch in Ungarn seien nach der im 
Dezember des vergangenen Jah- 
tes erfolgten Öffnung des Landes 
viele häßliche Dinge neu entstan- 
‘den, darunter auch Antisemitis- 
mus. 


Im Namen der 
DDR-Bürger 


Zwar würden sich auch viele Ju- 
den über die Entwicklung hin zu 
einem einigen Deutschland 
freuen, doch bestünden nach wie 
vor große Ängste. Was sie jedoch 
am meisten beunruhigte, seien 
Äußerungen ganz normaler Men- 
schen, wie beispielsweise die ei- 
nes Frankfurter Theater-Direk- 
tors auf Kritik von Juden an der 
geplanten Aufführung eines 
Theaterstückes (gemeint ist ein 
Schauspiel Rainer Werner Faß- 
binders; der Verfasser), der sei- 


nerzeit sagte: »Wissen sie nicht, 


‚daß die Schonzeit für Juden vor- 


bei ist?« 


Das Essay Forsters ist nichts an- 
deres als ein zugegebenermaßen 
geschicktes Aneinanderreihen 
einiger weniger antisemitischer 
Vorfälle sowie die Überbetonung 
einer angeblichen starken neona- 
zistischen Szene in Deutschland. 
Jeder, der über die wahren deut- 
schen innenpolitischen Verhält- 
nisse nicht informiert ist - und 
wer ist dies in fernen Ländern, 
speziell in den USA -, muß 
zwangsläufig zu dem Schluß kom- 
men, daß es nach wie vor einen 
starken Antisemitismus in der 
Bundesrepublik gibt. 


Und dieser Druck der Juden 
zeigt auch bereits erste Erfolge. 
So verabschiedete die DDR- 
Volkskammer auf ihrer konstitu- 
ierenden Sitzung eine Erklärung, 
daß durch Deutsche in der Zeit 
des Nationalsozialismus den Völ- 
kern der Welt »unermeßliches 
Leid zugefügt worden« sei. Diese 
Schuld dürfe niemals vergessen 
werden. »Im Namen der DDR- 
Bürger« bekannte sich das Parla- 
ment der DDR zur Mitverant- 
wortung für Demütigung, Ver- 
treibung und der Ermordung von 
sechs Millionen Juden. 


»Wir empfinden Trauer und 


Scham und bekennen uns zu die-: 


ser Last der deutschen Ge- 
schichte. Wir bitten die Juden in 
aller Welt um Verzeihung. Wir bit- 
ten das Volk in Israel um Verzei- 
hung für Heuchelei und Feindse- 
ligkeit der offiziellen DDR-Poli- 
tik gegenüber dem Staat Israel 
und für die Verfolgung und Ent- 
würdigung. jüdischer Mitbürger 
auch nach 1945 in unserem 
Lande«, hieß es weiter. Gleich- 
zeitig wurde versprochen, für 
eine »gerechte Entschädigung 
materieller Verluste« einzutre- 
ten. 


Wie man unschwer erkennen 
kann, hat also die neue DDR-Re- 
gierung einen fast noch größeren 
Kotau als die Bundesregierun- 
g(en) vor dem Zionismus ge- 
macht. Denn daß ein anderes 


freigewähltes Parlament auf der‘ 
- Erde angesichts der vielen gravie- 


renden neuen Erkenntnisse revi- 
sionistischer Historiker eine der- 
artige oder ähnliche Unterwer- 
fungserklärung gleich zu wel- 
chem Thema abgeben würde, 
darf getrost angezweifelt werden. 
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Man heuchelt 
wie Bonn 


„Hans Baader 


Wenn diese Ausgabe von CODE erscheint, tritt auch die Wirtschafts- 
und Währungsunion zwischen der Bundesrepublik und der DDR in 
Kraft. Der erste Schritt der besonders von nationaler Seite begrüßten 
(Teil-)Wiedervereinigung Deutschlands. Doch keimten auf nationaler 
Seite auch andere Hoffnungen auf, nämlich daß sich nunmehr in der 
DDR aufgrund der dortigen Erfahrungen aus erster Hand mit dem Sta- 
linisums eine starke nationale Kraft herausschälen würde, die dann 
auch in der Bundesrepublik zu der längst überfälligen Einigung aller 
wahrhaft nationalen Kräfte führen würde. 


Und erste Ansätze hierzu ließ die 
Deutsche Soziale Union (DSU) 
erkennen, die gerade zu Beginn 
ihrer politischen Tätigkeit stark 
auf die nationale Komponente 
setzte. Doch scheint sich dies aus 
heutiger Sicht um reine Wahltak- 
tik gehandelt zu haben. Denn 
nicht nur, daß die nationalen 
Töne nunmehr fast ganz ver- 


stummt sind, nein, die DDR-Po- 


litiker übertrefen mit ihrer einsei- 
tigen »Vergangenheitsbewälti- 
gung« teilweise sogar noch »un- 
sere« bundesdeutschen »Volks- 
vertreter« und sprechen damit, 
genau wie hier, am wirklichen 
Willen des Volkes vorbei. 


Selbstanklage des 
deutschen Volkes 


Einige wenige Beispiele, die ex- 
emplarisch für viele andere ste- 
hen, sollen dies kennzeichnen. 
Besonders die Präsidentin der 
DDR-Volkskammer, Sabine 
 Bergmann-Pohl (CDU), kann 
sich die Hand mit Bundespräsi- 
dent Richard von Weizsäcker rei- 
chen. Beide haben nichts anderes 
als die Selbstanklage des deut- 
schen Volkes im Sinn. 


So sagte Bergmann-Pohl bei ei- 
ner Sondersitzung der Volkskam- 
mer anläßlich des 45. Jahrestags 
des Endes des Zweiten Welt- 
kriegs, daß der 8. Mai 1945 für 
alle Völker Europas, auch für das 
deutsche Volk, ein Tag.der Befrei- 
ung von der nationalsozialisti- 
schen Gewaltherrschaft gewesen 
war. Genau wie von Weizsäcker 


»vergaß« jedoch auch sie die. 


Konsequenzen dieser »Befrei- 
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ung«, die so aussahen, daß viele 
Millionen Deutsche in den dar- 
auffolgenden Monaten und Jah- 
ren ein Opfer des mordenden, 
brandschatzenden und vergewal- 
tigen Pöbels wurden. 


Der 8. Mai sei ein Tag, an dem sie 
sich in Trauer vor den Opfern des 
Krieges und der Gewaltherr- 
schaft verneige. Schuld dürfe nie- 
mals vergessen und Verantwor- 
tung nicht geleugnet werden. Die 
Last der Geschichte gehe über 
1945 hinaus. Dann erinnerte sie, 
ohne auch nur mit einem einzi- 
gen Wort auf die neuesten For- 
schungsergebnisse des Revisio- 
nismus und besonders die Unter- 
suchungen Leuchters und Irvings 
einzugehen, an die »sechs Millio- 
nen ermordeten Juden«. 


Vor der Sondersitzung der Volks- 
kammer hatte Bergmann-Pohl 
am sowjetischen Ehrenmal in 
Berlin-Treptow und an der Ge- 
denkstätte für den polnischen 
Soldaten und den deutschen Wi- 
derstandskämpfer im Berliner 
Friedrichshain Kränze niederge- 
legt. Ein deutscher Soldaten- 
friedhof war ihren Besuch dage- 
gen nicht wert! 


Bekenntnis zur 
Mitverantwortung 


Bereits Mitte April hatte die 
DDR-Volkskammer ein 
kenntnis zur Mitverantwortung 
für das Leid der Juden in der NS- 
Zeit abgelegt. So hieß es in der 
Erklärung wörtlich: »Wir bitten 
die Juden in aller Welt um Verzei- 
hung. Wir bitten das Volk in Is- 


Be- 


rael um Verzeihung für Heuche- 
lei und Feindseligkeit der offiziel- 
len DDR-Politik gegenüber dem 
Staat Israel und die Verfolgung 
und Entwürdigung jüdischer Mit- 
bürger auch nach 1945 in unse- 
rem Lande.« 


Gleichzeitig wurde ein erster Mil- 
lionenbetrag als Art Wiedergut- 
machung an die Juden gezahlt. 
Weitere Millionen, wenn nicht 
gar Milliarden werden wohl mit 
der Zeit folgen, denn einer »ge- 
rechten Entschädigung« hat die 
Volkskammer schon zugestimmt. 


DDR-Ministerpräsident Lothar 
de Maiziere, ebenfalls CDU, er- 
klärte bei einem Empfang von 
Vertretern des Jüdischen Welt- 


- kongresses: Der verbrecherische 


Versuch der Nazis, die Juden aus 
dieser Geschichte »herauszutö- 
ten«, sei fehlgeschlagen. 
»Deutschland ohne Juden hat es 


- nie gegeben. Deutschland gibt es 


nur mit seinen Juden, oder es 
wird Deutschland nicht geben.« 
Doch der »Schatten von Ausch- 
witz liegt über uns«, meinte de 
Maiziere weiter. 


Bezeichnend auch die Antworten 
des Vorsitzenden der Partei »De- 
mokratischer Aufbruch«, Pfarrer 
Rainer Eppelmann, der gleich- 
zeitig auch »Minister für Abrü- 
stung und Verteidigung« ist, beim 
»Fragebogen« des »FAZ-Maga- 
zins«. Auf die Frage »Welche ge- 
schichtlichen Gestalten verab- 
scheuen sie am meisten« antwor- 
tete Eppelmann: »Adolf Hitler 
und Adolf Eichmann.« Nicht Sta- 
lin, unter dessem von der ehema- 
ligen DDR-Führung perfektio- 
niertem Terrorregime er jahr- 
zehntelang verfolgt worden sein 
will, oder dessen Statthalter 
Erich Honecker oder Nikolai Ce- 
aucescu wurden. genannt. Als 
seine Lieblingstugend nannte Ep- 
pelmann dann interessanter- 
weise: »Gerechtigkeit«! 


»Sein Engagement 
sei rein verbal« 


Der Innenminister der DDR, der. 
der DSU angehörende Peter-Mi- ' 
chael Distel, hat kürzlich sogar 


die früheren Stasi-Leute gelobt 
und will auf deren Mitarbeit nicht 
verzichten. »Sie können schie- 
ßen, sind diszipliniert und besit- 
zen möglicherweise noch Waf- 
fen.« In den Köpfen dieser Leute 
habe sich viel geändert, lediglich 


ihre Körper seien noch gleich. 
Zudem brauche die DDR jetzt ei- 
nen starken und selbstbewußten 
Polizeiapparat, damit die kata- 
strophale Situation im Lande 
nicht in Terror und Gewalt eska- 
liere. Der Regierungsbevoll- 
mächtigte zur Auflösung der 
Stasi, Fischer, warf dem DDR-In- ' 
nenminister: dann auch »man- . 
geindes Interesse an der Zer- 
schlagung der Geheimpolizei« 
vor. »Sein Engagement sei rein 
verbal«, sagte Fischer. 


Bei der SPD sieht esnicht anders . 
aus. So sprach sich DDR-Außen- 
minister Meckel bereits am Tag 
seines Amtsbeginns dafür aus, - 
die Oder-Neiße-Linie schnellst- 
möglich als polnische Westgrenze - 
anzuerkennen. »Sonst sähen sich 
die vier Alliierten gezwungen, 
sich selbst mit der Frage zu be- 
schäftigen.« Von Souveränität 
hat dieser Mann anscheinend 
noch nichts gehört. Und DDR- 
Finanzminister Romberg war‘ - 
noch mehrere Wochen nach 
Übernahme seines Ministeriums 
nicht in der Lage - oder willens -, 
der Bundesregierung die ge- : 
nauen Zahlen über den Finanz- 
status der DDR zu geben. 


Justizminister wurde bezeichnen- 
derweise der Liberaldemokrat 
Kurt Wünsche, der in den härte- 
sten DDR-Zeiten zwischen 1965 
und 1972 bereits diesen Posten 
inne hatte. Unter seiner Amtszeit 
beschloß die Volkskammer am 
12. Januar 1968 die Einführung 
eines neuen Strafgesetzbuches 
sowie einer neuen Strafprozeß- 
ordnung. Beide »Rechtstexte« 
waren nach Ansicht von Politolo- 
gen in Substanz und Ausführung 
nichts anderes als Ermächti- 
gungsgesetze und Terroranleitun- 
gen, deren Hauptzweck in der 
Verhinderung von Menschen- 
rechten in der DDR bestanden 
habe. Charakteristisch für dieses 
neue Strafgesetzbuch sei unter 
anderem die extensive Andro- 
hung der Todesstrafe bei politi- 
schen Delikten gewesen. 


Diesen wenigen Beispielen könn- 
ten noch unzählige von anderen 
folgen, doch reichen diese bereits 
aus, wohl auch dem allerletzten 
deutlich aufzuzeigen, daß in der 
DDR genau die gleiche Clique 
das sagen hat, die auch bereits 
die bundesrepublikanische Poli- 
tik beherrscht. Ihr Ziel ist die an- 
dauernde Selbstanklage des deut- 
schen Volkes oder mit einem 
Wort, die»Umerziehung«. D 


Richard von Weizsäcker 


Nachtrag zum 
Polen-Besuch 


Alfred König 


Bei »unserem« Bundespräsidenten war man in der Vergangenheit 
schon einiges gewohnt. Angefangen vom »Tag der Befreiung«, der der 
8. Mai 1945 angeblich gewesen sein soll, über die Verharmlosung der 
"Vertreibung durch seine Bezeichnung der »erzwungenen Wander- 
schaft« bis hin zu seiner Tätigkeit als Gesellschafter der Robert-Bosch- 
Stiftung. Den bislang eklatantesten Verstoß von Weizsäcker gegen das 
bundesdeutsche Grundgesetz stellte aber seine im Mai durchgeführte 


Reise nach Polen dar. 


Gemäß der bundesdeutschen 
Verfassung kommt dem Bundes- 
präsidenten lediglich eine reprä- 
sentative Aufgabe zu. Er hat also 
mit Ausnahme der Überprüfung 
von Gesetzen auf ihre Verfas- 
sungsmäßigkeit und der daran an- 
schließenden Gegenzeichnung 
keinerlei gestaltende oder gar die 
Bundesrepublik bindende Ent- 


scheidungsbefugnis. Hält ein 
Bundespräsident sich nicht 
daran, dann stellt dies einen Ver- 
fassungsbruch dar. 

Ein Bundespräsident 
macht Politik 


Und genau dies tat Richard von 
Weizsäcker, indem er in seiner 
Tischrede in Warschau die polni- 
sche Regierung bat, »ohne Vor- 
behalte darauf zu vertrauen, daß 
die Grenzfragen zwischen uns in 
ihrer Substanz unwiderruflich ge- 
klärt sind« und im Zuge der deut- 
schen Vereinigung die nötige Ver- 
tragsform erhielten. Zu diesen 
Äußerungen ist von Weizsäcker 
verfassungsmäßig aber nicht legi- 
timiert, zumal er damit unmittel- 
bar in die Politik eingreift. 


Zwar könnte er sich theoretisch 
immer damit herausreden, letzt- 
endlich nur seine Meinung ver- 
treten zu haben und in diesem 
Sinne Einfluß auf die Bundesre- 
gierung nehmen zu wollen, de 
- facto stellen seine Außerungen 
aber eine völkerrechtliche Quasi- 
Bindung dar. Denn man stelle 
sich das internationale Geschrei 
vor, falls die Bundesregierung 
plötzlich eine andere Meinung 
vertreten würde. 

Davon abgesehen stellt sich in 


diesem Zusammenhang ohnehin 
die Frage, ob die Regierungen 
der DDR und der Bundesrepu- 
blik beziehungsweise die Regie- 
rung eines (teil-)wiedervereinig- 
ten Deutschlands zu einem Ver- 
zicht auf die-jahrhundertealten 
deutschen Ostgebiete berechtigt 
ist. Denn das Bundesverfassungs- 
gericht spricht in seinem berühm- 
ten Urteil aus den siebziger Jah- 
ren davon, daß dies nur ein ge- 
samtdeutscher Souverän könne, 
das Deutsche Reich bis dato aber 
völkerrechtlich fortbestehe. 


Die Betonung liegt dabei auf 
dem Wort gesamtdeutsch, denn 
unter Gesamtdeutschland fallen 
auch die Ostgebiete. Folglich 
müßten dann also auch die dort 
lebenden Deutschen befragt wer- 
den, beziehungsweise da ihnen 
die Bildung einer eigenen Vertre- 
tung von den Polen noch immer 
untersagt ist, die. Vertriebenen- 
verbände und andere Organisa- 
tionen, wie etwa die Notverwal- 
tung des Deutschen Ostens. 


_ Unbedingten Verzicht 


kann es nicht geben 


In aus Schlesien an hier lebende 
Verwandte gerichteten Schreiben 
geht aber eindeutig hervor, daß 
die große Mehrzahl der in der 
polnischen Besatzungszone le- 
benden Deutschen einen »An- 
schluß« an Polen ganz eindeutig 
ablehnt. Mit welchem Recht ma- 
Ben sich dann die bundesdeut- 
schen und auch nicht besseren 
DDR-Politiker an, den Zusam- 
menschluß von West- und Mittel- 
deutschland als Wiedervereini- 
gung Deutschlands zu bezeich- 


nen und gleichzeitig auf mehr als 


100.000 Quadratkilometer ur- : 


deutsches Land zu verzichten? 


Zweifellos hatte von Weizsäcker 
Recht, als er forderte, daß Gren- 
zen zukünftig ihren trennenden 
Charakter verlieren, diese viel- 
mehr durchlässig werden sollen. 
Von daher wäre eine Art Abtre- 
tung an Polen im Sinne des Welt- 
friedens zu verantworten gewe- 
sen, wenn dies mit der Schaffung 
umfassendster Rechte für die 
dort lebenden Deutschen einher- 
gegangen wäre, beispielsweise 
durch eine Freihandelszone oder 
einer Zollunion mit der Bundes- 
republik für die in Schlesien le- 
benden Deutschen. Doch wur- 
den im Gegenteil noch Ende 
April 2.000 Exemplare der Ver- 
triebenenzeitschrift »Schlesische 
Nachrichten« beschlagnahmt. 
Ein unbedingter Verzicht kann 
und darf aber niemals hingenom- 
men werden. 


Doch war dies nicht das einzige 
Fettnäpfchen, in das »unser« 
Bundespräsident während seiner 
Polenreise getreten war. So war 
von ihm kein Widerspruch zu hö- 
ren, als der Führer der Solidar- 
nosc, Lech Walesa, ihn herzlichst 
im »polnischen Danzig« be- 
grüßte. Auch forderte von Weiz- 
säcker Walesa nicht auf, sich öf- 
fentlich für seine kurz vorher ge- 
äußerte rassistische Deutschen- 
hetze zu entschuldigen. 


Drohung mit der 
totalen Vernichtung 


Walesa, der, das darf nicht ver- 
gessen werden, Träger des Frie- 
densnobelpreises ist, hatte näm- 
lich Anfang April in einem Inter- 


- view mit der holländischen Zeit- 


schrift »Elsevier« laut der franzö- 
sischen Nachtrichtenagentur 
»AFP« im Anschluß der Erklä- 
rung, daß er allen Grund habe, 
sich wegen der deutschen Vereini- 
gung Sorgen zu machen, folgen- 
des erklärt: »Ich schrecke selbst 
nicht vor einer Erklärung zurück, 
die mich in Deutschland unpopu- 
lär macht. Wenn die Deutschen 
erneut Europa in der einen oder 
anderen Art destabilisieren, 
sollte man nicht mehr zu einer 
Aufteilung Zuflucht nehmen, 
sondern dieses Land einfach von 
der Landkarte ausradieren. Der 
Osten und der Westen besitzen 
die notwendige fortgeschrittene 
Technologie, um diesen Urteils- 
spruch durchzuführen.« 


Man stelle sich einmal vor, ein 
deutscher Politiker hätte sich 
ähnlich über Polen geäußert, das 
schließlich durch seinen russi- 
schen Landraub ein destabilisie- 
render Faktor in den zwanziger 
Jahren und durch sein Verhalten 
bezüglich des Korridors nach 
Danzig letztendlich Auslöser des : 
Zweiten Weltkriegs war. 


Und nicht genug, daß Polen nicht 
nur bereits mehrere Milliarden 
Mark an Wiedergutmachung und 
ähnlichem erhielt sowie sich 
deutsches Land mit einem Wert 
von mehreren Billionen Mark so- 
wie Privatvermögen von rund 20 
Milliarden Mark unrechtmäßig 
einverleibte, fordert die polni- 
sche Regierung nun weitere Wie- 
dergutmachungszahlungen in 
dreistelliger Milliardenhöhe. 
Und trotz der zuerst geäußerten 


„Weigerung von Bundeskanzler 


Kohl, diesen Forderungen nach- 
zukommen, soll dies verklausu- - 
liert nun doch geschehen. 


War bislang von den Grünen und 
der SPD geplant, in der Bundes- 
republik eine Stiftung einzurich- 
ten, die Geld an die »vom NS-Re- 
gime zur Arbeit Gezwungenen« 
verteilen sollte, was Union und 
FDP nach wie vor ablehnen, soll 
nun aber eine diesbezügliche Stif- 
tung in Polen eingerichtet wer- 
den, die Mittel für »soziale Här- 
tefälle« geben solle. In dieser 
Stiftung könnten sowohl staatli- 
che als auch private Gelder einge-: 
zahlt werden. Dies könnte nach 
den Überlegungen »nicht als eine 
Form von Entschädigung oder 
Reparätionen« angesehen wer- 
den. Vielmehr wäre es eine aus- 
schließlich soziale Angelegen- 
heit. 


Wie sehr die polnische Führung 


an Großmannssucht leidet, kann 
auch an Außerungen von Staats- 
präsident Jaruzelski erkannt wer- 
den. Dieser hatte die Frage auf- 
geworfen, »warum sich auf dem 
Gebiet der heutigen DDR nicht 
auch polnische Truppen und sol- 
che anderer ostmitteleuropäi- 
scher Länder befinden könnten, 
die von Anfang an auf seiten der‘ 
Alliierten gekämpft haben und 
einen bedeutenden Beitrag zum 
Sieg über den Hitler-Faschismus 
geleistet haben.« 


Kurz vor dem Weizsäcker Besuch 
rief Jaruzelski die polnische Ju- 
gend auf, die Oder-Neiße-Linie 
notfalls »mit ihrem Blut« zu ver- 
teidigen. 
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Banker- 
Journal 


3,12 Billionen 
Dollar betragen 
die US- 
Schulden 


Bis Ende September dieses Jah- 
res werden sıch die kumulativen 
Haushaltsschulden der amerika- 
nischen Bundesregierung auf 
3,12 Billionen belaufen. Eine Bil- 
lion sind 1000 Milliarden oder 
eine Million Millionen. Aber das 
ist nur die »amtliche« Höhe der 
Schulden, das heißt Verbindlich- 
keiten, die die amerikanische Re- 
gierung »im Haushaltsplan auf- 
führt«. 


Die US-Regierung unterhält 
mehrere sogenannte Treuhand- 
fonds, aber wie sie damit umge- 


gangen ist war alles andere als 


treuhänderisch. Das ist deswe- 
gen so, weil sie diese als Milch- 
kühe für Bargeld benutzt und da- 
von ausgeht, daß, wenn- sie ein- 
fach Darlehen daraus aufnimmt 
anstatt sie direkt zu plündern, sie 
nicht des Diebstahls bezichtet 
werden kann. 


Der Sozialversicherungs-Treu- 
handfonds ist der bekannteste 
von ihnen, andere sind die Stra- 
ßBen- und Luftfahrt-Treuhand- 
fonds. Der Gesamtbetrag der 
»UÜberschüsse« in diesen Fonds - 
das heißt, die Gelder auf die be- 
reits ' Darlehen aufgenommen 
worden sind - beläuft sich auf 135 
. Milliarden Dollar. Dabei handelt 
es sich um Darlehensaufnahmen 
»außerhalb : des Haushaltspla- 
nes«, die nicht in dem offiziellen 
Defizit des Haushaltes enthalten 
sind. 


Und da die Sicherheitsleistungen 
der amerikanischen Regierungen 
für Spar- und Darlehenskassen 
weiter fortschreitet, belaufen 
sich die offiziellen Schätzungen 
dieser Gesamtkosten jetzt bereits 
auf 500 Milliarden Dollar. Wenn 
dieser Betrag direkt aus dem 
Haushalt finanziert werden 
müßte, dann würde dadurch jede 
Hoffnung, das durch die Gramm- 
Rudman-Verordnung festgelegte 
Ziel von 64 Milliarden Dollar für 
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das Steuerjahr 1991 zu erreichen, 
zunichte gemacht werden. 


Die Beseitigung der über den 
Häuptern der Amerikaner 
schwebenden Pensionskassen- 
krise wird auch Dutzende von 
Milliarden Dollar verschlingen. 
Das Gramm-Rudman-Defizitziel 
für das laufende Steuerjahr be- 
trägt 110 Milliarden Dollar. Das 
echte Defizit — das heißt, der 
wirkliche Betrag der innerhalb 
und außerhalb des amerikani- 
schen Haushaltes aufgenom- 
mene Darlehen - beläuft sich auf 
276 Milliarden Dollar. 


Die Zinsen auf die Staatsschul- 
den verschlingen derzeit 280 Mil- 
liarden Dollar pro Jahr, was in 
etwa der Höhe des tatsächlichen 
Haushaltsdefizits pro Jahr ent- 
spricht. Das sind fast 23 Prozent 
des Gesamtjahreshaushaltes der 
USA von 1,2 Billionen Dollar. 


Jeder amerikanische Mann, Frau 
und Kind in den USA schuldet 
dem Staat bei gleichmäßiger Auf- 
teilung der offiziellen Schulden 
12480 Dollar. Nimmt man die au- 
ßerplanmäßigen Darlehensauf- 
nahmen aus den Treuhandfonds 
und die halbe Billion Dollar, die 
zur Sanierung der Spar- und Dar- 
lehenskassen gebraucht werden, 
hinzu, dann belaufen sich die 
Pro-Kopf-Schulden auf beinahe 
15020 Dollar. 


Ein kurzes konkretes Beispiel da- 
für, wieviel eine Billion Dollar 
sind: Wenn man jeder Person in 
San Francisco eine Million Dollar 
geben und jeder Person in China 
- Bevölkerung 1069628000 Men- 
schen — ein Fahrrad kaufen 
würde, dann hätte man nur ein 
Dreiviertel von einer Billion aus- 
zugeben. 


Der von US-Präsidenten George 
Bush für das Steuerjahr 1991 dem 
amerikanischen Kongreß vorge- 
legte Haushaltsplan sieht 1,2 Bil- 
lionen Dollar vor. DO 


Viel Luft im 
DDR-Staats- 
haushalt 


Der Staatshaushalt der DDR 
hatte in der Vergangenheit sy- 
stembedingt ein großes Gewicht 


- innerhalb der Gesamtwirtschaft. 


Im Zuge der geplanten Wirt- 


schafts-, Währungs- und Sozial- 
union ist die Reform des staatli- 
chen Finanzsystems unabding- 
bar. Auf einige Posten im DDR- 
Etat kann dann voraussichtlich 
verzichtet werden. 

Durch das System der zentralen 
Planwirtschaft fiel dem Staat in 
der DDR eine dominierende 
Rolle zu. Dies schlug sich auch 
bei den Haushaltsausgaben nie- 
der: Im Januar 1988 betrug das 
öffentliche Ausgabevolumen der 
DDR 269,5 Milliarden Mark - 
das entspricht einer Staatsquote 
von rund 77 Prozent der gesam- 
ten wirtschaftlichen Leistung. 
Zum Vergleich: In der Bundesre- 
publik belief sich die Staatsquote 
1988 gerade auf 46,7 Prozent. 
Nun muß der DDR-Staatshaus- 
halt allein schon aus ordnungs- 
und fiskalpolitischen Gründen 
umstrukturiert und entschlackt 
werden. Ein Rechenbeispiel an- 
hand des Staatshaushaltes von 
1988 zeigt: Das Staatbudget kann 
auf 89,5 Milliarden Mark verrin- 
gert werden. 


Damit reduziert sich die DDR- 
Staatsquote auf nur noch 25,5 
Prozent — unter Berücksichti- 
gung der Sozialversicherungs- 
Haushalte auf 36 Prozent. Bei 
der Schlankheitskur stehen vor 
allem drei Posten zur Disposi- 
tion: 


Preissubventionen. Mit der er- 
warteten Freigabe der Preise für 
Güter des privaten Verbrauchs 
fallen Preissubventionen weg. 
Allein zur Preisstützung von Le- 
bensmitteln zahlte die Staats- 
kasse 1988 etwa 31,9 Milliarden 
Mark. 


Dieser Betrag kann künftig er- 
satzlos gestrichen werden. Glei- 
ches gilt für die Subvention von 
Gebrauchsgütern des privaten 


. Konsums, die weitere 11,9 Mil- 


liarden Mark verschlangen. 


Die Fahrpreise für öffentliche 
Verkehrsmittel wurden mit insge- 
samt fünf Milliarden Mark bezu- 
schußt. Doch zumindest der Nah- 
verkehr wird auch nach der Preis- 
reform. nicht ohne staatliche Un- 
terstützung auskommen - ähn- 
lich wie in der Bundesrepublik. 
Die Höhe der verbleibenden 
Zahlungen läßt sich derzeit je- 
doch noch nicht abschätzen. 


Zudem gewährt der DDR-Fiskus 
den Bürgern für eine Reihe wei- 
terer Ausgaben des täglichen Be- 
darfs eine finanzielle Unterstüt- 


zung — wie Strom-, Gas-, Wasser- 
versorgung und Müllabfuhr. Sie 
schlägt mit insgesamt 5,2 Milliar- 
den Mark zu Buche. Künftig 
könnten eigenständige Versor- 
gungseinrichtungen gebildet und 
die Ausgaben damit aus dem 
Staatshaushalt ausgegliedert wer- 
den. 


Sozialversicherung. In der DDR 
laufen auch Renten- und Kran- 
kenversicherung ausschließlich 
über den allgemeinen Staatshaus- 
halt. Das Ausgabevolumen die- . 
ses Postens belief sich im Jahr 
1988 auf 36,3 Milliarden Mark. 


Künftig werden sich, wie in der 
Bundesrepublik, eigene Kassen 
bilden, so daß erhebliche Mittel 
nicht mehr unter den Staatshaus- 
halt fallen. Einen Teil der Ausga- 
ben zur Rentenversicherung 
deckt voraussichtlich ein Bundes- 
zuschuß. Außerdem wird der 
Staat weiterhin selbst Ausgaben 
für öffentliche Einrichtungen des 
Gesundheitswesens wie Gesund- 
heitsämter aufbringen müssen. 
In Anlehnung an bundesdeut- 
sche Verhältnisse reduziert sich 
der Kürzungsbetrag auf rund 31 
Milliarden Mark. 
Investitionszuschüsse. Aus dem 
DDR-Staatshaushalt werden zu-. 
dem erhebliche Zuschüsse für In- 
vestitionen einschließlich For- 
schung und Entwicklung an Wirt- 
schaftsunternehmen _ geleistet. 
Das Deutsche Institut für Wirt- 
schaftsforschung Berlin schätzt 
diesen Betrag auf 98,9 Milliarden 
Mark. 

Aber: Die Belastung der Be- 
triebe mit Abgaben war gleichzei- 
tig konfiskatorisch hoch. Mit 
dem Abbau dieser Steuern und 
Fonds-Abgaben kann die öffent- 
liche Investitionshilfe fast voll- _ 
ständig eingestellt werden. 


Auch hier wird allerdings ein 
Restbetrag der staatlichen Förde- 
rung bestehen bleiben. In der 
Bundesrepublik machen die ent- 
sprechenden Investitionszu- 
schüsse 1988 rund ein Prozent des 
Bruttosozialproduktes aus. 


Darüber hinaus wird es auch eine 
finanzielle Entlastung bei den 
staatlichen Personalausgaben ge- 
ben, die jedoch in der Spar-Rech- 
nung nicht enthalten ist. Dage- 
gen müssen Ausgaben beispiels- 


weise für die vom Bund zu lei- 


stende Arbeitslosenhilfe oder die 
Sozialhilfe der Gemeinden neu in 
den Staatshaushalt eingeplant 
werden. DO 


Die Probleme 
mit den 
US-Sparkassen 


Der Kundenbericht der Makler- 
firma Prudential-Bache an der 
Wall Street für die dritte April- 
Woche ließ sich des längeren und 
breiteren über die Pläne der 
Bush-Regierung für die Neuord- 
nung der amerikanischen Finanz- 
märkte von oben nach unten aus. 


Unter. Bezugnahme auf den 
Staatssekretär des US-Finanzmi- 
nisteriums, Robert Glauber, der 
als Schlüssel-Mitglied von Bra- 
dys geheimer »Finanzmarkt-Kri- 
senmannschaft« identifiziert 
wird, spricht Prudential-Bache 
davon, die Spar- und Darlehens- 
kassen zu Banken zu fusionieren. 

- Zweitens soll das Büro zur Über- 
‘ wachung der Sparsamkeit abge- 
schafft werden, ferner die Versi- 
cherungsdeckungsmittel der 
Spa- und Darlehenskassen, 
FSLIC, mit denen für Handels- 
banken, FDJC, vereinigt werden. 
Die Bankeinlagenversicherungs- 
summe von 100000 Dollar pro 
Konto soll auf-50000 Dollar ge- 
kürzt werden. Das Glass-Stea- 
‚gall-Gesetz der dreißiger Jahre, 
das den amerikanischen Banken 
untersagt mit Wertpapieren zu 
handeln, muß aufgehoben wer- 
den. 


Der US-Finanzminister »Brady 
ist derart besorgt über die Zah- 
lungsschwierigkeiten der ameri- 
kanischen Spar- und Darlehens- 
kassen und darüber, daß der 
Bund noch weiteren Finanzla- 
sten ausgesetzt wird, daß er die 
Finanzindustrie unter Gleichstel- 
lung mit der Gesetzgebung der 
dreißiger Jahre von oben nach 
unten überholen will«, heißtesin 
dem Bericht. m) 


Japanische 
Investitionen 
steigen 
beständig 


Japanische High-Tech-Investitio- 
nen in die Grundindustrie wach- 
sen und sind weiterhin lukrativ, 
heißt es in einem Artikel der 
»New York Times«. Japan führt 
jetzt absolut gesehen bei Kapital- 


anlagen vor allen anderen Län- 
dern. Obwohl Japans Wirtschaft 
nur 60 Prozent der amerikani- 
schen Wirtschaft ausmacht, inve- 
stieren die Japaner jetzt 750 Mil- 
liarden Dollar pro Jahr in neue 
Anlagen und Ausrüstungen - 
sage und schreibe 24 Prozent des 
landesweiten Ausstoßes = im Ver- 
gleich zu 500 Milliarden Dollar, 
die die Vereinigten Staaten anle- 
gen, etwa zehn Prozent des Brut- 
tosozialprodukts. 


Während amerikanische Firmen 
oft investieren, um den Ausstoß 
zu expandieren, neigt Japan 
dazu, sich auf neue Produkte und 
auf neue produktionsfördernde 
Technologien zu konzentrieren. 


»Es ist etwas beunruhigend«, 
sagte Kenneth S. Courtis von der 
Deutschen Bank in Tokio. »Wir 
erleben zur Zeit, daß Japan sich 
zum neuen Produkten-Laborato- 
rium für die gesamte Welt entwik- 
kelt.« 


Die »Times« berichtete, daß Ja- 
pans industrielle Führung nach 
dem Plaza-Hotel-Abkommen 
von 1985 ganz bewußt eine Ent- 
scheidung getroffen habe, die 
darauf abzielt, ihre internatio- 
nale Handelsdominanz zu unter- 
laufen, um somit einen Ausgleich 
für die Verschiebung der Wechsel- 
kurse durch das Einpflügen von 
Geldern in kostenreduzierende 


Geldanlagen zu schaffen. Wäh- ' 


rend das Land High-Tech-Ge- 
biete wie Mikrochips und Elek- 
tronik erstmals bearbeitet hat, 
bleiben auch die Investitionen in 
Produktionen wie Stahl und 


Schiffsbau weiterhin hoch. m) 


Tschechen 
schaffen Grund- 
lagen für den 
Kapitalismus 


Das tschechisch-slowakische Par- 
lament berät über Gesetzent- 
würfe, die den Eigentumsstatus 
im Land verändern und die ge- 
setzlichen Rahmenbedingungen 
für den industriellen Kapitalis- 
mus bereiten sollen. 


Eine Anderung der Verfassung 
wurde verabschiedet, mit der Pri- 
vateigentum anerkannt und ihm 
die gleichen gesetzlichen Garan- 
tien gewährt werden, die das 


Staats- und Kollektiveigentum 
schützen. Vom 1. Mai an können 
Privatfirmen ohne Höchstbe- 
grenzung der Belegschaftsstärke 
oder der Kapitalhöhe gegründet 
werden. Aktiengesellschaften 
können ohne vorherige Geneh- 
migung durch den Staat ins Le- 
ben gerufen werden. Ausländi- 
sche Investoren dürfen entweder 
in bestehende oder neue Firmen, 
darunter staatseigene Unterneh- 
men, die in Aktiengesellschaften 
verwandelt werden sollen, inve- 
stieren. 


Die Regierung hat die von den 
Arbeitgebern zu zahlenden 
Kranken- und Sozialversiche- 
rungsbeträge von 15 auf 25 Pro- 
zent erhöht und beschlossen, daß 
der Staat in Bereichen der natio- 
nalen Interessen wie das Trans- 
portwesen, die Fernverbindun- 
gen, Wasser, Energie und einige 
große Industriekonzerne - etwa 
ein Drittel des Produktionssek- 
tors — die Oberhand über die Fir- 
men behält, und außerdem jede 
»wilde Privatisierung« zurückge- 
wiesen. D 


Vereinte 
Nationen: Kein 
Marshall-Plan 


für Osteuropa 


Für Osteuropa soll es keinen 
Marshall-Plan geben, heißt es in 
der Schlußfolgerung eines von 
der Wirtschaftskommission der 
Vereinten Nationen herausgege- 
benen Berichts. 


In dem Bericht wird dahinge- 
hend argumentiert, daß die Län- 
der Osteuropas nicht in der Lage 
wären eine solche Hilfe zu ver- 


"kraften, obwohl die von 24 westli- 


chen Ländern vorgeschlagenen 
Gelder weiter unter den 65,4 Mil- 
liarden Dollar - nach dem heuti- 
gen Stand - liegen, die Europa 
aus dem Marshall-Plan zugeteilt 
wurden. 


In dem Bericht wird entgegen ei- 
ner gesunden Wirtschaftspolitik 
behauptet, daß Schenkungen auf 
ein Mindestmaß beschränkt und 
technische Hilfeleistungen - die 
die Volkswirte der UN als wirt- 


- schaftlich, juristisch, institutional 


spezifizieren, und andere Ge- 
meinkosten, die dazu beitragen 
sollen, verläßliche Statistiken zu 


erzielen, die vorgeblich für eine 
Marktwirtschaft unerläßlich sind 
- an die erste Stelle treten soll- 
ten. m 


Zwei- bis 
fünftausend 
kommunis- 
tische Agenten 
arbeiten 

in der BRD 


Nach internen vertraulichen 
Schätzungen des Bundesnach- 
richtendienstes (BND) sind trotz 
»Perestroika« und Öffnung der 
innerdeutschen Grenzen noch 
immer 2000 bis 5000 kommunisti- 
sche Agenten in der Bundesrepu- 
blik tätig. Einige dieser Agenten 
sollen nach wie vor aus der DDR 
geführt werden, während der 
Großteil vom sowjetischen KGB 
übernommen worden sein soll. 


Politisch gibt es derzeit allerdings 
harscheste Kritik am BND, nach- 
dem bei Durchsicht der Stasi-Ak- 
ten immer mehr Erkenntnisse zu- 
tage treten, wonach der Stasi jah- 
relang alle möglichen Telefonap- 
parate anzapfte und die Gesprä- 
che mithörte, selbst wenn diese 
nicht über Richtfunkleitungen 
geführt wurden. f 


Hierzu waren aber neben hoch- 
wertigstem elektronischem Ge- 
rät, das zum Teil sogar in der . 
Nähe der Telefonapparate instal- 
liert werden mußte, auch »leib- 
haftige Spione« notwendig. Im- 
mer häufiger muß sich der BND 
deshalb die Frage gefallen lassen, 
warum ihm nichts auffiel und wie 
effektiv er überhaupt arbeitete? 
Ein hoher Politiker soll den BND 
auf einer Vorstandsitzung sogar 
als »Faultier im Dornröschen- 
schlaf« bezeichnet haben. Oo 


Deutsche Bank 


Der Umgang 


mit der 


Wahrheit 


Günther Jansen 


Der Einfluß der Großbanken nicht nur auf die deutsche Wirtschaft, 
sondern auf den gesamten deutschen Staat ist unumstritten und auch 
durch viele Fakten abgesichert. Auf ihrer Mitte Mai stattgefundenen 
Hauptversammlung stellte sich die Deutsche Bank jetzt aber quasi als 
»Wohltäter der Menschheit« dar. Auf Lobhudeleien, besonders der 
»professionellen« Vertreter der sogenannten Aktionärsschutzgemein- 
schaften, wurde ausführlich eingegangen, kritische und nicht zu wider- 
legende Ausführungen. wurden dagegen mit zwei pauschalen Sätzen 


abgestritten. 


Die diesjährige Hauptversamm- 
lung stand unter besonderen Vor- 
zeichen. Die immer näherkom- 
mende Wiedervereinigung mit 
der DDR brachte das Thema der 
Altbanken wieder neu auf die Ta-. 
gesordnung. Viele Redner, die 
noch vor wenigen Jahren die so- 
genannten Restquoten in Bausch 
und Bogen verdammten und als 
unseriöses Spekulantenpapier 
darstellten, änderten nun flugs 
‘ihre Meinung und bedrängten 
den Vorstand, die mittlerweile in 
den bundesdeutschen Handelsre- 
gistern gelöschte Muttergesell- 
schaft der jetzigen Deutschen 
Bank wieder aufleben zu lassen. 


Hauptstreitpunkt 
war Girmes 


Hauptstreitpunkt der in Essen 
stattgefundenen Hauptversamm- 
lung war jedoch das Thema Gir- 
mes. Kurz gesagt, hatte sich zwi- 
schen einer stattlichen Aktionärs- 
opposition und der Verwaltung 
des in Liquidätsschwierigkeiten 
geratenen Grefrather Textilkon- 
zerns eine heftige Kontroverse 
über die Sanierung der Girmes 
AG entzündet. Während die Ban- 
: ken, und hier allen voran die 
Deutsche Bank, wollten, daß die 
Aktionäre auf 60 Prozent ihres 
Aktienkapitals verzichten soll- 
ten, waren die um den Herausge- 
ber des »Effecten-Spiegel«, 
Bolko Hoffmann, gescharten Ak- 
tionäre nur zu einem 4Oprozenti- 
gen Verzicht bereit - nachdem sie 
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vorher nur auf 20 Prozent ver- 
zichten wollten - und wollten die 
Banken, die durch mangelnde 
Aufsichtspflicht wesentliche Mit- 
schuld an der Misere von Girmes 
trugen, stärker ins Obligo neh- 
men. 


Im Endeffekt betrug die Diffe- 
renz zwischen beiden Gruppen 
zehn Millionen Mark, die zudem 
mehr oder weniger nur ein rein 
buchhalterischer Vorgang waren. 
Wie zu erfahren war, soll der Vor- 
stand auch bereit gewesen sein, 
den Kompromißvorschlag der 
Aktionäre anzunehmen, was 
dann daran scheiterte, so jeden- 
falls Hoffmann, daß das Vor- 
standsmitglied der Deutschen 
Bank, Ulrich Cartellieri, der 
auch dem Aufsichtsrat der Gir- 
mes AG angehörte, in diesem 
Fall gedroht haben soll, alle Kre- 
dite sofort fällig zu stellen — was 
ebenfalls zum Konkurs geführt 
hätte. Auch sagte er, der Pen- 
sionssicherungsverein (PSV), 
der seinen Teil zur Sanierung bei- 
tragen wollte, sei dazu nur bereit, 


wenn das ursprüngliche Sanie- . 


rungskonzept angenommen 
würde - was sich später in einem 
Interview mit dem PSV-Vor- 
standsmitglied Paulsdorff als Un- 
wahrheit herausstellte. 


Die fettesten Brocken 
fürs Großkapital 


Kurz nach Konkursanmeldung 
wurde dann eine Auffanggesell- 


schaft, die Girmes GmbH, ge- 
gründet, die die gesunden Fir- 
menteile der alten AG über- 
nahm. Und bereits im ersten Mo- 
nat nach Gründung der GmbH 
arbeitete Girmes wieder mit Ge- 
winn. Nach Ansicht von Hoff- 
mann ein klarer Fall, wo sich das 
Großkapital untereinander die 
fettesten Brocken zuschob - man 
erinnere sich nur an den Chemie- 
verwaltung/Gelsenberg-Skandal 

der Dresdner Bank -. 


Zwar hatte Hoffmann Klage ge- 
gen Cartellieri auf Schadenersatz 
eingereicht, doch wurde diese ab- 
gelehnt, da in der Bundesrepu- 
blik ein aktionärsfeindliches Ge- 
setz es dem Einzelaktionär ver- 
bietet, von sich aus gegen den 
Aufsichtsrat oder Vorstand tätig 
zu werden. Dies könne nur durch 
Vorstand/Aufsichtsrat oder den 
Konkursverwalter erfolgen. Der 
Bundesgerichtshof. schloß sich 
dieser Rechtssprechung an und 
wies die Klage Hoffmanns ab - 
der jetzt damit vor das Bundes- 
verfassungsgericht und den Euro- 
päischen Gerichtshof gehen will 
-. In der Sache wurde aber gar 
nicht entschieden, weil hierfür 
überhaupt keine Veranlassung 
bestand. 


Cartellieri sowie Deutsche Bank- 
Vorstandssprecher Hilmar Kop- 
per, auf der Hauptversammlung 
von Hoffmann nochmals mit den 
Vorwürfen konfrontiert, wollten 
hiervon jedoch nichts wissen. 


Hoffmann habe »in einer rheto- 


risch. brillanten Rede« nur Un- 


wahrheiten aneinandergefügt, 
die Deutsche Bank habe sich im 
Falle Girmes vollkommen richtig 
verhalten und nur das Beste des 
Unternehmens im Sinne gehabt. 


Ein Fall von 
Machtmißbrauch 


Dabei liegen CODE Auszüge aus 
der Prozeßakte, darunter meh- 
rere Eidesstattliche Versicherun- 
gen eines »Effecten-Spiegel«-Re- 
dakteurs über die von ihm geführ- 
ten Gespräche mit Girmes-Chef 
Klimant und PSV-Vorstand 
Paulsdorff vor. Interessanter- 
weise hat Paulsdorff zwar eine 
Anzeige gegen diesen Redakteur 
wegen der »Verletzung der Ver- 
traulichkeit des nichtöffentlich 
gesprochenen Wortes« — nach ei- 
nem Ein-Stunden-Ielefon-Inter- 
view — gestellt, das Verfahren 
wurde im übrigen eingestellt, 


aber nicht der Richtigkeit des ver- 
öffentlichten. Gesprächs-Inhalts 
widersprochen. 


Doch nicht nur Hoffmann, son- 
dern auch mehrere andere Aktio- 
näre warfen der Deutschen Bank 
einen Machtmißbrauch im Falle 
Girmes vor. Ein anderer Aktio- 
när sorgte für Heiterkeit, als er, 
an Cartellieri gewandt, erklärte, 
wenn keine Absicht hinter dem 
Girmes-Konkurs stand, dann 
weise dies auf Unfähigkeit oder 
Dummheit hin, und dann Cartel- 
lieri fragte: »Was sind Sie denn 
nun: Unfähig oder dumm?« Hier- 
auf erhielt er aber -leider - keine 
Antwort. 


Doch nicht nur im Falle Girmes,, 
sondern auch bei der von der 
Deutschen Bank forcierten Fu- 
sion zwischen Daimler und MBB 
warfen viele Aktionäre dem größ- 
ten deutschen Geldhaus Macht- 
mißbrauch vor. Interessant ist, 
was Kopper hierzu sagte: Die : 
Deutsche Bank habe noch nie- 
mals auf ein Unternehmen, 
selbst wenn sie bei diesem mehr- 
heitlich beteiligt oder zumindest 
größter Einzelaktionär sei, Ein- 
fluß auf deren Geschäftsgebaren 
ausgeübt. 


Zum Thema Altbank sagte Kop- 
per, daß seine Bank nicht laut 
schreiend in der DDR ihr ver- 
meintliches Recht auf Rückgabe 
alten Eigentums verlange. Eins 
muß klargestellt werden: Eigen- 
tümer ist die Bank nur mittelbar, 
in Wirklichkeit gehört die Bank 
den Aktionären. Von daher kön- 
nen auch nur diese bei derart ho- 
hen, in die hunderte Millionen 
oder gar Milliarden Mark gehen- 
den Beträgen -darüber entschei- 
den, ob die Bank »laut schrei- 
end« ihr Recht verlangt oder 
nicht. Doch sie wurden nicht ge- 
fragt -— und durch das Depot- 
stimmrecht sichern sich die Ban- 
ken untereinander die Mehrhei- 
ten. 


Zu große Konsequenzen 
fürs Gericht 


Äußerst empört reagierte Kop- 
per, dessen Augen selbst dann 
noch eiskalt gucken, wenn er lä- 
chelt, als Hoffmann angesichts 


. der durch das Depotstimmrecht 


bei den Abstimmungen zustande 
kommenden 99,xy-Mehrheiten 
dieses mit den früher in der DDR 
üblichen sogenannten Honecker- 
Mehrheiten verglich. Schließlich 


sei die Deutsche Bank, so jeden- . 


falls Kopper, ein demokratisches 
Unternehmen. Da stellt sich die 
mehr als nur philosophische 
Frage, ob die perfekte Diktatur 
nicht diejenige ist, die ihre Ab- 
stimmungsberechtigten in dem 
Glauben läßt, sie könnten mit ih- 
rem Votum wirklich etwas bewe- 
gen? 

Auf die Anregung eines Aktio- 
närs, die Altbank wieder an der 
Börse einzuführen, wies der 
Deutsche Bank-Chef darauf hin, 
die Gerichte hätten höchstrich- 
terlich die Richtigkeit der Lö- 
schung bestätigt. Doch wie sah 
die Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts aus? Die Verfas- 
sungshüter nahmen die Klage gar 
nicht erst zur Entscheidung an, 
weil es, so der 1. Senat, dahinge- 
stellt bleiben könne, ob das erste 
Großbankengesetz von 1952 mit 
der Verfassung übereinstimme 
oder nicht, denn es habe eine 
sehr restriktive Anordnung der 
Alliierten gelockert. 


Zur Erinnerung: Dieses Gesetz 
wurde vom Bundestag beschlos- 
sen, vom Bundesrat bestätigt und 
vom Bundespräsidenten gegen- 
gezeichnet. Also muß es sich 
auch an der Verfassung orientie- 
ren. Tut es dies nicht, muß es 
eben vom Bundesverfassungsge- 
richt aufgehoben werden. Doch 
den Richtern waren wohl die 
Konsequenzen zu groß! 


Wie sehr sich die »Deutsche 
Schutzvereinigung für Wertpa- 
pierbesitz« (DSW), deren Präsi- 
dent bezeichnenderweise der 
Vorsitzende der FDP, Graf 
Lambsdorff, und deren stellver- 
tretender Präsident ebenfalls be- 
zeichnenderweise der Anwalt der 
Großbanken, Gerold Bezzenber- 
ger, ist - im Vorstand dieser Klei- 
naktionärs-»Schutzvereinigung« 
sind unter anderen der Vorstands- 
vorsitzende der Albingia-Versi- 
cherung, Herbert Singer, der 
Vorstandsvorsitzende Kaufhof, 
Jens Odewald, und der Vor- 
ständsvorsitzende der SMS 
Schloemann-Siemag AG, Hein- 
rich Weiss, dafür aber kein einzi- 
ger Kleinaktionär tätig -, und die 
Deutsche Bank die Bälle gegen- 
einander zuschoben, zeigt folgen- 
des Beispiel. Ein gewisser Herr 
Schreib von der DSW vergaß 
beim Thema Altbank nicht dar- 
auf hinzuweisen, daß selbst bei 
etwaigen Entschädigungszahlun- 
gen an die Altbank diesen Beträ- 
gen auch noch Forderungen an 
die Altbank gegenüberstünden. 


Kopper bedankte sich dann auch 
in seiner Antwort auf die - un- 
wichtigen — Fragen Schreibs auf 
diesen Hinweis und erklärte, al- 
leine die Neubank habe eine For- 
derung von rund zehn Millionen 
Mark an die Altbank, da ohne 
Zuschüsse seitens der Neubank 
überhaupt keine Abwicklung der 
Altbank möglich gewesen wäre. 
Man stelle sich vor: Da gebraucht 
die Neubank ohne auch nur ei- 
nen Pfennig Lizenzgebühren ge- 
zahlt zu haben, jahrzehntelang 


Kleinaktionäre 
sind Dreck 


kostenlos den Namen der Alt- 
bank - »höchstrichterlich« durch 
eine negative Feststellungsklage 
der Neubank gegen die Altbank 
bestätigt, wobei berücksichtigt 
werden muß, daß zwischen den 
Vorständen beider Institute Per- 
sonalunion bestand; Motto 
»Eine Krähe hackt der anderen 
keine Krone aus« -, behandelt 
die Kleinaktionäre wie den letz- 
ten Dreck - zahlte aber gleichzei- 
tig dem Multimillionär Hermann 
D. Krages Millionen für sein 
25prozentiges Paket an Altbank- 
aktien - und hat dann noch die 
Unverfrorenheit, wo jetzt even- 
tuell die Möglichkeit besteht, 
daß die Kleinaktionäre zumin- 
dest einen geringen Teil des von 
ihnen gezahlten Preises zurücker- 
halten, auch noch zehn Millionen 
Mark der Altbank zu fordern. 


Interessant zu beobachten beim 
Hauptversammlungs-Verlauf war 
auch, daß die Redner, die dem 
Vorstand entweder Honig ums 
Maul schmierten, oder beson- 
ders problematische Themen, 
wie beispielsweise Girmes und 
Altbank, nur oberflächlich an- 
schnitten und die Punkte, auf die 
es wirklich ankommt, außer acht 
ließen, als erste das Wort ergrei- 
fen durften. Durch die Beantwor- 
tung dieser 08/15-Fragen hatte 
Kopper dann aber später die 
Möglichkeit zu sagen »Auf das 
Thema Girmes, Altbank etc. bin 
ich schon eben eingegangen, so 
daß ein nochmaliges Eingehen 
hierauf nicht mehr notwendig 
ist« - und er nutzte dies auch 


mehrmals aus. 


Kurzum, die Hauptversammlung 
der Deutschen Bank erinnerte 
eher an Münchhausens Märchen- 
stunde. Das fatale daran war nur, 
daß der Großteil der Anwesen- 
den darauf reingefallenit!' D 


Trilaterale Kommission 


Profit aus 
der Umwelt 


James P. Tucker 


Die Trilaterale Kommission, die die Unvermeidlichkeit einer Verringe- 
rung der Rüstungsgewinne wegen der Entspannung zwischen Ost und 
West wohl oder übel akzeptieren muß, unternimmt derzeit Schritte, 
ihre Verluste zu verringern, indem sie die Säuberung der Umwelt als 
Neuland zur Finanzmanipulation fordert. Die Trilateralen trafen sich 
im April in Washingtons Park Hyatt Hotel, wo sie neue Anweisungen 


und Richtlinien diskutierten. 


Außer die Umwelt auf ihre Profit 
erzeugende Tagesordnung zu set- 
zen und gleichzeitig Verteidi- 
gungsausgaben so hoch zu hal- 
ten, wie die Toleranz der Offent- 
lichkeit es zuläßt, verkündeten 
die Trilateralen auch eine neue 
Dringlichkeit, das Geld der Steu- 
erzahler nach Mexiko und andere 
lateinamerikanische Länder zu 
transferieren. 


In Lateinamerika 
winkt der Profit 


Es war das erste Mal, daß die Tri- 
lateralen überhaupt ein spezifi- 
sches Interesse an Lateinamerika 
gezeigt haben, das über dessen 
bloße Einordnung in ihre Dritte- 
Welt-Tagesordnung hinausging. 
Dieses Interesse besteht darin, 
Milliarden von Dollar — meistens 
von deutschen und amerikani- 
schen Steuerzahlern — in die 
Schuldnerländer zu pumpen, so 
daß sie den Strom von Zinsen zu 
den internationalen Banken in 
Gang halten können. 


Der amerikanische Verteidi- 
gungsminister Richard Cheney 
versprach den Trilateralen wäh- 
rend seiner »inoffiziellen« Rede, 
die Stationierung amerikanischer 
Truppen in Europa beizubehal- 
ten. Dies wurde persönlich von 
David Rockefeller während eines 
Telefongesprächs bestätigt: »Er 
(Cheney) sagte, >die Truppen 


bleiben« «, äußerte Rockefeller. 


Keine Protokolle 
über die Gespräche 


Alle Gespräche fanden hinter 
verschlossenen Türen statt und 


wurden »nicht protokolliert«, ein 
Verfahren das Rockefeller vor 
Eröffnung der dreitägigen Sit- 
zung auf einer Pressekonferenz 
verteidigte. 


»Wenn die Sitzungen der Presse 
zugänglich wären, dann hätten 
wir es schwer«, weil die interna- 
tionalen Finanzleute und politi- 
schen Führungspersönlichkeiten 
dann nicht in der Lage wären 
»frei zu reden«, sagte Rockefel- 
ler. Die mächtigsten Leute der 
Welt sprechen daher schon seit 
Gründung der ‘Gruppe 1972 
»frei« und inoffiziell. 


Mit der Begründung, daß die Tri- 
lateralen eine Weltpolitik betrei- 
ben, die alle Menschen betrifft, 
Nationen unter Druck setzen, 
ihre Entscheidungen zu überneh- 
men und somit öffentlich Ge- 
schäfte hinter verschlossenen Tü- 
ren betreiben, scharf angespro- 
chen, sagte Rockefeller die 
Gruppe bemühe sich nicht, »Re- 
gierungen zu beeinflussen«. 


»Einzelne Mitglieder der Trilate- 
ralen Kommission mögen wohl 
mit führenden Regierungsbeam- 
ten sprechen«, aber die Organisa- 
tion »hat zu den anstehenden Fra- 
gen niemals Stellung bezogen«, 
sagte Rockefeller. ° 


Einflußnahme 
auf die Politik 


Aber ein anderer Funktionär der 
Trilateralen räumte in einem Ge- 
spräch mit unserem Korrespon- 
denten ein, daß die Kommission 
in der Tat versucht, Regierungen 
zu beeinflussen, sich ihrer Politik 
anzuschließen. 
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»Die betreffenden Leute haben 
hohe Regierungspositionen inne. 
Die Kommission hat ihr eigenes 
Prestige«, meinte Bill Perry, der 
sagte, er habe bei einem Bericht 
über Lateinamerika die »Fuß- 
volk-Arbeit« geleistet. 


“Berichte und Empfehlungen der 


Trilateralen werden bei hohen 
Regierungsbeamten in Umlauf 
gebracht, oft durch Mitglieder, 
die selbst hohe Beamte oder ehe- 
malige Staatschefs sind, aber 
stets Leute mit einem unermebßli- 
chen Status, meinte Perry. 


Perry räumte ein, daß die »ameri- 
kanische Rechte« der geheimen 
Art und Weise, in der die Politik 
der Trilateralen, im Gegensatz zu 
den Beratungen des amerikani- 
schen Kongresses, von denen die 
meisten der Öffentlichkeit zu- 
gänglich sind, abgewickelt und 
den jeweiligen Regierungen auf- 
gezwungen wird, seit langem kri- 
tisch gegenüberstehe. 


Perry erinnerte an den Präsident- 
schaftswahlkampf von 1980, als 
Mitglieder der Wahlmannschaft 
des damaligen Kandidaten Ro- 
nald Reagen Bushs Mitglied- 
schaft bei den Trilateralen angrif- 
fen, während John Conally, ein 


ehemaliger Gouverneur von Te- 


xas, der sich um die Nominierung 
bewarb, die Gruppe direkt kriti- 
sierte. 


Alles wird 
verniedlicht 


Bush wurde gezwungen, von den 
Trilateralen »zurückzutreten«, 
aber in seinen ersten Monaten als 
Vizepräsident hielt er nichtsde- 
stoweniger vor der Gruppe eine 
offizielle Ansprache. Mit einer 
Kehrtwendung um 180 Grad 
empfing Reagan, als amerikani- 
scher Präsident, die Trilateralen 


im Weißen Haus. 
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Perry und einem Mitarbeiter des 
Hauses wurde gesagt, viele Ame- 
rikaner seien skeptisch hinsicht- 
lich der Behauptung, die Trilate- 
ralen übten keinen unzulässigen 
Einfluß aus, weil ihre Mitglied- 
schaft sich aus beiden politischen 
Parteien rekrutiere und wegen 
der Verbindungen zwischen den 


Trilateralisten und der Bilder- 


berg-Gruppe. Die Bilderberger 
sind eine weitere geheime und 
elitäre Vereinigung von Finan- 


-ziers und politischen Führungs- 


kräften. 
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»Präsident Jimmy Carter gehörte 
den Trilateralen an, während Prä- 
sident Gerald Ford zu den Bilder- 
bergern gehörte«, führte der Ver- 
fasser dieses Artikels Perry und 
dem Mitarbeiter des Weißen 
Hauses gegenüber aus. 


»Ist dies so, als wenn man bei ei- 
nem Rennen mit zwei Pferden 
beide Pferde besitzt?« 


Nach anfänglichem Schweigen 
sagte die trilaterale Seite zu Perry 
- mit Seitenblick auf unseren Re- 
porter: »Dieser Herr hat einige 
harte Dinge über uns geschrie- 
ben«. 


Locane 
es 


Der Bericht ruft zur Schaffung ei- 
ner neuen internationalen Grup- 
pierung auf, die sich unter Aus- 
gabe von vielen Milliarden Dol- 
lar mit Umweltproblemen befas- 
sen soll. Um wirksam zu sein, 
muß dieser Schritt mit einer Ver- 
ringerung der »nationalen Sou- 
veränität« in bezug auf die Län- 
der einhergehen, die ihre eige- 
nen Umwelt-Tagesordnungen 
aufstellen. 


»Ein weiterer Bericht war mit 
»Latin America at the Cross- 
roads: The Challenge to the Trila- 
teral Countries« (»Lateiname- 
rika’am Scheidewege: Die Her- 


US-Präsident George Bush, langjähriges Mitglied der Trilateralen 
Kommission, lud die diesjährigen Teilnehmer zu einem Abend ins 


Weiße Haus. 


Weltpolitik hinter 
verschlossenen Türen 


Rockefeller ist der Gründer und 
die dominierende Macht in der 
Trilateralen Kommission. Er teilt 
sich die Macht in der älteren Bil- 
derberg-Gruppe mit den Roth- 
schilds von Großbritannien und 
Europa. Beide Gruppen haben 
eine sich gegenseitig überlap- 
pende Mitgliedschaft und treffen 
sich jedes Jahr hinter verschlosse- 
nen Türen, um Weltpolitik zu pla- 
nen. Zusammen haben beide 
Gruppen einen starken Einfluß 
darauf, was auf dem Wirtschafts- 
gipfel jeweils auf die Tagesord- 
nung kommt. 


Der Hauptbericht auf der letzten 
Versammlung der Trilateralen 
trug die Überschrift: »Beyond In- 
terdependence: The Meshing of 
the World’s Economy and the 
Earth’s Ecology« (»Über gegen- 
seitige Abhängigkeit hinaus: Die 
Verflechtung der Weltwirtschaft 
mit der Ökologie der Erde«). 


ausforderung an die trilateralen 
Länder«) überschrieben. 


Es handelt sich um die Blaupause 
zu der Erzeugung von noch mehr 
Kapital, meistens von amerikani- 
schen und europäischen Steuer- 
zahlern, das in Lateinamerika, 
vor allem nach Mexiko hineinge- 
pumpt werden soll. Obwohl der 
Bericht in verhaltenem Stil ver- 
faßt ist, wurde das Ziel der Erhö- 
hung des Geldflusses nach 
Lateinamerika über die Welt- 
bank und den Internationalen 
Währungsfonds von Perry, einem 
Mitverfasser des Berichts, er- 
kannt. 


Auch Israel stand 
auf der Tagesordnung 


Der dritte Bericht, der während 
der Sitzung am wenigsten beach- 
tet wurde, nannte sich »Report 
on the Israeli/Palestinian Issue« 
(»Bericht über die israelisch- 
palästinensische Frage«). Dieser 
war bemerkenswert nüchtern, 


Fe re 


wies auf die Gefahren von Kern- 
waffen nicht nur in der Hand ara- 
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bischer Staaten sondern auch Is- 
raels hin. Ernahm NotizvonIsra- 


els harter Besetzung des West- 
jordanlandes und des Gazastrei- 


fen und von den Ansprüchen auf 


die Stadt Jerusalem durch Araber 


und Israelis. In dem Bericht wird 
zur Bildung eines Palästinenser- 
staates aufgefordert und gesagt, 
daß die Verlangsamung des Rü- 
stungs-Wettrennens es Israel er- 
leichtern wird, eine solche Lö- 
sung zu akzeptieren. 


In dem Bericht werden auch die 
Vereinigten Staaten dazu aufge- 
rufen, die Einreise einer größe- 
ren Anzahl von sowjetischen 
Emigranten zuzulassen, um die 
bevorstehenden unvermeidli- 


chen Konfrontationen im Nahen 


Osten über das Hineinströmen 
einer großen Anzahl von diesen 
nach Israel und in die besetzten 
Gebiete hinein abzumildern. 


Zum Schluß trafman 
sich beim Präsidenten s 


Außer Cheney, der versprach, 


die Militärausgaben so hoch zu 
halten wie die Öffentlichkeit sie 


noch gerade dulden kann, sprach 
ein nicht namentlich genannter 
»Sowjetführer«, der sich zusam- — 


men mit Jacques Delors, Präsi- 
dent der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinde, 
mit »Global Implications of 
Change in Europe« befaßte. 


Zbigniew Brzezinski, ehemaliger 
Berater für nationale Sicherheit 
des US-Präsidenten Jimmy Car- 
ter, befaßte sich mit »Regional 
Implications of Change in Eur- 
ope« (»Stillschweigende regio- 
nale Folgen der Veränderung in 
Europa«). 


Die Zusammenkunft von 1990 
endete im Weißen Haus mit ei- 
nem von US-Präsident Bush, ei- 
ner der Ihrigen, gegebenen 

D 


Abendessen. 


Ökologie als 
lukratives 
Projekt 


James P Tucker 


Die Trilaterale Kommission hat sich der Ökologie bemächtigt als Mit- 
tel zur Erzielung neuer, ungeheurer Gewinne, um die durch das Ende 
des kalten Krieges unvermeidlich gewordenen Verringerungen an Mili- 


. tärausgaben wieder wettzumachen. 


Es ist eine Ironie, daß diese Män- 
ner, unter denen sich viele befin- 
den, deren Familien durch die 
Öl-Industrie zu Milliardären ge- 
worden sind, sich diese »im Trend 
liegende« Sache auf Grund eines 
Vorkaufsrecht zueigen machen 
wollen. 


Der Bericht »Beyond Interde- 
pendence: The Meshing of the 
World’s Economy and the Earth’- 
Ecology« (»Über gegenseitige 
Abhängigkeit hinaus: Die Ver- 
flechtung der Weltwirtschaft mit 
der Ökologie der Erde«) ist ein 
neuer politischer Schlachtplan 
für das, was die Trilateralen als 
»die Sache der neunziger Jahre 
verkünden«. 


Die Dokumentation ruft zu einer 
neuen weltweiten Bürokratie 
‚und zur Bereitstellung von zahl- 
losen Milliarden Dollar auf, die 
verwendet werden sollen, um die 
angebliche Treibhauswirkung - 
die von Skeptikern als Schwindel 
bezeichnet wird - zu bekämpfen, 
um einen blauen Himmel und 
saubere Gewässer hervorzubrin- 
gen. 


In dem Bericht wird festgestellt, 
. daß eine »Hebelwirkung« seitens 
des »Südens« - Lateinamerika 
und Afrika - vorhanden sei, wo- 


bei die armen Länder im Aus- 


tausch für ihre Zustimmung zu ei- 
ner Politik zur Verringerung der 
Zerstörung der Regenwälder 
und anderen Wildnissen, notwen- 
dig für die Erzeugung von Sauer- 
stoff, wirtschaftliche Vergünsti- 
gungen fordern können. 


Klar ausgedrückt, sagt der Be- 
richt billigend voraus, daß arme 


Länder ökologische Erpressung 
gegen die »reichen« Länder be- 
treiben werden. Außerdem wer- 
den die armen Länder bei der 
Entwicklung ihrer eigenen Indu- 
strien die gemeinsame Luft ver- 
pesten und internationale Wasser- 
wege verschmutzen, falls ihnen 
kein Geld gegeben wird, heißt es 
in dem Bericht. 


Der Steuerzahler 
zahlt den Löwenanteil 


Indirekt empfiehlt der Bericht, 
den Löwenanteil der Lasten, wie 
üblich, dem Steuerzahler aufzu- 
erlegen. Er tut es, indem er nach 
einer größeren Rolle für die Welt- 
bank ruft, deren größter Unter- 
halter die Vereinigten Staaten 
sind. 


Er verlangt nach einem »wirksa- 
men Mechanismus, zur Führung, 
politischen Gesamtleitung und 
Koordination der Arbeit auf brei- 
ter Basis«, in einer weltweiten, 
»gegenseitig voneinander abhän- 
gigen« Umweltschutzkampagne, 
die mit den Problemen der »staat- 
lichen Souveränität« wirksam fer- 
tigwerden könnte. 


Die neue Weltbehörde »könnte 
man als World Environment and 


Development Forum« (»Welt- 
Umwelt- und - Entwicklungs- 
forum«), WEDF, bezeichnen, 
wird in dem Bericht angeregt. 


»Das WEDF müßte von einem 
kleinen permanenten Büro unter- 
halten werden«, heißt es in dem 
Bericht weiter, wahrscheinlich in 
der Größenordnung von 50 bis 
100 Millionen Dollar pro Jahr.« 


Wenn diese Zahlen auch staats- 
haushaltmäßig gering erschei- 
nen, so belaufen sich die vorge- 
schlagenen Ausgaben für die For- 
schung und Entwicklung von Mit- 
teln zur Säuberung der Luft und 
der Wasserwege sowie der Ab- 
kühlung des Planeten auf Hun- 
derte von Milliarden Dollar. Und 
hier werden sich internationale 
Finanziers, Banker und Indu- 
strielle ungeheurer Profite er- 
freuen können. 


Indem davon die Rede ist, »Han- 
del« unter reichen und armen 
Ländern abzuschließen, um ge- 
gen die Umweltverpestung vor- 
zugehen, heißt es indem Bericht, 
daß »finanzielle Vereinbarungen 
...für den Erfolg von entschei- 
dender Bedeutung sein werden. 
Dabei könnte und sollte der Pri- 


vatsektor eine Hauptrolle spie- ° 


len. Bei wirklich großen Abkom- 
men müßten bei finanziellen Ver- 
einbarungen auch die multilate- 
ralen Banken und die Handels-, 
Import-Export-Banken sowie die 
bilateralen Agenturen der teil- 
nehmenden Entwicklungsländer 
einbezogen werden.« 


Arme Länder 
bekommen den »Gewinn« 


Es sei denn, daß die armen Län- 
der Lateinamerikas und Afrikas, 
die an dem »Handel« teilneh- 
men, die Gewinne der »Handels-, 
Hilfsleistungs- und Schuldener- 
laßpolitik genießen können«, 
sonst »hätte es keinen Sinn« für 
sie, sich an der Aktion zu beteili- 
gen, heißt es in dem Bericht. 


Anders ausgedrückt, bedeutet 
dies, daß den armen Ländern 
Gelder, Zugang zu Märkten in 
den entwickelten Ländern und 
Schuldenerlaß durch Sicherheits- 
leistung gewährt werden, um sie 
zur Beteiligung anzuregen. 


»Vorausgesetzt die Finanzierung 


und andere Bedingungen für ei-. 


nen »Handel« stimmen, ist das Po- 
tential für >weltweite Abkom- 


men« bedeutsam«, heißt es in 
dem Bericht weiter. 


»Die Welt hat sich über gegensei- 
tige Abhängigkeit, die Kopplung 
von öÖrtlichen und: nationalen 
Wirtschaften zu einem globalen 
System hinbewegt. Die Weltwirt- 
schaft und die Ökologie der Erde 
greifen jetzt völlig ineinander.« 


In dem Bericht ist von schreckli- 
chen Bedrohungen hinsichtlich 
der Aufheizung der Welt, mit ver- 
seuchter Luft und verschmutzten 
Flüssen und ungeheueren Verlu- 
sten an Waldbeständen die Rede, 
die sofortige, drastische und kost- 
spielige Maßnahmen erfordern. 


»Die Bedrohung für das wirt- 
schaftliche Wohlergehen und die 
nationale Sicherheit durch einen 
Zusammenbruch der Umwelt 
sind heute größer als alle voraus- 
sehbaren Bedrohungen durch 
konventionelle Waffen«, heißt es 
weiter in dem Bericht. 


»Wenn diese Bedrohungen von 
möglichen militärischen Aktio- 
nen unfreundlicher Staaten aus- 
gehen würden, dann würden die 
einzelnen Länder und regionalen 
Verteidigungsblöcke darauf mit 
einer massiven Mobilisierung di- 
plomatischer, militärischer und 
anderer Hilfsmittel reagieren. 


»Weil sie aber von der Umwelt- 
zerstörung herrühren, scheint die 
Weltgemeinde unfähig zu sein, 
wirksame Gegenmaßnahmen zu 
treffen. Warum?« 


Weniger spitzfindig betrachtet, 
entwirft der Bericht folgendes 
Drehbuch: 


Eine neue weltweite Umweltver- 
schmutzungspolitik wird die 
»Ziele« festlegen und die Macht 
dazu haben, mit den Problemen 
der »Souveränität« unter den Na- 
tionen fertigzuwerden. 


Arme Länder werden dazu ange- 
regt, bei der massiven Hilfe 
durch die wohlhabenden Länder 
zu kooperieren. Hunderte von 
Milliarden Dollar werden von 
den. wohlhabenden Nationen be- 
reitgestellt, teils in. Form von‘ 
Bankdarlehensgarantien, zur 
Forschung und für Projekte zur 
Verbesserung der Umwelt. Die 
internationalen Banker, Finan- 
ziers und Industrielle werden sich 
durch die Finanzierung und 
Durchführung dieser Projekte 
eine goldene Nase verdienen. U 
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oekulation 


Milliarden 
beim Börsen- 
schwindel 
gewaschen 


Martin Mann 


Mehr als eine Milliarde Dollar an verborgenen Firmengeldern wurden 
‚kürzlich in einem einzigen internationalen Börsenschwindel durch 
schweizer und amerikanische Banken gewaschen, war aus amerikani- 


schen Justizkreisen zu erfahren. 


Die Fähigkeit der Chase Man- 
hattan Bank, der Union Bank of 
: Switzerland und anderer größe- 
rer Geldzentren, Koffer voller 
Bargeld unverzüglich über ange- 
schlossene Heißgeldkanäle zu 
waschen, versetzte Spekulanten 
und Kontenplünderer in die 
Lage, die Finanzmärkte wie nie 
zuvor zu manipulieren, verlautet 
aus diesen Kreisen. 


Bühne für 
Börsenbetrügereien 


Ernest Saunders, der ehemalige 
Vorsitzende von Guinness, des 
riesigen britischen Brauerei-Kon- 
glomerats, und drei mehrere Mil- 
lionen schwere Finanziers stehen 
zur Zeit in London unter Ankla- 
gen’des Diebstahls, des Betrugs, 
der Fälschung und der Verschwö- 
rung. Experten aus dem Geset- 
zesvollzug nennen ihre Anklagen 
einen Schulbuchfall dafür, wie in- 
ternationale Geldwäscherkreise 
die Bühne für riesige Börsenbe- 
trügereien bereitet haben. 


Der Anklage zur Folge taten sich 
Saunders und seine Bundesge- 
nossen zusammen, um Dutzende 
von Auszahlungen, jede in Höhe 
von Millionen Dollar, an Börsen- 
makler und Investmentmanager 
in Europa sowie in den Vereinig- 
ten Staaten weiterzuleiten. Ihr 
behaupteter Plan bestand darin, 
den Londoner Börsenmarkt auf- 
zutakeln und den Boden für ei- 
nen Firmenübernahme-Coup 
durch Guinness gegen seinen 
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spielt. Um die Zahlung zu vertu- 
schen, sandte MAC auf Anwei- 
sung von Saunders eine falsche 
Rechnung für Beratungsdienste, 
die zwar. in Rechnung gestellt, 
aber niemals tatsächlich erbracht 
wurden, wie die Staatsanwalt- 
schaft behauptete. In der End- 
phase des Geldwäschezyklus 
überwies MAC die 8,7 Millionen 
Dollar auf ein Nummernkonto 
der Union Bank in der Schweiz 
über das Ward verfügte, heißt es 
in der Anklage. 

»Die MAC-Rechnung war in 
Wirklichkeit die Vertuschung ei- 
ner kriminellen Auszahlung an 
Mr. Ward ... Getrieben von Gier 
und Ehrgeiz, überschritten Saun- 
ders, seine Anwälte in Großbri- 
tannien und in der Schweiz sowie 
einige Großbanken, den Rubi- 
kon zwischen der Gesetzmäßig- 
keit und der Unehrlichkeit«, ver- 
sicherte der Chief Prosecutor 


Ivan Boesky, hundertfacher Millionär, war in einem der schlimm- 
sten Börsenskandale in der jüngsten Geschichte der Wall Street 
verwickelt. 


größten Konkurrenten, Distillers 
Ltd., vorzubereiten. 

In dem er die Geldwäschekanäle, 
die in dieser Affäre genutzt wur- 
den, kurz für die Geschworenen 
erläuterte, zeichnete der. briti- 
sche Staatsanwalt die Spur von ei- 
ner angeblich illegalen Auszah- 
lung von 8,7 Millionen Dollar zu 
einem Washingtoner Anwalt mit 
besten Verbindungen, Thomas 
Ward, nach. 


Die Gelder wurden Ward über 
eine Briefkastenfirma in den Ver- 
einigten Staaten, Marketing & 
Acquisitions Consultants (MAC) 
aus Trenton, New Jersey, zuge- 


(Oberstaatsanwalt) Chadwick. 


Ward, der als persönlicher An- 
walt von Saunders in den Verei- 
nigten Staaten diente, sicherte 
sich, wie behauptet wird, die Un- 
terstützung zweier amerikani- 
scher Spekulanten und hundert- 
facher Millionäre, Ivan Boesky 
und Meshulam Riklis, für das 
von Saunders inszenierte illegale 
UÜbernahme-Angebot. 


Boesky, der sich inzwischen in ei- 
nem der schlimmsten Börsen- 


. marktskandale in der jüngsten 


Geschichte der Wall Street des 
Versicherungsbetrugs für schul- 


dig erklärt hat, sitzt zur Zeitdie 


letzten Monate seiner dreijähri- 
gen — später verringerten - Ge- 
fängnishaft in einer offenen Haft- 
vollzugsanstalt in New York ab. 


Der Name Riklis, Vorstandsvor- 


sitzender von Schenley Indu- 


stries, eines großen amerikani- 
schen Schnapskonglomerats, das 
als führender Geldbeschaffer für 
Israel und seinen zur Gewalt nei- 
genden Kriegsminister Ariel Sha- 
ron bekannt ist, tauchte in der 
Guinness-Untersuchung auf, 
aber es wurde keine Anklage ge- 
gen ihn erhoben. 


Der schlimmste 
Versicherungsbetrug 


Insgesamt wurden mehr als eine 
Milliarde Dollar von großen Ban- 
ken in New York und in der 
Schweiz gewaschen und heimlich 
verwendet, um Preisbewegungen 
auf internationalen Börsen durch 
unlautere Machenschaften zu be- 
einflussen, um Guinness in die 
Lage zu versetzen, seinen Haupt- 


konkurrenten aufzukaufen, ver- ° 


lautet aus Kreisen der Justiz. 


»Einige Banken stutzten zwar, 
aber erst als die Dinge schwierig 
zu werden begannen«, sagte un- 
ser Sonderkorrespondent Ian 
Burgess, der über die Eröffnung 
des Guinness-Prozesses in Lon- 
don berichtete. 


Die Zentralsparkasse von Wien, 
ein führendes Österreichisches 
Geldzentrum, hat sich angeblich 
an den behaupteten, von Saun- 
ders in die Wege geleiteten dunk- 
len Machenschaften zur Beein- 
flussung des Börsenmarktes be- 
teiligt, bekam jedoch kalte Füße, 
als es notwendig wurde, eine 
Akte von gefälschten Briefen 
und Rechnungen zusammenzu- 
brauen, um ihren Anteil an dem 
Handel als legitim erscheinen zu 
lassen, verlautet aus Kreisen der 
Anklage. 


Trotz solchen gelegentlichen 
Nachdenkens, »beteiligten sich 
die internationalen Megabanken 
eifrig und tüchtig an dem Guin- 
ness-Skandal«, berichtet Bur- 
gess. »Ohne deren Zusammen- 
wirken hätte Saunders das, was 
die Anklagebehörde jetzt als den 
schlimmsten Versicherungsbe- 
trug in der jüngsten Geschichte 
bezeichnet, nicht einmal konzi- 
pieren, geschweige denn ausfüh- 
ren können«. iM] 
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Geld 


Zinsen gehen 
nach oben 


C. Gordon Tether 


Unter realen Bedingungen - das heißt unter Einkalkulierung der Infla- 
tion - haben sich die Zinssätze in den achtziger Jahren in den Industrie- 
ländern einschließlich den USA verdoppelt. Jetzt scheinen sie für ei- 
nen weiteren Sprung nach oben bereit zu sein. 


»Die den hohen realen Zinssät- 
zen zu Grunde liegende Ursache 
bleibt ein Geheimnis«, heißt esin 
einer kürzlichen Untersuchung 
dieses Phänomens in dem monat- 
lichen Rückblick von Krediet- 
bank, eines der führenden inter- 
nationalen Bankhäusern. Aber, 
so wird darin ausgeführt, »wir 
können einen Finger auf zwei 
Entwicklungen legen, die offen- 
sichtlich eine große Rolle dabei 
gespielt haben, den Aufwärts- 
trend in Bewegung zu setzen.« 


Mit Ronald Reagan 
begann das Spiel 


Eine war die Entscheidung, die 
Anfang der achtziger Jahre von 
dem »neuen Besen« Reagan im 
Weißen Haus getroffen wurde, 
um auf eine Wirtschaftspolitik zu 
schalten, die zu hohen Realzins- 
sätzen führte. Sie übte einen sol- 
chen Ruck aus, weil sie eine Ein- 
engung des Geldzustroms in die 
Vereinigten Staaten hervorrief. 


Parallel dazu war es die Entregu- 
lierung der Finanzmärkte - ein- 
schließlich der Abschaffung der 
Höchstzinssätze -, die in der gan- 
zen fortgeschrittenen Welt im 
Verlaufe der achtziger Jahre im- 
mer aktueller wurde. 


Es besteht kein Zweifel darüber, 
daß diese Entwicklungen eine 
zeitlang zusammengewirkt ha- 
ben, um die Nachfrage nach Kre- 
diten in Relation zum Angebot 
zu erhöhen, um somit unver- 
meidlich einen Aufwärtsdruck 
auf deren Kosten auszuüben. 
Rätselhaft daran ist, warum der 
Anstieg nicht ins Gegenteil ver- 
kehrt wurde, als das Verhältnis 
Angebot-Nachfrage in der zwei- 
ten Hälfte der achtziger Jahre 
viel leichter wurde. 


Zu diesem Zeitpunkt war es die 
Priorität der Reagan-Regierung, 
die Geschäftsflaute, die ihre 
übertriebenen Maßnahmen des 
knappen Geldes verursacht 
hatte, zu beenden. 


Da inzwischen die Entregulie- 
rung in einer massiven Kreditbe- 
schaffung durch das internatio- 
nale Bankwesen ihren Ausdruck 
fand, hätte man eigentlich erwar- 
ten können, daß die Zinssätze ir- 
gendwie unter einen Abwärts- 
druck geraten würden. Sie blie- 
ben jedoch weit über ihren Stän- 
den von vor 1980. 


Als daher das drohende Wieder- 
aufleben des Inflationsdrucks die 
Regierungen vieler schrittma- 
chenden Länder dazu veran- 
laßte, die Schraube der Geldpoli- 
tik anzuziehen, nahm der neue 
Aufschwung in den Zinssätzen 
allmählich einen sehr Besorgnis 
erregenden Charakter an. 


Der Leiter der Bank der Banker 
-der Bank for International Sett- 
lements (BIS). - faßte die Sach- 
lage treffend zusammen, als er in 
einer Ansprache auf einer kürz- 
lich stattgefundenen amerikani- 
schen Banken-Konferenz er- 
klärte, daß der Fortschritt bei 
den langfristigen Zinssätzen nun 
»zu Fragen direkter: Besorgnis« 
Anlaß biete. 


Jetzt, wo Realzinssätze von fünf 
Prozent in der ganzen fortge- 
schrittenen Welt eher zur Regel 
als zur Ausnahme werden, be- 
stehe »eine ernsthafte Gefahr, 
daß das Wirtschaftswachstum in 
der ganzen Welt verlangsamt 
oder völlig zum Stillstand ge- 
bracht werden könnte«. 


Darüber hinaus konnte bei den 
üblichen hohen Schuldenständen 


in vielen Haushalten und in der 
Geschäftswelt, sowohl auf dem 
Immobilien - als auch auf dem Fi- 
nanzscektor, ein gewisses Ausmaß 
an Zerbrechlichkeit - bis dahin 
durch den zyklischen Auf- 
schwung kaschiert - in Erschei- 
nung treten. 


Ansteckung aus 
dem Ausland 


Wie es sich trifft, tritt dies bereits 
in Erscheinung. Dies ist die Bot- 
schaft, die in dem dramatischen 
Zusammenbruch des Junk- 
Bond-Imperiums und des ausge- 
dehnten Festzurrens der Schutz- 
planen in Firmen, die von der 
kürzlichen Verengung in den 
Märkten für Verbrauchsgüter be- 
troffen wurden, enthalten ist. 


Eine Tendenz der Zinssätze, über 
Höhen hinauszuklettern, die be- 
reits als außergewöhnlich hoch 
erachtet werden, wäre unter al- 
len Umständen eine ernsthafte 
Angelegenheit. Sie ist jetzt aus 
zwei Gründen besonders beunru- 
higend. Einer beruht auf der Tat- 
sache, daß Regierungen jetzt fast 
überall dazu übergehen, bei der 
Planung ihrer Wirtschaftspolitik 
ihr Hauptschwergewicht auf die 


Manipulierung von Zinssätzen . 


zulegen. 


Der andere Grund ist der, daß, 
weil die Geldmärkte fast völlig in- 
ternationalisiert worden sind, 
das was in einem Zentrum ge- 
schieht sich schnell auf alle ande- 
ren übertragen kann. 


Eine solche »Ansteckung aus 
dem Ausland her«, wie der Leiter 
der BIS es beschrieb, ist mehr als 
üblich dazu geeignet, die ganze 
Welt auf den Pfad der Hochzin- 
sen zu drängen. Dies ist so, weil 
die Dinge derzeit von den beiden 
Ländern angeheizt werden, die 
bislang einen eindämmenden 
Einfluß auf die Aufwärtsbewe- 
gung ausgeübt haben: Deutsch- 
land und Japan. 


Die japanische Zentralbank hat 
darauf bestanden, Kredite teurer 
zu machen mit dem Argument, 
daß die Preise zu schnell steigen. 
In Deutschland werden höhere 
Zinssätze als notwendig erachtet, 
weil die Vereinigung der beiden 
Deutschland bedeutet, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland hö- 
here Anforderungen an die Be- 
reitstellung von Finanzquellen — 
sowohl private als öffentliche - 
gestellt werden. 


Es muß. erkannt werden, daß - - 

wenn die beiden Länder, die als 
solche mit den stärksten Volks- 
wirtschaften der Welt betrachtet 
werden, wirklich mit hohen Real- 
zinssätzen identifiziert werden 
müssen, die Aussichten in diesem 
bedeutsamen Teil der Weltwirt- 
schaftsfront entschieden düster 
sind. Dies ist jetzt nur so, weil die 
von diesen beiden Ländern fest- 
gelegten Höhen der Zinsfüße bei 
der Gestaltung der Zinsstaffeln 
in der ganzen Welt eine große 
Rolle spielen. 


Trübe und 
düstere Aussichten 


Gleichermaßen bedeutsam ist 
die Tatsache, daß, wegen der ex- 
trem engen Bindung, die jetzt 
zwischen Zinssatzverhältnissen 
und internationalen Kapitalströ- 
men besteht, die »Ansteckung« 
der ein Land durch hohe Zins- 
sätze ausgesetzt ist, fast unwider- 
stehlich geworden ist. 

Denn nur dadurch, daß Zinsfüße 
auf Höhen gehalten werden, die 
international konkurrenzfähig 
sind, kann sichergestellt werden, 
daß den einzelnen Ländern er- 
spart wird, daß Gelder in einem 
Ausmaß in andere Länder flie- 
Ben, das dazu geeignet ist, sie in 
verheerende Zahlungsbilanzkri- 
sen zu stürzen. 

Es hat daher den Anschein, daß 
auf die eine oder andere Weise 
ein weltweites Zinssatzgespenst 
geschaffen wurde, das - so wie 
die Dinge liegen - mehr oder we- 
niger außer Kontrolle geraten ist. 


Es kann nicht einmal demon- 
striert werden, daß hohe Zins- 
sätze als Gegenmittel zur Infla- . 
tion dienen - was angeblich ihre 
Haupttugend darstellt. 


Leider sieht es so aus, als ob die 
Welt noch eine Zeitlang mit der 
neuen Geißel zu leben hätte. Ein 
Hinweis auf die Art der zu erwar- 
tenden politischen Verunreini- 
gung ist in Großbritannien er- 
kennbar, wo der steile Anstieg 
der Hypothekenzinsen bei der 
Hervorrufung des dramatischen 
Niedergangs in der Popularität 
der Thatcher-Regierung eine 


große Rolle gespielt hat. 


Für die geldanlegende Offent- 
lichkeit lautet die Botschaft an 
der Wand, daß Investitionen in 
Sicherheiten mit festen Zinssät- 
zen jetzt mit der größten Vorsicht 
angegangen werden müssen. DU. 
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Europa- 
Journal 


Filmindustrie 
auf der Suche 
nach europäi- 
scher Identität 


Der europäischen Filmindustrie 
ist es noch nicht gelungen, sich 
auf dem Weltmarkt zu behaupten 
und sich von der Statistenrolle zu 
befreien. Die Hauptakteure, die 
USA und Japan, profitieren in 
zunehmendem Maße von dem 

. Mangel an Kooperation und 
Koordination der gemeinschaftli- 
chen audiovisuellen Unterneh- 
men, die nach wie vor ihre natio- 
nalen Märkte vor Augen haben. 
Die Brüsseler EG-Kommission 
hat daher im Rahmen eines Me- 
dia-Programmes den Mitglieds- 
ländern eine mit 250 Millionen 
Ecu - ein Ecu sind DM 2,02 - do- 
tierten Sonderaktion für den 
Zeitraum 1991 bis 1995 vorge- 
schlagen. 


Die Begründung des Projekts 
enthält eine düstere Bestandsauf- 
nahme des europäischen Filmge- 


' schäfts: Rund 60 Prozent des 


Filmvertriebs und -verleihs in Eu- 
ropa werden direkt oder indirekt 
von amerikanischen Firmen kon- 
trolliert. Die Europäer haben 
1988 in den USA für 700 Millio- 
..nen Dollar Fernsehprogramme 
eingekauft. Von den etwa 11000 
Zeichentrickfilm-Stunden, die 
1989 über die Bildschirme der 
Zwölfergemeinschaft flimmer- 
‚ ten, stammten nur 350 Stunden 
aus europäischer Produktion. Ja- 
pans »Traumfabriken« lieferten 
dagegen 60 Prozent der Zeichen- 
filme. 


Auch beim Vertrieb von Video- 
kassetten schneiden die Euro- 
“ päer schlecht ab: Zu 40 Prozent 
liegt der innereuropäische Ver- 
trieb in den Händen von Dritt- 
landunternehmen. Kein Wunder, 
daß »Made in Europe« auch auf 
dem Weltmarkt ein seltenes Her- 
Kunftszeichen ist. Nur Zwei Pro- 


zent der Kino- und Fernsehpro- 


gramme in den USA und Japan 
stammen aus Europa. 


Eine Hauptursache ist nach An- 
. sicht der Kommission der Man- 
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gel an »europäischen« Vertriebs- 
netzen. Sie sind meist entweder 
von nationalen oder aber von 
amerikanischen Interessen ge- 
prägt. Fast 90 Prozent der audio- 
visuellen Produktion der EG ver- 
bleiben in dem jeweiligen Mit- 


‚gliedsland. Da die große Mehr- 


heit der Filme somit von vornher- 
ein einem vergleichsweise klei- 
nen Publikum vorbehalten sind, 
ist ihre Rentabilität nicht gesi- 
chert, so daß sich die Geldgeber 
von »gewagten« Filmprojekten 
fernhalten. Der grenzüberschrei- 
tende Filmexport innerhalb der 
EG scheitert oft auch an »Barrie- 
ren« im Zusammenhang mit den 
Autorenrechten oder mit techni- 
schen Problemen’ wie unzurei- 
chende Archive und Kataloge. 


Diese Situation ist umso besorg- 
niserregender als die audiovisu- 
elle Branche vor einem gewalti- 
gen Anstieg der Nachfrage nach 
Filmen und Fersehprogrammen 
steht. Nach Expertenschätzun- 
gen wird sich das Volumen des eu- 
ropäischen Marktes von gegen- 
wärtig 25 Milliarden Ecu bis 
Ende des Jahrhunderts auf 35 
Milliarden Ecu erhöhen. Oo 


Britischer 
Faschist für eine 
Allianz mit 
Rußland 


Der Führer der britischen Faschi- 
sten Enoch Powell rief in einer 
Rede an der Universität von Not- 
tingham zu einem britisch-russi- 
schen Militärbündnis gegen 
Deutschland auf. Powell wies auf 
die Wahrscheinlichkeit einer un- 
mittelbar bevorstehenden Wie- 
dervereinigung Deutschlands 
und den möglichen Abzug der 
amerikanischen Truppen aus Eu- 
ropa hin. 


Unter solchen Bedingungen, 


sagte er, streben die Kleinstaaten 


Europas nach Schutz gegen eine 
»angriffslustige Militärmacht. 
Sie werden alle diese Macht nicht 
mehr mit Rußland sondern mit 
Deutschland identifizieren«. 


Powell führte weiter aus, daß sich 
eine solche britisch-russische Ver- 
antwortung aus der Tatsache er- 
gebe, daß »wir, jeder von uns, 
Deutschland praktisch ohne Un- 
terstützung besiegt haben, wir 


1940 und die Russen 1943. Jede 
Macht, die mit Rußland im Krieg 
liegt, jede Macht im Kriegszu- 
stand mit Großbritannien und ä 
fortiori jede Macht, die mit Groß- 
britannien und mit Rußland im 
Krieg liegt, ist zum Untergang 
verurteilt«. 


Powell führte weiter aus, Groß- 
britannien könne seine notwen- 
dige Rolle niemals spielen, wenn 
es sich mit den europäischen 
Staaten des Festlandes identifi- 
zieren würde, und stehe oder 
falle mit Konflikten auf dem Kon- 
tinent. Keine britische Ver- 
schmelzung mit Frankreich 
würde zum Beispiel funktionie- 
ren. Powell: »Großbritannien, 
Garant für das Vermächtnis Eu- 
ropas, ist von der Definition und 
Logik herein politisch und militä- 
risch unabhängiges Königreich. 


UN sollten 
Militärblöcke 
ersetzen 


Der sowjetische Verteidigungsmi- 
nister Dimitri Jasow sagte in ei- 
nem Interview mit der Pariser Ta- 
geszeitung »Le Figaro«, daß die 
vorhandenen Militärblöcke lang- 
sam durch von den Vereinten Na- 
tionen gestützte politische Bünd- 
nisse abgelöst werden sollten. 
Der Wortlaut des Interviews war 
das Echo auf Pläne, die Präsident 
Bush in einem Interview mit der 
»Washington Post« unterbreitet 
hatte. 


»Wir wünschen, daß Militär- 
pakte in politische Bündnisse um- 
gewandelt werden«, sagte Jasow. 
»Wir wollen von der Konfronta- 
tion zwischen den Nationen zur 
Entente übergehen.« 


Befragt, ob die Militärblöcke auf- 
gelöst werden sollten, sagte er: 
»Ja, aber nicht sofort. Zuerst 
müssen wir den Bündnissen ein 
politisches Aroma verleihen, das 
zu einer Verständigung unter den 
Nationen führen wird.« 


»Ein alternatives Sicherheitssy- 
stem ist bereits vorhanden, inner- 
halb der Vereinten Nationen. 
Ihre verschiedenen Institutionen 
werden in der Lage sein, neue Sy- 
steme auf die Beine zu bringen. 


‚Dank der Vereinten Nationen 


konnte die Beendigung des Krie- 
ges in Afghanistan und eine Lö- 


sung des Iran-Irak-Konfliktes 
herbeigeführt werden.« 


Was die Litauen-Krise betrifft, 
sagte Jasow, daß die Litauer für 
ihre Freiheitsbestrebungen be- 
zahlen müssen. Er behauptete, 
nur 26 Prozent der Bevölkerung 
unterstützten die Sajudis-Bewe- 
gung, die für die Unabhängigkeit 
eintritt. »Sechsundzwanzig Pro- 
zent sind keine 100 Prozent. Das 


litauische Volk selbst will die Sow- _ 


jetunion gar nicht verlassen.« 


Jasow bestätigte, daß Litauen 
schließlich doch die Sowjetunion 
verlassen könnte. »Aber fast 50 
Jahre lang hat sich Litauen inner- 
halb einer vereinten Wirtschaft 
entwickelt. Die Sowjetunion und 
ihre Republiken haben Industrie- 
stützpunkte dort errichtet. Wie 
sollen wir uns da anteilmäßig her- 
auskaufen? Was muß Litauen 
dann anderen Republiken zah- 
len?« m 


KGB- 
Operationen in 
Litauen 


Der ehemalige britische Außen- 
minister Dr. David Owen sagt, in 
Litauen gehe zur Zeit eine »aus- 
geklügelte KGB-Operation« 
über die Bühne, und er gehe mit 
der Premierministerin Margaret 
Thatcher hart ins Gericht, weil 
sie Gorbatschow um jeden Preis 
unterstützt. In einem in der Lon- 
doner »Daily Express« veröffent- 
lichten Kommentar führt Owen, 
ein Sozialdemokrat, aus, Michail 
Gorbatschow sei selbst ein Pro- 
dukt des KGB, der »Ende 1984 in 
Großbritannien nicht plötzlich 
aus dem Nichts gekommen seiaals 
»jemand, mit dem wir verhandeln 
können«. 


Gorbatschow habe es darauf an- 
gelegt, die Macht einer »vom 
KGB kontrollierten Oligarchie« 
in der Sowjetunion zu verstär- 
ken, stellt Owen fest. »Herr Gor- 
batschow ist das Produkt einer 
ernst zunehmenden Machtelite 
in Moskau, die ihren Ursprung in 
der internationalen Sektion des 
KGB Ende der siebziger Jahre 
hat. Diese KGB-Elite übernahm 
im November 1982 die Macht, als 
Jure Andropow, der 15 Jahre lang 
Leiter des KGB war, zum Gene- 
ralsekretär ernannt wurde. 


L\ 


Als Präsident mit allen seinen 
neuen Executivgewalten. instal- 
liert, hat der KGB in Gorbat- 
schow ein weit.wirksameres Vehi- 
kel zur Kontrolle als die Kommu- 
nistische Partei mit der umständ- 
lichen Entscheidungsfindung ih- 
res Politbüros jemals zuvor ge- 
habt hat.« 


Owen schreibt: »Was wir in Mos- 
kau über das letzte Jahrzehnt hin- 
weg beobachtet haben, ist eine 
Machtverschiebung von der 
Kommunistischen Partei unter 
Breschnew zum KGB. Gorbat- 
schow ist jetzt der bedeutendste 
Mitspieler, aber er ist ein Teil der 
vorsätzlichen Strategie des diri- 
gierten Dissenz und der dirigier- 
ten Demokratie als Werkzeuge, 
um zur Macht zu gelangen und 
diese zu erhalten. Es ist nicht 
Macht für das Volk, sondern 
Macht für eine vom KGB be- 
herrschte Oligarchie. 


Wir sind in Litauen Zeugen des 
Beginns einer Neufestigung der 
zentralisierten Disziplin. Die so- 
wjetische Besetzung Litauens ist 
ungesetzlich. Sie ist ein Hitler- 
Stalin-Kriegsverbrechen« DI 


Die 
Niederlande 
verurteilen die 
Thornburgh- 
Doktrin 


Regierungsbeamte und die Me- 
dien in den Niederlanden sind in 
Aufruhr über die Tatsache, daß 
die US-Airforcee versucht 
hat, einen amerikanischen Flie- 
ger, dessen Ausweisung in die 
USA der niederländische Ober- 
ste Gerichtshof abgelehnt hatte, 
auf ungesetzliche Weise festzu- 
nehmen. Die Aktion wird als wei- 
terer. Versuch angesehen, die 
Thornburgh-Doktrin anzuwen- 
den, unter der das amerikanische 
Justizministerium sich das Recht 
anmaßt, ausländische Staatsbür- 
ger auf fremden Territorium fest- 
zunehmen, wenn diese ihrer An- 
sicht nach amerikanische Ge- 
setze verletzt haben. 


Der Flieger Charles Short wurde 
vor einem holländischen Gericht 
wegen des Mordes an seiner tür- 
kischen Frau verurteilt. Das Ge- 
richt lehnte es ab, um seine Aus- 


weisung in die USA zu ersuchen, 
mit der Begründung, daß er dort 
mit der Todesstrafe rechnen 
müsse. 


Am 30. März dieses Jahres lehnte 
das Oberste Gericht der Nieder- 
lande ein amerikanisches Ersu- 
chen um Ausweisung des Fliegers 
ab. Am gleichen Tag tauchten 
zwölf  US-Luftwaffensoldaten 
des unter dem Kommando eines 
Oberst Reeves auf dem Luftwaf- 
fenstützpunkt Soesterberg in den 
Niederlanden stationierten 32nd 
Tactical Fighter Squadron in zwei 
Autos und einem Kombiwagen 
vor dem Gericht auf. Holländi- 
sche Medien berichteten, die 
Amerikaner hätten die Absicht 
gehabt, Short zu ergreifen. 


Obwohl die US-Botschaft dies 
dementierte und behauptete, die 
Soldaten seien nur entsandt wor- 
den, um den Mann in Gewahr- 
sam zu nehmen falls der Gerichts- 
beschluß zugunsten der USA aus- 
fallen würde, wurde keine wei- 
tere Erklärung für den größen 
Einsatz von Militärpersonal ab- 
gegeben. OD 


Die Franzosen 
und das 
Abkommen zur 
Befreiung der 
Geiseln 


Drei von radikalen Palästinen- 
sern festgehaltenen europäi- 
schen Geiseln wurden am 10. 
April dieses Jahres im moslemi- 
schen Teil Beiruts im Austausch 
gegen französische Mirage-Dü- 
senjäger freigelassen. Zeugen be- 
richten, daß der Fatah Revolutio- 
nary Council (FRC) die Fanzösin 
Jacquelin Valente, 31, ihren belgi- 
schen Freund Fernand Houte- 
kin,42, und ihre kleine Tochter 
Sophie Beamten in der französi- 
schen Botschaft übergeben habe. 


Der FRC, angeführt von Abu Ni- 
dal, der in den USA als einer der 
am meisten gesuchten Männer 
bezeichnet wird, teilte mit, daß 
die drei Gefangenen als Reaktion 
auf einen Aufruf des libyschen 
Führers Muhammar al-Gaddafi 
und nach erfolgreichen Kontak- 
ten mit der französischen Regie- 
rung befreit wurden. 


Palästinensische Kreise äußerten 
dazu, die Geiseln seien als Teil ei- 
nes Abkommens zwischen Frank- 
reich und Libyen befreit worden, 
nachdem Paris sich bereit erklärt 
habe, Libyen drei Mirage-Flug- 
zeuge zu liefern. Die Lieferung 
der Maschinen war ein Bruch ei- 
nes 1986 von der Europäischen 
Gemeinschaft beschlossenen 
Embargos. »Ihre Freilassung ist 
ein Teil des Abkommens über 
Kriegsflugzeuge«, verlautet aus 
einer hochstehenden palästinen- 
sischen Informationsquelle. 


In Paris teilte das Außenministe- 
rium mit, daß »dieses glückliche 
Ereignis das Ergebnis des Auf- 
rufs von Oberst Gaddafi vom 4. 
April und dessen Bemühungen 
ist«. DO 


»Prawda« 
denkt über 
Terrorismus 
nach 


Plant irgendjemand in der Sow- 
jetunion ein Blutvergießen gegen 
Spitzenbeamte der Nomenkla- 
tura? In der Tageszeitung der 
Kommunistischen 
»Prawda« erschien ein sehr omi- 
nöser Artikel, in dem berichtet 
wird, daß in den letzten Jahren 
hohe Funktionäre der Kommuni- 
stischen Partei und des Staates 
»oft« nur knapp der Tötung durch 
Attentäter entkommen und ge- 
nau im richtigen Zeitpunkt durch 
die Wachsamkeit des KGB geret- 
tet worden seien. 


Die »Prawda« zitiert. den KGB- 
General Juri Plekhanow, der ge- 
sagt haben soll, daß »in den letz- 
ten Jahren« mit Messern und ab- 
gesägten Schießeisen bewaffnete 
Attentäter nahe an führende 
Funktionäre herangeraten seien 
und versucht hätten, sie zu töten. 
»Oft« wurden sie erst »in der letz- 
ten Minute« durch »Spezialein- 
heiten« des KGB gefaßt und von 
ihren hinterhältigen Plänen abge- 
halten, sagte der General. Plek- 
hanow hob hervor, daß das Pro- 
blem bis zur Gegenwart fortbe- 
stehe: »Jeden Monat entlarven 
und .verhaften unsere Männer 
etwa ein Dutzend Personen, auf 
dem Roten Platz, im Kreml oder 
sonstwo, die verbrecherische Ab- 
sichten verfolgen. oO 


Partei 


Marschall 
Ogarkow gegen 
deutsche Wie- 
dervereinigung 


Marschall Nikolai Ogarkow, der 
einflußreichste sowjetische Stra- 
tegieplaner, erklärte sich in ei- 
nem Interview in der sowjeti- 
schen Militärzeitung »Krasnaya 
Zwesda« als nicht »gleichgültig« 
gegenüber den Ereignissen, die 
sich in Deutschland abspielen. 


In seiner neuen Eigenschaft als 
Vorsitzender des sowjetischen 
Rates der Kriegsteilnehmer, Ar- 
beiter und bewaffneten Streit- 
kräfte sprach Ogarkow über »die 
gesellschaftliche und politische 
Macht der.Bewegung der Kriegs- 
teilnehmer«. Die »Dutzende von 
Millionen« Veteranen, sagte er, 
sind Menschen in der Sowjet- 
union »mit einer klaren Haltung 
... Wächter und Träger der Revo- 
lutions-, Kampf und Arbeiter- 
Traditionen des sowjetischen Vol- 
kes«. 


Auf die politische Aktivierung 
der Kriegsveteranen um den Jah- 
restages des Sieges in Europa 
herum eingehend, hob Ogarkow 
hervor, daß »wir Kriegsteilneh- 
mer und das gesamte sowjetische 
Volk weit davon entfernt sind, 
den Vorgängen, die sich heute in 
Europa, speziell in den beiden 
deutschen Staaten, abwickeln, 
gleichgültig gegenüberzuste- 
hen«. 

Die gleiche Zeitung hatte auch 
eine Tirade des Rates der Kriegs- 
teilnehmer abgedruckt, in der 
dieser sich ausspricht gegen eine 
deutsche Wiedervereinigung als 
Versuch, ein »deutsches Europa« 
statt eines »gemeinsamen euro- 
päischen Hauses« aufzubauen, 
wie Gorbatschow es wünscht. U 


Ä Internationalisten. 


Der 


mörderische 


Plan 


Alfred König 


Ein äußerst verwirrendes Bild voller Widersprüche stellt für viele mo- 
mentan die Sowjetunion und vor allem ihr Staats- und Parteichef Mi- 
chail Gorbatschow dar. Verwirrend aber nur auf den ersten Blick. Ana- 
Iysiert man die Lage genauer, dann stellt man fest, daß Michail Gorbat- 
schow den von ihm in wahrscheinlich allerbester Absicht begonnenen 
Kampf für eine Demokratisierung der UdSSR schon verloren hat. Die 
Entwicklung erinnert an das Deutschland der dreißiger Jahre. Sieger 
damals wie heute sind die Internationalisten. 


Zum besseren Verständnis soll 
hier kurz die Lage in Deutsch- 
land vor 60 Jahren vorgestellt 
werden. Auf der einen Seite 
stand Adolf Hitler, der mit aller- 


besten Absichten ein soziales : 
- neues Deutschland auf einem 


neuen Weltbild, dem Nationalso- 
zialismus, aufbauen wollte, 
hierzu Ende der zwanziger und 
Anfang der dreißiger Jahre nicht 
zuletzt aufgrund leerer Parteikas- 
sen zu schwach war. Auf der an- 
deren Seite standen die Interna- 
tionalisten,.die endlich gegen den 
Widerstand der jüdischen Intelli- 
genz einen eigenen Judenstaat 
gründen wollten. Also entschloß 
man sich zusammenzuarbeiten — 
was beispielsweise in dem im 
Druffel-Verlag erschienenen 
Buch »Hitler und der Zionismus« 
von-Franeis R. Nicosia sehr gut 
dokumentiert ist -. 


Für Geld entsprechende 
Zugeständnisse 


Die Großfinanz unterstützte Hit- 
ler mit mehreren Millionen 
Reichsmark - dies geschah zum 
Teil in Anwesenheit der Gebrü- 
der Strasser, ein Grund für ihre 
spätere Verfolgung durch Hit- 
ler -. Hitler verpflichtete sich sei- 
nerseits, mit einer antijüdischen 
Politik die in Deutschland und 
auch in anderen Staaten leben- 
den Juden zur Auswanderung 
nach Palästina zu drängen; was 
aber nur schleppend geschah, 
trotz dieser antijüdischen Politik 
Hitlers blieben bis 1939 hundert- 
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tausende Juden dennoch in 
Deutschland oder den angren- 
zenden Staaten. 


Hitler glaubte, die Internationali- 
sten quasi als Steigbügelhalter 
benutzen und, wenn er einmal an 
der Macht war, diese dann ab- 
schütteln zu können. Dies miß- 
lang aber vollends, da sie ihn »in 
der Hand hatten«. Vielmehr sah 
er sich gezwungen, große Zuge- 
ständnisse zu machen und die 
wahre nationalsozialistische Re- 
volution, wie sie beispielsweise 
Rosenberg - siehe hierzu auch 
seine Memoiren, »Großdeutsch- 
land - Traum und Tragödie«,' in 
der er mit dem »Hitlerismus« ab- 
rechnet und Hitler vorwirft, den 
Nationalsozialismus verraten zu 
haben -, Gottfried Feder mit sei- 
nem Wirtschaftsprogramm - be- 
sonders der »Brechung der Zins- 
knechtschaft« -, Röhm und die 
Gebrüder Strasser vertreten ha- 
ben, verhindert zu haben und 
einige dieser Leute sogar ermor- 
den ließ. 


Die Internationalisten nutzten 
dann aber. die von ihnen mit 
durchgesetzte antijüdische Poli- 
tik des Deutschen Reichs mit 
vielerlei von ihnen gesteuerten 
Aktionen - etwa der »Reichskri- 
stallnacht« — und dem Aufwie- 
geln anderer Staaten zu einem 
Feldzug gegen eben jenes Deut- 
sche Reich, und sie waren damit 
der wahre Verursacher des Zwei- 
ten Weltkriegs. Unter Internatio- 
nalisten sind nicht die Juden oder 
die Zionisten alleine zu verste- 


hen, zwar gehören auch sie den 
»Einweltlern« an, doch durchaus 
auch Angehörige anderer Rassen 
und Glaubensrichtungen. 


Der Plan ging nur 
teilweise auf 


Doch ihr Plan ging nur teilweise 
auf. Zwar verlor das Deutsche 
Reich wie geplant den Zweiten 
Weltkrieg, leistete in den darauf- 


folgenden Jahren insgesamt hun- _ 


derte an Milliarden Mark »Wie- 
dergutmachung«, doch die 
»Heimstatt aller Juden«, als das 
war Israel geplant, verwirklichte 
sich nicht, weil auch nach Kriegs- 
ende viele Juden lieber in der 
Bundesrepublik, im westlichen 
Europa oder in den USA bleiben 
wollten. Und der Kalte Krieg zwi- 
schen dem Westen und dem 
Osten brachte zwar der Rü- 
stungslobby Milliarden ein, ver- 
hinderte aber das, was die Inter- 
nationalisten als ihr Ziel bezeich- 
nen: Die »Eine Welt«. Das war 
nämlich das Endziel dieser 
Kreise: Mit der von ihnen kon- 
trollierten Rüstungsindustrie, 
den Banken, dem Pressewesen 
und anderen wichtigen Institutio- 
nen die Oberkontrolle über die 
Staaten der Welt zu erhalten. 
Mitte der siebziger und Anfang 
der achtziger Jahre kamen sie 
dann zu dem Schluß, daß die 
ganze Sache ihnen aus der Hand 
gleiten könnte. Die Widerstände 
gegen eine immer gigantischer 
werdende Rüstung nahmen zu, 
und es bildete sich weltweit eine 
starke Friedensbewegung. Die 
Lage war zwar noch nicht gefähr- 
lich, bereitete ihnen aber doch 
Kopfzerbrechen. Also mußte et- 
was geschehen, und zwar in der 
Sowjetunion. 


Zuerst mußte Breschnew gehen, 
dann kam nach einer Übergangs- 
zeit Michail Gorbatschow an die 
Macht. Dieser war nach sicheren 
Informationen aus erster Hand 
ebenfalls von dem Wunsch beflü- 
gelt, ein ganz neues, auf sozialen 
Komponenten aufgebautes 
Staatssystem zu schaffen und den 
Frieden über die Welt zu bringen. 
Hierzu war anfangs eine schmale 
Gratwanderung vonnöten, zu der 
etwa auch die Tolerierung der 
Weiterführung des durch den 
Einmarsch sowjetischer Truppen 
ausgelösten Kriegs in Afghani- 
stan zählte. 


Zuerst ging alles konform mit 
den Plänen der Internationali- 


sten. Doch auf einmal wuchs die 
Popularität Gorbatschows ins 
Unermeßliche. Die »Times« 


- wählte ihn sogar zum Mann des 


Jahres. Überall auf der ganzen 
Welt flog ihm eine Welle von für 
einen Ostblockführer in diesem 
Ausmaß bislang nicht gekannter 
Sympathie, ja sogar Euphorie 
entgegen. Damit wuchs auch 
seine Macht. Und schließlich 
fand Gorbatschow den Zeit- 
punkt gekommen, sich gegen die 
Internationalisten aufzulehnen 
und einen eigenständigen Kurs 
zu fahren. 


Die Daumenschrauben 
der Einweltler 


Dies kennzeichnete sich durch 
die angekündigte Annullierung 
des Hitler-Stalin-Paktes - entge- 
gen der heute geltenden Ge- 
schichtsschreibung hatte Stalin 
nicht die Juden allgemein be- 
kämpft und aus führenden Posi- 
tionen entfernt, sondern nur die 
nichtzionistischen : und damit 
nicht den Internationalisten an- 
gehörenden Juden; siehe hierzu 
auch das auf amtlichen sowjeti- 
schen Quellen basierende Buch 
»Juden hinter Stalin« von Dr. Ru- 


dolf Kommoss -. Der Plan der 


Gewährung einer Freihandels- 
zone für die Wolgadeutschen, wie 
überhaupt eine große Deutsch- 
landfreundlichkeit Gorbat- 
schows, und einiges andere, stieß 
auf entschiedenen Widerstand 
der Einweltler. Also entschlossen 
sie sich, Gorbatschow die Dau- 
menschrauben anzuziehen und 
ihn wieder auf ihren Kurs zu 
zwingen. 


Dies ist auch die Erklärung für 
Gorbatschows-sich-wie-ein-Wet- 
terhan-im Wind-drehen in Bezug 
auf die deutsche Frage. Erklärte 
er noch Anfang November des 
vergangenen Jahres nach der Off- 
nung der innerdeutschen Grenze 
die Frage einer möglichen Wie- 
dervereinigung ganz allein zur 
Sache der Deutschen äußerte er 
sogar, hiergegen keinerlei Ein- 
wände zu haben, so drehte er sich 
Ende November um 180 Grad 
und meldete auf einmal Vorbe- 
halte an. 


Zu diesem Zeitpunkt wurde übri- 
gens auch der Vorstandsvorsit- 
zende der Deutschen Bank, Al- 
fred Herrhausen „ermordet. Die- 
ser hatte seine Macht in den vor- 
angegangenen Monaten immer 
mehr für deutsche Interessen ein- 


VITAR 


Raumluftreiniger und lonisator! 


Völlig ohne Geräusche, ohne Luftzug, ohne Wasser und lästigen 
Reinigungsvorgängen am Gerät kann jetzt den Gefahren der Luft- 
verschmutzung vorgebeugt werden. Mit dem VITAR-Luftreiniger 
und Ionisator bekämpfen Sie Schmutz- und Giftpartikel z. B. von 
Autos, Industrie, Rauchern und Heizungen. Dieses neue und 
zugleich erfolgreiche System erzeugt kein Ozon wie es bei her- 
.kömmlichen lonisatoren üblich ist. 


Testen ohne Risiko 


Überzeugen Sie sich persönlich 
von der Wirkungsweise des 
VITAR. Fordern Sie den Raum- 


Der Zweifach-Nutzen! 


VITAR reinigt die Luft von lun- 
gengängigen Schadstoffen und 
erzeugt negative Ionen, welche 


auch als „Vitamine der Luft“ 
bezeichnet werden. Damit 
schafft VITAR Raumluft von 
einer Qualität, wie sie jeder 
gesunde Organismus benötigt. 


luftreiniger und lonisator zu 
einem 4-Wochen Test an! 

Erst nach Ablauf dieser Zeit ent- 
scheiden Sie sich, ob Sie den 
VITAR behalten möchten. 


Tiefenwärme 


jetzt auch für Zuhause! 


Eine schöne Figur und gesundes Wohlbefinden gibt es zu einem äußerst 
günstigen Preis. Keine Abhängigkeit durch Studios und lästiges Hin- und 
Herfahren. Jetzt können Sie Zuhause, in aller Ruhe und zu jeder Zeit, 
sämtliche Vorteile der vielgelobten Tiefenwärme nutzen: 


® Erhöhung der Stoffwechsel- 


© gezieltes Abnehmen, 
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® Verbesserung der Hautstruktur 
(Rückbildung der Cellulite), 


” a eg ea, ® leichter verdauungsfördernder 


5 R Effekt 
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Wohlbefindens mit belebender @ Abbau der allgemeinen 
Wirkung, i Nervosität 


® Besserung bei Schlafstörungen 


Die einfache Bedienung und das GS-geprüfte Gerät erlauben einen unbe- 
denklichen Einsatz für jedermann! 


Weitere ausführliche Informationen erhalten Sie gerne und kostenlos mit 
dem Info-Coupon. 


® Portugiesisch 


“ ® Spanisch 
j © Französisch 
® Englisch Machen Sie Schluß mit 


Sprachproblemen und lästi- 
gem Blättern in Wörterbü- 
chern! Kein Vergessen von 
Vokabeln möglich. Englisch, 
Französisch, Spanisch, Ita- 
lienisch, Portugiesisch und 
Deutsch sind ab sofort keine 
fremden Sprachen mehr für 
Sie. Mit.den neuen Spra- 
chenübersetzern im handli- 
chen Westentaschenformat 
sind Sie jederzeit allen 
Sprachproblemen gewach- 
sen. Immer die richtige 
Übersetzung zur rechten 
Zeit parat. Ob bei Geschäfts- 
terminen oder -telefonaten, 
auf Messen, im Hotel, auf fremden Straßen, im Restaurant, in der Schule 
und natürlich im Urlaub. 

Aus der neuen, erweiterten Produktpalette von Taschenübersetzern ist für 
jeden Bedarf der richtige „Dolmetscher“ dabei, ob nur speziell für eine 
oder alle sechs Fremdsprachen. 


Fordern Sie daher unbedingt mit dem Info-Coupon die neue 
Spezialbroschüre ‚„Taschenübersetzer“ an. Oder rufen Sie 
direkt an. (05921) 4074. 


Fit und Gesund 


durch natürlichen Sauerstoff 


Ein ständig zunehmender Sauerstoffmangel in den Körperzellen schwächt immer mehr unser 
Abwehrsystem. Die Folge: Müdigkeit, Abgespanntheit und erhöhte Anfälligkeit von z.B. Erkältun- 


gen und Infekten. 

Mit dem einzigartigen TROMA-ION 

erhält der Körper eine vitale Erfri- 
schung — für jeden! Fit und gesund 
durch das von Dr. Dr. Konstantin von 
Brunowsky entwickelte Gerät. Es 
kann an jede Duscharmatur (ohne 
Strom) angeschlossen werden und ist 
kinderleicht zu handhaben. 
TROMA-ION schafft eine tiefgrei- 
fende Regeneration des gesamten 
Organismus mittels des Urelements 
Wasser. Bereits 2mal 15 Atemzüge 
täglich können die Bronchien aufat- 
men lassen und die Zellen „trainie- 
ren“, vermehrt Sauerstoff aufzuneh- 
men und zu verwerten. 
Interessante und neue Gratis-Infor- 
mationen zum Sauerstoff-Therapie- 
Gerät erhalten Sie über den unteren 
Info-Coupon umgehend. 


- Internationalisten 


Der 
mörderische 
Plan 


gesetzt, beispielsweise in der 
Frage der Souveränität, der Ver- 
gangenheitsbewältigung und des 
Nationalbewußtseins. Es heißt, 
daß der Mord an Herrhausen 
nicht ein »wirres Attentat von 
RAF-Terroristen« war, sondern 
diese vielmehr mit ihren eigenen 
Slogans dazu gedrungen wurden, 
in Wirklichkeit die Ermordung 
Herrhausens aber ein Signal an 
Gorbatschow und andere war, ih- 
nen könne es genauso ergehen, 
wenn sie sich den Internationali- 
sten in den Weg stellen. 


Aufstand gegen 
die Drahtzieher 


Gorbatschow wagte dann aber 
noch einmal den Aufstand gegen 
die »heimlichen Drahtzieher«, 
indem er im Februar, als die deut- 
sche Frage die Staaten der Welt 
überrollte, nochmals erklärte, 
die. Wiedervereinigung sei ganz 
alleine eine Frage der Deut- 
schen. Prompt wurde er aber wie- 
der zurückgepfiffen, und nur we- 
nige Tage später hieß es dann, die 
(Teil-)Wiedervereinigung Deutsch- 
lands müsse die und die Punkte be- 
rücksichtigen. 
Und seitdem verschärft sich die 
Lage in der UdSSR immer mehr. 
So hat beispielsweise eine wahre 
Hetzjagd gegen die Radikalrefor- 
mer rund um Bofis Jelzin einge- 
setzt, die nicht nur starke Wirt- 
schaftsreformen, sondern vor al- 
lem auch die Demokratisierung der 
Sowjetunion fordern. Sowohl in ei- 
nem »Offenen Brief« des Zentral- 
. komitees als auch in einem Leitarti- 
kel der »Prawda« hieß es kürzlich 
hierzu: Die kommunistische Partei 
sei durch die »Demokratische Platt- 
form« bedroht und müsse sich ver- 
teidigen. Darum sei eine Tren- 
nung von »extremistischen Ele- 
menten« notwendig. Unter dem 
»Deckmantel der Perestroika« 
hätten sich .parteifeindliche 
Kräfte um eben diese »Demokra- 
tische Plattform« geschart und 
benützten sie für eigennützige 
Ziele. Obwohl - vordergründig - 
auch gegen extrem linke Positio- 
nen propagiert wurde, wurde Bo- 
ris Jelzin in dem Artikel als einzi- 
ger wörtlich genannt. 
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Hintergrund der Kampagne ge- 
gen Jelzin ist auch, daß dieser 
sich am vehementesten für eine 
Wirtschaftsöffnung einsetzt und 
diese als Voraussetzung für ein 
Gelingen der Perestroika be- 
zeichnet. Damit hat sich Jelzin 
aber die Internationalisten zum 
Feind gemacht. Denn ein Insider 
schrieb hierzu: »Der einzige 
Weg, der aus diesem Szenarium 
herausführt (der Kontrolle der 
UdSSR durch die Internationali- 
sten; der Verfasser), besteht 
darin, die Sowjetunion durch Pri- 
vatisierung der Wirtschaft unge- 
heuer attraktiv zu machen. Eine 


aufgeklärte Unterdrückung des. 


Antisemitismus (hierzu einige 
Absätze später mehr; der Verfas- 
ser), geboren aus der zionisti- 
schen Unterstützung des Bol- 
schewismus im Jahre 1917, die 
buchstäblich hunderte von Mil- 
lionen Menschenleben, geboren 
oder ungeboren, kostete, muß 
damit einhergehen. 


Eine zu schwache 
Marionette 


Die Völker der Sowjetunion 
könnten die Gesamtunion auf- 
bauen und unter einer aufgeklär- 
ten, in Moskau ansässigen Bun- 
desregierung gedeihen und dabei 
das »böse« Imperium, das über 
die Jahrhunderte hinweg als das 
Meisterstück der Geschichte in 
Kolonisation - in Anbetracht des- 
sen, daß es sich in den letzten 73 
Jahren mit dem Mühlstein des 
Kommunismus um seinen Hals 
abquälen mußte - aufgebaut 
wurde, in eine echte Marktwirt- 
schaft umwandeln.« 


Dies geht aber nicht, denn ein ge- 
rade so eben gesättigtes Volk läßt 
sich leichter lenken als eines, das 
Lebensmittel im UÜberfluß hat, 
aber noch in vielen anderen Din- 
gen hinterherhinkt. Und obwohl 
die Wirtschaft unter Gorbat- 
schow eigenlich besser laufen 
müßte, geschieht genau das Ge- 
genteil. Kürzlich verlautete so- 
gar, daß die UdSSR noch nicht 
einmal mehr in der Lage sei, ihre 
Versorgung selbst zu decken. Die 
Lücken seien noch gravierender 
als in den Jahren zuvor, als dieses 
Problem zwar in Teilen auch be- 
stand, aber insgesamt doch rela- 
tiv harmlos war. 


Daß die wirtschaftliche Situation 
das A und O der weiteren Zu- 
kunft der Sowjetunion darstellt, 
hat auch der »Radikalreformer« 


Boris Jelzin erkannt und ist des- 
halb zur Zielscheibe der 
»Prawda« sowie nahezu sämtli- 
cher Parteizeitungen und der so- 
wjetischen Nachrichtenagentur 
TASS geworden. Während Jelzin 
nämlich noch bis vor wenigen 
Monaten das heimliche Sprach- 
rohr Gorbatschows war - ganz im 
Sinne der Internationalisten - 
durchschaute er mit der Zeit das 
Spiel und erkannte vor allem 
auch, daß Gorbatschow zu 
schwach und letztendlich nur 
noch eine Marionette war und 
ist. 


Die Tragödie 
der Perestroika 


Besonders interessant ist dabei 
ein Interview von Jelzin mit dem 
»FAZ-Magazin« (veröffentlicht 
am 20. April 1990). Auf die Frage 
»Im Westen wurden Sie am Be- 
ginn der Gorbatschow-Zeit als 
sein Parteigänger angesehen. 
Hat das jemals gestimmt?« ant- 
wortete Jelzin: 

»Am Anfang seiner Zeit als Ge- 
neralsekretär war das wirklich so. 
Und wenn es um die Perestroika 
geht, stehe ich noch heute zu 
ihm. Auch in der Tragödie der Pe- 
restroika bleibe ich auf seiner 
Seite. Seine Taktik unterstütze 
ich allerdings nicht, weil ich sie 
für falsch halte. In allen prakti- 
schen Fragen gibt es mehr Diffe- 
renzen als Übereinstimmungen 
zwischen uns.« 


Jelzin warf Gorbatschow des wei- 
teren vor, das Potential der Pere- 
stroika nicht auszuschöpfen. 
»Anders gesagt, ich halte sein 
Repertoire an Maßnahmen mitt- 
lerweile für erschöpft. Er ist ner- 
vös, was auch bei allen anderen 
eine gewisse Unsicherheit hervor- 
ruft.« Es ist kein Wunder, daß 
Gorbatschow nervös wird. Denn 
wie aus sicherer, bestens infor- 
mierter Quelle verlautet, ist der 
gesamte Schwarzmarkt in der 
UdSSR in der Hand der Interna- 
tionalisten. Es gebe, so der Infor- 
mant weiter, riesige Hallen, die 
von unten bis oben mit Lebens- 
mitteln im wahrsten Sinne des 
Wortes vollgepfropft sind. Hin- 
tergrund ist der, daß diese Clique 
skrupelloser, Geschäftemacher 
das As im Armel behalten will, 
nach dem Motto: »Unter einer 
starken kommunistischen Hand 
ging es uns besser. Lieber heute 
einen satten Magen, als in zehn 
Jahren vielleicht ein Filet- 
Steak.« 


Gorbatschow ist jetzt aber in der 
gleichen Bredouille, in der Hitler 
in den dreißiger Jahren war. Ent- 
weder sich gegen die Internatio- 
nalisten aufzulehnen und dabei 
die Ermordnung - die bei Gor- 
batschow schon einmal auf dem 
Plan stand, in letzter Minute aber 
wieder abgeblasen wurde -, den 
Sturz in Kauf nehmen oder gute 
Miene zum bösen Spiel zu ma- 
chen und gleichzeitig zu versu- 
chen, mit seiner Ausstrahlung 
und seinem Einfluß das Spiel der 


Internationalisten  abzumildern, _ 


zumindest eigene Varianten mit- 
einzubauen und zu versuchen, 
doch noch seine wirklichen Ziele 
zu verwirklichen. Dieses Restri- 
siko nehmen die Internationali- 
sten in Kauf, denn ihr Spiel läßt 
sich mit einem Michail Gorbat- 
schow — wie damals mit einem 
Adolf Hitler - leichter spielen, 
als wenn zu früh ein neuer Mann 
an die Macht kommt. 


Immer wieder 
das alte Spiel 


Zu dem Spiel gehört auch, nach 
einer Phase der Sympathie, wie- 
der Vorbehalte gegen Gorbat- 
schow aufzubauen. Man erinnere 
sich an folgendes: Bis Mitte der 
dreißiger Jahre war Hitler, trotz 
vieler Vorbehalte, durchaus ein 
gern gesehener Gast und Gastge- 
ber bei den Staatsmännern dieser 
Welt. Ausländische Zeitungen 
überschlugen sich zum Teil in Lo- 
beshymnen, um ihn nur wenige 
Jahre später als Teufel in Men- 
schengestalt darzustellen. 


Dieses geschieht nun auch bei 
Gorbatschow. Erste Kritik ent- 
zündete sich daran, daß sein Amt 
als Staatspräsident mit einer bis- 
lang bei diesem Amt nicht vorge- 
sehenen Machtfülle ausgestattet 
sei. So vertritt der Staatspräsi- 
dent die Sowjetunion im In- und 
Ausland. Gleichzeitig ist er Ober- 
befehlshaber der Streitkräfte, 
schlägt dem Obersten Sowjet die 
Kandidaten für die Regierung 
und andere wichtige Posten vor - 
die Zustimmung ist nur eine 
Formsache -, hat das Recht, Ge- 
setze mit seinen Einwänden an 
den Obersten Sowjet zurückzu- 
weisen, kann den Kriegszustand 
ausrufen und eine Republik auch 
gegen ihren Willen seiner direk- 
ten Kontrolle unterstellen. 


Das alles erinnert ein bißchen an 
die Ermächtigungsgesetze. So 
sagte dann auch Jelzin in dem In- 


are 


terview mit dem »FAZ-Maga- 
zin«: »Ich war prinzipiell für die 
Einrichtung eines Präsidenten- 
amtes in der Sowjetunion. Aber 
Gorbatschows Eile, es einzurich- 
ten, hielt ich für schädlich. Man 
hätte vorher gesetzgeberische 
Maßnahmen vornehmen müs- 
sen, denn die Stärkung der Stel- 
lung des Staatspräsidenten 
müßte ausgeglichen werden 
durch eine Stärkung der Legisla- 
tive. Es hätte der Aufbau unseres 
Staatswesens vorher verabschie- 
det werden, es hätten Gesetze er- 
lassen werden müssen, die die 
Stellung der Republiken gegen- 
über der zentralen’ Staatsmacht 
besser regulieren. Ich bin für die 
maximale Autonomie der Repu- 
bliken. Es besteht die große Ge- 
fahr, daß bei einer Stärkung der 
präsidialen Macht die Stellung 
der gesetzgebenden Versamm- 
lung zu sehr geschwächt wird.« 


Die Kritik aus dem 
Westen nimmt zu 


Dies wurde auch im Ausland kri- 
tisiert, wenngleich auch mit der 
Einschränkung, die Situation in 
der UdSSR erfordere dies -laute- 
ten so 1933 nicht auch die Erklä- 
rungen des Auslands zum deut- 
schen Ermächtigungsgesetz? 


Doch die Kritik aus dem Westen 
. nimmt weiter zu, und zwar zu an- 
deren Punkten. So wurde jetzt 
bekannt, daß die Sowjetunion 
ihre Militärhilfe für die kommu- 
nistische Regierung merklich ge- 
steigert hat. Dies betreffe vor al- 
lem die Lieferung von Waffen, 
Lebensmitteln und Treibstoff. 
Auch die Rüstungsgeschäfte mit 
Mittel- und Südamerika seien 
von der Sowjetunion nicht etwa 
verringert, sondern im Gegenteil 
sogar noch weiter ausgebaut wor- 
den. 


Und die sowjetische Armeefüh- 
rung erlangt nach Angaben siche- 
rer Informanten einen immer 
stärker werdenden Einfluß auf 
die sowjetische Regierungspoli- 
tik. Die zunehmende Zahl von 
Wehrdienstverweigerern, Deser- 
teuren und die sinkende Disziplin 
verlangten Gegenmaßnahmen, 
heißt es. Und die Aufsplittung 
“des Ostblocks mache einen Sieg 
der Sowjetarmee über Westeu- 
ropa mit rein konventionellen 
Waffen unmöglich. 


Konsequenz: Rückkehr zur 
Hochbewaffnung der eigenen 


Verbände, Verhinderung einer 
umfassenden Abrüstung und eine 
neue Außenpolitik zur Aufsplit- 
terung des Westens. In einer Stu- 
die des französischen Außenmini- 
steriums heißt es hierzu: »Die So- 
wjetunion kehrt zu Gromykos 
und Molotows Politik der Sala- 
mitaktik zurück.« 


Änderung der 
sowjetischen Strategie 


Besonders bemerkbar macht sich 
dies zum Beispiel bei den derzeit 
stattfindenden Verhandlungen 
zur Stationierungsstärke der so- 
wjetischen und amerikanischen 
Truppen in Europa, aber auch 
bei anderen Punkten. Diese An- 
derung der sowjetischen Strate- 
gie läßt aber bei vielen Diploma- 
ten die Ansicht aufkommen, daß 
sich die Ara der Entspannung in 
eine neue Spannungs-Zeit ver- 
wandelt. So sollen führende so- 
wjetische Politiker und Militärs 
zunehmend die Meinung vertre- 
ten, eine weitere Abrüstung und 
Entspannung treibe die Sowjet- 
union auseinander, statt sie wie- 
der groß und aggressiv zu ma- 
chen. 


Weitere Indizien für die Verschär- 
fung sind, daß der Kreml jetzt die 
Kontrolle des KGB abgegeben 
hat und dieser voll Gorbatschow 
unterstellt wurde - Gorbatschow: 
ist übrigens ein KGB-Mann -. 
Am gleichen Tag ist der sowjeti- 
sche Verteidigungsminister Di- 
mitri Jasow zum Marschall der 
Sowjetunion ernannt worden, 
das erste Mal seit Gorbatschows 
Machtantritt vor fünf Jahren. 
Bislang hieß es, daß der Mar- 
schalltitel in Friedenszeiten über- 
haupt nicht mehr verliehen wer- 
den sollte. 


Bislang am negativsten wurde in 
der Welt das Verhalten Gorbat- 
schows gegenüber Litauens Un- 
abhängigkeitsbestrebung kom- 
mentiert. Der sowjetische Staats- 
präsident bekämpft diese mit al- 
len Mitteln, hat zeitweise sogar 
eine totale Blockade gegen Li- 
tauen verhängt. Er begründete 


dies damit, daß durch das Vorge-, 


hen Litauens, dem sich wohl 
auch Estland anschließen will, 
eine ernsthafte Gefahr für die So- 
wjetunion ausgehe und sogar bür- 
gerkriegsähnliche Zustände 
drohten, sollten aufeinmal alle in 
der UdSSR zusammengeschlos- 
senen Staaten auf einer Unab- 
hängigkeit bestehen. Dann wür- 


den nämlich, so Gorbatschow, 
die alten Nationalitätskonflikte 
wieder aufbrechen. 


Die seit 1977 geltende Verfas- 
sung, der auch Gorbatschow un- 
terworfen ist, sagt aber in Artikel 
72: »Jeder Unionsrepublik bleibt 
das Recht auf Austritt aus der 
UdSSR gewahrt.« Und in Artikel 
70 heißt es: »Die UdSSR ist ein 
einheitlicher multinationaler 
Unionsstaat, der auf der Grund- 
lage des Prinzips des sozialisti- 
schen Förderalismus als Ergebnis 
der freien Selbstbestimmung der 
Nationen und der freiwilligen 
Vereinigung gleichberechtigter 
sozialistischer Sowjetrepubliken 
gebildet wurde.« Diese Verfas- 
sungsgarantien setzte aber Gor- 
batschow mit seinem Vorgehen 
quasi außer Kraft! 
Das neueste Kapitel der sich 
mehrenden Vorwürfe gegen die 
Sowjetunion ist der angeblich zu- 
nehmende Antisemitismus in der 
UdSSR. So warnte der sowjeti- 
sche Autor Jurij Ginsburg, des- 
sen Artikel im Westen großen 
Einfluß auf die Politiker haben, 
jüngst in einem sechsseitigen Ar- 
tikel des »Spiegel« vor der Ge- 
fahr neuer Progrome gegen Ju- 
den in der UdSSR. 


So schreibt Ginsburg: »Wie Po- 
grome in der modernen Sowjet- 
union aussehen, erkennt man 
schon an den tragischen Mustern 
von Sumgait, Baku, Fergana, 
Duschanbe. Niedergemetzelte 
Männer, vergewaltigte Frauen, 
verbrannte Kinder. 


Auch sie wurden zuvor bedroht 
und mehrmals gewarnt (wie es 
jetzt laut-Ginsburg bei den Juden 
geschieht; der Verfasser). Sind 
jetzt.die Juden dran? Die Anstif- 
ter sind durchaus nicht anonym. 
Sie gehören zur praktisch legalen 
und praktisch fasehistischen Par- 
tei namens »Pamjat< (Gedächt- 
nis) oder ihr verwandter Organi- 
sationen wie »Otschisna< (Vater- 
land), »Sojus patriotow«< (Patrio- 
tenbund), die in Moskau, Lenin- 
grad und einigen anderen großen 
Industriestädten wie Swerd- 
lowsk, Nowosibirsk, Tscheljab- 
insk besonders aktiv sind.« 


Ginsburg schreibt weiter: »Diese 
Abneigung der Parteiführung, in 
Sachen des russischen Faschis- 
mus Farbe zu bekennen, zeugt 
nur davon, daß dieser schon ein 
reales politisches Gewicht hat, 
dessen man sich unter gewissen 
Umständen auch bedienen 


könnte ... Zur Tradition Ruß- 
lands gehört der Judenhaß ... 
Massenhaft fliehen Juden aus der 
Sowjetunion. Die Explosion des 
Nationalismus. in der Sowjet- 


"union, mit der sie jetzt schon jede 


Kontrolle zu verloren haben 
scheint, belebt den Antisemitis- 
mus ... 


Der Antisemitismus in der So- 
wjetunion hat eine deutliche 
ideologische und strukturelle 
Form bekommen. Der russische 
Chauvinismus heute, das sind 
nicht einzelne Straßenexzesse, 
sondern das ist die schreckliche, 
gewaltige Kraft, einstweilennoch . 
ım Keimzustand, die imstande 
ist, falls die Rechten an die 
Macht kommen, Millionen um 
sich zu scharen und aufihre Weise 
»die jüdische Frage< zu lösen.« 
Soweit Ginsburg. 


In einer vertraulichen Analyse 
namens »Der Pike/Mazzine - 
Bernard-Lewis-Plan entwickelt 
sich« heißt es: »Wie in Weltkrieg I 
und II werden die meisten auch 
im Weltkrieg III unwissende und 
unfreiwillige Mitspieler sein. 


Nichtzionistische Juden überall 
in der Welt, aber vor allem in der 
UdSSR, sind tief beunruhigt, da 
sie befürchten, daß sie als Teil des 
Bernard-Lewis-Plans des For- 
eign Office wieder einmal geop- 
fert werden sollen, wie das so. oft 
in-der Geschichte durch die Pha- 
risäer und Sadduzäer geschah ... 


Das antisemitische Gemurmel in 
der UdSSR, das von der » Verbor- 
genen Hand der Geschichte« ge- 
fördert wird, wie in Deutschland 
in den dreißiger Jahren, um die 
Eliten nach Palästina zu bekom- 
men, wird jetzt verstärkt werden, 
um die Zahl von einer Million 
Kanonenfutter zu erreichen. 
Dies wird und muß natürlich — 
wenn notwendig mit Hilfe ande- 
rer, da die unfähigen arabischen 
Regierungen ohne Hilfe von au- 
ßen nicht zu einer wirksamen 
Operationseinheit zusammenge- 
schmolzen werden können = zu 
einer massiven Reaktion durch 
die Araber und zum Krieg füh- 
ren.« 


Die Analyse kommt zu dem 
Schluß, daß dies ganze oben in 
seinen Grundzügen skizzierte 
»Spiel« die Vorbereitung des 
Dritten Weltkriegs ist, dessen 
Ziel es nun endgültig sei, die in- 
ternationalistische Weltherr- 
schaft zu sichern. E' 
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ti-Defamation-League 


‚Seltsame 
Allıanz mit 
Pamyat 


Peter Blackwood 


Die Anti-Defamation-League (ADL) der B’nai B’rith-Loge möchte 
sich als Wachhund gegen Antisemitismus aufspielen. Aber sie hat ei- 
nen seltsamen neuen Bettgefährten: die antisemitische Pamyat- 
Gruppe in der Sowjetunion, die, zusammen mit der ADL, lebhaft die 
gestärkte Rolle Michail Gorbatschows unterstützt, der kürzlich »Zar 


aller Rußländer« geworden ist. 


Diese Allianz sollte für unsere 
‚Leser keine Überraschung sein, 
die wissen, daß zu den Führern 
der ADL Seagrams Schnaps- 
Baron Edgard Bronfman, der 
Vorsitzende des Greater New 
York Appeal der ADL und Präsi- 
dent des Jüdischen Weltkongres- 
ses, gehört. Die beiden amerika- 
nischen Journalisten Rowland 
Evans und Robert Novak schrie- 
- ben in einem Aritkel mit der 
Überschrift »Juden gegen US- 
Handel austauschen?«, daß Ed- 
gar Bronfman ein Teil dessen ist, 
was sie ein »häßliches Abkom- 
men« nennen, aus dem er Millio- 
nen machen wird. 


Die Folgen des 
»goldenen Handschlags« 


Das »Abkommen« besteht darin, 
daß die amerikanische Bush-Re- 
gierung auf Beschränkungen des 
Status der meistbegünstigten 
Länder für die Sowjetunion ver- 
zichtet, da Gorbatschow jetzt jü- 
- dische Emigranten, die vor Pa- 
. myats Antisemitismus fliehen, di- 
rekt in die von den Israel besetz- 
ten Gebieten bugsiert, statt ih- 
nen zu genehmigen, nach West- 


- europa oder in die Vereinigten 


‚ Staaten auszuwandern. 


‚Bronfmans Partner bei dem 
»häßlichen Abkommen« ist der 
ADL-Mäzen ‚und Getreidekar- 
tellmagnat Dwayne Andreas, der 
 Mit-Vorsitzende des sowjetischen 


Trade and Economic Council’ 


_ (USTEC), einer Gruppe die 
- Bronfman in ihrem Exekutivaus- 
e schuß hat und die für den Aus- 
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Raisa Gorbatschow, die Frau 
des sowjetischen Staatschefs, 
hat eine führende Rolle bei der 
Förderung der Kultur in der So- 
wjetunion 


tausch von Juden gegen Getrei- 
dekäufe eintritt. Diese Geschäfte 
beruhen auf einem »goldenen 
Handschlag« zwischen Bronf- 
man und Gorbatschow. 

Sowohl Andreas als auch Bronf- 
man waren in die Verhandlungen 
mit Gorbatschow verwickelt, um 
den Transport sowjetischer Juden 


direkt nach Israel zu gewährlei-. 


sten und der ADL zu gestatten, 
in Moskau ein Büro zu eröffnen. 


Der historische 
Exodus der Juden 


Nach der Ausgabe des »ADL 
Bulletin« von März 1990 stand 
dieses Abkommen hoch oben auf 


der Tagesordnung der Versamm- 
lung des National Executive 
Committee (NEC) der ADL, die 
im Hotel »The Breakers« in Palm 
Beach, Florida, stattfand. 


Der »Bulletin« schreibt: »In Re- 
solutionen, die während des 
NEC-Treffens gefaßt wurden, ap- 
peliert die ADL an den sowjeti- 
schen Staatspräsident Michail 
Gorbatschow, das Auftreten des 
Antisemitismus in der Sowjet- 
union Öffentlich zu verurteilen 
... Während eine Resolution her- 
vorhob, daß antisemitische Ge- 
fühle, darunter öffentliche De- 
monstrationen durch solche 
Gruppen wie die nationalistische 
Pamyat-Organisation, in gewis- 
sen sowjetischen Großstädten 
gang und gebe geworden sind. In 
einer weiteren Resolution wird 
an die Vereinigten Staaten appe- 
liert »den historischen Exodus so- 
wjetischer Juden nach Israel zu 
erleichtern<, indem Moskau er- 
mutigt wird.« 


Kein Wunder, daß bei Sponsoren 
dieser ADL-Operation, wie 
Bronfman und Andreas, der-so- 
wjetische Dissident und Refuse- 
nik Wladimir Selpak schon 1987 
zur »Jerusalem Post« sagte, daß 
»Bronfman von. Gorbatschow 
hereingelegt werden wollte. 
Schließlich ist er ein Geschäfts- 
mann und macht mit den Sowjets 
gute Geschäfte«. 


Auf der gleichen Sitzung lag ein 
Bericht des Direktors für interna- 
tionale Angelegenheiten, Ken- 
neth Jacobson, vor, der sich ge- 
rade elf Tage in Moskau aufgehal- 
ten hatte, um mit Beamten einer 
Gruppierung zusammenzutref- 
fen, die das »Bulletin« als »die 
kürzlich gegründete sowjetisch- 
jüdische Dachorganisation be- 
zeichnete, als VAAD (Konföde- 
ration Jüdischer Organisation 
und Kommunisten in. der 
UdSSR) bekannt«, um die von 
Pamyat verkörperte Gefahr zu 
erörtern. 


Ko-Präsident der VAAD, Mi- 
chail Chlenow, teilt Slepaks Be- 
sorgnisse über Bronfmans von 
der Profitsucht bestimmenden 
Beweggründe offenbar nicht. In 
New York traf Chlenow mit 
Bronfmans Gehilfen im Jüdi- 
schen Weltkongreß, Elon Stein- 
berg, zusammen, um die Bildung 
eines sowjetjüdischen Kongres- 
ses zu erörtern. Verschiedene 
Medien berichteten, daß er sich 
auch mit Jacobsen von der ADL 
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getroffen hat, um eine Vereinba- 
rung zur Untersuchung des Neo- 
nazismus in Moskau auszubrü- 
ten. 


Gorbatschows 
neuer Rasputin 


Was die ADL vorsätzlich ausge- 
klammert hat, ist die Tatsache, 
daß Pamyat und damit zusam- 
menhängende _anitsemitische, 
großrussische nationalistische 
Gruppen von Gorbatschow ge- 
fördert werden, vor allem durch 
den Fonds für sowjetische Kultur 
seiner Frau Raisa, der den Ultra- 
Okologen und »Dorfprosa«- 
Schriftsteller Valentin Rasputin, 
finanzierte. Rasputin, der diesen 
Namen zu Recht trägt, wurde 
von Gorbatschow kürzlich in sei- 
nen auserwählten Präsident- 
schaftsrat berufen. Er war der 
großrussische-chauvinistische 
Grenzwächter für Gorbatschow 
und für Gorbatschows Palastre- 
volutionär Boris Jeltzin, den 
wirklichen Schutzpatron von Pa- 
myat. 


Raisa Gorbatschow bekam ihre 
Gelder für Rasputin von dem Er- 
füllungsgehilfen des Anglo-So- 
viet Trust Armand Hammer, der 
mit Bronfman und Andreas im 
Vorstand von USTEC sitzt. Es 
gibt auch Berichte darüber, daß 
die amerikanische Information 
Agency (USIA) Rasputin zu ei- 
nem Besuch in die Vereinigten 
Staaten eingeladen hat. Die 
Haupt-Ost-West-Körperschaft 

der USIA ist die National Endow- 
ment for Democracy (NED), de- 
ren Präsident. der ehemalige 
ADL-Beamte Carl Gershman 
ist. Gershmans neuer leitender 
Assistent ist David E: Lowe, der 
bis vor kurzem stellvertretender 
Direktor des Fact Finding De- 
partment der ADL unter Irwin 
Suall war, zu einer Zeit als die 
ADL ihre Broschüre von 1989 
mit dem Titel »Pamyat: Hatred 
Under Glasnost« (»Pamyat: Haß 
unter Glasnost«) herausgab, in 
der Boris Jeltzin als derjenige be- 
zeichnet wird, der Pamyat ihren 
»amtlichen Genehmigungsstem- 
pel« aufgedrückt habe. Aber die 
ADL teilte mit, daß sie diese Bro- 
schüre nicht mehr in Umlauf brin- 
gen oder nachdrucken werde. 
Unterdessen lobt das von NED fi- 
nanzierte Center for Democracy 
den »Reformer« Jeltzin über den 
grünen Klee, wobei es dessen 
Verbindungen zur Pamyat offen- 
sichtlich übersieht. oO 


” 


Mg; reiner nun N 


der 


Ey 


i 


J 


. nisch-schweizerischen 


Schweiz 


EEE GET 


Zensur beim 
‘ Finanzskandal 


Martin Mann und Warren Hough 


Zum erstenmal in der Schweizer Geschichte haben Bürger gegen Skan- 
dal und Korruption in der Regierung demonstriert. Allerdings haben 
vor allem die amerikanischen Medien es unterlassen, über dieses ein- 
malige Ereignis zu berichten; es wurde stillschweigend verheimlicht. 
Der Finanzskandal wurde heruntergespielt und fiel einer heimlichen 


Zensur zum Opfer. 


Der Casus belli war der Prozeß 
gegen und der Freispruch wegen 
einer formalen Eigentümlichkeit 
der korrupten ehemaligen 


* Schweizer Justizministerin Eliza- 


beth Ikle-Kopp. Die Affäre be- 
‚gann mit einem Schlag gegen die 
Drogen-Mafia im Jahr 1988, bei 
der eine Lastkraftwagen-Ladung 
von Drogen und Koffer voller 
Bargeld in der Nähe der italie- 
Grenze 
beschlagnahmt wurde. Als man 
die Spur weiter verfolgte, ent- 
deckte ein Schweizer Strafverfol- 
ger ein internationales Netz- 
werk, das Milliarden von verbor- 
genen Geldern von der Chase 
Manhattan Bank in New York - 
dem finanziellen Flaggschiff der 


- Familie Rockefeller - in einige 


der größten Geldzentren der 


Schweiz leitete. 


Großzügig gegenüber 
CIA und Mossad 


Mächtige Bürokraten schützten 
diese verborgenen Geldkanäle, 
während der CIA und der Mos- 
sad, Israels Geheimdienst, sie für 
ihre eigenen Operationen ver- 
wendeten, ermittelten die Fahn- 
der. Als die Dinge sich bis zur 
Spitze hin erstreckten, wurde 
Elizabeth Kopp durch diese Af- 
färe gestürzt. 


Diese Spitzenbeamtin, als mäch- 
tigste Frau in der Geschichte ih- 
res kleinen Landes gefeiert, 
wurde im vergangenen Jahr aus 
dem Amt gejagt unter Beschuldi- 
gungen, daß die Anwaltspraxis, 
die sie zusammen mit ihrem Gat- 
ten, einem Rechtsanwalt, in der 
Innenstadt von Zürich eingerich- 
tet hatte, als Fassade für das Ko- 
kain-Kartell diente. Was die 


Die Öffentlichkeit will wissen, 
ob Fred Ikle und seine Cousine 
Geschäftsverbindungen unter- 
hielten 


Flammen der öffentlichen Empö- 
rung auflodern ließ, war die Tat- 
sache, daß durch eine parlamen- 
tarische Untersuchung heraus- 
kam, daß Frau Kopp dem CIA 
und dem Mossad gestattet hatte, 
verborgene Gelder über das Un- 
tergrund-Banknetzwerk der 
Bande zu waschen. 


Als Gegenleistung füllte ihre 
Kanzlei die Geheimarchive mit 
hochkarätigen Informationen, 
die teilweise von diesen Spiona- 
gediensten kamen. 


Ein heimlicher Tip 
für den Ehemann 


Bis zum vergangenen Jahr hatte 
Frau Kopps Kanzlei etwa 900.000 
streng bewachte Akten mit ab- 
träglichen Informationen über 
Schweizer Bürger und Auslän- 
dern gesammelt, die verdächtigt 
wurden, zweifelhafte oder sub- 
versive Verbindungen zu unter- 
halten — was jedoch niemals be- 
wiesen wurde. Aber als dieses 
heimliche Computer-Netzwerk 
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den Namen von Frau Kopps eige- 
nem Ehemann, des Rechtsanwal- 
tes Hans W. Kopp, als den angeb- 
lichen Frontmann für eine Dro- 
genbank ausspuckte, gab sie ihm 
angeblich einen heimlichen Tip. 


Angeklagt und am 19. Februar 
vor Gericht gestellt, wurde Frau 
Kopp freigesprochen, doch 
wurde dies in der breiten Offent- 
lichkeit als amtliches Reinewa- 
schen verurteilt. »Die Schweizer 
Regierung beschützt ihre eigenen 
Leute«, sagt ein amerikanischer 
Drogenfahnder, der den Fall ge- 
nau verfolgt hat. »Frau Kopp war 
des »Verrats amtlicher Geheim- 
nisse< angeklagt, weil sie Infor- 
mationen aus den Akten ihres 
Ministeriums an ihren Gatten 
weitergeleitet hatte. 


Das Gericht stellte fest, daß zum 
Zeitpunkt der Warnung - in ei- 
nem dringenden privaten Fernge- 
spräch - Frau Kopp nicht gewußt 
haben könnte, daß sie Daten 
preisgab, die bereits in den von 
ihren eigenen Mitarbeitern ge- 
führten Akten verzeichnet wa- 


ren. Sie wurde also bestenfalls ° 


auf Grund einer ziemlich dürfti- 
gen juristischen Spitzfindigkeit 
freigesprochen.« 


Tausende verurteilen 
das »Koppgate« 


Die Schweizer Öffentlichkeit sah 
die Dinge jedoch in einem weit 
finsteren Licht, nämlich als skan- 
dalöse amtliche Vertuschung. In- 
dem sie das verurteilten, was sie — 
in Anspielung auf den Skandal 
um Nixon, Watergate-Koppgate 
nannten, probten Tausende von 
Protestierern in Zürich und ande- 
ren Schweizer Städten den Auf- 
stand. Erschreckt über diese Vor- 
gänge, ließ das Schweizer Parla- 
ment dringend eine Debatte über 
gesetzliche Eindämmungsmaß- 
nahmen gegen die mächtigen in- 
ternationalen Banken des Lan- 
des, die lange auf Sparflamme ge- 
kocht hatte, wiederaufleben. 


Am 20. März billigte das Schwei- 
zer Parlament einstimmig ein Pa- 
ket von Änderungen des Strafge- 
setzes, mit dem die langjährige 
Befugnis der Schweizer Banker, 
Heißgeldkonten zu verwalten, 
beendet wird. Nach dem neuen 
Gesetz müssen leitende Ange- 
stellte der Schweizer Geldzen- 
tren »Sorgfalt und Geschick« auf- 
wenden, um den »begünstigten 
Eigentümer« - das heißt die wirk- 
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liche Quelle - der Einlagen, de 


sie verwalten, zu überprüfen. 


Ein Banker, bei dem festgestellt 
wird, daß er bei der Überprüfung 


seiner Kunden fahrlässig gehan- _ 


delt hat, muß mit einem Jahr Ge- 
fängnis und beträchtlichen Geld- 
strafen rechnen. Und Finazmana- 


ger, die wissentlich Gelder ver- 


brecherischer Herkunft vertu- 
schen oder waschen, riskieren 


nach der neuen Gesetzgebungso- 


gar noch höhere Gefängnisstra- 
fen — bis zu fünf Jahren — und 
Geldstrafen bis zu einer Million 
Schweizer Franken. 


Der Skandal ist 
noch nicht zu Ende 


Bedeutender ist jedoch, wie aus 
Kreisen der amerikanischen Ge- 
setzesvollstreckung _verlautet, 
daß die Reingeld-Gesetzesände- 
rungen darauf angelegt sind, 
nicht nur Drogenprofite, sondern 
auch ungesetzliche Gelder, die 
aus anderen Vergehen wie Verun- 
treuung und Unterschlagung, il- 
legalem Waffenhandel oder Versi- 
cherungsbetrug herrühren, zu 
kontrollieren. 


»In den letzten Jahren, als sich 
die führenden Bankhäuser der 
Schweiz in riesige Geldwaschan- 
lagen verwandelten, gingen sie 
über das Drogen-Banking zum 
Recycling und zur Sanierung von 
Milliarden über, die zur Inszenie- 


rung von internationalen Börsen- 


schwindeleien verwendet wur- 
den«, sagt Richard Clement, ein 
hoher ehemaliger Beamter aus 
dem amerikanischen Bundesge- 
setzesvollzug, der jetzt als priva- 
ter Sicherheitsberater in Was- 
hington tätig ist. »Dies wiederum 
führte zu gewaltigen Schwindel- 
aktionen wie den Guinness: Skan- 
dal.« 


In der Schweiz wird der summari- 
sche Freispruch der Frau Kopp 
nicht als Ende des Skandals, der 
ihren Namen trägt, sondern le- 
diglich als dessen erste Phase ge- 
sehen. S 

»Darüber hinaus will die Offent- 
lichkeit etwas über ihre engen Be- 
ziehungen zu einem Verwandten, 


Fred Ikle, wissen, der während - 


der Reagan-Ara als einer der 
mächtigsten Bürokraten für na- 
tionale Sicherheit in Washington 
diente. Es wird also noch weitere 
Akten in diesem vertuschten in- 
ternationalen Kriminaldrama ge- 
ben.« m 
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Erziehungs-Psychologie 


Es begann in 
Leipzig 


Ganz offensichtlich hatte sich etwas verändert. Irgendwann im Lauf 
der Geschichte hatten die amerikanischen Schulen die Fähigkeit verlo- 
ren, Kinder routinemäßig zu erziehen und einheitlich gute Resultate 
dabei zu erzielen. Der Autor Lance J. Klass versucht, die Tatsache des 
Wandels zurückzuverfolgen und, wenn möglich, herauszufinden, wel- 
che spezifischen Veränderungen stattgefunden hatten. Eigentlich hatte 
er zunächst keine Ahnung, wo er beginnen sollte, bis er ein Protokoll 
des US-Kongresses aus dem Jahre 1917 in die Hände bekam. Die De- 
batte konzentrierte sich auf ein Experiment, das die »New York Times« 
als »radikal und gefährlich« bezeichnete, in dem Rockefeller-Geld und 
ein Projekt der Columbia-Universität, genannt Lincoln Schule, eine 
Rolle spielten. Einige Mitglieder im Kongreß bekämpften heftig eine 
Gruppe, die sich »General Education Board« nannte und deren Befä- 
higung, die Bildung in den USA zu kontrollieren und zu ändern, ohne 
daß irgend jemand ein Wort dabei mitzureden hatte. Klass fand. die 
Aufzeichnung einer großen Kontroverse in der amerikanischen Erzie- 
hung und verfolgte die Entwicklung einer neuen Erziehungsphiloso- 
phie. Zwei Männer schienen besonders zentral: die Psychologen John 
Dewey und Lee Edward Thorndike. 


Wilhelm Maximilian Wundt 
wurde 1832 in einer kleinen süd- 
deutschen Stadt geboren. Wundt 
immatrikulierte an der Tübinger 


breitung in der gesamten westli- 
chen Welt. 


Für Wundt war eine Sache nicht 


er entstand, das direkte Resultat 
aus der Kombination der wahrge- 
nommenen Reize, keineswegs 
die unabhängige Absicht eines 
verursachenden Individuums. 


Wundt leistete zwei bedeutende 
Beiträge zum Sterben der Erzie- 
hung im Westen. Der erste war 
theoretisch. Wundt glaubte, der 
Mensch entbehre des Geistes 
und der Selbstbestimmung. Er 
suchte zu beweisen, daß der 
Mensch die Summe seiner Erfah- 
rungen sei, der Reize, die in sein 
Bewußtsein und sein Unbewuß- 
tes eindrangen. 


Wundts zweiter Beitrag zum Ver- 
fall der Bildung war überhaupt 
nicht theoretisch: er brachte die 
erste Generation von Forschern, 


Professoren und Publizisten der 
neuen Psychologie hervor. Diese 
Gruppe ging daran, in ganz Eu- 
ropa und den Vereinigten Staaten 
die Experimentalpsychologie zu 
etablieren. 


Die Liste der Schüler Wundts 
liest sich wie ein »Who’s who« eu- 
ropäischer und amerikanischer 


Psychologen. In den nachfolgen- ‘ 


den Jahren konnte man an na- 
hezu jeder wichtigen europäi- 
schen oder amerikanischen Uni- 
versität die neue Psychologie un- 
ter jemanden studieren, der sei- 
nen Doktor direkt bei Wundt in 
Leipzig gemacht hatte. 


Der erste amerikanische Student 
Wundts, der in die Vereinigten 
Staaten zurückkam, war G. Stan- 


er 


Universität im Alter von 19, 
wechselte nach. einem halben 
Jahr nach Heidelberg und pro- 
movierte als Doktor der Medizin 
1856. Er blieb die folgenden sieb- 
zehn Jahre in Heidelberg, fun- 
gierte zuerst als Assistent eines 
Professors und später selbst als 
Professor der Psychologie. 1974 
verließ Wundt Heidelberg, um 
eine Position als Professor der 
Philosophie in Zürich einzuneh- 
men. Dort blieb er nur ein Jahr 
und nahm dann einen Lehrstuhl 
der Philosophie an der Universi- 
tät Leipzig an. Für den Rest sei- 
ner akademischen Karriere blieb 
er in Leipzig und wurde schließ- 


lich Rektor der. Universität. 
Wundt starb 1920. 

Es begann 

in Leipzig 


Soweit die wichtigsten Lebensda- 
ten dieses Mannes. Was sie ver- 
schweigen, ist die Tatsache, daß 
Wundt Begründer der Experi- 
mentalpsychologie war und die 
treibende Kraft hinter ihrer Ver- 
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sinnvoll und verdiente keine Auf- 
merksamkeit, wenn sie nicht ge- 
messen, qualifiziert und wissen- 
schaftlich demonstriert werden 
konnte. Weil er keinen Weg sah, 
solches mit der menschlichen 
Seele zu tun, wich er dieser Frage 
aus und schlug vor, daß Psycholo- 
gie sich ausschließlich mit Erfah- 
rung statt mit metaphysischen 
Belangen befasse. 


Wundt versuchte, Daten über die 
physiologischen Funktionen und 
Reaktionen des Individuums zu 
sammeln, um darzulegen, wie ein 
Individuum Gefühle und Reize 
erlebt. Es waren menschliche 
Wahrnehmungen und Erfahrun- 
gen, die zählten, und die konnten 
am besten vom Blickpunkt der 
quantifizierbaren physiologi- 
schen Reaktionen her verstan- 
den werden. 


Wundt war der Meinung, daß Re- 
aktionen mit Reizen begannen, 
die gefolgt wurden von Wahrneh- 
mungen, aufgrund derer das Er- 
lebnis im Individuum existiert. 
Für Wundt war der Wille, so wie 


Die neuen Gebäude der Universität Leipzig mit dem alten 
von Ernst Händel geschaffenen Leibniz-Denkmal 


“ 


ley Hall. Er kehrte 1883 aus Leip- 
zig zurück, um dem Lehrkörper 
der neu gegründeten John Hop- 
kins Universität beizutreten, die 
gerade nach dem Muster der gro- 
Ben deutschen Universität in Bal- 
timore errichtet worden war. Hall 
organisierte das Psychologie-La- 
bor an John Hopkins und grün- 
dete 1887 das »American Journal 
of Psychology«, mit dem er »An- 
hängern der neuen Psychologie« 
nicht nur eine Schatzkammer für 
Beiträge sowohl experimenteller 
wie auch theoretischer Art gab, 
sondern auch ein Gefühl von So- 
lidarität und Unabhängigkeit. 


Durch die Verschweißung von 
Experimentalpsychologie und 
Kindererziehung diente Hall der 
Förderung der Karriere einer an- 
deren Persönlichkeit, die einen 
außergewöhnlich tiefen Einfluß 
auf den Kurs der amerikanischen 
Erziehung nahm: John Dewey. 


Der Mensch ist 
nur ein Tier 


Deweys wie Halles Absicht war, 
Psychologie mit Erziehung zu 
vereinen, und er schaffte das in 
der Dewey Schule, vermischt mit 
einer Prise Hegelianischer Sozial- 
gedanken und Sozialpraxis. 


Obwohl Deweys Betrachtungen 
heute in der großen Mehrzahl 
amerikanischer Schulen verwirk- 
licht sind, stellten sie um die Jahr- 
hundertwende eine revolutionie- 
rende Veränderung dar. Wir se- 
hen hier die Wundtsche Neude- 
finition von »Erziehung«, die 
nun bedeutete, einem jungen Ge- 
hirn und Nervensystem Experi- 
mentaldaten zuzuführen — nicht 
das Lehren mentaler Fertigkei- 
ten oder das Kultivieren des In- 
tellekts. Das ist die Aufgabe der 
traditionellen Rolle des Lehrers 
und Erziehers und ihr Ersatz 
durch die Betrachtung des Leh- 
rers als einen Führer in der Sozia- 
lisierung des Kindes, die dazu 
führt, daß jedes Kind sich einem 
spezifischen Verhalten anpaßt, 
das von ihm erwartet wird, um in 
der Gruppe durchzukommen. 


Hier wurde die Individualität be- 
graben, die Übung des Genies 
und Talents, die ein Individuum 
dahin führte, daß es über die 
Gruppe hinauswuchs. Hier ist 
auch der Ruf nach Nivellierung 
der individuellen Unterschiede 
in einem geschlossenen Reser- 
voir von Schülern, die unwis- 
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Wilhelm Maximilian Wundt, 16. August 1832 bis 31. August 1920, 
deutscher Philisoph und Psychologe. 


sende Subjekte von Lerntechni- 
kern sind, die die soziale Ord- 
nung der Zukunft erdenken und 
Methoden willkürlich verändern. 


Für Dewey wie für Wundt war der 
Mensch nur ein Tier, allein mit 
seinen. Reaktionen, abhängig 
von seinen Erfahrungsdaten. 
Nach Meinung der Professoren 
Mort und Vincent vom Columbia 
Teacher College »war John De- 
wey der kulminierende Theoreti- 
ker in drei Jahrhunderten erzie- 
herischer Schriftstellerei«. Er 
glaubte, daß Lernen nur durch 
Erfahrung erfolgte, daß der Reiz 
— Reaktions - Mechanismus die 
Grundlage des Lernens war, und 
daß Lehrer nicht Instruktoren, 
sondern Entwickler von Lern-Er- 
fahrung waren. 


Dewey war in der Dewey Schule 
an der Universität von Chicago 
und später am Teachers College 
der Columbia Universität in der 
Lage, die Verbindung von Psy- 
chologie und Erziehung zu för- 
dern und zu vollziehen, und 


wurde die führende Figur der 
amerikanischen Erziehung. 
Doch Dewey, der »Vater der 
amerikanischen Erziehung«, war 
nur ein Schüler Wundtscher Psy- 
chologie und nur eines jener Indi- 
viduen, die die amerikanische Er- 
ziehung kritisch transformierten. 


Während Hall die Auszeichnung 
hatte, Wundts erster amerikani- 
scher Student zu sein, hatte Ja- 
mes McKeen Cattell die Ehre, 
Wundts erster Assistent zu sein 
und möglicherweise auch der 
größte Publizist und Förderer der 
neuen Psychologie. 


Why Jonny 
can’t read 


Eine Serie von Experimenten, 
die Cattell in Leipzig durch- 
führte, prüfte die Weise, in der 
ein Mensch die Wörter sieht, die 
er liest. Indem er Erwachsene, 
die des Lesens kundig waren, te- 
stete, fand er heraus, daß man 
Wörter erkennen konnte, ohne 


die Buchstaben in Laute umset- 
zen zu müssen. Daraus schloß er, 
daß Wörter nicht aufgrund geglie- 
derter Buchstaben erkannt, son- 
dern als »ganzes Wortbild« wahr- 
genommen würden. Er nahm an, 
daß wenig gewonnen wäre, wenn 
man einem Kind als ersten 
Schritt zum Lesen die Laute und 
Buchstaben lehrte. 


Nachdem ein Mensch Wörter 
schnell erkennen konnte, sollte 
man Kindern das Lesen lehren, 
indem man ihnen die Wörter 


zeigt und ihnen sagt, was die Wör- 


ter sind. Das Resultat war das 
Fallenlassen der phonetischen 
und alphabetischen Lehrme- 
thode des Lesens und ihr Ersatz 
durch die Ganzheitsmethode, die 
in ganz Amerika angewandt 
wird. Die die ganze Nation be- 
treffenden Auswirkungen aus 
Cattells Forschung und Schluß- 
folgerungen, und, später, die Ver- 
breitung dieser Schlußfolgerun- 
gen durch das Teachers College 


der Columbia Universität, bilden ° 


die Grundlage für den Bestseller 
von Rudolph Flesh »Why Jonny 
can't read«. 


Als Doktor der Psychologie nach 
den USA zurückgekehrt, las Cat- 
tell ein Jahr lang am Bryn Mawr 
College und an der Universität 


von Pennsylvanien, 1887 verließ 


er wieder das Land, um in Cam- 
bridge zu lehren, wo er den engli- 
schen Psychologen Galton traf, 
von dem er tief beeindruckt 
wurde. 


Galtons Ansicht war, daß »die na- 
türlichen Fähigkeiten der Men- 
schen unter den exakt gleichen 
Beschränkungen, wie sie für 
Form und körperliche Merkmale 
in der gesamten organischen Welt 
galten, aus der Vererbung stamm- 
ten.« Cattell übernahm Galtons 
Art, die Eugenik, Auswahlzucht 
und das Messen der Intelligenz- 
unterschiede zwischen - Indivi- 
duen anzugehen. 


Cattell wurde später der amerika- - 


nische Führer in psychologischen 
Tests und vollzog 1894 die erste 
geballte Ladung psychologischer 
Tests an einer großen Zahl von 
Menschen, indem er Anfänger 
und Abschlußklassen der Colum- 
bia Universität testete und damit 
erzieherische Tests in den USA 
initiierte. 


James Earl Russell war ein ande- 
rer Student Wundts, der seine 
Doktorwürde 1894 in Leipzig er- 
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in Leipzig 


worben hatte. Russell kam im 
Oktober 1897 an die Columbia 
Universität, nur fünf Jahre, nach- 
dem das New York College für 
Lehrerbildung seine permanente 
Zulassung erhalten hatte. Von 
seiner Position als Vorstand des 
Department of Psychology and 
General Method leitete Russell 
die zentrale Abteilung der Leh- 
rerbildungsanstalt. Im gleichen 
Jahr wurde er Vorstand des Col- 
lege. Er leitete es für die folgen- 
den dreißig Jähre, in denen er die 
größte Bildungsstätte der Erde 
für Lehrer aufbaute. 


Aus der Rätselkiste 
deutscher Psychologe 


1897 war die Bühne bereitet für 
die rasche Ausbreitung der deut- 
schen Psychologie in den Verei- 
nigten Staaten. In enger Zusam- 
menarbeit mit Cattell verpflich- 
tete Russell eine Fakultät, die 
Psychologie weiter mit Erzie- 
hung verschmelzen konnte. 

Es war die Anstellung von Ed- 
ward Lee Thorndike durch Rus- 
sell, die dazu führte, daß das Tea- 
chers College das Bindeglied zur 
Infusion einer fatalen Dosis deut- 
scher Psychologie in die Schlaga- 
der amerikanischer Erziehung 
wurde. Thorndike promovierte 
1895 an der Wesleyan Universi- 
tät, nachdem er bei den Wundtia- 
nern Amstrong und Judd studiert 
hatte. Er ging danach nach Har- 
vard, um beim letzten großen 
amerikanischen Psychologen 
(alte Definition des Begriffs) Wil- 
liam James zu studieren. Wäh- 
rend seiner Zeit in Harvard setzte 
er James mit seinen Forschungen 
an Hühnern in Erstaunen, mit de- 
nen er die Instinkte und das intel- 
ligente Verhalten der Tiere unter- 
suchte und damit Pionier dessen 
war, was später als »Tierpsycholo- 
gie« bekannt wurde. 


Russell bot Thorndike einen Po- 
sten am Teachers College an, wo 
der Experimentator für die näch- 
sten dreißig Jahre blieb. Thorn- 
dike war der erste Psychologe, 
der Tierverhalten in einem Expe- 
rimentalpsychologie-Laborato- 

rium studiert hatte und, der Emp- 
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John Dewey, 20. Oktober 1859 bis 2. Juni 1952, amerikanischer 
Philisoph und Erzieher. 


fehlung Cattells Folge leistend, 
die gleichen Verfahren an Kin- 
dern und Jugendlichen an- 
wandte. 


Thorndikes 
war die gleiche wie die von 
Wundt: daß der Mensch ein Tier 
sei, daß seine Handlungen Reak- 
tionen seien und daß er im Labo- 
ratorium mit sehr ähnlichen Re- 
sultaten und in sehr ähnlicher 
Weise wie ein Tier studiert wer- 
den kann. Demzufolge setzte 
Thorndike Kinder den Ratten, 
Affen, Fischen, Katzen und Hüh- 
nern, mit denen er in seinem La- 
boratorium experimentierte, 
gleich. Wenn er im Laboratorium 
etwas greifbares oder quantifi- 
zierbares über die Intelligenz und 
die Lernrate der Tiere herausge- 
funden hatte, war er bereit, es 
beim Lernen im Klassenzimmer 
anzuwenden. Aus seinem For- 
schen schloß er auf tierische Ver- 
haltens-»Gesetze«, die er dann 
auf die Ausbildung von Lehrern 
anwandte. Diese trugen dann das 
so Gelernte in jede Ecke der 
USA und führten ihre Klassen, 


Ausgangshaltung _ 


Lehrpläne und Schulen auf der 
Basis der neuen »Erziehungs- 
Psychologie«. 


Auf der Grundlage 
der Befriedigung 


Thorndike brachte Wundt einen 
Riesenschritt weiter, aber in 
Amerika, nicht in Leipzig und 
nicht im Unterricht von Kindern 
aus Kaiser Wilhelms Tagen, son- 
dern der Lehrer amerikanischer 
Kinder. Hier haben wir die Ur- 
sprünge des Konditionierens und 
die Werkzeuge der Verhaltens- 
psychologen, der Watsons und 
Skinners. Thorndike baute die 
Konditionierung auf dem von 
ihm sogenannten »Gesetz des Ef- 
fekts« auf, das besagte, daß jene 


Handlungen und Verhalten, die’ 


zur Befriedigung führten, dem 
Kind aufgedrückt oder einge- 
prägt werden, und jene mit unbe- 
friedigendem Ergebnissen wür- 
den ausgemerzt werden. Der ein- 
zige Weg, eine »gute« Reaktion 
des Kindes zu bestärken, sei dem- 
zufolge, sie zu unterstützen und 


der einzige Weg, eine »schlechte« 
Reaktion des Kindes auzuschal- 
ten, ist, sie zu verwehren. 


Das schafft für den Erzieher be- 
stimmte Probleme. ‚Sollte das 
Kind zum Beispiel das Einmal- 
eins nicht lernen wollen, müßte 
der Lehrer Mittel und Wege fin- 
den, das Einmaleins erfreulich 
und lohnend zu machen, oder das 
Kind würde einfach nicht lernen; 
ähnlich müßte das Kind durch 
Entzug von Vergnügen erzogen 
werden, daß solches »Verhalten« 
unerwünscht war, wenn es zum 
Beispiel sich daran erfreute, sei- 
nen Klassenkameraden Bleistifte 
nachzuwerfen. 


Dieses Gedankengut hat über die 
Jahre eine Gesellschaft hervorge- 
bracht, die mehr auf der Grund- 
lage der Befriedigung operiert als 
auf der Grundlage von Vernunft 
und Verantwortlichkeit. Die Kin- 


. der erwarten, Erfreuliches und 


Erwünschtes zu bekommen, weil 
sie in der Schule gelernt haben, 
daß Erfreuliches gut ist und Uner- 
freuliches nicht gut ist. 


Unglücklicherweise konnte trotz 
sorgfältiger Kontrolle von Rei- 
zen und Konditionierung des Ver- 
haltens etwas schief gehen. Der 
weiter bestehende Unterschied 
in der individuellen Lernrate und 
den Fähigkeiten deute darauf 
hin, daß etwas ureigen unter- 
schiedlich an Kindern sein 
mußte. Das bringt uns zur Bedeu- 
tung psychologischer Tests. Um 
festzustellen, was die Unter- 
schiede genau sind, testet man 
ein Kind regelmäßig und sorgfäl- 
tig, um die spezifische Lern-Un- 
fähigkeit und Lern-Mängel her- 
auszufinden. Thorndikes diesbe- 
züglicher Blickpunkt ruht auf der 
Annahme, daß Intelligenz eine 
gegebene Angelegenheit sei, die 
schon vor Eintritt in die Schule 
festgelegt ist. 


Vor 1900 war die Probe, ob ein 
Lehrer ein guter Lehrer war, die 
Frage, ob seine Schüler den Stoff 
beherrschten. Mit der Ausbrei- 
tung von Schülertests wurden die 
oben erwähnten Lehrnormen 
nicht-existent und nicht qualifi- 
zierbar, weil sie von Variablen im 
Nervensystem der Kinder abhin- 
gen, und daher außerhalb der 
Kontrolle des Lehrers lagen. 


Das Unvermögen mancher Kin- 
der, zu lernen, bringt uns zu 
Thorndikes dritten Punkt. Einige 
schaffen es halt nicht, stellte er 


fest, und es ist besser, durch erzie- 
herische Tests früh genug festzu- 
stellen, wer sie sind, damit sie 
rechtzeitig ausgesondert und ei- 
ner beruflichen Ausbildung zuge- 
führt werden können, bevor eszu 
spät ist. 


Zusammenfassend stellt sich.dar: 
ein deutscher Psychologe war der 
Überzeugung, daß Menschen 
Tiere seien und daß sie verstan- 
den werden könnten, indem man 
ihre Erfahrungen analysiert. 
Seine Prämissen und Methoden 
sind in ein im Wachstum begriffe- 
nes Erziehungssystem der USA 
importiert und an Lehrer, Bera- 
ter und Schulverwalter im ganzen 
Land verbreitet worden. Inner- 
halb weniger Generationen treibt 
die Jugendkriminalität Aus- 
wüchse, Analphabeten strömen 
aus den Schulen, Lehrer lernen 
nicht mehr zu unterrichten und 
Generation für Generation Er- 
wachsener, selbst um gute Erzie- 
hung betrogen, wundert sich, ob 
es eine Lösung für den Sumpf 
»moderner« Erziehung gibt. 


Geld wie 
Heu 


Hunderte Millionen Dollar wa- 
ren nötig, um die Erziehung in je- 
ner Zeit umzukrempeln. Woher 
kam das Geld, das diese Epide- 
mie nährte? Wie war es ausgege- 
ben worden? Wie vereinte sich 
die Hauptströmung deutscher 
Psychologie mit dem Haupt- 
strom der Millionen? 


Die Antwort ist, zugegebenerma- 
ßen, geeignet, einen sich ausge- 
sprochen paranoid fühlen zu las- 
sen. Die neue deutsche Psycholo- 
gie zapfte die reichste Ader ame- 
rikanischen Reichtums und ame- 
rikanischer Menschenfreundlich- 
- keit an und gewann nahezu unbe- 
grenzte Mittel zu ihrer Unterstüt- 
zung. Hier waren ihre Laborato- 
rien, neuen Gebäude, ihre Aus- 
stattungen, ihre Publikationen, 
ihre Forschungsstätten, "Irans- 
portmittel, Gehälter - das Erfor- 
derliche um wie ein Lauffeuer 
durch die amerikanische Erzie- 
hung zu rasen. 


Die Schecks für diese Expansion 
kamen nicht aus dem Hauptquar- 
tier des Teachers College in 
Morningside Heights, sondern 
aus dem Hause Broadway 26, ge- 
rade um die Ecke vom finanziel- 
len Mittelpunkt der Welt, auf der 
Wallstreet. 


Broadway 26 war die beste Ge- 
schäftsadresse des Landes, viel- 
leicht der Welt. Es war der Sitz 
der Standard Oil Company, im 
Eigentum und geführt von John 
D. Rockefeller senior. Die Ge- 
schichte, wie die Rockefeller-Mil- 
lionen mit der Ausbreitung der 
deutschen Psychologie verwoben 
wurden, wie das Vermögen des 
größten Ol-Monopols in der Um- 
wälzung der amerikanischen Er- 
ziehung Verwendung fand, um- 
spannt etwa 40 Jahre und beginnt 
mit Rockefeller selbst. 


Wie jedem Schulkind bekannt 
war, hatte Rockefeller das größte 
Monopol seiner Zeit geschaffen. 
Er begann 1863 im Olgeschäft 
und hatte 1880 schon Kontrolle 
über 95 Prozent der nationalen 
Ölproduktion. Er kontrollierte 
die Olbohrungen, den Transport 
von Rohöl und Raffineriepro- 
dukten durch ein verschlungenes 
System von Tankwagen, Raffine- 
rien und die Preise. Er sabotierte 
seine Konkurrenten, heuerte 
Spione an, um die Geschäfte sei- 
ner Gegner zu infiltrieren und 
drückte freie Unternehmer mit- 
tels sorgfältig ausgeklügelter ge- 
heimer Verträge aus dem Ge- 
schäft. 


Geld machen - eine 
Gabe Gottes 


Rockefeller liebte es, Geld zu 
verdienen. Man zitiert, er habe 
mit 41 gesagt »ich habe Wege, 
Geld zu machen, von denen ihr 


nichts wißt«, und schrieb seine: 


Fähigkeit, Geld zu scheffeln, ei- 
nem Geschenk Gottes zu. 


Rockefeller war in der öffentli- 
chen Meinung »die Haut abgezo- 
gen« worden und er war Zielob- 
jekt zahlreicher Untersuchungs- 
komitees, die versuchten, ihn we- 
gen seiner Geschäftsgebarung 
festzunageln. Sein Vermögen 
und Besitz wuchsen schneller, als 
er sie kontrollieren oder schützen 
konnte. Er brauchte einen spezia- 
lisierten Assistenten, der sein öf- 
fentliches Ansehen aufpolierte 
und gleichzeitig als Axtführer in 
der Konsolidierung seines weit- 
gefächerten Geschäfts-Impe- 
riums agieren konnte. So einen 
Mann fand er in Frederick Taylor 
Gates. 


Rockefeller war von Gates beein- 
druckt, von seiner Gewandtheit 
und der Art, wie er finanzielle 
Angelegenheiten anging. Stän- 


dig mit Wünschen um Geld be- 
drängt, bot Rockefeller Gates 
an, für ihn zu arbeiten und die 
Mühen der Wohltätigkeit von sei- 
nen Schultern zu nehmen. Gates 
erledigte bald alle Anfragen um 
Rockefeller-Summen und tat al- 
les in seiner Macht stehende, um 
das Ansehen Rockefellers aufzu- 
polieren. 


Gates erregte sich über den Um- 
fang von Rockefellers finanziel- 
len Beteiligungen und die Bedro- 
hung, die sie für Rockefeller dar- 
stellten: »Ihr Vermögen ballt sich 
zusammen wie eine Lawine! Sie 
müssen es schneller verteilen, als 
es wächst! Wenn Sie das nicht 
tun, wird es Sie erdrücken, Sie, 
Ihre Kinder und die Kinder Ihrer 
Kinder!« 


Gates Schlachtplan war einfach. 


-- Die Lösung schien ein Monopol 


der Wohltätigkeit, in welchem 
große Summen aus dem Vermö- 
gen Rockefellers und anderer In- 
dustriebarone gesammelt und so 
verteilt würden, daß Herrn Rok- 
kefeller der Respekt und die Be- 
wunderung jener Gesellschafts- 
elemente garantiert würde, die 
ihm am meisten zusetzten. Mit 
anderen Worten — es war Zeit, 
das Geld sauber zu machen. 


Die Gründung und Finanzierung 


der Universität von Chicago hat 
viel getan, um Rockefellers Anse- 
hen in Baptistenkreisen und bei 
vielen Erziehern zu etablieren. 
Erzieherische Wohltätigkeit, die 
sich in guter Publicity bezahlt 
machte, konnte der einzuschla- 
gende Weg sein. Die einzige 
Schwierigkeit dabei war, daß die 
Erziehung, als Ganzes gesehen, 
nicht in schlechter Verfassung 
war. Das einheimische amerika- 
nische Erziehungssystem war tief 
verwurzelt im Glauben und in 
den Praktiken der puritanischen 
Väter, der Quäker, der frühen 
amerikanischen Patrioten und 
Philosophen. Jefferson hatte das 
aufrecht erhalten, um die Frei- 
heit in der Nation zu bewahren - 
es war wichtig, daß ihre Bürger 
gebildet waren, unabhängig von 
ihrem Einkommen. 


Im ganzen Land waren fast un- 
mittelbar nach der Kolonisation 
neuer Landstriche Schulen einge- 
richtet worden. Hervorragende 
Schulsysteme waren ‘von den 
Quäkern in Pennsylvanien und 
im Mittelwesten errichtet wor- 
den. Die erzieherischen Ergeb- 
nisse jener Schulen übertrafen 


bei weitem die der modernen 
Schulen. Der Absolvent einer all- 
gemein bildenden höheren 
Schule jener Tage war ein gebilde- 
ter Mensch, der fließend seine 
Sprache beherrschte, seine Ge- 
schichte, seine Kultur, und der 
über die Fertigkeit verfügte, die 
man zum Bestehen im Leben 
brauchte. Außer im ländlichen 
Süden. 


Der Erziehungs- 
Trust 


Der Süden war vom Bürgerkrieg 
zerrissen worden und durchlief 
eine Periode des Wiederauf- 
baues, in der traditionelle Werte 
und Einrichtungen starken Wand- 
lungen unterworfen waren. In 
den ländlichen Gemeinden exi- 
stiertten nur wenige Schulen, 
selbst für weiße Kinder, wieviel 


» weniger für Kinder der erst kürz- 


lich befreiten Sklaven. Hier im 
Süden war es, daß Gates einen ° 
Träger für die Durchführung sei- 
ner Pläne fand. 


John D. Rockefeller junior war. 
dabei. Der junge Rockefeller war 
fasziniert von der Idee, ein Ne- 
gro-Education-Board zu grün- 
den. Mr. Rockefeller senior stat- - 
tete die neue Organisation mit ei- 
ner Anfangsgäbe von einer Mil- 
lion Dollar aus. Das General 
Education Board war auf seinem 
Weg. Wohin war es unterwegs? 


Rockefellers größter Wunsch 
war, sich gegen seine Feinde und 
gegen die öffentliche Meinung 
abzuschirmen, indem er Millio- 
nen in jede Art medizinischer 
oder erzieherischer Wohltätigkeit 
schüttete, die Gates aufgreifen 
konnte. Er hatte Gates zuseinem 
finanziellen Aufseher und zum 
Direktor seines Vermögens erho- 
ben und hatte die Aufgabe des . 
Weißwaschens seines Besitzes 

seinem Sohn John D. Rockefel- 

ler junior übertragen, der über 

die Jahre größere, teurere und 

spektakuläre Wege, Rockefeller- 

Reichtum in öffentlich deutlicher 

sichtbarer Weise auszugeben, - 
aufspürte. 


Diese Männer - das kann getrost 
gesagt werden - wußten wenig 
von Wundt und deutscher Psy- 
chologie. Sie konspirierten nicht, 

um Amerikas Erziehung zu sabo- 
tieren, sondern um den Namen 
Rockefeller. zu retten und den 
Reichtum Rockefellers gegen 
Angriffe zu umwallen. Nichtsde- 
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in Leipzig 
stoweniger wurden mit dem Ge- 
neral Education Board, Rocke- 
fellers »Erziehungs-Trust«, eine 
praktisch unbegrenzte Quelle 
von Mitteln für die Entwicklung 
Wundtscher Psychologie in der 


amerikanischen Erziehung be- 
reitgestellt. 


Amerikas Erziehung in 
Rockefellers Hand 


Der erste Kontakt zwischen den 
beiden Kräften fand auf der 


Höhe der Anti-Rockefeller Publi- 


city 1902 statt: 


»Kaum hatte Dr. Buttrick sein 
zweiräumiges Büro in der Nassau 
Street 1092 eröffnet, als ein Ansu- 
chen von Dr. James E. Russell, 
Vorstand des Teachers College 
der Columbia Universität mit ei- 
nem Hinweis auf Dringlichkeit 
eintraf. Die Morgenpost habe be- 
reits zwei Briefe aus dem Süden 
gebracht, erklärte Russell, und 
jeder Tag würde mehr bringen - 
alle von Lehrern, die um ein Sti- 
pendium ansuchten, damit sie in 
den Norden kommen könnten, 


‘ um ihre Ausbildung zu vervoll- 


ständigen. - Das General Educa- 
tion Board handelte schnell, und 
innerhalb weniger Wochen waren 
Stipendien zu je 300 Dollar an 
sechs Norm-Schul-Lehrer ge- 
währt worden.« 


Das unschuldige Beispiel war sta- 
tuiert und das Spiel hatte begon- 
nen. Das Teachers College 
brauchte mehr Geld, um die 
wachsende Zahl der Anmeldun- 
gen unterzubringen, um »Ameri- 
kas Erziehung im Einklang mit 
seinen Ambitionen und sie sogar 
übertreffend zu beeinflussen.« 
Dekan Russell fand seine stabile 
Basis der Finanzierung im Rocke- 
feller-Reichtum. Als Ergebnis er- 
lebte das Teachers College einen 
meteorhaften Aufstieg. 


Das Teachers College war deswe- 
gen in einer Zeit, die kritisch für 
seinen Erfolg war, in der Lage zu 
wachsen und mit dem kräftigen 
Bevölkerungszuwachs unter 
schulpflichtigen Kindern Schritt 
zu halten. Die Anzahl der Ein- 
schreibungen in öffentlichen 
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Schulen war eine Reflektion die- 
ses Anstieges, sie wuchs von 9,9 
Millionen im Jahr 1880 auf 12,7 
Millionen nur zehn Jahre später 
und stieg weiter beständig an. 
Die Zahl der Colleges stieg von 
350 im Jahre 1880 auf nahezu 500 
im Jahre 1900, wobei die Anzahl 
der College-Einschreibungen 
sich im gleichen Zeitraum ver- 
doppelte und in den frühen Jah- 
ren des neuen Jahrhunderts wei- 
ter zunahm. Der dringende Be- 
darf an Lehrern war vorhanden, 
und das Teachers College war 
jetzt fest etabliert und bereit, 
diese Nachfrage mit etwas zu stil- 
len, was andere Schulen nicht bie- 
ten konnten - eine Methodik, die 
»erzieherische« Psychologie ge- 
nannt wurde. 


Im Jahr, nach dem Rockefellers 
General Education Board das 
Teachers College auf seine finan- 
ziellen Füße gestellt hatte, publi- 
zierte Thorndike den ersten Band 
seines Meisterwerkes »Educatio- 
nal Psychology«. 1904 war er als 
ordentlicher Professor etabliert 
und führte das Department of 
Educational Psychology des Tea- 
chers College. Im selben Jahr trat 
Dewey nach zehn Jahren Experi- 
menten mit Kindern der Fakultät 
der Columbia als Mitglied des 


EEE zn a ran u ale a nn u 2 it ne Sm ee a en ne Ze a aiue 


»Departments für Philosophie 
und Erziehung« in einer ausge- 
zeichnet geeigneten Position, die 
fortgeschrittenen Studenten am 
College zu beeinflussen, bei. Mit 
Russell, Cattell, Thorndike und 
den anderen Wundtianern 
brachte Dewey die Kugel für eine 
neue Bewegung in der amerikani- 
schen Erziehung ins Rollen. Eine 
Mischung aus »Erziehungs«-Psy- 
chologie und Sozialismus, wurde 
sie als »Progressive Erziehung« 
bekannt und war, vom Teachers 
College der Columbia Universi- 
tät für das nächste halbe Jahrhun- 
dert ausgehend, in den fünfziger 
Jahren unseres Jahrhunderts an 
jeder Schule der USA eine All- 
täglichkeit. 


Ein einziges großes 
Experiment 


Für Dewey und Thorndike war 
das Klassenzimmer ein »großes 
Laboratorium«, in dem sie ihre 
Forschungen anstellen und die 
»Modifikation der Instinkte« und 
der Fähigkeiten zu »Gewohnhei- 
ten und Kräften« untersuchen 
konnten. Doch es gab keine 
große Laboratoriumsschule an 
Columbia, kein Institut voller 
Studenten, die willig oder unwis- 


John D. Rockefeller: »Ich glaube, daß die Gabe, Geld zu machen, 
eine Gabe Gottes ist.« 


sentlich Subjekt eines großen Ex- 


periments der Wundtianer am 
Teachers College sein würde: 
Nicht bis 1917, als ein Angebot 
für so ein Laboratorium von Ab- 
raham Flexner vom General Edu- 
cation Board kam. Wer war Flex- 
ner? 


Abraham Flexner war ein fähiger 
Mann im Auftun von Geldquel- 
len, ein erfahrener Erzieher und 
ein Organisator, der das Gefühl 
hatte, die Lösung sowohl für die 
vermutete Fehlerhaftigkeit in der 
amerikanischen Erziehung als 
auch für die Verpflichtung des 
General Educations Board, die 
Rockefeller-Millionen zu vertei- 
len, zu haben. Ausgebildet an der 
John Hopkins Universität und an 
der Universität von Berlin, hatte 
er anscheinend wenig Kontakt 
mit den Wundtschen Psycholo- 
gen an jedem der Institute. Flex- 
ners Erfahrungen in der Erzie- 
hung rührte aus fünfzehn Jahren 
der Führung seiner eigenen Vor- 
schule in Louisville in Kentucky, 
und aus seinen Studien zu der 
Zeit als Forscher an der Carnegie 
Foundation für die Förderung 
des Lehrens in New York City, 
der deutschen und der amerikani- 
schen Erziehung. 


Als Intellektueller und Erzie- 
hungsfachmann lag Flexners 
Stärke in der Verarbeitung gro- 
Ber Mengen von Informationen 
und darin, sie für andere verdau- 
lich zu machen: seine Spezialität 
war Erziehung. Während Rocke- 
feller und sein Sohn nur relativen 
Frieden und die Beruhigung von 
Millionen in der Bank, geschie- 
den von den Umständen, unter 
denen sie erworben worden wa- 
ren, suchten und vor staatlichen 
und öffentlichen Angriffen sicher 
sein wollten, sah Flexner deutli- 
cher als jeder andere, wie dieses 
Geld genützt werden konnte, um 
die progressive Erziehung in den 
Vereinigten Staaten zu fördern. 


Rockefellers 
Gottvater 


Flexners Einfluß auf die amerika- 
nische Erziehung nahm zuerst 
die Form an, die amerikanische 
medizinische Ausbildung zu »ver- 
deutschen«. Während seiner Zeit 
an der Carnegie Foundation war 
Flexner beauftragt worden, die 
wichtigsten Medizin-Schulen der 
Vereinigten Staaten und Canadas 
zu studieren. In den folgenden 
achtzehn Monaten besuchte Flex- 


ner jedes der 155 Medizin-Colle- 
ges in den Vereinigten Staaten 
und Kanada. Flexner war ent- 
setzt von den Zuständen, die er 
für unentschuldbar hielt im Ver- 
gleich zu den medizinischen Aus- 
bildungsstätten, die er in 
Deutschland gesehen hatte. 
Nichtsdestoweniger fand er 
einige Medizin-Schulen, die er 
guthieß, besonders hervorzuhe- 
ben seine Alma Mater John Hop- 
kins, die er für »den einen strah- 
lenden Punkt, trotz fehlender 
Kliniken und dürftiger Ausstat- 
tung« hielt. 


Die Unterstützung der »Moder- 
nisierung« amerikanischer Medi- 
zinal-Schulen entwickelte sich 
rasch im General Education Bo- 
ard, das nach Wegen suchte, 
seine Menschenfreundlichkeit 
über das schmale Band der Un- 
terstützung ländlicher Erziehung 
im Süden hinaus zu expandieren. 
Carnegie, der die Studien anfäng- 
lich gestützt hatte, wollte mit der 
Finanzierung medizinischer 
Schulen nichts zu tun haben, weil 
»der praktische Schotte keinen 
Sinn in der Unterstützung von In- 

- stitutionen sah, die sich in eine so 
abgründige Situation bringen 
konnte«. 


Aber auf Ansuchen der Carnegie 
Foundation verreiste Flexner er- 
neut, diesmal, um die medizini- 
schen Schulen in England, 
Schottland, Frankreich, Deutsch- 
land und Österreich zu studieren. 
Es war zur Zeit, da er seinen Ab- 
schlußbericht schrieb, daß Gates 
ihn zum Mittagessen einlud. Ga- 
tes war stark an deutscher Medi- 
zin interessiert und stand im Wi- 
derstreit zur homöopathischen 
Medizin, die von Rockefellers ei- 
genem Arzt, Dr. H. F Bigger, be- 
nutzt wurde. 


In dem kurzen Treffen fragte Ga- 
tes Flexner, was er tun würde, 
wenn er eine Million Dollar zur 
Verfügung hätte, um die medizi- 
nische Ausbildung in den Verei- 
nigten Staaten zu entwickeln. 
Flexner antwortete, daß er sie 
der John Hopkins Universität ge- 
ben würde. Gates sandte Flexner 
an seine Alma Mater mit der Bot- 
schaft, daß, falls Flexner über- 
zeugend für eine Spende plädie- 
. ren könnte, diese durch das Bo- 
ard genehmigt werden würde. 
Einige Jahre später kassierte 
schließlich Flexner, in dem er 
eine 1,5-Millionen-Spende an die 
deutsch-orientierte John Hop- 
kins Universität durch das Board 


sicherte: Im selben Jahr verließ 


Flexner Carnegie und trat dem 
Board bei, wo er weiterhin die 
Vergabe der Rockefeller-Millio- 
nen für die Entwicklung der deut- 
schen chemie-orientierten Medi- 
zin in den Vereinigten Staaten di- 
rigiert. 


Zu der Zeit, als Flexner dem Bo- 
ard beitrat, hatten seine Angriffe 
gegen die amerikanische medizi- 
nische Ausbildung, die Schlagzei- 
len auf den ersten Seiten im gan- 
zen Land waren, dazu geführt, 
daß die Anzahl der medizini- 
schen Schulen in den Vereinigten 
Staaten von 147 auf 95 gesunken 
waren. Die Heilpraktik war in 
diesem Land im Abstieg begrif- 
fen, weil sie sich besonders unge- 
eignet für Rockefeller-Finanzie- 
rung gezeigt hatte. 


Radikal und 
gefährlich 


Über die Jahre bis 1960 hatte das 
General Education Board insge- 
samt 96 Millionen Dollar ausge- 
geben, um medizinische Ausbil- 
dungsstätten wie John Hopkins 
zu fördern, die Heilpraktik, Ho- 
möopathie und Chiropraktik zu- 
gunsten von Zweifeln der Medi- 
zin, die fast ausschließlich auf 
chemischen Drogen basierten, 
auszuschalten. 


Die Förderung der chemischen 
Medizin durch das Board auf der 
einen Seite und der Psychologie 
auf der anderen Seite kulmi- 
nierte 1963, als eine Gruppe von 
Forschern an John Hopkins den 
Einsatz von Amphetaminen wie 
Dexedrin und Ritalin entwik- 


kelte, um Kindern, die als »ge-. 


stört« oder überaktiv galten, zu 
»behandeln«. Die Auswirkungen 
dieser Kombination deutscher 
Medizin und Wundtscher Psycho- 
logie auf die amerikanische Er- 
ziehung sind am besten in dem 
Bestseller »The Myth of the Hy- 
peractive Child and Other Means 
of Child Control« von Divoky 
and Schrag dokumentiert. 


Flexners zweiter wichtiger Bei- 
trag zur Umformung der ameri- 
kanischen Erziehung und Gesell- 


schaft kam 1916 mit seinem Plan,, 


eine durch Rockefeller-Geld ge- 
stützte Experimentallaborato- 
riums-Schule zu schaffen, die ein 
Schaustück der progressiven Er- 
ziehungspraktiken von Dewey 
und Thorndike werden sollte. 
Flexner legte seine Vorstellungen 


der Öffentlichkeit in einem kur- 
zen Traktat dar, das er »Eine mo- 
derne Schule« betitelte. In ihm 
attackierte Flexner die amerika- 
nische Erziehung und schlug ei- 
nen scharfen Bruch mit funktio- 
nierenden Praktiken vor. Seine 
Experimentalschule würde das 
Studium von Griechisch und La- 
tein streichen, Literatur und Ge- 
schichte würden nicht ganz aufge- 
geben, aber neue Methoden ein- 
geführt werden, um diese Gegen- 
stände zu lehren. Formale engli- 
sche Grammatik würde gestri- 
chen und klassische Literatur 
ignoriert werden. 


Flexners Vorschläge waren kaum 
so radikal wie jene von Dewey 
und anderen in der Erziehung tä- 
tigen Psychologen, aber Flexners 
Broschüre, dem Publikum als ein 
Papier des General Education 
Board mit dem vollen Gewicht 
der Rockefeller-Millionen im 
Rücken vorgelegt, erzeugte eine 


“ augenblickliche und dramatische 


Reaktion quer durch die Nation. 
Zu einer Zeit, als sich am Vor- 
abend zum Ausbruch des Zwei- 
ten Weltkrieges deutsche Unter- 
seeboote an die britische See- 
fahrt im Nordatlantik heran- 
pirschten und die Zeitungen mit 
Nachrichten aus Europa gefüllt 
waren, widmete die »New York 
Times« einen gewichtigen Leitar- 
tikel dem Vorschlag Flexners, 
nannte ihn »radikal und gefähr- 
lich« und »subversiv für einen 
großen Teil dessen, was wir für 
gut und’ wertvoll in unserem ge- 
genwärtigen System der Ausbil- 
dung halten«: 


»Schamloser Materialismus fin- 
det seinen krönenden Triumpf in 
der Theorie der modernen 
Schule. Im ganzen Plan ist nicht 
ein geistiger Gedanke, nicht eine 
Idee, die über das Bedürfnis, Ta- 
schengeld und Nahrung für den 
Bauch zu bekommen, hinaus- 
geht. Es ist Sache einer soforti- 
gen Untersuchung, zur sehr 
nüchternen Überlegung, ob dem 
General Education Board mit 
den immensen Mitteln zu seiner 
Verfügung gestattet werden 
sollte, praktisch alle Einrichtun- 
gen, in denen die Jugend des Lan- 
des ausgebildet wird, nach sei- 
nem Willen zu formen. Falls die- 
ses Experiment die erwarteten 
Früchte trägt, werden wir ein Sy- 
stem der Erziehung dem Land 
aufgezwungen sehen, welches 
aus den Theorien von ein oder 
zwei Männern geboren wurde 
und ein System ablöst, welches 


ein natürlicher Sproß des ameri- 
kanischen Charakters und des 
Bedürfnisses des amerikanischen 
Volkes war.« 


Die Macht des 
finanziellen Kontrolleurs 


Der Damm brach in einem natio- 
nalen Aufschrei gegen das Gene- 
ral Education Board und seinem 
versteckten, oft auch offenen Ver- 
such, die amerikanische Erzie- 
hung zu kontrollieren und zu ver- 
ändern. 


Im »New York Journal of Com- 
merce« hieß es dazu: »Beispiele 
können in Hülle und Fülle ge- 
nannt werden, wo die bloße Hoff- 
nung auf ein großes Geschenk 
die gesamte Denkweise eines 
College-Vorstandes verändert 
hat und ihn veranlaßte, seine Se- 
gel auf einen völlig neuen Kurs 
einzustellen, um die günstigen 
Winde der Prosperität einzufan- 
gen.« 


Der »Manufactures Record« aus 
Baltimore, Maryland, schrieb 
dazu: »Kontrolle, die durch Be- 
sitz von im erzieherischen Trust 
konzentrierten Millionen zwei- 
oder drei- oder viermal so viel 
Millionen Dollar in der Erzie- 
hung steuert, macht es möglich, 
die Einrichtungen und Methoden 
der Erziehung zu beherrschen. 
Es ermöglicht dem zentralen kon- 
trollierenden Organ, den ganzen 
Charakter der amerikanischen 
Erziehung, die verwendeten 
Lehrbücher und die anzustreben- 
den Ziele zu bestimmen. Über 
den Staat, durch Bekenntnis- 
orientierte und individuelle Sy- 
steme von Schulen und College 
operierend, gibt sie dem finan- 
ziellen Kontrolleur Macht, sei- 
nen Günstlingen seine eigenen 
Anschauungen, gute wie 
schlechte, aufzuzwingen und da- 
bei die öffentliche Meinung in so- 
zialen, ökonomischen und politi- 
schen Angelegenheiten zu be- 
stimmen.« 


Im »New Orleans Times-Demo- 
crat« heißt es zu diesem Thema: 
»Die Sachlage tritt hier klar zu- . 
tage. Der Betrag, den das Gene- 
ral Education Board zur Verfü- 
gung stellt, ist größtenteils von 
Männern bereitgestellt, deren In- 
teresse an der öffentlichen Mei- 
nung über bestimmte Angelegen- 
heiten, die von vitaler Bedeutung 
für ‘die Gesellschaft und den 
Staat sind, sehr groß ist. Ob ihre 
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in Leipzig 
Menschenfreundlichkeit als Man- 
tel dient, die erwünschten Ziele 
zu erreichen, oder ob der Plan 
selbstlos erdacht und der dunkle 
Einfluß unbewußt ausgeübt 
wird, die Auswirkung wird am 
Schluß dieselbe sein. Die Ge- 
schenke sind durch Einschrän- 
kungen und Bedingungen, die 
vom General Education Board 
diktiert und auf Einhaltung über- 
wacht werden, abgesichert. Jedes 
College, das an dem reichen Ge- 
schenk teilhaben will, wird in be- 
stimmter Weise zum Bittsteller. 
Nicht nur seine Leitsätze werden 
teilweise durch das Board dik- 
tiert, sondern es wird zusätzlich, 
wissentlich oder unwissentlich 


durch die Wünsche seines Wohltä- 
ters beeinflußt.« 


Die moderne 
Schule 


Das spezifische Thema. war die 
»Moderne Schule«, wie Flexner 
sie vorgeschlagen hatte, aber die 
Debatte war in die Tiefe gegan- 
gen und wurde Amerikas letzter 
großer Angriff gegen die progres- 
sive Erziehung. Nach 1917 hatte 
die progressive Erziehung trotz 
allem gewonnen, und die Über- 
nahme ging schnell vor sich. 
Sogar schon bevor die Wellen 
sich geglättet hatten, gingen Flex- 
ner und das Teachers College an 
ihre Pläne für eine Laborato- 
riums-Schule. Flexner hatte die 
neue Schule nach dem Titel sei- 
ner Broschüre »Die moderne 
Schule« nennen wollen, aber 
diese Wendung war so unbeliebt 
geworden, daß er beschloß, sie 
Lincoln Schule zu nennen. Dem 
Drängen Flexners nachgebend, 
stimmte das General Education 
Board zu, die nötigen Mittel für 
die Einrichtung und den Betrieb 
der Lincoln Schule bereitzustel- 
len und sogar das Gehalt des Di- 
rektors zu bezahlen. 


Die Schule wurde provisorisch 
mitten in Manhatten. errichtet, 
“ doch schon 1920 kaufte das Bo- 
ard ein Areal näher am Teachers 
College und investierte ungefähr 
1,25 Millionen Dollar in Ge- 
bäude und Einrichtungen der 
neuen Schule. 
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Die beiden Kräfte, deutsche Psy- 
chologie und Rockefellers Geld, 
hatten sich in einer Institution 
vereint, deren Ziel »die Entwick- 
lung neuer Methoden war«. 
Neue Lehrbücher wurden ge- 
schaffen. Die genormten Unter- 
richtspraktiken wurden revidiert, 
ein Lehrgang über das Studieren, 
der um die Prinzipien des Tea- 
chers College organisiert war, 
wurde von Thorndike und Dewey 
entwickelt. Hier stand der flügge 
gewordene Prototyp. 


Mehr als tausend Erzieher be- 
suchten die Lincoln Schule allein 
in den Jahren 1923 und 1924. 
John D. Rockefeller junior 
schickte sogar vier seiner fünf 
Söhne zur Erziehung an die Lin- 
coln Schule mit Ergebnissen, die 
vorhergesagt hätten werden kön- 
nen: »Laurence Rockefeller gibt 
erstaunlich Zeugnis dessen 
»Warum Johnny nicht lesen 
kann?« Er sagt, daß die Lincoln 
Schule ihn nicht lesen und schrei- 
ben gelehrt habe, wie er es heute 
gerne möchte. Nelson gibt heute 
zu, daß das Lesen für ihn ein 
langsamer und mühsamer Pro- 
zeß« ist, an dem er sich nicht er- 
freut, zu dem er sich aber 
zwingt.« 


Als ein Experiment in der Erzie- 
hung hatte die Lincoln Schule 
sich als Fehlschlag erwiesen und 
hatte finanzielle Sorgen trotz 
fortdauernder Rockefeller-Un- 
terstützung bis zu 5 Millionen 
Dollar. Letztendlich wurde sie 
1946 vom Teachers College ge- 
schlossen und durch das Institut 
für Schulversuche ersetzt, das die 
Aufgabe, die amerikanische Er- 
ziehung umzumodeln, fort- 
führte. 


Schule der Welt als 
Konzept einer neuen 
Staatsform 


Die Lincoln Schule erzeugte 
trotz ihrer Unfähigkeit, ihren 
Schülern Lesen und Schreiben 
beizubringen, breite Auswirkun- 
gen auf die amerikanische Erzie- 
hung. Indem sie den traditionel- 
len Gang der Bildung abschaffte, 
entwickelte sie das Kern-Curri- 
culum und mischte das Studium 
der Geschichte, Geographie und 
Staatsbürgerkunde in etwas, was 
sie »Sozial-Lehre« nannte. Für 
eine Generation von Lehrern 
und Verwaltern, die am Teachers 
College ausgebildet worden war, 
war die Lincoln Schule das, zu 


EdwardL.Thorndike, 31. August 1874 bis 10. August 1949, ameri- 
kanischer Philosoph und Phychologe. 


dessen Errichtung in ihrer Hei- 
mat sie ausgebildet worden war. 


Für tausende Besucher war sie 
ein Schaustück deutscher Psycho- 
logie und progressiver Erzie- 
hung. Für die Kräfte Rockefel- 
lers war sie eine Demonstration 
für all die selbstlose Absicht hin- 
ter dem Rockefeller-Vermögen. 
Doch sie war weder, wie groß 
auch immer, das ganze Ergebnis 
der Anstrengungen zur progressi- 
ven Erziehung am Teachers Col- 
lege, noch repräsentierte sie die 
tausende Wege, auf denen ein 
vermögendes Teachers College 
die ständige Wandlung der ameri- 
kanischen Erziehung förderte. 


In unserem Erziehungssystem 
gibt es wenig, in dem Professoren 
des Teachers College ihre Hände 
nicht hatten. Deweys Schüler 
Rugg, Counts und Kilpatrick 
sind gute Beispiele dafür, wohin 
die deutsche Psychologie die 
Lehrer unserer Lehrer führten. 


In den Worten von Rugg heißt es: 
»Durch die Schulen der Welt wer- 
den wir ein neues Konzept einer 
Staatsform verbreiten — eines, 


das sämtliche Aktivitäten der 
Menschen umfassen wird; eines, 
das nach wissenschaftlicher Kon- 


- trolle und Handhabung der öko- 


nomischen Belange im Interesse 
aller Menschen verlangt.« 


Rugg schlug vor, daß dies auf 
dreierlei Weise geschehen 
könnte: »Erstens zu fördern ist 
die Entwicklung einer neuen Phi- 
losophie des Lebens und der Er- 
ziehung, die ganz der neuen so- 
zialen Ordnung entsprechen 
wird; Zweitens wird ein Plan für 
das Hervorbringen einer neuen 
Art von Sozialarbeitern aufzu- 
stellen sein; Drittens werden 
neue Tätigkeiten und Materialien 
für das Curriculum erstellt wer- 
den müssen.« 


Counts ging weiter, indem er vor- 
schlug, daß die Schulen selbst die 
neue soziale Ordnung errichte- 
ten: »Der historische Kapitalis- 
mus mit seiner Verherrlichung 
des Prinzips des Eigennutzes, sei- 
nem Vertrauen in die Kräfte des 
Wettbewerbs, seiner Art, Eigen- 
tum über menschliche Rechte zu 
stellen und seiner Übertreibung 
des Gewinnstrebens wird entwe- 


der insgesamt verdrängt, oder in 
Gestalt und Geist so radikal ver- 
ändert werden, daß seine Identi- 
tät völlig verloren geht . Daß die 
Lehrer freizügig nach Macht stre- 
ben, um dann aus ihrer Erobe- 
rung das höchste herauszuholen, 
ist meine feste Überzeugung. In 
dem Maß, in dem ihnen gestattet 
wird, das Curriculum und die Vor- 
gehensweise der Schule anzupas- 
sen, werden sie bestimmt und po- 
sitiv die soziale Einstellung, die 
sozialen Ideale und das soziale 
Verhalten der kommenden Ge- 
nerationen beeinflussen.« 


Unterdrückung der 
Montessori-Methoden 


Obwohl die Ansicht Kilpatricks 
ähnlich war, wird er hier nicht we- 
gen seiner Unterstützung des 
Marxismus und der Psychologie 
in der Erziehung erwähnt, son- 
dern weil er 1914 einen ätzenden 
Angriff gegen die Methoden der 
italienischen Erzieherin Maria 
Montessori veröffentlichte. Er 
argumentierte, daß Dr. Montes- 
soris »Schwerpunkt auf Indivi- 
dualität die sozialen Interaktio- 
nen, die in den progressiven ame- 
rikanischen Theorien stark her- 
vorgehoben würden, aus- 
schließe«. 


Kilpatrick beschwerte sich fer- 
ner, daß die Lehrmaterialien 
- nicht stimulierend wirkten; daß 
Kinder Lesen, Schreiben und 
Rechnen zu früh erlernten, und 
daß alle guten Elemente bereits 
in Dr. Deweys Theorien, die weit 
über jene von Dr. Montessori hin- 
ausgingen, enthalten waren. Dr. 
Kilpatricks Buch hatte solchen 
Einfluß, daß die Methoden Mon- 
tessoris 1918 selten in den USA 
erwähnt wurden, obwohl sie an- 
dernorts florierten. 

Das Ergebnis aus Kilpatricks ge- 
hässigen Angriffen war die Unter- 
drückung der Montessori-Metho- 
den in der amerikanischen Erzie- 
hung für die nächsten fünfzig 
Jahre. In der Zwischenzeit berei- 
tete Thorndike die Veröffentli- 
chung neuer Lesebücher, Re- 
chenbücher und Wörterbücher 
vor, Lehrbücher der Erziehung 
und des erzieherischen Testens 
und ähnliches. Und das General 
Education Board finanzierte wei- 
terhin das Teachers College, die 
Progressive Education Associa- 
tion, die National Education As- 
sociation und andere mit dem 
stolzen Betrag von hundert Mil- 
lionen Dollar. 


1953 hatte die Wundtsche Psycho- 
logie vom Teachers College aus- 
gehend jede Schule in den Verei- 
nigten Staaten erreicht. Die 
stärkste einzelne erzieherische 
Kraft der Welt ist auf der 120. 
Straße und am Broadway in New 
York City. Die Lehrer der ameri- 
kanischen Kinder gehen für ihre 
höhere Ausbildung dort hin. Mit 
100.000 ehemaligen Studenten 
hat das Teachers College es fertig 
gebracht, etwa ein Drittel der 
amerikanischen Präsidenten und 
Dekane der Hochschulen und 
Fachschulen zu stellen. Seine Ab- 
solventen machen 20 Prozent 
sämtlicher Lehrer an öffentli- 
chen Schulen aus. Über ein Vier- 
tel der Schulinspektoren in 168 
Städten der USA und mindestens 
50.000 Einwohner sind bis 1953 
am Teachers College ausgebildet 
worden. 


Heute ist Wundt fast vergessen. 
Gates, Flexner, Cattell, Russell, 
sogar Thorndike, sind nur mehr 
Namen in den Büchern, die ihre 
Schüler geschrieben haben. Sie 
scheinen für die heutigen Erzie- 
hungsprobleme: Drogenmiß- 
brauch, Analphabetentum, Kri- 
minalität, verringerte Anforde- 
rungen, Mangel an Motivation 
und Selbstdisziplin und dem gan- 
zen Rest irrelevant zu sein. 


Trotz der Millionen, die Jahr für 
Jahr für die scheinbare Entwick- 
lung der Psychologie ausgegeben 
werden, hat dieses Gebiet bis 
heute nicht eine funktionierende 
Lösung für die Probleme der Er- 
ziehung geboten, von denen sie 
viele, wenn nicht die meisten, 
hervorgebracht zu haben scheint. 
Es ist Zeit, daß die beiden ge- 
trennte Wege gehen. 


„Am 31. August 1920 starb Wundt 
in Großbothen nahe Leipzig. 


John D. Rockefeller senior starb 
1937. 1944 starb James McKeen 
Cattell in Lancaster, Pennsylva- 
nien. 1949 sah den Tod von Ed- 
ward Lee Thorndike. Dewey ver- 
schied 1952. 1959 starb Abraham 


. Flexner in Falls Church, Virginia, 


nachdem er das Institut für fort- 
geschrittene Studien an der Prin- 
ceton Universität, dem Heim der 
Atombombe, gegründet und be- 
trieben hatte. 


Das General Education Board 
ging 1960 nach dem Tod von John 
D. Rockefeller junior in der Rok- 
kefeller Foundation auf und exi- 
stiert nicht mehr als eigenstän- 
dige Einheit. IM} 


Naher Osten 


Kriegswolken 
brauen sich 
zusammen 


Mark Lane 


Feindselige Rhetorik in einer gefährlichen Nachbarschaft. Die Span- 
nungen zwischen Israel und seinen arabischen Nachbarn sind deutlich 
gestiegen und konzentrieren sich am erkennbarsten auf den Irak. Emp- 
findsame Kreise innerhalb Israels und in Washington sowie New York 
drücken die Befürchtung aus, daß die Lage leicht zu einem totalen 


Krieg eskalieren könnte. 


Das politische Durcheinander in 
Israel, das immer verzweifelter 
werdende interne Gerangel sei- 
tens des Likud und der Labor- 
Partei um eine Regierung unter 
gegenseitigem Ausschluß zu bil- 
den, werden als Faktoren gewer- 
tet, die zu dieser sehr gefährli- 
chen Lage beitragen. Aus einer 
Quelle des israelischen Nachrich- 
tendienstes verlautet: »Diese Li- 
kudniks. stehen am Rande des 
Versuchs einen inländischen poli- 
tischen Sieg dadurch zu erringen, 
daß sie das Land in einen Krieg 
stürzen. Und sie sind verrückt ge- 
nug zu glauben, sie könnten ihn 
gewinnen.« 


Der rhetorische Krieg 
hat begonnen 


- Der rhetorische Krieg machte in 


der ganzen Welt Schlagzeilen, als 
eine der Unterströmungen, der 
geheime Rüstungswettlauf, öf- 
fentlich bekannt wurde. Dies war 
der fehlgeschlagene Versuch des 
Iraks, verbotene Atomwaffen- 
zünder .- Krytonen - aus den 
USA über England in den Irak zu 
schmuggeln. Der irakische 
Staatspräsident Saddam Hussein 
reagierte auf die Veröffentlichun- 
gen und auf die aus Tel Aviv kom- 
menden Drohungen gegen den 


Irak, indem er seinerseits heftig ° 


drohte. Hussein wörtlich: »Bei 
Gott, wir werden halb Israel 
Feuer schlucken lassen, wenn es 
versuchen sollte, auf den Irak 
einzudreschen.« 


Hussein behauptete auch, die ge- 
gen irakische Staatsangehörige, 


die in einer gemeinsamen ameri- 
kanisch-britischen Überra- 
schungsaktion in eine Falle gera- 
ten waren, erhobenen Beschuldi- 
gungen des Schmuggelns seien 
ein abgekartetes Spiel gewesen. 
»Wir brauchen keine Atom- 
bombe«, erklärte er, weil der ° 
Irak »zweifache« chemische Waf-. 
fen hat- augenscheinlich ein Hin- 

weis auf die sogenannten binären 

chemischen Waffen, in denen das 

tödliche Produkt in zwei harmlo- 

sen Bestandteilen gelagert wird, 

die erst dann tödlich werden, 

wenn sie nach dem Start zusam- 

mengefügt werden. 


Israel sorgt vor und 
verteilt Gasmasken 


Daß der Irak chemische Waffen 
besitzt, ist kein Geheimnis. Die 
Irakis geben zu, daß sie diese in 
ihrem Krieg mit dem Iran einge- 
setzt haben. Was Beunruhigung 
hervorruft ist Iraks Entwicklung 
von Mittelstreckenraketen, die in 
Israel einschlagen können. Die 
Irakis schmollen immer noch 
über einen israelischen Luftan- 
griff im Jahre 1981 auf einen iraki- 
schen Kernreakter, von dem man 
glaubte, daß dort Material für 
Atomwaffen entwickelt wurde, 
und sie sind daran gebunden und 
dazu entschlossen, einen weite- 
ren Angriff dieser Art nicht unge- 
straft geschehen zu lassen. 


Obwohl Husseins Ausbruch in 
den meisten Presseberichten als 
eine Tirade bezeichnet wurde, 
die durch die Peinlichkeit um den 
gescheiterten Schmuggelversuch 


[Sope 4 


Naher Osten 


Kriegswolken 
 brauen sich 
zusammen 


hervorgerufen worden sei, war 
doch mehr an der Sache als dies. 
Ein hoher israelischer Offizier 
soll gesagt haben, Israel habe so- 
wohl der irakischen als auch der 
syrischen Regierung »bekanntge- 
geben«, daß der Einsatz von Che- 
mie-Waffen zu einem verheeren- 
den Vergeltungsschlag führen 
würde, der »weit über das hinaus 
ginge, was diese Länder jemals 


erlebt haben«. Israel hat bereits. 


an alle seine Bürger, natürlich 
mit Ausnahme der palästinensi- 
schen Einwohner der besetzten 
Gebiete und Jerusalems, Gas- 
masken ausgegeben. 


In kürzlich stattgefundenen öf- 
fentlichen. Gesprächen über 
diese Fragen wurde allgemein die 
Tatsache übersehen - die jeder 
westlichen Regierung und Nach- 
richtendienst bekannt ist —, daß 
Israel der führende Hersteller 
und Lagerer von Atomwaffen im 
Nahen Osten - ja in der ganzen 
Dritten Welt ist. Der große 
Scheinwerfer der Publizität, der 
auf den irakischen Versuch ge- 
richtet war, sich Atomwaffenzün- 
dungsvorrichtungen zu beschaf- 
fen, ging auch über die Tatsache 
hinweg, daß erst vier Jahre zuvor 
Israel selbst versucht hatte, Kry- 
tonen aus einer kalifornischen 
Firma zu schmuggeln. Der ein- 
zige Unterschied bestand darin, 
daß Israels Versuch keine Schlag- 
zeilen in den abendlichen Fern- 
sehnachrichten machten, oder 
besorgte Leitartikel in den füh- 
renden Zeitungen des Landes 
hervorrief. 


Kalter Krieg im 
Nahen Osten 


Das gesamte nukleare Spiel und 
Gegenspiel, das die Beziehungen 
zwischen Ost und West im Kalten 
Krieg charakterisierte, wird jetzt 
en miniature im Nahen Osten ge- 
spielt. Obwohl die Israelis die er- 
sten waren, die Kernwaffen her- 
stellten und aufstellten, holen 
seine Nachbarn jetzt schnell auf. 
Syrien zum Beispiel hat höchst 
präzise sowjetische SS-21-Rake- 
ten mit chemischen Sprengköp- 
fen ausgerüstet, die innerhalb 
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US-Präsident George Bush wird bedrängt, sich für die eine oder 


andere der beiden großen israelischen Parteien zu entscheiden. 


von zehn Minuten Wohnviertel in 
Israel erreichen könnten. Irak 
hat sowjetische Scud-Raketen 
mit ähnlicher Einsatzfähigkeit 
abgeändert. Beide Länder verfü- 
gen über sowjetische SU-24- 
Bomber, die die israelische Luft- 
verteidigung durchdringen und 
chemische Mittel zur Kriegsfüh- 
rung oder Atombomben abwer- 
fen können. 


Dies alles soll jedoch kein still- 
schweigender Hinweis darauf 
sein, daß die Atomwaffen und 
chemischen Waffen des Nahen 
Osten etwa nur in dieser »bösen 
Nachbarschaft« eine Bedrohung 
darstellen. Israel eilt seinen 
Nachbarn mit einem ehrgeizigen 
Raumprogramm voraus und hat 
soeben seinen zweiten Satelliten, 
Ofek II, einen militärischen Auf- 
klärungssatelliten, gestartet. 


Israel bestreitet Berichte in den 
westlichen Medien, daß Ofek II 
Spionagekameras mit sich führe, 
mit denen arabische militärische 
Aufstellungen genau ausgemes- 
sen und die Standorte ausfindig 
gemacht werden können. 


Und Israels Mittelstreckenrakete 
Jericho II kann potentielle Ziele 
im Westen, darunter Moskau und 
Westeuropa erreichen. 


Der Start von Ofek II war auf an- 
dere Weise bedeutsam. Ofek I 
wurde mit einer abgeänderten Je- 


richo-II-Rakete in.den Raum ge- 
schossen. Ofek II benutzte je- 
doch eine Mehrstufenrakete, die 
ein deutliches Signal an die Ara- 
ber sandte, daß Israel seine 
Reichweite verlängert und seine 
Raketenbasis verbreitet hat. 
Schließlich, wenn eine Rakete ei- 
nen 374 Pfund schweren Satelli- 
ten in den Umlaufkreis der Erde 
schicken kann, dann kann sie 
ebenso leicht einen Atomspreng- 
kopf auf Bagdad oder Tripoli ab- 
schießen. 


Israels Enttäuschung 
über den Westen 


Der amtierende Ministerpräsi- 
dent Jitzhak Shamir drückte 
seine Enttäuschung darüber aus, 
daß die Länder des Westens Hus- 
sein wegen seiner Drohung nicht 
schärfer verurteilt haben. »Zu ei- 
ner Zeit wo die Winde des Frie- 
dens durch die Welt wehen, wer- 
den im Nahen Osten Drohungen 
schärfster Art ausgestoßen«, be- 
schwerte er sich. 


Der israelische Außenminister 
gab eine Erklärung folgenden In- 
halts ab: »Es ist höchste Zeit für 
die zivilisierte Welt, vereint zu 
handeln und dafür zu sorgen, daß 
Saddam Hussein keine Möglich- 
keit findet seine unverantwortli- 
chen und verbrecherischen Ab- 
sichten weiterzuverfolgen.« 


Kürzlich sagte der zurückgetre- 
tene israelische Verteidigungsmi- 
nister Jitzhak Rabin: »Israel ist 
stark, und der Irak liegt nicht jen- 


seits seiner gewaltigen Schlagfä- 


higkeit.« 


Es muß doch einmal festgestellt 
werden, daß die kriegerische Er- 
klärung des irakischen Führers 
als Reaktion auf das abgegeben 
wurde, was er als direkte Bedro- 
hung seines Landes durch Israel 
versteht. Da er 1981 die Demüti- 
gung durch den israelischen An- 
griff erleiden mußte, und da er 
völlig unfähig war, es den Israelis 
mit gleicher Münze heimzuzah- 
len, macht es Hussein klar, daß 
ein weiterer Angriff dieser Art 
durch Israel diesem teuer zu ste- 
hen kommen könnte. Die Ereig- 
nisse, die zu. dem Angriff von 
1981 führten, finden in diesem 
jüngsten Fall eine genaue Paral- 
lele und geben dem Irak Grund 
zu der Befürchtung, daß ein An- 
griff wie damals unmittelbar be- 
vorsteht. 


Es gibt einen weltweiten Aus- 
bruch negativer Publizität über 
Iraks militärische Schlagkraft, ge- 
nau wie es vor neun Jahren schon 
einmal der Fall war, begleitet von 
Verurteilungen seitens des We- 
stens, den Israel als Rechtferti- 
gung für seinen Luftangriff be- 
nutzte. 

Es herrscht unter kühleren Köp- 
fen auf beiden Seiten der inter- 
nen politischen Debatte große 
Besorgnis darüber, daß Krieg un- 
mittelbar bevorsteht, wenn Hitz- 
köpfe die Oberhand gewinnen. 
Der Führer der Arbeiter-Partei 
Shimon Peres, einst der Cham- 
pion der Friedensbewegung, gibt 
derzeit Versprechungen ab, die 
Politik der friedlichen Siedlungs- 
politik am Westufer fortsetzen zu 
wollen, um die religiösen Par- 
teien auf seine Seite zu ziehen. 


Die in Mißkredit geratene Jorda- 
nien-Option, nach der der Staat 
Jordanien als der wahre Palästi- 
nenserstaat erachtet wird, ist wie- 
der einmal überall im Gespräch. 
Die Likud-Partei sagt, sie habe 
die amerikanisch-jüdische Lobby 
auf ihrer Seite, und die US-Re- 
gierung werde daher einen militä- 
rischen Schlag Israels absegnen 
oder zumindest dulden. Eine 
wirksame Militäraktion, sogar 
ein Krieg, wäre Shamir und sei- 
nen Likud-Anhängern willkom- 
men, da er die Opposition daran 
hindern würde eine Regierung zu 
bilden. iM] 


TERRREERN | 


Naher Osten 


Geheimnisum 


Atomwaffen 


Victor Marchetti 


- Es gibt keinen Zweifel daran, daß Staaten des Nahen Ostens Atomwaf- 
fen haben werden. Aber die nächste Phase des Rüstungswettlaufs um 
Atomwaffen, wenn sie stattfindet, wird das derzeitige Schrittempo so 
langsam wie die Bewegung eines Eisberges erscheinen lassen. Das ist 
so, weil amerikanische Technologie - nämlich Supercomputer - die 
Konstruktion, den Bau und die Erprobung von tödlichen Atomwaffen 
ermöglicht, die früher nur eine Supermacht mit ungeheuren Hilfsmit- 
teln und riesigen Landflächen sich zu entwickeln leisten konnte. 


Das wichtigste Werkzeug für 
jene, die danach trachten, mo- 
derne Hochleistungs-Atomwaf- 
fen zu entwickeln, ist der Super- 
computer, der zum erstenmal 
Mitte der siebziger Jahre in den 
USA gebaut wurde. Die Vereinig- 
ten Staaten selbst produzieren 
keine Atomwaffen, die nicht zu- 
nächst in Computer-Simulatio- 
nen optimiert und erprobt wor- 
den sind. Die Fähigkeit dieser 
Computer, Millionen von Be- 
rechnungen in Sekundenschnelle 
- zu tätigen, macht dies alles mög- 
lich. Mit einem Supercomputer 
können Berechnungen, für die 
man auf geringeren Maschinen 
acht Jahre benötigen würde, in 
nur einem Monat getätigt wer- 
den. 


Lösung von 
Konstruktionsproblemen 


In einem kürzlich in der »Wash- 
ington Post« veröffentlichten Ar- 
tikel von Gary Milhollin, Direk- 
tor des Wisconsin Project on Nu- 
clear Arms Control, heißt es: 
»Ein Supercomputer kann die 
implosive Schockwelle simulie- 
ren, die einen Atomsprengkopf 
zur Detonation bringt, die Multi- 
plikation von Neutronen in einer 
Sprengstoff-Kettenreaktion be- 
rechnen und Gleichungen lösen, 
die einen Schmelzprozeß in einer 
Wasserstoffbombe beschreiben. 
Für die Konstruktion von Rake- 
ten kann er den Schub einer Fest- 
brennstoff-Rakete gestalten, die 
Hitze und den Druck auf einem 
Sprengkopf berechnen, der in die 
Atmosphäre eintritt, und prak- 
tisch jede andere Kraft simulie- 
ren, die auf eine Rakete vom 


Start bis zum Aufschlag einwirkt. 
Wegen der Milliarden von Be- 
rechnungen, die erforderlich 
sind, um diese Probleme zu lö- 
sen, ist die Geschwindigkeit ei- 
nes Supercomputers unschätzbar 
bei der Lösung von Konstruk- 
tionsproblemen innerhalb einer 
praktischen Zeitspanne.« 


Die Auswirkung einer Atomex- 
plosion kann ebenfalls an einem 
Computer getestet werden, was 
bedeutet, daß kleine Länder 
ohne Zugang zu Prüfanlagen, die 
für wiederholte Atomexplosio- 
nen geeignet sind, eine simulierte 
Explosion unter einem angemes- 
senen Grad an Gewißheit durch- 
führen können, daß die Bombe 
auch wie konstruiert funktionie- 
ren wird. 


Bevor es Supercomputer gab, wa- 
ren etwa 180 solcher Versuche er- 
forderlich, um eine neue Waffe zu 
konstruieren. Jetzt sind weniger 
als fünf erforderlich. 


Israel, ein winziger Staat, der 
über keinen einzigen geeigneten 
Standort verfügt, um eine Kern- 
waffe zu erproben, hat dieses 
Problem bewältigt, indem es Ver- 
einbarungen mit Südafrika ge- 
schmiedet hat, um seine Explo- 
sionen vor der Küste Südafrikas 
zu erproben. Dort traten meh- 
rere bislang ungeklärte Erschei- 
nungen des »Aufblitzens« auf, 
die in den letzten Jahren von 
westlichen Satelliten aufgenom- 
men wurden. 


Indessen bereiten sich die Verei- 
nigten Staaten vor, diese Compu- 
ter. beinahe jedem zur Verfügung 
zu stellen, der das Geld hat, da- 


für zu zahlen. Die Computer wer- 
den derzeit von zwei Firmen in 
den USA, IBM und Cray, herge- 
stellt. Japan ist der einzige an- 
dere Staat, der vergleichbare Ma- 
schinen herstellt. 


Cray trifft zur Zeit Vorbereitun- 
gen, um eines seiner Modelle an 
die Technion University, Israels 
erstrangige Schule für Ingenieur- 
wesen und Physik und For- 
schungseinrichtung, mit engen 
Bindungen zur Regierung, zu ver- 
kaufen. Technion konstruiert Is- 
raels ballistisches Raumfahr- 
zeug, das zum Wiedereintritt in 
die Atmosphäre geeignet ist, den 
einzigen noch nicht verwirklich- 
ten Schritt in seinem ballistischen 
Raketenprogramm. Ballistische 
Raketen werden in den Raum ge- 
schossen, und um die Spreng- 
köpfe zu ihren Zielen zu bringen, 
müssen die Waffen in einem Fahr- 
zeug getragen werden, das in der 
Lage ist, der ungeheuren Hitze 
und der Belastung beim Wieder- 
eintritt in die Atmosphäre zu wi- 
derstehen. Technions Physiker 
bemannen auch den Atomreak- 
tor Dimona, der Plutonium für 
Kernwaffen produziert. 


Israel wird keinem 
Kriterium gerecht 


Die Hebrew University ist eben- 
falls für einen Supercomputer 
vorgesehen. Interessanterweise 
geht aus einer 1987 erstellten Stu- 
die des US-Verteidigungsministe- 
riums hervor, daß die Physiker 
der Hebrew University in einem 
Atomwaffenlabor in Soreq an 
Programmen zur Herstellung von 
Wasserstoffbomben arbeiten. 
Wenn auch in der Studie festge- 
stellt wird, daß die Israelis »noch 
nicht die Fähigkeit haben, die er- 
forderlichen Berechnungen 
durchzuführen«, der Supercom- 
puter würde diese Lücke stopfen. 


Das Weizmann Institute bemüht 
sich auch darum, einen Super- 
computer zu kaufen. Seine Wis- 


- senschaftler arbeiten daran, La- 


ser zu verwenden, um angerei- 
chertes Uranium herzustellen — 
der schnellste und fortschrittlich- 
ste Weg um Atomwaffenmaterial 
zu produzieren. 


Es liegen derzeit fünf spezifische 
Kriterien vor, denen solche Län- 
der, die von amerikanischen Fir- 
men Supercomputer kaufen wol- 
len, gerecht werden müssen. 
Diese besagen, daß sie das Ab- 


kommen über’ die Nichtverbrei- 
tung von Atomwaffen unterzeich- 
net haben müssen; das betref- 
fende Land muß alle seine Atom- 
einrichtungen einer internationa- 
len Inspektion unterziehen; es 
muß Vereinbarungen mit den 
USA über Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Atomwesens ge- 
troffen haben; es muß in seinen 
öffentlichen Verlautbarungen 
den Wunsch zum Ausdruck brin- 
gen, die Verbreitung von Atom- 
waffen zu begrenzen; und es muß 
bei den internationalen Bemü- 
hungen, die Entwicklung von 
Atomwaffen im Zaum zu halten, 
mitarbeiten. Israel wird keinem 
dieser Kriterien gerecht. Sogar 
die überaus israelfreundliche 
Reagan-Regierung lehnte wie- 
derholt Israels Anträge auf Su- 
percomputer ab. 


Die USA wollen 
Geschäfte machen 


Japan und die USA trafen 1984 
eine Vereinbarung, kooperativ 
Ländern, die diesen Erfordernis- 
sen nicht entsprechen, den Ver- 
kauf von Supercomputern zu ver- 
weigern. Aber das amerikanische 
Handelsministerium, das den 
amerikanischen Vorsprung in der 
Konstruktion und im Bau von 
Computern als Schlüssel zur - 
Überwindung des enormen Han- 
delsdefizits gegenüber diesem 
Land verachtet, drängt bei der 
Bush-Regierung darauf, die Ver- 
einbarung stufenweise rückgän- 
gig zu machen. Es will nämlich 
den Begriff Supercomputer, über 
den sich die USA und Japan geei- 
nigt hatten, neu definieren und 
die Anzahl der Berechnungen 
pro Sekunde erhöhen, die ein Su- 
percomputer leisten muß, um 
gg Bezeichnung führen zu dür- 
en. ” 

So lastet ein starker Druck, so- 
wohl auf wirtschaftlicher als auch 
auf politischer Ebene, auf der 
Bush-Regierung, von der Verein- 
barung mit Japan abzurücken 
und die Verkäufe durchzulassen. 
Druck wird auch ausgeübt durch 
die Pro-Israel-Lobby, die hinter 
den Kulissen wirkt -— was ver- 
ständlich ist, denn dies ist eine 
heikle Angelegenheit bei der es 
die besten PR-Firmen im Ge- 
schäft sehr schwer haben für sie 
zu werben. Wenn der Verkauf 
von Supercomputern zugelassen 
wird, dann wird das sich schnell 
beschleunigende Wettrennen um 
Kernwaffen im Nahen Osten ge- 
waltig aus den Fugen geraten. D 
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Israel 


Die Saat des 
Terrorismus 


Mark Lane 


Die erwartete Völkerwanderung von Hunderttausenden von sowjeti- 
schen Juden nach Israel in den nächsten Jahren ruft unter den einhei- 
mischen Palästinensern, bei der jordanischen Regierung und unter den 
meisten islamischen Staaten des Nahen Ostens große Bestürzung her- 
vor. Es wird befürchtet, daß diese Neuankömmlinge weitgehend am 
Westufer des Jordans angesiedelt werden, um die dort lebenden Palä- 
stinenser dazu zu zwingen, nach Jordanien umzusiedeln. 


Wenn das so ist, dann könnte dies 
ernsthafte Probleme hervorru- 
fen, die die derzeitigen interna- 
tionalen Bemühungen, in der Re- 
gion Frieden zu stiften, untergra- 
ben - und die Bühne für eine 
neue Runde eines gewalttätigen 
Terrorismus gegen den Westen 
bereiten. Auseinandersetzungen 


bis zum Letzten über das Pro- 


blem der sowjetischen Juden 
brauen sich sowohl in Jerusalem 
als auch in Washington zusam- 
men, während die mit Emotio- 
nen geladene Situationen hier 
und dort langsam außer Kon- 
trolle geraten. 


Der 
israelische Cäsar 


In Israel ist der den harten Kurs 
verfolgende Führer Ariel Sharon 
von seinem Ministerposten zu- 
rückgetreten, um im Inland wie 
im Ausland - hauptsächlich unter 
amerikanischen Juden - gegen 
die Möglichkeit einer Friedensre- 
gelung mit den Palästinensern zu 
Felde zu ziehen. Sharon will das 
Westufer formell annektieren 
und jeden Palästinenser auswei- 
sen, der sich der israelischen 
Herrschaft nicht unterwirft. 


1982 war Sharon als Verteidi- 
gungsminister der Hauptarchi- 
tekt der israelischen Invasion in 
den Libanon. Er wurde als 
»Schlächter von Beirut« bekannt 
wegen seines Anteils an der Ab- 
schlachtung von Hunderten von 
Zivilpersonen in den Lägern Sa- 
bra und Shatila in der Nähe von 


Beirut. Jetzt besteht sein derzeiti-. 


ges Ziel darin, den israelischen 
rechten Flügel, von den Ultra- 
Konservativen der Likud-Partei 
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bis zu den verschiedenen extre- 
mistischen Gruppen auf der äu- 
Bersten Rechten, zu mobilisie- 
ren. Sein Endziel ist esjedoch der 
israelische Cäsar zu werden, der 
den jüdischen Staat zu seiner gro- 
ßen Erfüllung, »Eretz Yisrael«, 
Großisrael führt. 


Wie aus israelischen Kreisen ver- 
lautet, genießt Sharon in Israel 
und unter der neokonservativen 
Bewegung in den USA eine grö- 
Bere Unterstützung als man allge- 
mein glaubt. Sharon und seine 
Anhänger gläuben, daß die Zeit 
gekommen sei für eine endgül- 
tige Abrechnung mit der Frieden- 
Jetzt-Bewegung und anderen 
Gruppen, die für die Land-für- 
Frieden-Abkommen mit den Pa- 
lästinensern eintreten. Sie haben 
es darauf angelegt »die Progressi- 
ven zu zerschmettern«. 


Sharons Einschreiten gegen die 
israelischen Progressiven wird 
flankiert durch eine ähnliche Of- 
fensive in der amerikanischen jü- 
dischen Gemeinde. Die Stimmen 
der Vernunft in der Gemeinde 
werden erstickt, während die An- 
sichten der Neo-Konservativen 
des harten Kurses in den Vorder- 
grund geschoben werden. 


Eine Bedrohung 
für Jordanien 


König Hussein von Jordanien hat 
auf die Ereignisse in Israel, be- 
sonders auf das wachsende Hin- 
einströmen von sowjetischen Ju- 
den, reagiert, indem er seiner Be- 
sorgnis darüber Ausdruck ver- 
lieh, daß sich die USA anschik- 
ken ihre frühere Position der Be- 
fürwortung des israelischen 


Rückzugs vom Westufer und vom 
Gazastreifen aufzugeben. 


Hussein sieht die Ansiedlung von 
sowjetischen Juden auf palästi- 
nensischem Boden als direkte 
Bedrohung für sein Königreich 
an. Er glaubt, daß die Umsied- 
lung ein vorsätzlicher Schritt sei- 
tens Jerusalems und Washington 
ist, die Palästinenser zu zwingen, 
sich nach Jordanien abzusetzen, 
um somit eine noch größere palä- 
stinensische Mehrheit in seinem 
Königreich zu schaffen - und sein 
Land in den Palästinenserstaat zu 
verwandeln, der er nach israeli- 
scher Behauptung schon ist. 


Hussein ist besonders bestürzt 
über Washingtons Zögern, vor al- 
lem im Forum der Vereinigten 
Nationen, Israels neue, härtere 
Unterdrückung der Intifada in 
den besetzten Gebieten zu verur- 
teilen. Und er kritisierte ärger- 
lich Washingtons Bereitwillig- 
keit, bei der Neuansiedlung von 
Sowjetjuden am Westufer mit den 
Israelis an einem Strang zu zie- 
hen. 2 


»Ist dies genehmigt? Ist dies ame- 
rikanische Politik?«, fragte Hus- 
sein auf einer kürzlichen Presse- 
konferenz und bezog sich dabei 
auf Feststellungen des amerikani- 
schen Botschafters bei den Ver- 
einten Nationen, Morris Abram, 
mit denen er die israelischen Ak- 
tionen anscheinend guthieß. Ab- 
ram ist der ehemalige Vorsit- 
zende der Conference of Presi- 
dents of Major American Jewish 
Organizations. Er wurde von 
Präsident George Bush zum Bot- 
schafter der Vereinten Nationen 
ernannt. 


Zusätzliche Gelder 
aus den USA 


König Hussein hat allen Grund 
amerikanischen Präsidenten zu 
mißtrauen. Er wurde von der US- 
Regierung schon früher in Ange- 
legenheiten, die die israelischen 
Beziehungen zu seinem Land be- 
treffen, übers Ohr gehauen - ob- 
wohl er ein bezahltes Aß des CIA 
war. Vor dem Sechs-Tage-Krieg 
im Jahre 1967 wurde Hussein 
durch den CIA - auf Anweisung 
des Weißen Hauses - versichert, 
daß Israel nur Ägypten und Sy- 
rien angreifen werde, und daß es 
keine Offensive gegen die West 
Bank, damals noch unter jordani- 
scher Herrschaft, geben werde. 
In diesem Konflikt riß Israel das 


Territorium der Palästinenser an 
sich. 


Die gleichen Fragen werden im 
US-Kongreß aufgeworfen, wo 
eine emotionelle Debatte über 
den Status der sowjetischen Ju- 
den in Israel zu brodeln beginnt. 
Senator Robert Dole schlug kürz- 
lich eine fünfprozentige Reduzie- 
rung der amerikanischen Hilfslei- 
stungen an Israel vor, mit der Be- 
gründung, diese Gelder seien 
besser angelegt, wenn man sie 
den neuen Demokratien Osteu- 
ropas zur Verfügung stellen 
würde. Unter anderem zielte Do- 
les Empfehlung darauf ab, Israels 
Forderungen nach zusätzlicher 
Hilfe für die Ansiedlung sowjeti- 
scher Juden abzudrängen. Sena- 
tor Daniel Inouye, einer der 
stärksten Unterstützer Israels im 
Kongreß, machte Dole den Ge- 
genvorschlag, daß die USA dem 
zionistischen Staat weitere 500 
Millionen bis eine Milliarde Dol- 
lar zukommen lassen sollten, um 
die Ansiedlung von sowjetischen 
Juden abzusichern. 


Neue Welle des 
Terrorismus 


Informanten in der amerikani- 
schen jüdischen Gemeinde sind 
zuversichtlich, daß weitere Gel- 
der für Israel trotz derzeitig vor- 
handener Engpässe im Staats- 
haushalt der USA aus dem Kon- 
greß herausgepreßt werden kön- 
nen. Sie glauben, daß der durch 
ein Wahljahr erzeugte Druck und 
die Propaganda, die sie in bezug 
auf den wachsenden Antisemitis- 
mus in der Sowjetunion und in 
den USA verbreiten, bewirken 
werden, den Kongreß unter 
Druck zu setzen, Israel gegen- 
über »noch großzügiger als üb- 
lich« zu sein. 


»Was niemandem in dieser Stadt 
klar zu sein scheint«, sagte ein be- 
sorgter Kongreßabgeordneter zu 
CODE, »ist, daß wir dadurch, 
daß wir den Israelis in der Sache 
der Sowjetjuden zur Seite stehen 
die Saat für eine neue Runde ara- 
bischen Terrorismus gegen die 
USA - und vielleicht sogar in den 
USA -legen«. 


‚Informanten des amerikanischen 


Geheimdienstes sind auch beun- 
ruhigt über den plötzlich man- 
gelnden Willen der Bush-Regie- 
rung das Problem der israelisch- 
palästinensischen Beziehungen 
energisch anzupacken. oJ 


Israel 


Der Status der 
heiligen Stadt 
Jerusalem 


Mark Lane 


Der Status von Jerusalem rückt immer mehr in den Blickpunkt der 
Weltöffentlichkeit. Das größte Hindernis für eine friedliche Lösung des 
israelisch-palästinensischen Streits sind nicht die besetzten Gebiete, 
nicht die Bildung eines unabhängigen Staates, sondern vielmehr der 


Status der heiligen Stadt Jerusalem. 


Jerusalem - die selbst erklärte, 
aber wenig anerkannte Haupt- 
stadt Israels - blieb bei allen Ver- 
handlungen in Richtung auf Ge- 
spräche zwischen Palästinensern 
weitgehend unbeachtet und uner- 
wähnt, das heißt bis US-Präsi- 
dent George Bush auf einer Pres- 
 sekonferenz in Palm Spring im 
US-Bundesstaat Kalifornien das 
Thema unerwarteterweise an- 
schnitt und damit nach Ansicht 
vieler Beobachter die israelische 
Regierung stürzte. Bush wird al- 
ler möglichen Schandtaten be- 
zichtigt. Er soll die Entgleisung 
des Friedensprozesses zu einem 
Zeitpunkt herbeigeführt haben, 
als der Friede näher als je zuvor 
herangekommen zu sein schien, 
die politische Karriere des israeli- 
schen Ministerpräsidenten Jitz- 
hak Shamir gefördert und einen 
* Keil zwischen amerikanischen 
Juden und Republican Party ge- 
trieben haben. Eine ziemliche 
Leistung für eine Bemerkung, 
die so ganz beiläufig gefallen ist. 


Aber in seiner Erklärung über Je- 
rusalem hat Bush nur erwähnt, 
daß die amerikanische Regie- 
rung offiziell gegen neue jüdische 
Siedlungen in den besetzten Ge- 
bieten und Ostjerusalem ist. Das 
ist eigentlich nichts Neues, abge- 
sehen von der Tatsache, daß Ost- 
jerusalem, das im Sechs-Tage- 
Krieg von 1967 zusammen mit 
Gaza und der West Bank annek- 
tiert wurde, vorher niemals der 
Brennpunkt der politischen Dif- 
ferenzen zwischen Israel und den 
USA war. 


Es wurde von beiden Seiten ange- 
nommen, daß der Status von Ost- 


Yitzhak Shamir hat die Karre 
im Nahen Osten in den 
Dreck gefahren und weigert 
sich, einen Friedensplan zu 
verwirklichen. 


jerusalem höflich übergangen 
werden würde, während gewich- 
tigere Angelegenheiten der be- 
setzten Gebiete und der Selbstbe- 
stimmung für Palästinenser gere- 
gelt werden. 


Man kann nicht verlieren, 
was man nicht gehabt hat 


Einige Kritiker erhoben die An- 
klage, Bushs Bemerkung sei ab- 
sichtlich erfolgt, daß er über Sha- 
mirs Weigerung, nachzugeben 
oder seinen eigenen Plan zur Her- 
beiführung von Gesprächen und 
Wahlen in den besetzten Gebie- 
ten weiterzubringen, enttäuscht 
und verärgert war. Vielleicht, ja 


‚sogar sehr wahrscheinlich ist dies 


der Fall. 


Die vorherrschende Einschät- 
zung der Folgen von Bushs Be- 
merkungen in den Medien - näm- 
lich der anschließende Zusam- 
menbruch der israelischen Regie- 


rung und der Machtkampf, der 
zwischen Likud und Labor tobt, 
um eine neue Regierung zu bil- 
den - ist jedoch, daß der 
Friedensprozeß jetzt verloren 
sei, obwohl er gerade am Rande 
des Erfolgs stand. Das ist jedoch 
Unsinn. 


Shamir hat die Karre in den 
Dreck gefahren, ist ausgewichen 
und hat über ein Jahr lang jede 
Handlung, seinen eigenen Frie- 
densplan in die Tat umzusetzen, 
hinausgezögert. Dieser war kurz 
vor dem Zusammenbruch der 
Regierung dem Erfolg näher als 
zu irgendeinem Zeitpunkt, seit- 
dem'er zum erstenmal bekannt- 
gegeben wurde. Wie kann man et- 
was verlieren, was man nie ge- 
habt hat? 


Wenn es Bushs Absicht war, den 
Rücktritt der Likud-Labor-Koali- 
tion herbeizuführen, dann 
konnte er auch zumindest der Ar- 
beiter-Partei, die dafür ist, daß 
baldmöglichst Gespräche und 
Wahlen unter den Palästinensern 
herbeigeführt werden, eine 
Chance zum Kämpfen geben. 
Einige Beobachter sagen, die Is- 
raelis seien des Kampfes und des 
ständigen Aderlasses an Israels 
Hilfsmittel, der ihnen durch die 
Intifada auferlegt wird, derart 
überdrüssig, daß. die Wähler in 
Scharen zur Arbeiter-Partei über- 
laufen und ihr ein Mandat zum 
Frieden erteilen werden. Diese 
Auffassung wird untermauert 
durch den kürzlich erfolgten 
Übertritt zweier einflußreicher 
Führer der religiösen Partei, die, 
normalerweise falkenhaft und 
konservativ eingestellt, sich bei 
ihrem Vorstoß zum Frieden der 
Arbeiter-Partei angeschlossen 
haben. 


Amerikanische Juden 
sind beweglicher 


Andere, vor allem amerikanisch- 
jüdische standhafte Freunde Isra- 
els,. behaupten Bush habe den 
Friedensaussichten Schaden zu- 
gefügt, da es der Likud sein wird, 
der an die Spitze treten wird. In 
einem Leitartikel in der »Was- 
hington Jewish Week« heißt es: 
»Kein Führer der Arbeiter-Par- 
tei, ungeachtet ihrer Drohungen 
Neuwahlen abzuhalten, wird in 
der Lage sein, das Argument, das 
in Jerusalem bereits von Likud- 
niks vorgetragen wird, nämlich, 
daß eine Stimme für die Friedens- 
initiative eine Stimme für die Tei- 


lung Jerusalem sei, zu überwin- 
den.« 


Diese Feststellung kann jedoch 
durch Tatsachen weder unter- 
mauert noch widerlegt werden, 
da das Thema eines wieder geteil- 
ten Jerusalems in Israel nicht 
groß diskutiert worden ist, vor- 
wiegend deswegen wurde es im 
Zusammenhang mit dem Frie- 
densplan überhaupt niemals er- 
wähnt. 


Aber Bush änderte das alles, und 
nur die Zeit wird lehren, ob die is- 
raelische Öffentlichkeit wirklich 
so an einem ungeteilten israeli- 
schen Jerusalem hängt, wie isra- 
elfreundliche amerikanische Ju- 
den und andere behaupten. 


Was die anderen Anklagen be- 
trifft, die gegen Bush erhoben 
wurden, so sind dies mehr Dro- 
hungen als ehrlich gemeinte 
Kommentare. Zum Beispiel wird 
in dem gleichen Leitartikel in der 
»Washington Jewish Week« be- 
hauptet: »Bushs Bemerkung‘ 
wird auch beim amerikanischen 
Judentum nicht gut ankommen. 
Kürzliche Umfragen, aus denen 
hervorgeht, daß amerikanische 
Juden taubenhafter als Jitzhak 
Shamir seien, könnten vom Wei- 
ßen Haus falsch interpretiert wor- 
den sein. Amerikanische Juden 
mögen beweglicher als Shamir 
sein, wenn es sich um das West- 
ufer und den Gazastreifen han- 
delt, aber das Weiße Haus würde 
einen dummen Fehler begehen 
zu glauben, daß amerikanische 
Juden irgendwelche Bemühun- 
gen unterstützen würden, Juden 
aus einem Teil von Jerusalem aus- 
zusperren oder irgendwelche 
Zweifel darüber aufkommen las- 
sen, daß die Stadt den Israelis ge- 
hört. 


Jerusalem ist, wie wir schon sag- 
ten, der Schlüssel. Als Mittel- 
punkt dreier großer Weltreligio- 
nen, mit einer Geschichte, die 
reicher als jede andere in der Welt 
ist, ist der zukünftige Status der 
heiligen Stadt zweifellos die 
Kernfrage bei den Friedensbe- 
mühungen im Nahen Osten. Daß 
Bush ihre Bedeutung erkannt 
hat, ist ein Beweis dafür, daß er 
die anstehenden Probleme mutig 
anpacken will, und daß er ent- 
schlossen ist, eine realistische 
und dauerhafte Regelung herbei- 
zuführen, ohne Anlaß zu der Be- 
fürchtung zu geben, das Schiff 
der israelischen Regierung zum 
Kentern bringenzuwollen. U 


Harte Kritik 
über Verhalten 
der US- 
Regierung 


Trotz wütender Kritik von ameri- 
kanischen Kongreß-Abgeordne- 
ten und Mitgliedern der amerika- 
nisch-jüdischen,  israelfreundli- 
chen Gemeinde, er habe einen 
dummen Fehler begangen, als er 
den ungelösten Status von Ostje- 
rusalem erwähnte, trägt die Be- 
merkung von US-Präsident Ge- 
orge Bush alle Kennzeichen ei- 
ner zeitlich gut abgestimmten 
Vorbehaltsklausel, die auf dem 
. besten Weg zu sein scheint, ihren 
beabsichtigten Zweck zu erfül- 
len. 


Da der Friedensprozeß in Israel 
praktisch zum Stillstand gekom- 
men ist - es gab viel Gerede aber 
herzlich wenig Handlungen, und 
es wurde mit der Zeit immer of- 
fensichtlicher, daß unter der von 
der Likud-Partei dominierten 
Regierung des Ministerpräsiden- 
ten Jitzhak Shamir nichts mehr 
geschehen würde - kam Bush au- 
genscheinlich zu dem Schluß, 
daß die Israelis wachgerüttelt, 
nicht beunruhigt werden müß- 
ten. Seine Bemerkung über Ost- 
jerusalem und sein Beharren dar- 
auf, daß man sie für bare Münze 
nehmen sollte, und daß Israel 
sich auf die eine oder andere 
Weise entscheiden müsse, die Ge- 
spräche fortzusetzen, die zu Wah- 
len in den besetzten Gebieten 
führen, führte tatsächlich den 
Sturz der israelischen Regierung 
herbei. Die Tatsache, daß dies 
von Anfang an seine Absicht war, 
wurde durch kürzlich inoffizielle 
Bemerkungen von Beamten des 
Weißen Hauses klar, daß sie auf 
einen Sieg der Arbeiter-Partei 
hoffen und glauben nur diese, in 
Koalition mit einigen der kleine- 
ren religiösen Parteien, können 
Israel zu Friedensgesprächen mit 
den Palästinensern führen. 


Bush und Regierungsbeamte ha- 
ben es abgelehnt, in der Offent- 
lichkeit zu dem Gerangel Stel- 
lung zu nehmen, das derzeit in Is- 
rael vor sich geht, wo Kampf- 
hähne miteinander wetteifern, 
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um eine neue Regierung zu bil- 
den. Sie sagen lediglich: »Dies ist 
eine ausschließlich israelische 
Angelegenheit, die nur Israelis 
bewältigen können«, so die Spre- 
cherin des US-Außenministe- 
riums Margaret Tutwiler. 


Das allerletzte, was Bush will, 
ist, daß ein Führer der Arbeiter- 
Partei, ‘wenn einer hervortritt, 
sich deswegen Angriffen seitens 
der Likud-Partei ausgeliefert 
sieht, weil er von den USA auf 
den Stuhl des Ministerpräsiden- 
ten gehievt wurde, so daß seine 
Glaubwürdigkeit attackiert 
würde und ein erfolgreicher Aus- 
gang von Friedensverhandlun- 
gen umso schwerer zu erreichen 
wäre. Daher vermeidet Bush je- 
den Anschein, sich in die interne 
Politik Israels einmischen zu wol- 
len. 


Nachdem Bush dementiert hatte, 
daß er weder eine neue Politik in 
bezug auf Jerusalem angekündigt 
habe, noch daß er seine Bemer- 
kung bedauere, sagte er: »Im Au- 


“genblick gehen in Israel interne 


Entwicklungen in der dortigen 
politischen Szene vor sich, und 
ich will nicht, daß es in irgendei- 
ner Weise so aussieht, als ver- 
suchten wir uns in die inneren 
Angelegenheiten Israels einzu- 
mischen, wo es doch derzeit die- 
ses schwierige Problem durchste- 
hen muß. Im Augenblick möchte 
ich keine diesbezüglichen Fragen 
mehr beantworten.« 

Wenn auch vielleicht nicht so 
ganz elegant formuliert, war 
seine Botschaft doch klar ‚und 
deutlich. 


Beamte des US-Außenministe- 
riums sagen, Außenminister Ba- 
ker habe zur Kenntnis genom- 
men, daß es tatsächlich eine 
einstweilige Verzögerung im Frie- 
densprozeß geben wird, er sei 
aber bereit, seine Bemühungen 
mit ganz gleich welcher Regie- 
rung fortzusetzen, die in Israel 
gebildet wird. Regierungsbeamte 
sagen, daß er kürzlich in verschie- 
denen Bereichen beträchtliche 
Fortschritte gemacht habe, von 
denen viele noch nicht öffentlich 
bekannt seien. Einige amerikani- 
sche Regierungsbeamte behaup- 
ten, Bushs Bemerkung sei nicht 
der Katalysator zum Sturz der is- 
raelischen Regierung gewesen, 
sondern er sei vorwiegend als 
Folge des Versagens der Likud- 
Partei zu verstehen, mit ihrem ei- 
genen Friedensplan voranzukom- 
men. 


Ein amerikanischer Regierungs- 
beamter, der in der »New York Ti- 
mes« zitiert wird, sagte: »Das 
Wichtigste von unserem Stand- 
punkt aus gesehen war, wie die 
Regierung zu Fallkam. Zunächst 
waren cs die religiösen Parteien, 
die ihn herbeiführten, weil sie ei- 
nen Friedensprozeß haben woll- 
ten. Zweitens, die Abstimmung 
in der Knesset - über die Vertrau- 
ensfrage, die zur Auflösung der 
Regierung führte - erfolgte nicht 
wegen Bushs Bemerkungen über 
Jerusalem und auch nicht wegen 
irgendeiner anderen Sache. 
Zweck der Abstimmung war: 
Wollt ihr ‘ den Friedensprozeß 
vorantreiben oder nicht?« 


Während Bush und Baker die 
Entwicklung in Israel beobachte- 
ten, sind sie zweifellos in gehobe- 
ner Stimmung. Esist ihnen gelun- 


- gen, das Kartenhaus der Regie- 


rung der nationalen Einheit Isra- 
els zum Einsturz zu bringen, und 


sie haben die Karten geschickt zu ° 


ihren Gunsten neu gemischt. Sie 
straften jene Zeitungsenten Lü- 
gen, wonach die Bush-Regierung 
in ihrer Führung der auswärtigen 
Beziehungen zögerlich vorgehen 
wird, und sie haben die politische 
Karte in Israel neu gezeichnet 
und damit die Friedensaussich- 
ten weitgehend verbessert. U 


Die Pro-Israel- 
Lobby in 
den USA 


Es ist erst ein paar Wochen her, 
seitdem der republikanische US- 
Senator Robert Dole seine 
schweren Geschütze auf die Pro- 
Israel-Lobby richtete wegen ih- 
res dreisten Vorgehens, den US- 
Senat und später das Repräsen- 
tanten-Haus unter Druck zu set- 
zen. 


Israels Anspruch auf Jerusalem 
als Hauptstadt des zionistischen 
Staates sollten die amerikani- 
schen Politiker unterstützen. 


Aber seitdem herrscht praktisch 


ein offener Krieg in Washington 
zwischen den Freunden Israels 
und jenen Amerikanern, denen 
es langsam klar wird, daß Israel 
und seine fanatische Lobby für 
die amerikanische Regierung zu 
einer wachsenden Verbindlich- 
keit werden. Nicht nur unterlau- 
fen eifrige Zionisten die Bemü- 
hungen der Bush-Regierung, im 


Nahen Osten Frieden herbeizu- 
führen, sie tun dies sogar obwohl 
ihre Handlungen die Freilassung 
der-schon lange leidenden ameri- 
kanischen Geiseln im Libanon 
gefährden. 


Die Pro-Israel-Lobby und deren 
Anhänger ließen keinen Zweifel 
darüber, daß sie die Interessen Is- 
raels höher als die ihres eigenen 
Landes einschätzen. 


Dies war sogar für langjährige 
treue Diener Israels zu viel. Tho- 
mas Dine, leitender Direktor des 
American Israel Public Affairs 
Committee (AIPAC) hielt es für 
richtig nicht nur an Ministerpräsi- 
dent Jitzhak Shamir zu schreiben 
und gegen Israels Versuche, die 
Christen und Palästinenser aus 
Jerusalem herauszudrücken, Ein- 
spruch zu erheben, sondern ließ 
sein Schreiben sogar an die 
Presse gehen. Es braucht nicht 
gesagt zu werden, Dine befindet 
sich jetzt in  tiefgreifenden 
Schwierigkeiten mit den pro-isra- 
elischen Starrköpfen - vorallem 
mit der mächtigen Anti-Defama- 
tion-League der B’nai Brith- 
Loge (ADL), die keine Zeit ver- 
lor, um ihn herunterzumachen. 


Die für mehrere Zeitungen 
schreibende amerikanische Jour- 
nalistin Mary McGrory, eine libe- 
rale Linke, die seit langem die is- 
raelisch-zionistische Sache unter- 
stützt, machte sich überraschen- 
derweise zur Verteidigung der 
Bush-Regierung stark. In einer 
kürzlich veröffentlichten Ko- 
lumne schrieb sie: »Die Bush-Re- 
gierung, das muß man ihr zugute 
halten, hat versucht, unsere Poli- 
tik gegenüber Israel mehr in Ein- 
klang mit den nahöstlichen Reali- 
täten zu bringen. Der Kongreß 
könnte sie anfeuern oder sich zu- 
mindest still verhalten, zu einer 
Zeit, wo Israel zu weit gegangen 
ist ... Die jüdische Besiedlung in 
der Altstadt Jerusalems und die 
Bekämpfung des griechisch-or- 
thodoxen Patriarchen mit Trä- 
nengas war eine noch nie dagewe- 
sene Provokation. Aber der Kon- 
greß hat eine pathologische 
Furcht davor, Israel in irgendei- 
nem Punkt Widerstand zu lei- 
sten.« ö 


McGrory schloß ihren Kommen- 
tar über Israel, indem sie den Ab- 


° geordneten David Bonior zi- 


tierte, der, während er die Reso- 
Jution des Hauses über Jerusalem 
bekämpfte, korrekt die Anklage 
erhob, daß die »Likud-Regie- 


rung ...insgeheim Ansiedlungen 

im christlichen Sektor Jerusa- 

lems unterstützte ...aber über 
die Aktion gelogen hat.« 


Der amerikanische Journalist 
Jim Hoagland, ein Konservativer 
und Anhänger Israels und des 
Zionismus, fühlte sich ebenfalls 
veranlaßt, die Shamir-Regierung 
zu kritisieren, indem er schrieb: 
»Israels Politiker haben endlich 
einen Gegner gefunden, den sie 
nicht überwinden können: sich 
selbst ...Die überstürtzte Er- 
richtung von neuen Siedlungen 
am Westufer und im Gazastreifen 
sind deutliche Anzeichen einer 
Breschnewisierung der Führung 
Israels. An der Macht zu bleiben 
ist offenbar der einzige Zweck, 
an der Macht zu sein ...In der 
jüngsten Auseinandersetzung 
über Jerusalem ist den Likud- 
Führern eine Tat gelungen, die 
fast unmöglich sein sollte, näm- 
lich Israels nachdrücklichen An- 
spruch auf die Heilige Stadt zu 
untergraben.« 


Am Schluß beobachtete Hoag- 
land: »Shamir vertritt die An- 
sicht, er könne den Status quo in 
der Zukunft erweitern, ungeach- 
tet dessen, was um ihn und um Is- 
rael herum geschieht. Sein unmit- 
telbares Ziel ist es, die Koalition 
mit der Arbeiterpartei wiederher- 
zustellen, die er dann wieder be- 
herrschen wird, um sowohl Wah- 
len als auch Frieden mit den Palä- 
stinensern zu vermeiden.« 


Sogar die liberale »Washington 
Post«, die Israel und den Israelis- 
. mus immer hartnäckig verteidigt 
hat, nahm in einem kürzlichen 
Leitartikel eine kühne Haltung 
gegenüber der zionistischen Re- 
gierung ein: »Herrn Shamirs Poli- 
tik läuft nicht nur den amerikani- 
schen Interessen, sondern auch 
denen jener Israelis zuwider, die 
an die Notwendigkeit für eine 
durch Verhandlungen erzielte 
Einigung glauben. Die Vereinig- 
ten Staaten streben Frieden mit 
den Palästinensern auf der 
Grundlage an, deren nationales 
Recht dem Israels anzupassen; er 
dagegen bestreitet ihre nationa- 
len Rechte ganz und gar. 


Die Vereinigten Staaten treten 
für einen Austausch von Land ge- 
gen Frieden ein; er weist diese 
Grundformel zurück. Die Verei- 
nigten Staaten wollen den end- 
gültigen Status Jerusalems durch 
Verhandlungen regeln, Herr Sha- 
mir durch israelisches Diktat. 


Shamirs Anhänger brüllen, die 
wahre Bedeutung für das ameri- 
kanisch-israelische Verhältnis sei 
in der Ungeschicklichkeit der 
Amerikaner begründet. Das ist 
falsch. Was auch immer die Feh- 
ler in den Tätigkeifen der Bush- 
Regierung im Nahen Osten sein 
mögen, die wahre Bedrohung für 
das amerikanisch-israelische Ver- 
hältnis liegt in dem Verhalten der 
Shamir-Regierung begründet.« 


Es wird immer offensichtlicher, 
daß sich das Blatt gegen die fana- 
tische Pro-Israel-Lobby in Ame- 
rika wendet, trotz der verzweifel- 
ten Bemühungen der Lobby und 
ihrer Freunde, jeden Bürger zu 
verdammen, der sich für ameri- 
kanische Interessen, sowohl da- 
heim wie auch im Nahen Osten, 
ausspricht. Aber die meisten Mit- 
glieder im US-Kongreß lassen 
sich leicht durch die Lobby und 
deren Anführer in der ADL, die 
im vergangenen Jahr die Füh- 
rung des pro-israelischen Aktivis- 
mus vom AIPAC in Washington 
übernommen haben, einschüch- 
tern. Und es muß leider einge- 
räumt werden, daß die meisten 


‚amerikanischen Kongreßmitglie- 


der nur längsam lernen. m 


Sowjets und 
Arafat sehen 
Kriegsgefahr im 
Nahen Osten 


In einem in der italienischen Ta- 
geszeitung »Il Giornale« veröf- 
fentlichten Interview sagte der 
sowjetische Erste Stellvertre- 
tende Minister für Auswärtige 
Angelegenheiten, Juli Woront- 
sow, daß die Gefahr eines neuen 
Konfliktes im Nahen Osten 
»nicht weit entfernt ist und eine 
neue Art von Krieg bedeuten 
könnte. In der Region haben sich 
die Waffen gefährlich verändert: 
Raketen und Atomwaffen.« 


Worontsow erklärte, daß die Be- 
schuldigungen, der Irak habe 
Atombomben falsch sind, aber 
Israel besitzt sie. Worontow be- 
zeichnete das Hineinströmen so- 
wjetischer Juden in die West 
Bank als eine Gefahr. 


»Wir sind dagegen, und wenn Is- 
rael darauf beharrt, können die 
Dinge, soweit gehen, daß ein mi- 
litärischer Konflikt heraufbe- 


schworen wird. Es ist ein Plan, 
das ist klar, und das andere Ele- 
ment des Planes ist, eine Kon- 
frontation mit den Arabern zu er- 
reichen.« 


Am darauffolgenden Tag klagte 
der Chef der Palästinensischen 
Befreiungs-Organisation (PLO) 
Jasser Arafat in einem Intervierw 
in der italienischen Zeitung »Av- 
venire« noch deutlicher an, daß 
Israel einen neuen Krieg plane.« 
Sie haben alle Friedensinitiativen 
zurückgewiesen«, sagte er. Reso- 
lution 161 der Vereinten Natio- 
nen, die Initiative der Palästinen- 
ser, die französisch-sowjetische, 
die Zehn-Punkte-Initiative der 
Agypter und sogar den Banker- 
Plan. Was gibt es sonst noch für 
Möglichkeiten? Sie verstärken 
ihre Militärmacht auf allen Ge- 
bieten. Sie haben 200 Atombom- 
ben, neben chemischen und kon- 
ventionellen Waffen.« 


Arafat sprach auch von der Ge- 
fahr, die das Hineinströmen von 
jährlich 300000 sowjetischen Ju- 
den in die besetzten Gebiete dar- 
stellt. Bei dieser Quote werden 
bis zum Jahr 2000 etwa drei Mil- 
lionen Juden nach Israel einge- 
wandert sein, speziell aus der So- 
wjetunion, den osteuropäischen 
Ländern und Äthiopien. 


»Dies entspricht dem Plan für 
Groß-Israel, wie er auf der Zehn- 
Agorot-Münze erscheint, die 
1989 in Israel geprägt wurde«, 
meinte Arafat. Auf dieser Münze 
wird Israel nach einer antiken 
Karte dargestellt, unter Ein- 
schluß des größten Teils von Lib- 
anon, Syriens und Iraks, eines 
Teiles von Agypten und ganz Jor- 
danien. DO 


Carter in 
Nahost-Pendel- 
Diplomatie 


Der ehemalige amerikanische 
Präsident Jimmy Carter, der sich 
augenscheinlich als Wiederge- 
burt von Henry Kissinger vor- 
kommt, führte Gespräche mit 
Präsident Hafez al-Assad in Sy- 
rien, in denen es unter anderem 
um die Frage der westlichen Gei- 
seln in Libanon ging. »Es ist für 
mich offensichtlich, daß die füh- 
renden Persönlichkeiten Syriens 
sehr daran interessiert sind, daß 
die Geiselfrage gelöst und die 


Geiseln befreit werden, und ich 
bin sicher, daß sie diese Bemü- 
hungen fortsetzen werden«, 
sagte Carter. »Es gibt keinen 
Zweifel darüber, daß die Führer 
des Iran auf die Zukunft der Gei- 
seln einen großen Einfluß ha- 
ben.« 


Der syrische Außenminister Fa- 
roug al-Shara, der Carter und 
seine Gattin Rosalyn willkom- 
men hieß, sagte, er trage sich mit 
der Absicht den Iran zu besu- 
chen, um über die Geiseln zu 
sprechen, sagte jedoch nicht 
wann. 


Carter besuchte auch Jordanien 
und berichtete dort, Präsident 
Assad habe ihn dazu bevollmäch- 
tigt zu sagen, daß Damaskus zu 
direkten syrisch-israelischen Ge- 
sprächen unter der Schirmherr- 
schaft einer internationalen Frie- 
denskonferenz bereit sei. »Ich 
glaube, dies ist eine sehr kon- 
struktive Position, und ich würde 
ihn nicht darum bitten, das zu än- 
dern«, meinte Carter. 


Carter setzte sich auch für die Bil- 
dung einer aus einer Partei statt 
aus einer Koalition bestehenden 
israelischen Regierung ein. »Mei- 
ner Beurteilung nach, wird der 
Friedensprozeß wahrscheinlich 
besser verlaufen, wenn es in der 
politischen Arena in Israel eine 
klare Definition darüber gibt, 
welche Partei an der Macht ist.« 


Carter sagte, es sei unangemes- 
sen für ihn zu sagen, ob er die Li- 
kud- oder die Arbeiter-Partei be- 
vorzuge, wenn auch Likud die 
einzige Partei sei, die solch eine 
Regierung bilden könne. DO 


Israel 


Geschichte 
einer großen 


Schenkung 


Victor Marchetti 


Von Millionen zu Milliarden, ohne Hoffnung auf Rückzahlung - das ist 
das Thema. Da die Debatte über Auslandshilfe derzeit im amerikani- 
schen Kongreß und in der breiten Öffentlichkeit der USA behandelt 
und kontrovers diskutiert wird, ist es sehr lehrreich, den Hintergrund 
der Hilfe an den einzigen, größten Empfänger von Hilfsleistungen in 
der Geschichte der Vereinigten Staaten, Israel, einmal näher unter die 


Lupe zu nehmen. 


Die Vereinigten Staaten verhal- 
ten sich seit langem Israel gegen- 
über großzügig. Die erste Zu- 
wendung wurde innerhalb von 
Stunden nach der Proklamierung 
des neuen Staates am 15. März 


1948 vom amerikanischen Kon- : 


greß gebilligt. Ein paar Tage dar- 
auf gab die Truman-Regierung Is- 
rael ein Darlehen in Höhe von 
100 Millionen Dollar und verlieh 


ihm offiziell die diplomatische 


Anerkennung. 


Die Hilfe wurde 
immer größer 


In den darauf folgenden andert- 
halb Jahrzehnten war die Ver- 
pflichtung der USA Israel gegen- 
über im wesentlichen darauf ab- 
gestimmt, die Unverletzlichkeit 
der 1948 und 1949 festgelegten 
Grenzen durch Waffenstillstands- 
Vereinbarungen mit den benach- 
barten arabischen Staaten abzusi- 
chern. Durch die ganzen fünfzi- 
ger Jahre hindurch war die ameri- 
kanische Finanzhilfe weitgehend 
Wirtschaftshilfe und in der 
Hauptsache bescheidener Natur. 


Aber in den späteren sechziger 
Jahren stimmte US-Präsident 
Lyndon Johnson größeren Erhö- 
hungen der Hilfeleistungen, der 
Erweiterung von Krediten, direk- 
ten Bewilligungen und der Ge- 
währung von Militärhilfe zu, als 
die amerikanische Regierung in 
ihren Beziehungen zu ihrem be- 
sonderen Verbündeten eine deut- 
liche Wende vollzog. 
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lar und darüber hinaus pro Jahr 
beschnitten werden könnte. 


US-Dollar haben Israels wack- 
lige Wirtschaft von Anfang an ab- 
geschirmt. Israels Wirtschaft be- 
findet sich nämlich in ernsthaften 
Schwierigkeiten, aber seine Bür- 
ger. erfreuen sich eines hohen 
Pro-Kopf-Einkommens, das 
weitgehend von amerikanischen 
und deutschen Steuerzahlern fi- 
nanziert wird. 


1989 wurde die Ausgabe von 
Schuldverschreibungen in Höhe 
von 4,8 Milliarden Dollar, die 
größte in der ganzen Geschichte 
der New Yorker Börse, in die 
Wege geleitet, um Israels überfäl- 
lige -hochverzinsliche Schulden 
gegenüber den USA zu refinan- 
zieren. Aber wegen Israels schwa- 
cher Finanzsituation war dies ein 
gewagtes Kreditrisiko, so daß die 
Vereinigten Staaten gezwungen 


| 


Als David Ben Gurion die Verwirklichung des zionistischen 
Traumes, die Gründung Israels verkündete, ahnte niemand, 
was daraus nach 40 Jahren wird. 


Die Entscheidung der Johnson- 
Regierung, weit größere ameri- 
kanische Hilfsmittel für Israel 
einzusetzen, folgte dem Krieg 
von 1967, in dessen Verlauf Israel 
das Westufer und den Gaza-Strei- 
fen überrannte und besetzte. Is- 
raels Vorgehen gegen den Palästi- 
nenseraufstand mit eiserner 
Faust - eine direkte Folge der Be- 
setzung, wenn die Dinge auch in 
20 Jahren heranreiften — hat die 
Beziehungen mit den Vereinigten 
Staaten getrübt und die Bush-Re- 
gierung hat etwas verklausuliert 
angedeutet, daß die US-Hilfe 
von derzeit drei Milliarden Dol- 


wurden, als Bürge für die Schuld- 
verschreibungen aufzutreten, 
was effektiv bedeutet, daß ameri- 
kanische Steuergelder verpfän- 
det wurden für den Fall, daß Is- 
rael seine Verpflichtungen nicht 
einhalten würde. Dies reichte 
aus, um den Verkauf der Schuld- 
verschreibungen zu garantieren 
und Israel sage und schreibe 290 
Millionen Dollar an Zinsen zu er- 
sparen, die sonst an das amerika- 
nische Finanzministerium zu zah- 
len gewesen wären. Jetzt ist die 
Schuld, dank der Großzügigkeit 
des amerikansichen Kongresses, 
effektiv getilgt. 


Von der Geburt des neuen Staa- 


tes im Jahre 1948 an bis 1990 ha- 
ben die Vereinigten Staaten Is- 
rael rund 30 Milliarden Dollar an 
Militärhilfe und fast 20 Milliar- 
den Dollar an direkter Wirt- 
schaftshilfe gewährt - also insge- 
samt 50 Milliarden Dollar. Im 
Gegensatz zu den meisten Emp- 
fängern von Auslandshilfe erhielt 
Israel mehr als 18 Milliarden Dol- 
lar an direkten Bewilligungen, 
während weitere 11,5 Milliarden 
Dollar in Form von Darlehen ge- 
währt wurden, die Israel, wie wir 
soeben‘ demonstriert haben, 
kaum jemals zurückzahlen muß. 


Ein weiteres Geschenk der USA 
war die Entscheidung des Kon- 
gresses im Jahre 1984, eine von 
Senator John Glenn einge- 
brachte Gesetzesänderung anzu- 
nehmen, mit der die USA aufge- 
fordert werden, ihre gesamte Zu- 
teilung von Wirtschaftshilfe an Is- 
rael gleich zu Beginn jedes Bun- 
dessteuerjahres auf den Weg zu 
bringen. Alle übrigen Auszahlun- 
gen von Auslandshilfe erfolgen 
vierteljährlich. Durch die Aus- 
zahlung in einem großen Paket 
an Israel fügte die Glenn-Geset- 
zesänderung den Neuschulden 
des amerikanischen Finanzmini- 
steriums weitere 66. Millionen 
Dollar pro Jahr hinzu. 


Die Amerikaner halfen 
auch mit Waffen im Krieg 


Ebenfalls im Gegensatz zu’ande- 
ren Empfängern von Auslands- 
hilfe braucht Israel nicht seine 
ganze Militärhilfe für Bestellun- 
gen bei amerikanischen Herstel- 
lern aufzuwenden; 400 Millionen 
Dollar können Israels eigener 
Rüstungsindustrie zugeteilt wer- 
den. 


Verschiedene amerikanische Prä- 
sidenten haben es auch in den 
letzten 20 Jahren zur gängigen 
Praxis gemacht, Israels einzigen 
Devisenbeschaffer — seine Rü- 
stungsindustrie — durch Vermitt- 
lung von lukrativen Militäraufträ- 
gen aufzubauen. Diese Praxis 
wurde fortgesetzt trotz Anklagen 
und Verurteilungen, die sich aus 
einem Fall von Bestechung von 
Beamten des US-Verteidigungs- 
ministeriums zur Genehmigung 
von Verträgen mit der israeli- 
schen Rüstungsfirma Mazlat Ltd. 
zur Beschaffung von unbemann- 
ten Zieldarstellungsflugzeugen 
an das amerikanische Militär er- 
geben. 


Die amerikanische Militärhilfe 
an Israel wurde Anfang der sieb- 
ziger Jahre bedeutsam, was zeit- 
lich mit der Errichtung einer ag- 
gressiven, falkenartigen Pro-Is- 
rael-Lobby in Washington und 
dem Yom-Kippur-Krieg von 1973 
übereinstimmt. Die -Nixon-Re- 
gierung war nämlich gezwungen, 
schnell zu handeln, um Israel vor 
einer Niederlage zu bewahren, 
als gemeinsame Streitkräfte 
Agyptens und Syriens versuch- 
ten, die besetzten Gebiete zu er- 
obern. Fortschrittliches amerika- 
nisches Kriegsgerät wurde zu- 
sammen mit dem Bau von zwei 
Luftstützpunkten in der Negev- 
Wüste durch das US-Army Corps 
of Engineers (Pioniere) bereitge- 
stellt. Darüber hinaus erhielt Is- 
rael kostenlos Vorräte, Baumate- 
rialien und Baugeräte, die vom 
General Accounting Office (Bun- 
desrechnungshof) wertmäßig.auf 
173 Millionen Dollar geschätzt 
wurden. 


_ Die ständige 
Belohnung der USA 
‘ für Israel 


Die USA haben ihre Hilfsleistun- 
gen tatsächlich immer nach ei- 
nem Krieg zwischen Israel und 
seinen arabischen Nachbarn hö- 
hergestuft. Nach dem Krieg von 
1967 wurde die Militärhilfe von 
sieben Millionen Dollar auf 25 
Millionen Dollar erhöht, und 
dann auf 85 Millionen Dollar im 
Jahre 1969. 1974, nach Israels 
Fast-Niederlage, wurde die Hilfe 
steil auf 2,5 Milliarden Dollar 
hochgeschraubt, eine Steigerung 
gegenüber der Zuteilung von 
-307,5 Millionen Dollar im vorher- 
gehenden Jahr um 810 Prozent. 


Nach Israels Invasion in den Lib- 
anon im Jahre 1982 wurde die Mi- 
litärhilfe auf 1,7 Milliarden Dol- 
lar und 1984 auf 1,8 Milliarden 
Dollar festgesetzt. Die USA be- 
lohnten Israel 1976 außerdem mit 
1,7 Millionen Dollar an Kriegsge- 

. rät, nachdem es mit Agypten und 
Syrien Entspannungsvereinba- 
rungen getroffen hatte. Und Prä- 
sident Jimmy Carter genehmigte 
1979 weitere vier Milliarden Dol- 
lar an Militärhilfe, nachdem Is- 
rael das Friedensabkommen von 
Camp David mit Ägypten unter- 
zeichnet hatte. 


1985, nachdem Israels Luftwaffe 
das Hauptquartier der PLO in Tu- 
nesien angegriffen hatte, geneh- 
migte der amerikanische Kon- 


greß eine zusätzliche direkte Zu- 
wendung an Wirtschaftshilfe in 
Höhe von 1,5 Milliarden Dollar. 
Seitdem wurden trotz des Auf- 
schreis über Israels Einsatz von 
Jonathan Pollard als Spion gegen 
die USA und des käuflichen Er- 
werbs von Tausenden von 
Geheimakten von ihm, Israel lu- 
krative Aufträge zugeschanzt, 
und eserhielt den größten auslän- 
dischen Anteil am amerikani- 
schen Strategic Defense Initia- 
tive (SDI)-Programm. 


Millionen für die 
Besiedlung besetzter 
Gebiete 


Im laufenden Steuerjahr erhielt 
Israel 1,2 Milliarden Dollar an 
amerikanischer Wirtschaftshilfe 
und 1,8 Milliarden Dollar an Mili- 
tärhilfe. Aber dies kaschiert an- 
dere Einkommen und Sonderver- 
günstigungen sowie die Tatsache, 
daß seit 1970 amerikanische Da- 
ten über die Entwicklung von 
zahlreichen Militäranlagen an Is- 
rael weitergegeben 
wurden, wodurch es in einigen 
Fällen in der Lage ist, die USA 
bei Waffenverträgen mit anderen 
Ländern aus dem Felde zu schla- 
gen. 


Es wurde Israel auch gestattet bei 
Verträgen der US-Agency for 
Economic Contracts in Ländern 
der Dritten Welt mitzubieten, 
und ihm wurde eine Freihandels- 
zonenvereinbarung zur Erleich- 
terung von Handelsabschlüssen, 
Befreiung der _ israelischen 
Schuldverschreibungen von be- 
stimmten Steuern sowie zusätzli- 
che Sonderzahlungen von US- 
Hilfe zugebilligt. 


Zum Beispiel zwischen 1971 und 
1990 zahlten die Vereinigten Staa- 
ten an Israel 400 Millionen Dol- 
lar zu dem ausdrücklichen 
Zweck, Einwanderer heranzu- 
locken und anzusiedeln. Ein 
Großteil des Geldes wurde je- 
doch zum Bau von jüdischen 
Siedlungen in den besetzten Ge- 
bieten abgezweigt, eine Politik 
vor der die Bush-Regierung ge- 
warnt hat und die sie nicht dulden 
will. Der Kongreß scheint jedoch 
anderer Meinung zu sein, das Re- 
präsentatenhaus hat bereits, und 
der Senat wird noch, die Zahlung 
von weiteren 400 Millionen Dol- 
lar zur Ansiedlung von sowjeti- 
schen Juden in Israel genehmi- 
gen, trotz öffentlicher Erklärun- 
gen seitens der israelischen Re- 


gierung, daß sie beabsichtigt 


diese Einwanderer in den besetz- 
ten Gebieten anzusiedeln. 


Die amerikanische Großzügig- 
keit ist auf soviele weitere Berei- 
che ausgedehnt worden, daß ein- 
mal geschätzt wurde, daß die Ge- 
samtsumme, die Israel in ver- 
schiedenen Formen von amerika- 
nischer Unterstützung erhält, 
sich zusammengefaßt auf mehr 
als zehn Milliarden Dollar pro 
Jahr beläuft. 


Keiner erwartet 
eine Rückzahlung 


Export-Import Bank-Darlehen, 
Housing Guarantee Darlehen, 
amerikanische Zuwendungen für 
Schulen und Krankenhäuser im 
Ausland und Darlehen der Com- 


modity Credit Corporation lei- 


sten der israelischen Wirtschaft 
ebenfalls beträchtliche Hilfestel- 
lung. Außerdem wurden ameri- 
kanische Firmen durch Washing- 
ton dazu ermutigt, Milliarden 
von Dollar in israelische Projekte 
zu investieren. Die amerikani- 
sche Regierung selbst gab zwi- 
schen 1966 und 1974 mehr als 481 


Millionen Dollar für Entwick-. 


lung in Israel aus. 


Geldüberweisungen an Israel 
werden jetzt auf insgesamt 6,5 
Milliarden Dollar geschätzt, 
weitgehend in Form von offiziel- 
len und privaten Bewilligungen 
und Spenden. Schätzungsweise 
2,5 Milliarden Dollar kommen 
über den Verkauf von israeli- 
schen Schuldverschreibungen, 
US-Einlagen in israelischen Ban- 
ken und direkte Investitionen in 
seine Wirtschaft sowie über ver- 


. schiedene andere Darlehen. 


Offizielle Darlehen an Israel wur- 
den 1985 eingestellt, da die USA 
es für zweckmäßiger hielten, ein- 
fach Gelder als direkte Zuwen- 
dungen bereitzustellen, wobei 
natürlich nicht einmal daran ge- 
dacht wird, daß man eine Rück- 
zahlung erwartet. 1984 erhielt Is- 
rael beinahe. 952 Millionen Dol- 
lar an amerikanischen Darlehen 
und fast 1,8 Milliarden Dollar an 
direkten Zuwendungen. 


1985 wurden die Darlehen abge- 
schafft und die Höhe der Zuwen- 
dungen wurde fast verdoppelt, 
auf 3,37 Milliarden Dollar. Die 
Geldzuwendungen stiegen 1986 
auf 3,8 Milliarden Dollar und 
wurden dann auf 3,05 Milliarden 


Dollar verringert, eine Zahl, die 
sich seither bei dem, was jetzt die 
Zuteilung an Israel ist, auf die es 
Anspruch hat, jedes Jahr wieder- 
holt hat. Die Zahlung von Gel- 
dern an Israel zu rein milıtäri- 
schen Zwecken ist ebenfalls auf 
fortlaufender Basis festgelegt 
worden, nämlich auf 1,8 Milliar- 
den Dollar seit 1986, während die 
jährliche Wirtschaftshilfe sich seit 
1987 auf 1,2 Milliarden Dollar be- 
läuft. 


Wie lange können die 
USA noch großzügig sein 


Israel ist der größte einzelne 
Empfänger von amerikanischer 
Auslandshilfe - drei Milliarden 
Dollar pro Jahr und mehr -, aber 
wenn man seine Zuteilung auf ei- 
ner Pro-Kopf-Basis betrachtet, 
dann ist diese geradezu umwer- 
fend. Jeder der 4,3 Millionen 
Einwohner erhält jährlich 628 
Dollar an direkter, offizieller 
amerikanischer Hilfe, zusätzlich 
zu den beschriebenen Vergünsti- 
gungen, die nebenbei laufen. 


Im Gegensatz dazu werden 
Agypten im Haushalt der US- 
Auslandshilfe für 1990 2,27 Mil- 
liarden zugestanden, aber das 
verblaßt natürlich im Vergleich, 
weil Agyptens 53,3 Millionen 
Menschen lediglich 43 Dollar pro 
Kopf von Uncle Sam erhalten. 


Pakistan, der an dritter Stelle ste- 
hende Empfänger von Auslands- 
hilfe, kommt sogar noch viel 
schlechter davon. Die Bevölke- 
rung von 101,5 Millionen dieses 
Landes muß sich 627 Millionen 
Dollar untereinander teilen. Da- 
bei kommt man auf sechs Dollar 
pro Kopf. 


Der Unterschied tritt noch stär- 
ker hervor, wenn die gewaltig un- 
terschiedlichen Pro-Kopf-Ein- 
kommen der obersten drei Aus- 
landshilfe-Empfänger berück- 
sichtigt werden: Israel 6210 Dol- 
lar; Agypten 760 Dollar und Pa- 
kistan 350 Dollar. 


Die amerikanischen Bemühun- 
gen zur Stützung der israelischen 
Wirtschaft haben sicher Wunder 
bewirkt - in Israel. Aber jetzt, wo 
die amerikanische Wirtschaft in 
immer größere Schwierigkeiten 
gerät, fangen viele Menschen an 
darüber nachzudenken, wie 
lange die Amerikaner sich noch 
leisten können, so großzügig zu 
sein. m 
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Revisionismus 


Cui bono — 
oder wem zu 
Nutzen? 


Charles Weber 


Laut Cicero ermahnte Gaius Longius Cassius, der 127 vor Christus 
Konsul der Römischen Republik war, Richter in Strafprozessen, die 
Frage zu untersuchen, zu wessen Vorteil eine Straftat begangen worden 
sein kann. Seine berühmte Frage, die seitdem einen Einfluß auf westli- 
che Gerichtspraxis hat, bestand nur aus zwei Wörtern: Cui bono? 


Oder: Wem zu Nutzen? 


Es ist meine Absicht in diesem 
Beitrag diese Frage zu stellen, 
um die Beweggründe einzelner 
nichtjüdischer Gruppen ver- 
ständlich zu machen, deren Ver- 
treter eine offenkundig fragwür- 
dige historische These nicht nur 
dulden, sondern wirksam propa- 
gieren. Sowohl materielle als 
auch psychologische Beweg- 
gründe sollen hier beleuchtet 
werden. 


- Wirtschaftliche und 
psychologische 
Beweggründe 


Die Ausbeutung und fortgesetzte _ 


Verbreitung des »Holocaust«- 
Materials durch jüdische und be- 
sonders zionistische Kreise ha- 
ben offensichtlich wirtschaftliche 
und psychologische 'Beweg- 
gründe, die von einer Reihe von 
Autoren schon früher dargestellt 
wurden. Aber die seltsame, wenn 
nicht anscheinend masochisti- 
sche Duldung und sogar Verbrei- 
tung des Materials durch nichtjü- 
dische Gruppen sind bislang 
noch nicht ausreichend zusam- 
mengefaßt und diskutiert wor- 
den. 


Die Beweise, die gegen die Be- 
hauptung sprechen, daß rund 
sechs Millionen Juden in Arbeits- 
und Umsiedlungslagern auf 
Grund einer allgemeinen Ver- 
nichtungspolitik seitens Deutsch- 
lands und seiner Verbündeten zur 
Kriegszeit vorsätzlich - weitge- 
hend durch Giftgas - getötet wor- 
den sein sollen, stehen jedem, 
der objektiv und aufgeschlossen 
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genug ist um wenigstens die ein- 
fachsten demographischen Da- 
ten, die in leicht zugänglichen 
Nachschlagewerken einzusehen, 
seit langem zur Verfügung. Schon 
1951 wies zum Beispiel Colonel 
John Beaty in seinem bedeutsa- 
men Büchlein »The Iron Curtain 
Over America« auf demographi- 
sche Beweise hin, die jene Be- 
hauptungen widerlegen. In jün- 
geren Jahren sind solche heraus- 
ragende Untersuchungen der 
Vernichtungsthese wie die von 
Professor Arthur R. Butz und Dr. 
Stäglich und jetzt von Professor 
Robert Faurisson der Aufmerk- 
samkeit derjenigen Leser zuemp- 
fehlen, die objektiv nach der 
Wahrheit auf diesem Gebiet for- 
schen. 


Auf Gnade und 
Barmherzigkeit 
ausgeliefert 


Die offensichtlichste Gruppe, die 
wir hier in Betracht ziehen müs- 
sen, sind die Deutschen selbst. 
Bevor wir uns mit deren derzeiti- 
gen Gefühlen und speziell denen 
ihrer jeweiligen Regierung in be- 
zug auf die Vernichtungsthese be- 
fassen, müssen wir zunächst eine 
flüchtige Analyse der Gefühle 
vornehmen, die in deutschen 
Landen 1933 und. später vor- 
herrschten, zusammen mit den 
Bedingungen die diese hervorrie- 
fen. 


1945 war Deutschland und dieje- 
nigen Personen, die zwischen 
1933 und 1945 führende Positio- 
nen in der nationalsozialistischen 


Regierung innehatten, den sieg- 
reichen und äußerst rachsüchti- 
gen Siegermächten auf Gnade 
und Barmherzigkeit ausgeliefert. 
Sie waren wegen ihrer Versor- 
gung mit lebenswichtigen Nah- 
rungsmitteln auf die Sieger ange- 
wiesen. Im Kielwasser einer 
furchtbaren militärischen Nieder- 
lage, mit niederschmetternden 
Verlusten an Blut, Gebieten und 


Vermögenswerten sahen sich 
ehemalige Mitglieder der 
NSDAP auch beträchtlichen 


Feindseligkeiten seitens der übri- 
gen deutschen Bevölkerung ge- 
genüber, obwohl sich die NS-Be- 
wegung bis kurz zuvor auf Grund 
ihrer bemerkenswerten Erfolge 
in den ersten Jahren nach ihrer 
Machtübernahme Anfang 1933 
einer großen Beliebtheit erfreut 
hatte. 


Eine Maßgabe dieser Popularität 
war die Volksabstimmung an der 
Saar am 13. Januar 1935, bei der 
etwa 90 Prozent der Saarbevölke- 
rung für die Rückkehr nach 
Deutschland und nur 8,8 Prozent 
für den Fortbestand des Status 
quo unter dem Völkerbund 
stimmten. 


Der Nationalsozialismus erfreute 
sich aber nicht nur großer Popula- 
rıtät in Deutschland selbst, son- 
dern auch in außerdeutschen 
Landen zumindest einer freundli- 


chen Bewunderung und Zustim- 


mung. Einen Hinweis auf diese 
Gefühle findet man in den 1936 in 
Berlin ausgetragenen Olympi- 
schen Spielen. Im Gegensatz zu 
dem massiven Boykott der 1980 
in der UdSSR abgehaltenen 
Olympischen Spiele gab es sicher- 
lich 1936 keinen derartigen Boy- 
kott. 


Amerikaner wollten 
keinen Krieg 


Vielleicht die bedeutsamste Re- 
aktion der Toleranz auf den Na- 
tionalsozialismus im Ausland war 
die Haltung der breiten Mehrheit 
der Amerikaner diesem gegen- 
über. Sie wollte ungeachtet trotz 
der gewaltigen Anstrengungen 
mächtiger und einflußreicher In- 
teressengruppen, die dafür wa- 
ren, nichts mit einem Krieg ge- 
gen Deutschland zu tun haben. 


Auch vom heutigen Standpunkt 
aus betrachtet, besteht sicherlich 
kein Grund, die Ergebnisse vie- 
ler privater Meinungsumfragen 
anzuzweifeln, die ergaben, daß 


etwa fünf Sechstel der amerikani- 
schen Bevölkerung sich offiziell 
nicht an dem in Europa wüten- 
den Kriegbeteiligen wollten, und 
daß sich diese Stimmung trotz 
der massiven Arbeitslosigkeit, 
die in Amerika weiter anhielt, 
und dies sogar beide Jahre 1940 
und 1941 hindurch, und trotz der 
mächtigen Kräfte, die einen for- 
mellen Eintritt in den Krieg ge- 
gen Deutschland, ein Land das 
flächenmäßig mit dem Staat Te- 
xas vergleichbar war, befürworte- 
ten, bis unmittelbar zum 7. De- 
zember 1941 ziemlich gleichblei- 
bend anhielt. 


In den Jahren 1940 und danach 
traten viele einzelne Personen in 
den besetzten Ländern freiwillig 
für die deutsche Sache ein. 
Einige von ihnen waren ziemlich 
berühmte Persönlichkeiten, wie 
der norwegische Schriftsteller 
Knut Hamsum (1859-1952), der 
1920 den Nobelpreis erhalten 
hatte. Militärpersonen, Mar- 
schall P&etain und Admiral Hor- 
thy, um. nur zwei Beispiele zu 
nennen, arbeiteten auch mit dem 
nationalsozialistischen Deutsch- 
land zusammen. 


Eine paradoxe 
Erscheinung 


Die Waffen-SS bestand zu 40 Pro- 
zent aus nichtdeutschen Freiwilli- 
gen aus allen Teilen Europas und 
außerhalb. 


Ungeachtet der - oder gerade we- 
gen der - Popularität des Natio- 
nalsozialismus in den Jahren be- 
vor sich das Kriegsglück 1942-43 
gegen die Deutsche Wehrmacht 
wandte, haben wir es heute mit 
deutschen Regierungen zu tun, 
die die Vernichtungsthese und 
das »Holocaust«-Material nicht 
nur dulden, sondern fleißig dieje- 
nigen strafrechtlich verfolgen, 
die es wagen diese Dinge in Frage 
zu stellen. 


Um diese scheinbar paradoxe Er- 
scheinung begreifen zu können, 
müssen wir die derzeitige Posi- 
tion dieser Regierungen und de- 
ren geschichtlichen Hintergrund 
verstehen. Sowohl die Bundesre- 
publik Deutschland als auch die 
Deutsche Demokratische Repu- 
blik, ihr kommunistisches Ge- 
genstück in Mitteldeutschland, 
sind Staaten, die sich aus den mi- 
litärischen Besatzungszonen ent- 
wickelt haben, die von 1945 bis 
1949 bestanden. Das östliche 


Viertel des Reiches wie es 1937 
bestand wurde Polen und der 
UdSSR einverleibt. 


Innerhalb strenger Begrenzun- 
gen und Richtlinien wurde den 
Deutschen allmählich immer grö- 

“Bere Befugnis zuerkannt, sich 
selbst zu regieren, und schließlich 
wurden 1949 die beiden Republi- 
ken gegründet. Auch wenn diese 
beiden Staaten heute eine nomi- 
nelle Souveränität genießen, so 
"bleiben sie doch im wesentlichen 

- Geschöpfe der Besatzungs- 
mächte: Der Vereinigten Staa- 
ten, Großbritanniens und Frank- 
reichs im Falle der Bundesrepu- 
blik und der UdSSR im Falle der 
DDR. 


Irgendwie parallele Entwicklun- 
gen vollzogen sich, wenn auch 
auf weit geringerer Basis, in 
Österreich, dem erst 1955 die 


- volle Souveränität zuerkannt 


wurde, und dann auch nur mit 
vielen gesetzlichen Vorbehalten 
seitens der Siegermächte. Öster- 
reich mußte zum Beispiel ver- 
‚sprechen, sich niemals wieder 
mit Deutschland zu vereinigen. 


Viele deutsche Politiker der ge- 
genwärtigen Generation begrün- 
deten und förderten ihre Karrie- 
ren, indem sie vom Nationalso- 
zialismus abrückten oder jede 
Beziehung, die sie zu ihm gehabt 
haben mögen, bestritten — wie 
zum Beispiel Kiesinger -—. Nach- 
- dem sie sich erst einmal so gebun- 
den hatten, waren sie kaum in der 
Lage, dem historischen Revisio- 
nismus gegenüber empfänglich 
oder auch nur duldsam zu sein, 
ganz gleich welche Verdienste 
oder Überzeugunskraft dieser 
auch immer haben mag. 


Eine überwältigende 
Propagande-Sintflut 


Alle drei bestehenden deütschen 
Republiken sehen sich schon aus 
wirtschaftlichen Gründen, wenn 
aus keinem anderen Grund, heik- 
len Problemen in bezug auf das 
Wohlwollen und Anerkennung 
durch andere Staaten gegenüber. 
Seit etwa 1870 ist Deutschland 
nicht mehr in der Lage ausrei- 
chend Nahrungsmittel für seine 
Bevölkerung zu erzeugen, die 
zwischen 1870 und 1941 beson- 
ders expandierte. 


Deutschland mußte daher expor- 
tieren oder verhungern, ein Um- 
stand der es mit anderen europäi- 


schen Nationen in Konflikt 
brachte, die mit ihm wegen der 
überseeischen Märkte im Wett- 
streit lagen. Das Problem wurde 
nach dem Verlust weiterer Ge- 
biete in den Jahren 1918 und 1945 
noch akuter. Ich erinnere mich 
lebhaft an die Bitte um Gnade 
mir gegenüber seitens eines ehe- 
maligen Nätionalsozialisten im 
Internierungslager Nr. 75 in 
Kornwestheim nördlich von 
Stuttgart. Er wies daraufhin, daß 
Menschen seines Volkes 30 Jahre 
lang nicht genügend zu essen hat- 
ten. 


Als Folge der überwältigenden 
Propagande-Sintflut des Zweiten 
Weltkriegs gegen das nationalisti- 
sche Deutschland wurden die be- 
stehenden deutschen Republiken 
gezwungen, sich von allem zu di- 
stanzieren, was das Deutschland 
von 1933 bis 1945 darstellte. Es 
war und ist allgemeine Politik in 
den drei deutschen Staaten, die 
Regierung, die sich von 1933 bis 
1945 - oder 1938 bis 1945 im Falle 
Österreichs - an der Macht be- 
fand, als eine ungesetzliche 
Amtsanmaßung und grobe Ab- 
weichung in der deutschen Ge- 
schichte zu brandmarken. Offi- 
ziell herrschte vor allem in der 
Bundesrepublik die Tendenz vor, 
die Weimarer Republik zu ver- 
herrlichen und sich als Rechts- 
nachfolger der Weimarer Repu- 
blik - deren Landesfarben und 
Motto sie übernahm - zu betrach- 
ten, obwohl es zwischen dieser 
und der Bundesrepublik erhebli- 
che Unterschiede gibt. 


Die Deutsche Demokratische - 


Republik auf der anderen Seite 
stellte sich als etwas ganz Neues, 
nämlich als erste deutsche Repu- 
blik der Arbeiter und Bauern dar. 


Zerstörung eines 
gesunden Nationalstolzes 


Vielleicht ist der unmittelbare 
Hauptgrund, warum die Bundes- 
republik soviel Aufhebens um die 
strafrechtliche Verfolgung ehe- 
maliger Nationalsozialisten 
macht, darin zu sehen, daß sie 
sich bemüht, sich der These einer 
Kollektivschuld zu widersetzen, 
die für die deutsche Nation als 
Ganzes nachteilig gewesen wäre. 


So stark ist die Reaktion gegen 
die besiegte NS-Regierung, daß 
sich die Bundesrepublik dabei zu 
überschlagen scheint, eine Poli- 
tik zu verfolgen, die auf alle Fälle 


genau das Gegenteil ist der 1933 
und in den darauffolgenden Jah- 
ren betriebenen, auch wenn eine 
derartige Politik das wirtschaftli- 
che, soziale und völkische Ge- 
webe in Gefahr bringt. 


Ein bemerkenswertes Beispiel 
hierfür ist die massive Assimilie- 
rung - auf wirtschaftlicher, aber 
auch auf kultureller und biologi- 
scher Basis — von »Gastarbei- 
tern« in die deutsche Bevölke- 
rung, die sich kulturell deutlich 
von Deutschen unterscheiden, 
vor allem Türken und Jugosla- 
wen. Die derzeitige sehr niedrige 
Geburtenziffer in Deutschland 
könnte sehr wohl eine Folge der 
Zerstörung eines gesunden und 
konstruktiven  Nationalstolzes 
sein. 


Sowohl im allgemeinen und im 
besonderen in bezug auf die Ver- 
nichtungsthese muß die Politik 
der Bundesrepublik auf der 
Grundlage einer psychologi- 
schen Reaktion auf die nieder- 
schmetternde militärische Nie- 
derlage ihrer Vorgänger-Regie- 
rung, die Umstände der Grün- 
dung der Bundesrepublik und die 
wirtschaftlichen Realitäten, de- 
nen sich die Bundesrepublik so- 
wohl im Inland als auch im Aus- 
land gegenübersieht, bewertet 
werden. 


Lassen wir einmal die Einstellun- 
gen gegenüber dem »Holo- 
caust«-Material, die in den drei 
bestehenden deutschen Republi- 
ken, die sich aus einem Teil des 
ehemaligen deutschen Reichsge- 
bietes entwickelt haben, vorherr- 
schen beiseite und wenden wir 
uns der Duldung und Ausbeu- 
tung des »Holocaust« durch 
Gruppen außerhalb Deutsch- 
lands zu. 


Der gute Krieg 
heiligt jede Sache 


Da die Vereinigten Staaten im 
Verlauf des Zweiten Weltkriegs 
zum führenden und stärksten 
Gegner Deutschlands wurden, 
wollen wir uns zunächst einmal 
das Verhältnis der nichtjüdischen 
Bevölkerungsgruppen in den Ver- 
einigten Staaten zum »Holo- 
caust«-Material betrachten. 


1945 standen die ungeheuren 
Schäden, die dem deutschen 
Volk und solchen hervorragen- 
den Denkmälern der europäi- 
schen Zivilisation wie Nürnberg 


und Dresden zugefügt wurden, 
vor aller Augen, auch vor denen 
der Millionen junger Amerika- 
ner, die in den amerikanischen 
Besatzungsstreitkräften gedient 
hatten. Viele amerikanische Sol- 
daten waren geneigt, sich der 
deutschen Bevölkerung gegen- 
über freundlich zu verhalten, be- 
sonders die Männer der ehemali- 
gen Südstaaten, deren nicht allzu 
entfernten Ahnen nach der Nie- 
derlage in einem Krieg, der auch 
weitgehend wegen rassischer Fra- 
gen ausgetragen wurde, ebenfalls 
eine harte Besatzung durch den 
Feind erlebt hatten. 


Andererseits kenne ich einen Ve- 
teranen des Zweiten Weltkriegs, 
der immer noch mit seinen Groß- 
taten in diesem tragischen Kon- 
flikt prahlt. Er ist Deutschen- 
feind und behauptet, bei der Ein- 
nahme von Dachau zugegen ge- 
wesen zu sein, und er liebt es die 
dort vorgefundenen Zustände ge- 
waltig zu übertreiben. Er zeigt 
immer noch stolz ein von seiner 
Division kurz nach dem Krieg 
herausgegebenes Propaganda- 
buch. Ein solcher Mann hat of- 
fensichtlich ein festbegründetes 
psychologisches Interesse daran, 
weiter an die Flut deutschfeindli- 
cher Propaganda zu glauben, in 
der er 35 Jahre lang freudig gewa- 
tet hat. Wie Friedrich Nietzsche 
in seinem »Also sprach Zarathu- 
stra« mit ironischer Genauigkeit 
bemerkte: »Der gute Krieg ist es, 
der jede Sache heiligt«. 


Die höheren Offiziere, die die 
Besatzungspolitik auf der Grund- 
lage von Befehlen und Direkti- 
ven aus Washington betrieben, 
waren von der Sympathie gegen- 
über der deutschen Bevölke- 
rung, die bei vielen Offizieren 
niedriger Dienstgrade und Mann- 
schaften, die natürlich viel en- 
gere Kontakte zum breiten Spek- 
trum der deutschen Bevölkerung 
unterhielten, vorhanden war, un- 
beeindruckt. Behauptungen, 
über von den Deutschen began- 
gene Greueltaten, waren eine 
höchst willkommene Hilfe, um 
diese Sympathie seitens der ame- 
rikanischen Soldaten zu hem- 
men, und um die deutsche Bevöl- 
kerung, die Lebensmittelratio- 
nen erhielt, die kaum über dem 
Hungerniveau lagen, psycholo- 
gisch im Zaum zu halten. 


Ich erinnere mich an einen Film, 
der überall in deutschen Kinos 
aufgeführt wurde - um 1946, 
glaube ich -, der sich mit den Be- 
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Cui Bono - 
‘oder wem zu 
Nutzen 


dingungen in deutschen Arbeits- 
und Konzentrationslagern be- 
faßte. Der deutsche Titel lautete: 
»Die Todesmühlen«. 


Die fragliche Grundlage 
der Nürnberger Prozesse 


Von einen größeren Umfang als 
die unmittelbaren Probleme der 
militärischen Besetzung waren 
die Opfer an Zeit, Blut und Ver- 
mögen, die das amerikanische 
Volk bringen mußte, um einen 
Feind zu besiegen, der in einem 
titanischen Ringen gegen den 
Bolschewismus stand, den viele 
weitsichtige Amerikaner schon 
als weit gefährlicher als das natio- 
nalsozialistische Deutschland er- 
kannt hatten. Vor Dezember 
1941 waren bittere politische 
Schlachten ausgetragen worden 
über die Frage des Eingreifens 
Amerikas in den europäischen 
Krieg, und einige Zeit nachdem 
die Feindseligkeiten vorüber wa- 
ren, brachte keine geringere Per- 
sönlichkeit als Senator Taft aus 
Ohio die Weisheit, Anständigkeit 
und den Mut auf, die rechtliche 
Grundlage der Nürnberger Pro- 
zesse in Frage zu stellen. 


Die Demokratic Party, die ihre 
Männer von 1933 bis 1953 im Prä- 
sidentenamt sitzen hatten und da- 
her die Hauptverantwortung für 
die Kriegsführung und für die 
Nachkriegsbeziehungen zur 
UdSSR trug, begrüßte jedes Mit- 
tel zur Rationalisierung und 
Rechtfertigung ihres Verhaltens 
in dieser Zeit. Die Demokraten 
nahmen darüberhinaus jede sich 
bietende Gelegenheit war, ihre 
ehemaligen Gegner in der Inter- 
ventionsfrage zu demütigen und 
in Mißkredit zu bringen,.und um 
ein Gegengewicht zu der wach- 
senden Erkenntnis seitens vieler 
Amerikaner zu schaffen, daß mit 
der Führung dieses Krieges 
schreckliche und grundlose Feh- 
ler begangen wurden, die nun so 
ernsthafte Probleme aufwarfen 
wie die Berliner Blockade und 
die Beherrschung Osteuropas 
durch die Bolschewisten. 


Es ist in gewissen Kreisen immer 
noch üblich, die damals neuge- 
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wonnene. Erkenntnis, daß man 
schwere Fehler begangen hatte 


‚und den Zorn der breiten Masse 


des amerikanischen Volkes ab- 
wertend als »McCarthyismus« zu 
bezeichnen. In Wirklichkeit war 
das, was wir unter dem Begriff 
McCarthyismus subsummieren 
der durchaus verständliche Ar- 
ger über die Roosevelt- und Tru- 
man-Regierungen wegen deren 
naiven, wenn nicht verbreche- 
risch unverantwortlichen Förde- 
rung der bolschewistischen 
Ziele. Viele Gegner des soge- 
nannten McCarthyismus betrach- 
ten das »Holocaust«-Material 
weiterhin als politische Waffe 
und Mittel zur Rechtfertigung 
des Verhaltens der Demokratic 
Party in jenen Jahren. 


Der Einfluß 
der Medien 


Sogar heute, mehr als vier Jahr- 
zehnte nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges, beobachten wir im- 
mer noch mit Befremden, die 
Versammlung von oberflächli- 
chen und denkfaulen Menschen 
in sogenannten »Holocaust«-Se- 
minaren, die von jüdischen Orga- 
nisationen in vielen Städten der 
Vereinigten Staaten, oft auf Uni- 
versitätsgeländen, organisiert 
werden. Ein Großteil der Zuhö- 
rer.besteht aus Nichtjuden, die 
offenbar die Notwendigkeit ver- 
spüren, sich das Wohlwollen von 
Juden und Zionisten zu ergattern 
und- in einigen Fällen - glauben, 
das Verhalten der Democratic 
Party während des Krieges auf 
eine Basis der Vernunft stellen zu 
müssen. 


Als Folge des großen jüdischen 
beziehungsweise zionistischen 
Einflusses in den amerikanischen 
Medien, vor allem im Fernsehen, 
wagen es typische politische Figu- 
ren nicht, die gängigen Informa- 
tionen über den »Holocaust« in 
Frage zu stellen oder wenigstens 
offen zu diskutieren, obwohl vie- 
len von ihnen die Gründe, deren 
Glaubwürdigkeit zu bezweifeln, 
zweifellos bekannt sind. Die Pro- 
pagierung des »Holocaust«-Ma- 
terials war. so wirksam und ein- 
dringlich, daß nur wenigen er- 
wachsenen Amerikanern die Be- 
hauptung nicht bekannt ist, daß 
während des Zweiten Weltkriegs 
sechs Millionen Juden in deut- 
schen Konzentrationslagern und 
Arbeitslagern ermordet wurden, 
aber es ist zweifelhaft, ob auch 
nur ein Prozent der amerikani- 


schen Bevölkerung in der Lage 
wäre, den Begriff »Operation 


Keelhaul« zu erklären, obwohler _ 


sich auf eine der schändlichsten 
und bedauernswertesten Episo- 
den der amerikanischen Ge- 
schichte bezieht. 


Wenn auch nur drei Prozent der 
amerikanischen Bevölkerung jü- 
‚discher Abstammung sind, so hat 
dieser Anteil einen politischen 
Einfluß, der in gar keinem Ver- 
hältnis zu der Anzahl der jüdi- 
schen Mitbürger steht. Der Be- 
griff »Holocaust« ist tief in dem 
Gewebe des politischen Lebens 
in Amerika verflochten. 


Englands Konkurrent 
war Deutschland 


Schauen wir einmal kurz nach 
England, das am 3. September 
den schwerwiegenden Schritt un- 
ternahm, Deutschland den Kreig 
zu erklären und somit seine 
ganze Existenz auf die Nieder- 
lage des Deutschen Reiches 
setzte. Es kann heute wenig 
Zweifel darüber bestehen, daß 
dieser Schritt kaum durch eine 
idealistische Besorgnis um das 
Weiterbestehen. des polnischen 
Staates, einer nationalistischen 
Diktatur, die kaum milder und 
weniger feindselig gegenüber ih- 
rem großen jüdischen Bevölke- 
rungsanteil war als Deutschland, 
begründet war. 

Zwei Wochen nach Beginn des 
Einmarsches der Deutschen 
Wehrmacht in Danzig und West- 
polen begann die UdSSR ihre Be- 
setzung Ostpolen gegen einigen 
Widerstand seitens der Polen. 
England und sein weniger begei- 
steter Waffengefährte Frankreich 
erhoben kaum einen Muckser 
des Protestes, ganz zu schweigen 
von einer Kriegserklärung gegen 
den zweiten Invasoren Polens. 
Die englischen Probleme mit der 
Besetzung Deutschlands im 
Jahre 1945 und danach hatten in 
gewisser Hinsicht eine ver- 
schwommene ‚Ähnlichkeit mit 
denen der Vereinigten Staaten. 
Aber wir müssen auch im Auge 
behalten, daß England ein lang- 
jähriger Wettbewerber um über- 
seeische Märkte war. Jetzt war 
England in einer Lage, die esihm 
ermöglichte eine bedeutende 
Rolle dabei zu spielen, deutsche 
Güter mindestens für ein paar 
Jahre aus den internationalen 
Handelskanälen der Welt heraus- 
zuhalten. Die Lähmung der deut- 
schen Industrieproduktion 


konnte durch eine Geldpolitik 
aufrechterhalten werden, die. 
England mithalf, Deutschland 
aufzuerlegen, wie zum. Beispiel 
der fortgesetzte, erzwungene 
Umlauf der alten Reichsbankno- 
ten, der erst im Juni 1948 beendet 
wurde. 


Viele der bedeutendsten Fabri- 
ken in der britischen Besatzungs- 
zone wurden demontiert und die 
Maschinen zum Teil nach Ruß- 
land geschickt, so grotesk sich 
das auch heute anhören mag. 
England hatte starke wirtschaftli- 
che Beweggründe, seinen alten 
kommerziellen und industriellen 
Rivalen psychologisch in Verruf 
zu bringen, und diese Beweg- 
gründe wurden sicherlich durch 
die fortwährende Flut der 
Haßpropaganda gegen das am 
Boden liegende Deutschland, 
einschließlich natürlich des »Ho- 
locaust«-Materials unterstützt. 


Zur Erleichterung des 
englischen Gewissens 


England hatte sich auch äußerst 
stark an der fast karthagoani- 
schen Vernichtung der deutschen 
Städte während des langen Zeit- : 
raums nach der Verkündung der 
Politik der bedingungslosen Ka- 
pitulation - durch Roosevelt und 
Churchill in Casablanca -biszum 
Ende des Krieges, also etwa zwei- 
einhalb Jahre lang, beteiligt. Ob- 
wohl dem Bombenschaden, den 
England während des Zweiten 
Weltkriegs hinnehmen mußte - 
zum Beispiel Coventry -, in der 
Publizität stets ein sehr breiter 
Platz eingeräumt wurde, war die- 
ser nur ein sehr kleiner Bruchteil 
dessen, was Deutschland erlei- 
den mußte. Wenn die Engländer 
irgendwelche Schuldgefühle we- 
gen der Zerstörung der deut- 
schen Städte und wegen der Tö- 
tung von Hunderttausenden von 
Zivilpersonen in deren Verlauf in 
einem echten Holocaust gehegt 
hätten, was konnte dann besser 
dazu geeignet sein ihr Gewissen 
zu erleichtern, als die Berichte 
über den angeblichen »Holo- 
caust«? 


Wir wollen zum Schluß eine 
Reihe von Staaten betrachten, 
die das »Holocaust«-Material auf 


‚höchst energische Weise ausge- 


beutet haben, nämlich die 
UdSSR und ihre Vasallenstaaten 
in Osteuropa. Wie wir noch sehen 
werden, hatten die kommunisti- 
schen Länder zwingende Gründe 


Y 


Eine Wohltat 
für strapazierte 
Fuße und Beine... 


gesund für den ganzen Körper 


Meinen Füßen geht es gut... 
Mit’den neuen seit ich das neue 


PEDIFORM?® wurde @ ® 
praktischer Nutzen 
mit einem überzeu- 
genden Behandlungs- j 

erfolg und einfache verw ende 
komfortable Hand- a BR ; i : 
habung optimal > | 
zusammengefügt. 


Mit PEDIFORM® erwer 
ben Sie ein neues, ideale 
Gerät zur Pflege und 
Behandlung von Fuß- und 
Nagelproblemen. 


Das leistungsstarke Gerä! 
kann entweder über 220V ;; 
Netzstrom, aber auch 
unabhängig über den inte 
grierten Akku betrieben 
werden. Mit dem Akku 
sind Sie also jederzeit auch 
netzunabhängig und somit 
mobil, beispielsweise im 
Badezimmer, Balkon, 
Terrasse oder anderswo. 
Zwei Leistungsstufen ste- 
hen zur Verfügung. . 


Die 80 cm lange Kabelwelle erlaubt ein einfaches Hantieren mit den Schleifkörpern. Die Kabel- 
welle ist außerdem mit einem speziellen Knickschutz versehen. Alle Zubehör-Schleifkörper und 
die Kabelwelle können praktisch in den Röhren des Gehäuses verstaut werden und mit einem 
Staub- bzw. Transportdeckel abgedeckt werden. 

Fordern Sie dieses praktische Qualitätsgerät für nur 198,— DM deshalb mit 
untenstehendem Coupon an und freuen Sie sich fortan über gepflegte, 
gesunde Füße! 


Mit dem Fußfit FB 2000 können Sie Körper und Füße 
in einem leicht vibrierenden Massagebad erholen las- 
sen. Sie bestimmen selbst, mit welcher Wassertempe- 


N ratur dieses durchgeführt wird. Die sehr angenehme 

R m L m Pr ist die ideale Fußmassage entstaut Füße, Beine und den ganzen 
re th = Körper! 

ein eci ın Nahrungsergänzung Dadurch ist man entspannt, schläft besser und hat 

Stern-Lecithin ist Ihnen aus Stern-Lecithin in der täglichen auch eine bessere Verdauung! Dieses liegt daran, daß 

früheren Ausgaben der Ernährung nicht fehlen. ie ee en en en ae 

Een en — ein überraschend einfacher Weg zur Beeinflus- 

„Gesunden Medizin“ bekannt. Schon 5-7 g decken den Tages- sung der inneren Organe und: des Stoffwechsels. 


bedarf eines erwachsenen Menschen. Besonders jetzt im Sommer durch die Möglichkeit des 
Wasserbades sehr effektiv! 

Gehen auch Sie diesen einfachen und wirk- 
samen Weg! Das Fußfit FB 2000 erhalten 
Sie für nur 98,— DM mit untenstehendem 


Coupon! 


Die enorme Wirksamkeit dieses 
98 % - Granulates wurde und : : 
wird immer wieder bestätigt. Fordern Sie daher mit HIER: 

A stehendem Coupon an: 
Vor allem als Stabilisator für - 200 g DM 23,90 
das Gedächtnis und das Konzen- 400 g DM 39,80 
trationsvermögen sollte 1000 g Sonderpreis DM 76,90 


auch ich möchte die Vorteile Ihrer Angebote 
J 4 in Anspruch nehmen und bestelle daher zur so- 
fortigen Lieferung: 


NORREN Stück Wasserfilter Selector. 


In unserem Leitungswasser werden immer höhere Neuer Wa sserfilter 


Schadstoffkonzentrationen festgestellt. 


Durch einen handlichen, kostengünstigen Wasser- schafft bessere 


filter kommt man jetzt diesen Schadstoffen bei. En ; i 

Der 21 cm hohe, 1,8 Liter fassende tragbare Was- Trinkwasser-Qualität Be == ! ea ” & a 
. serfilter Selector de Luxe befreit Leitungswasser now tück Kartuschen-Vorratspackung 

hohem Maße von Chlor, Carbonathärte, organi- für den Wasserfilter . je DM 69,80 

schen Verunreinigungen und Schwermetallionen. Üspper 2 | ...... Stück Fußfit-Massagebad je DM 98,00 

Entscheidend ist, daß dabei lebenswichtige Minera- r Stück pediform Maniküre- und 

lien und Spurenelementeerhaten beten. oe 2 ee u —” Pediküregerät je DM 198,00 

Der neue Wasserfilter-Selector verbessert das ’ 


FE Gramm Stern-Lecithin 98 % DM 
Zahlungsweise: " 

D auf Rechnung, ca. 6,00 DM Versandspesen 
DO] per Nachnahme, ohne Versandspesen 

D Ich habe einen Scheck beigefügt 


Trinkwasser und verschafft Haushaltsmaschi- 
nen ein längeres Leben. Durch einen paten- 
tierten Drehmechanismus erkennt man, wann 
die Filterkartusche gewechselt werden muß. 
Die günstige Kartuschenvorratspackung spart 
dann noch einmal bares Geld. 


(1 Kartusche kostet DM 6,95, 
die 12er Packung nur DM 69,80) 


Jede Kartusche filtert etwa 60 - 100 Liter (je 


nach Qualität des Wassers) und deckt den EEE TE a a 
Monatsbedarf eines 4-Personen-Haushaltes. 


Verbessern deshalb auch Sie Ihr Trinkwasser een | TLZ Wohnort Ir 


und fordern Sie den „Selector‘‘ mit nebenste- Einsenden an: 
hendem Coupon noch heute an. PESSEEn se VITAL-Versand Tien GmbH, Bentheimer Str. 11/1, 
...der erste mit DREHINDIKATOR 4460 Nordhorn, Tel. 059 21 - 4074 


Vorname Name 


Revisionismus 
Cui Bono — 


oder wem zu 
Nutzen 


dafür, dieses Material zu propa- 
gieren. 


Das Verhalten der 
: Sowjets weckte Angste 


Zunächst stehen wir jedoch der 
Frage gegenüber, zu welchem 
Ausmaß wir es in diesem Falle 
mit einer nichtjüdischen Grup- 
pierung zu tun haben. Es kann 
wenig Zweifel darüber bestehen, 
daß die Regierung der UdSSR in 
ihren Anfangsjahren weitgehend 
aus Juden bestand. Es gibt sogar 
eine umfangreiche Literatur über 
diese Frage und sogar Winston 
Churchill, der gerissene politi- 
sche Opportunist par excellence, 
machte 1920 seine eigenen Beob- 
achtungen über die jüdische Zu- 
sammensetzung der sowjetischen 
Regierung. 

Den Mittelklassen Westeuropas 
war die ethnische Realität des 
Bolschewismus und dessen Bru- 
talität in der Praxis sehr wohl be- 
kannt. Dieser Umstand verur- 
sachte vielleicht in stärkerem 
Maße als eine Reihe anderer Fak- 
toren die Feindschaft gegenüber 
den Juden, die in der Zeit zwi- 
schen den beiden Weltkriegen in 
so vielen Ländern westlich der 
Sowjetunion vorherrschte. Sogar 
im eigenen Hinterhof der Sowjet- 
union hinterließ die kurzlebige 
Regierung von Bela Kun (1919) 
auf die Mittelklassen in den west- 
europäischen Ländern : einen 
ziemlich abstoßenden Eindruck. 


Wie auch die Dinge liegen, lassen 
sie mich einmal die Beweggründe 
unter die Lupe nehmen, die die 
UdSSR und ihre Nachkriegs-Va- 
sallen hatten, um in ihrer Propa- 
ganda nach 1945 den »Holo- 
caust« und ähnliche Stories be- 
sonders hervorzuheben. 


Das Verhalten der UdSSR in den 
letzten Jahrzehnten nach außen 
hin hat in den Herzen der anstän- 
digen, erfolgreichen Menschen 
überall in der Welt gewisse Ang- 
ste erweckt. Vor dem deutschen 
Einmarsch in Rußland im Juni 
1941 hatte die UdSSR durch Ge- 


walt oder Drohungen große Ge- 


biete Osteuropas an sich geris- 


ss [SODE 


sen, eine Tatsache, an die man 
sich im allgemeinen heute nicht 
mehr erinnert. 


Vom Norden nach Süden herun- 
ter betrachten wir zunächst ein- 
mal den Krieg, den die UdSSR 
gegen Finnland führte. Die Fin- 
nen schlugen im Winter 1939- 
1940 tapfer zurück und gewannen 
die Sympathie der Welt, wurden 
aber schließlich gezwungen nach- 
zugeben und schmerzhafte terri- 
toriale Zugeständnisse zu ma- 
chen. 


Die UdSSR annektierte 1940 die 
drei baltischen Republiken Est- 
land, Lettland und Litauen, den 
östlichen Teil Polens im Septem- 
ber 1939 und einen bedeutenden 
Teil Ostrumäniens im Jahre 1940. 


Die Behandlung der Bevölkerun- 
gen in diesen Ländern, vor allem 
in den baltischen Staaten mit ih- 
ren deutschen Minderheiten, war 
zweifellos ein bedeutender Fak- 
tor bei Hitlers Entscheidung, in 


Rußland einzumarschieren, ab-_ 


gesehen von dem erschrecken- 
den Aufbau des Waffenarsenals, 
vor allem der Panzerwaffe, die im 
wesentlichen einen offensiven 
Charakter hat, durch die So- 
wjets. 


Haß gegen ein 
brutales Regime 


Trotz der gewaltigen zahlenmäßi- 
gen Überlegenheit der UdSSR 
hinsichtlich ihrer landesweiten 
Bevölkerung und der Anzahl von 
Panzern, über die sie zu Beginn 
des Krieges verfügte, konnten 
die deutschen Streitkräfte soweit 
nach Rußland eindringen - über 
die baltischen Staaten und Polen 
hinaus -, daß seine beiden größ- 
ten Städte, Sankt Petersburg - 
kommunistischer Name: Lenin- 
grad- und Moskau innerhalb we- 
niger Monate bedroht wurden. 
Nach Süden hin wurden weite 
Teile der landwirtschaftlich be- 
deutsamen Ukraine besetzt. 


Zweifellos war diese Katastrophe 
für die Bolschewisten größten- 
teils auf den Haß zurückzuführen 
gegen das brutale Regime, unter 
dem massive Tyrannei, Hungers- 
nöte, Stagnation der Industrie 
und Unterdrückung von Minder- 
heiten an der Tagesordnung wa- 
ren. Es mußte den sowjetischen 
Führern einleuchten, welche 
Schwäche ihrem Regime inne- 
wohnte und wie nahe sie an der 


Niederlage vorbeigeglitten sind, 
obwohl der Krieg seiner inneren 
Natur eigentlich ein Kampf Da- 
vid gegen Goliath war. 


Spätestens 1943 wandte sich das 
Blatt, weitgehend als Folge der 
moralischen und materiellen Un- 
terstützung der Sowjetunion von 
außerhalb, vor allem durch die 
Vereinigten Staaten. 


Der Holocaust wurde 
ein Teil der Politik 


Das Frühjahr 1945 brachte die 
endgültige Niederlage der zah- 
lenmäßig weit unterlegenen deut- 
schen Streitkräfte, und 1948 be- 
herrschte das neue Sowjetreich 
fast die Hälfte Europas - außer 
Skandinavien -, wie es 1938 west- 
lich der sowjetischen Grenzen be- 
standen hatte, einschließlich ge- 
nau die Hälfte Deutschlands in 
seinen Grenzen von 1937. 


In der Zeit von Juni 1948 bis Mai 
1949 war die ganze Welt erstaunt 
und ernüchtert über das heraus- 
fordernde Auftreten des neuen 
Sowjetreichs bei seiner Blockade 
Berlins. 1949 war die Welt. er- 
schreckt über die Erkenntnis, 
daß die Herren des Sowjetreichs 
jetzt über Atombomben verfüg- 
ten, nachdem sie von einer Reihe 
von Spionen auf dem Gebiet un- 
terstützt worden waren, von de- 
nen fast alle jüdischer Abstam- 
mung waren und von denen zwei 
1953 nach einem langen Prozeß 
hingerichtet wurden. 


Auf Grund einer Reihe von Fak- 
toren, aber speziell als Folge der 
Leichtgläubigkeit, der Unkennt- 
nis in politischen Dingen, und so- 
gar des Verrats seitens Mitglieder 
der Roosevelt- und Truman-Re- 
gierungen wurde die Sowjet- 
union aus dem Nichts heraus zu 
einer Position gewaltiger Macht 
und Sicherheit erhoben. 
Ungeachtet dessen haben sich 
trotz des ausgeklügelten Appa- 
rats zur Unterdrückung der Be- 
völkerungen in den besetzten 
Ländern und Vasallenstaaten, 
der umfangreichen Verschlep- 
pungen und dergleichen, eine 
Reihe von revolutionären Bewe- 
gungen gegen die Unterdrücker 
gebildet, eine Entwicklung, die 
in der sehr bedeutsamen Ungari- 
schen Revolution von 1956, die 
sogar in der Niederlage gewaltige 
psychologische und politische 
Rückwirkungen hatte, ihren er- 
sten Höhepunkt fand. 


Geschickte und energische Pro- 
pagandabemühungen seitens der 
sowjetischen Herrscher waren 
zweifellos ein bedeutsamer Fak- 
tor beim Aufstieg der Sowjet- 
union, der von einem Tiefstand 
ihres Geschicks aus im Jahre 1943 
begann. Das »Holocaust«-Mate- 
rial erwies sich wegen einer 
Reihe von Zielsetzungen für die 
Sowjetunion als ganz besonders 
wertvoll. 


Es war bestimmt nicht ohne Ab- 
sicht, daß Gedenkstätten an den 
angeblichen »Holocaust« überall 
in der Sowjetunion, wie Pilze aus 
dem Boden schossen, und daß 
die Standorte ehemaliger Kon- 
zentrations- und Arbeitslager, in 
denen in den letzten Kriegsjah- 
ren eine große Anzahl von Juden 
interniert war, so übernommen 
und abgeändert wurden, daß die 
»Holocaust«-Behauptungen zu- 
mindest für den oberflächlichen 
Betrachter plausibler wurden. 
Sogar die über einen langen Zeit- - 
raum hinweg von den Vasallen- 
staaten ausgegebenen Briefmar- 
ken hielten den »Holocaust« pu- 
blizistisch am Leben. 

Das »Holocaust«-Material hat 
sich halt als nützliches zusätzli- 
ches Element einer Reihe von an- 
deren sowjetischen Propaganda- 
bemühungen erwiesen, so auch 
bei den Nürnberger »Prozessen« 
und bei der Auslöschung zahlrei- 
cher Verbrechen der Sowjetunion 
gegen andere Völker, darunter 
das Massaker von Katyn. 
Vergleichsweise sind die unge- 
heuren Leiden von Nichtjuden 
kaum bekannt und kommen in 
den bekannten Werken und Ge- 
schichtsbüchern der Vereinigten 
Staaten praktisch nicht vor. Wir 
brauchen nur an die Aushunge- 
rung ukrainischer Bauern An- 
fang der dreißiger Jahre, an die 
umfangreichen Deportationen 
von ganzen Bevölkerungsteilen 
aus den baltischen Staaten und 
an die zum Himmel schreiende 


‚Zahl der Todesfälle von Deut- 


schen bei deren Vertreibung aus 
den ostdeutschen Gebieten in 
der Zeit von 1945 bis 1946 zu den- 
ken. Dabei kamen schätzungs- 
weise 2.000.000 deutsche Men- 
schen um oder wurden auf brutal- 
ste Weise niedergemetzelt. DI 


Der vorstehende Beitrag wurde 
zum ersten Mal in englischer 
Sprache in der Zeitschrift »The 
Journal« des Instituts for Histori- 
cal Review, P. ©. Box 1306, Tor- 
rance, Kalifornien 90505, USA, 
veröffentlicht. 


Baltische Staaten 


Wahrheit über 
den Hitler- 
Stalin-Pakt - 


Fritz Becker 


Seit 1989 wird durch deutsche wie nichtdeutsche Medien, Politiker und 
Diplomaten in verstärkter Weise der Versuch unternommen, in der 
Weltöffentlichkeit den Eindruck zu erwecken, als habe das kriegsunter- 
legene Deutsche Reich die sowjetische Annektion der baltischen Staa- 
ten Litauen, Estland und Lettland mit der Regierung der UdSSR im 
Jahre 1939 abgesprochen und vereinbart. Da dies keineswegs der Wahr- 
heit entspricht, ist die folgende Richtigstellung geboten und veranlaßt. 


In den geheimen Zusatzprotokol- 
len vom 23. August 1939 bezie- 
hungsweise vom 28. September 
1939 als Anlagen zum Nichtan- 
griffspakt zwischen dem Deut- 
schen Reich und der Union der 
sozialistischen Sowjet-Republi- 
ken und zum Grenz- und Freund- 
schaftsvertrag vom .28. Septem- 
ber 1939 zwischen dem Deut- 
schen Reich und der UdSSR sind 
keine Abmachungen oder Verein- 
barungen dahin getroffen wor- 
den, daß die Reichsregierung den 
durch die sowjetische Regierung 
dann im Folgejahr 1940 durchge- 
führten Annektionen der drei 
baltischen Staaten zugestimmt 
oder sie mitgeplant hätte. 


Der Wortlaut entlastet 
die Deutschen 


Namentlich in dem geheimen Zu- 
satzprotokoll vom 23. August 
1939 ist zwischen dem Deutschen 
Reich und der Sowjet-Union eine 
ab der Nordgrenze Litauens ver- 
laufende Interessenlinien mar- 
kiert worden, die im wesentli- 
chen den Sicherheitswünschen 
der UdSSR folgte. Sie besagte 
nichts anderes, als daß das Deut- 
sche Reich in diesen Staaten und 
Gebieten keine Außenpolitik ver- 
folgen würde, die die Sicherheits- 
und Interessenlage der UdSSR 
gefährden oder beschädigen 
würde. 


Der genaue Wortlaut des 
Geheimabkommens entlastet 
das Deutsche Reich eindeutig; 
denn der entscheidende Satz lau- 


tet: »Für den Fall einer territo- 
rial-politischen Umgestaltung in 
den zu den baltischen Staaten 
(Finnland, Estland, Lettland, Li- 
tauen) gehörenden Gebieten bil- 


det die nördliche Grenze Litau- _ 


ens zugleich die Grenze der Inter- 
essensphären Deutschland und 
der UdSSR.<« Sonst nichts. 


Umsomehr war die Reichsregie- 
rung und namentlich das Auswär- 
tige Amt Berlin überrascht, als 
die UdSSR nach anfänglich vor- 
getäuschten Pacht-Stützpunkt- 
Vereinbarungen mit den drei bal- 
tischen Staaten Litauen, Estland 
und Lettland 1940 während des 
Frankreich-Feldzuges nach kur- 
zen, scharf formulierten Ultima- 
ten an die drei baltischen Staaten 
diese unter brutalsten Begleit- 
umständen gewaltsam annek- 
tierte. Die Molotow-Note vom 


. 11. August 1940 an die Reichsre- 


gierung bestätigt im Grunde den 
sowjetischen Gewaltakt. 


Außenpolitische 


Desinformation 


Den drei westlichen Botschaften 
der Kriegssiegermächte und de- 
ren Regierungen als Verwah- 
rungsmächten der erbeuteten 
deutschen Staatsakten sind diese 
geschichtlichen Tatsachen natür- 
lich bekannt. Gleichwohl ver- 
schweigen sie die erwiesene Al- 
leinschuld der UdSSR an der ge- 
waltsamen Annektion der drei 
baltischen Staaten, um in der 
Weltöffentlichkeit den wahrheits- 
widrigen Eindruck zu erwecken, 


das kriegsunterlegene Deutsche 
Reich sei an Annektion und Ver- 
sklavung dieser baltischen Staa- 
ten mitschuldig. 


Durch diese außenpolitische 
Desinformations-Politik wollen 
die Kriegssiegermächte des We- 
stens einmal ihre jetzt offenkun- 
dig werdende undemokratische 
Verstrickung in die Völkerrechts- 
delikte der Stalin-Diktatur über- 
decken. Zum anderen wollen sie 
— besonders bei umerzogenen, 
uninformierten deutschsprachi- 
gen Politikern und bei schlecht 
ausgebildeten deutschen Journa- 
listen — eine Schuldpsychose er- 
zeugen, um so deutschen Wider- 
spruch bei der erpresserischen 
Durchsetzung einer Anerken- 
nung der interalliierten Demar- 
kationslinie zwischen Deutsch- 
land und Polen ersticken zu kön- 
nen. 


Wie aus dem  Citissime-Tele- 
gramm Nr. 185 des Auswärtigen 
Amtes Berlin vom 18. August 
1939 an die Deutsche Botschaft 
in Moskau hervorgeht, hatte die 
Reichsregierung auf sowjeti- 
schen Wunsch und sowjetische: 
Anfrage sogar eine Garantierung 


‘der drei baltischen Staaten zuge- 


stimmt, zumal die Reichsregie- 
rung fremdsprachiges Territo- 
rium nie zu erwerben suchte. 


Erst hinterher ist klar geworden, 
daß die Reichsregierung durch 
die Stalin-Molotow-Administra- 
tion über deren wirkliche, jedoch 
verheimlichte (Annektions)-Ab- 
sichten getäuscht worden ist. 


Wie stark sich alle vier Kriegssie- 


germächte mit ihrer außenpoliti- 
schen Desinformations-Politik in 
unauflösliche Widersprüche ver- 
wickeln und sich dabei sogar 
selbst widerlegen, zeigt eine Mel- 
dung des ARD-Video-Computer- 
Textes in der Woche vom 26. bis 
31. März 1990. Da wurde nämlich 
berichtet, daß der sowjetische 
Staatspräsident und Parteichef 
Michail Gorbatschow die Unab- 
hängigkeitsbeschlüsse der litaui- 
schen Regierung und des litaui- 
schen Parlaments mit der Be- 
hauptung zurückgewiesen habe, 
der Staat Litauen sei 1940 dem 
Staatsverbund der UdSSR frei- 
willig beigetreten. Nicht nur, daß 
Gorbatschow damit nachträglich 
stalinistische Völkerrechtsdelikte 
legalisieren wollte, brachte er da- 
mit auch — wohl ungewollt dank 
seiner »Berater« - zum Aus- 
druck, daß die baltischen Staaten 


eben nicht durch deutsche Mit- 
wirkung annektiert worden sind. 


Die Rolle von 
Churchill und Eden 


Wahr hingegen ist, daß die briti- 
sche Churchill-Eden-Regierung 
in einem durch sie und die Regie- 
rung der UdSSR, und zwar durch 
Außenminister Eden und Außen- 
kommissar Molotow unterzeich- 
neten britisch-sowjetischen 
Bündnispakt vom 26. Mai 1942 
samt dazu gehörigem Zusatzpro- 
tokoll alle osteuropäischen Staa- 
ten von Finnland bis Jugoslawien 
einschließlich Ost- und Mittel- 
deutschland (unter jeweils wort- 
wörtlicher Aufzählung) der poli- 
tischen sowie militärischen Kon- 
trolle und Verwaltung der So- 
wjet-Union unterworfen hat, wie 
es ab 8. Mai 1945 dann auch tat- 
sächlich gehandhabt worden ist. 
Damit ist Englands grundle- 
gende Mitschuld am beklagens- 
werten Schicksal der Völker des 
Baltikums und Osteuropas vor al- 
ler Welt in unbestreitbarer Weise 
offengelegt. 


Die jetzt in Mitteldeutschland 
aufgefundenen Massengräber so- 
wjetisch-stalinistischer Vernich- 
tungslager belegen in grausiger 
Weise die britische Mitschuld. 


Verschwiegen und vertuscht wird 
durch die vier Kriegssieger- 
mächte auch, daß die deutsche 
Wehrmacht am 22. Juni 1941 ei- 
nem groß angelegten militäri- 
schen Offensivplan Stalins gegen 
das Deutsche Reich unter dem 
Decknamen »Gewitter« nur um 
etwa zehn Tage zuvorkam. Im 
Zuge dieser Präventivwehr wur- 
den die baltischen Staaten durch 
deutsche Soldaten vorüberge- 
hend befreit. Die deutsche Besat- 
zungsmacht sorgte für die Wie- 
dereinrichtung litauischer 
Grundbuchämter und gab den 
Balten ihren, ihnen durch Stalin 
enteigneten Besitz, zurück. 
Nicht Hitler-Ribbentrop, son- 
dern ausschließlich Churchill- 
Eden haben mit ihrem Bündnis- 
vertrag und Geheimprotokoll 
vom 26. Mai 1942 die baltischen 
Staaten und Völker dem bolsche- 
wistischen Rußland ausgeliefert. 


Revisionismus 


Ein Leben für 
Holland und 


Europa 


Florence Rost van Tonningen 


Was hat es für einen Sinn, über die Vergangenheit zu sprechen? Warum 
sollte Florence Rost van Tonningen die Weltanschauung ihres verstor- 
benen Ehemannes darstellen, der Nationalsozialist war? Liegt über- 
haupt irgendein Sinn darin, im liberalen demokratischen Zeitalter, in 
dem wir leben, über solche Dinge zu berichten? Die Antwort lautet, 
daß dies ganz gewiß der Fall ist, denn nur durch Aufgeschlossenheit ge- 
genüber der Vergangenheit können wir den Weg zur Zukunft verste- 
hen. Das Wissen über die Geschichte begleitet uns auf diesem Weg. 


Mein Mann, Meinhoud Marius 
Rost van Tonningen, wurde am 
19. Februar 1894 in Surabaja, 
Niederländisch-Ostindien, in ei- 
ner hoch angesehenen holländi- 
schen Familie geboren, von der 
viele Angehörige Stellungen von 
großer nationaler Bedeutung in- 
negehabt hatten. Mein Mann 
würde als Patriot erzogen, und im 
Alter von 15 Jahren entschied er 
sich für eine militärische Lauf- 
bahn. 


Die Weltsicht 
eines Rates 


Sein Vater hatte ebenfalls diesen 
Weg gewählt und war mehr als 
einmal für seine treuen soldati- 
schen Dienste ausgezeichnet wor- 
den. Auf dem Höhepunkt seiner 
Laufbahn wurde der Vater mei- 
nes Mannes zum Oberkomman- 
deur der Königlich-Niederländi- 
schen Armee in den östlichen Ko- 
lonien, das heißt für den Bereich, 
der jetzt als Indonesien bekannt 
ist, ernannt. Er führte die drei be- 
rühmten Expeditionen Balo, 
Lombok und Atjeh an, wofür er 
zum Generaladjutanten der Kö- 
nigin ernannt wurde. Er trat je- 
doch 1909 als Folge der knauseri- 
gen Haltung des niederländi- 
schen Parlaments gegenüber den 
bewaffneten Streitkräften zu- 
rück. 


Als der jugendliche Rost van Ton- 
ningen mit seinem Vater über 
seine militärische Ambitionen 
sprach, riet dieser ihm mit den 
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Worten davon ab: »Tue das nicht, 
mein Junge. Dieses Parlament 
wird die Bedürfnisse unserer Ar- 
mee niemals anerkennen und sie 
daran hindern ihre Aufgabe or- 
dentlich zu erfüllen, die vor allem 
darin besteht, einem Angriff aus 
dem Ausland standzuhalten. 
Glaube mir, mein Sohn, alle un- 
sere Bemühungen würden verge- 
bens sein.« 


Erst Jahre später begann mein 
Mann die Weisheit und Weitsich- 
tigkeit in dem Ratschlag seines 
Vaters zu verstehen, die sich 
nicht nur als richtig für meinen 
Mann, sondern als prophetisch 
für sein Land und für Europa als 
Ganzes erweisen sollten. 


Der Weg in 
die Politik 


1912 entschloß sich mein Mann 
dazu, Ingenieur zu werden. Aber 


‘der Ausbruch des Ersten Welt- 


kriegs trat dazwischen, und er 
diente stattdessen in der Armee 
als Offizier in der Königlichen Ar- 
tillerie. Er lernte sehr viel, indem 
er in dieser Zeit die heftige Kon- 
troverse innerhalb der niederlän- 
dischen Armee genau verfolgte. 
Er kam zu der Ansicht, daß nur 
eine gründliche Reform des ge- 
samten wirtschaftlichen und poli- 
tischen Systems den Niedergang 
Europas verhindern könnte. Und 
aus dieser Erkenntnis erwuchs 
sein Interesse an: der Politik. 
Trotz der Proteste seines Vaters 
nahm er sein Ingenieurstudium 


nach Ende des Krieges 1918 nicht 
wieder auf, sondern ließ sich 
stattdessen in der Universität von 
Leiden als Jurastudent einschrei- 
ben. 


Die Revolution, die Deutschland 
erschütterte, und die gewaltige 
Wirtschaftskrise, die in den 
Nachwehen des Weltkrieges dro- 
hend über Europa schwebte, ver- 
stärkten Rost von Tonningens 
Entschlossenheit, sich einer idea- 
listischen Laufbahn in der Politik 
zu widmen, noch mehr. 1921 
wurde ihm von der Universität 
von Leiden die Doktorwürde ver- 
liehen. Seine Doktorarbeit über 
Völkerrecht befaßte sich mit 
Möglichkeiten der Linderung der 
wirtschaftlichen und politischen 
Not in Mitteleuropa, größtenteils 
die Folge der auferlegten Frie- 
densverträge von Versailles und 
St. Germain. 


Zu der Zeit seiner Erziehung und 
während der Ausbildung noch 
ein Liberaler, glaubte Rost van 
Tonningen daran, daß Mitteleu- 
ropa durch die Vermittlung des 
Völkerbunds gerettet werden 
könne. 


Die Arbeit im 
Völkerbund 


Eifrig für den Völkerbund tätig, 
arbeitete Dr. Rost van Tonningen 
hart daran, seine Fähigkeiten in 
der französischen, englischen 
und deutschen Sprache zu ver- 
bessern, so daß er sich auf echt 
europäischer Grundlage mit poli- 
tischen und wirtschaftlichen Fra- 
gen befassen konnte. Seine 
Kenntnisse des Völkerrechts und 
sein intensives Studium der Tätig- 
keiten und Probleme des Völker- 
bunds machten ihn 1922 zu einem 
willkommenen Freiwilligen am 
Hauptsitz des Völkerbunds in 
Genf. 


Im darauffolgenden Jahr wurde 
Rost van Tonningen zum Assi- 
stenten des Generalbevollmäch- 
tigten des Völkerbunds in Wien, 
Dr. Zimmermann, ehemaliger 
Bürgermeister von Rotterdam, 
ernannt, der sich bemühte, den 
zusammengeschrumpften Staat 
Österreich auf der Grundlage des 
Balfour-Planes von 1922 wieder- 
aufleben zu lassen. Dr. Zimmer- 
mann, der erste Mann mit ausge- 
sprochenen antisemitischen Auf- 
fassungen, dem Rost van Tonnin- 
gen begegnet war, schrieb einen 
Teil der wirtschaftlichen Nach- 


kriegssorgen Österreichs den Tä- 
tigkeiten jüdischer Spekulanten 
zu, von denen viele nach 1918 
nach Wien hineingeströmt wa- 
ren. Obwohl Rost van Tonningen 
sich nicht völlig den Standpunkt 
des Generalbevollmächtigten zu 
eigen machte, wurde er sich da- 
mals zum ersten Male der Juden- 
frage in Mitteleuropa bewußt. 


1928 verließ Rost van Tonningen 
Wien und den Bund, um als Ban- 
ker bei Hope & Co. in Amster- 
dam und New York zu arbeiten, 
aber die Weltwirtschaftskrise von 
1931, die dem New Yorker Bör- 
senkrach von 1929 folgte, veran- 
laßte ihn dazu, nach Wien zurück- 
zukehren, um dort seine Arbeit 
für den Völkerbund wiederaufzu- 
nehmen. Dem Zusammenbruch 
der Credit-Anstalt, Wiens größ- 
ter Bank, im Frühjahr 1931, 


“ folgte die Finanzkatastrophe in 


Österreich und Deutschland, 
und Großbritanniens Abfall vom 
Goldstandard im September. 


Dr. Rost van Tonningen wurde 
der Vertreter des Völkerbunds in 
Wien, mit einem Mandat, Öster- 
reichs wirtschaftlichen Wieder- 
aufbau zu fördern. In den näch- 
sten fünf Jahren versuchte er, eng 
mit der österreichischen Regie- 
rung bei der Erweiterung der 
Wirtschaftsproduktivität des 
Landes und dessen Handels mit 
Nachbarstaaten zusammenzuar- 
beiten. : 


Die Folge des 
Freihandels 


Während dieser Zeit wurde 
Österreich von politischem als 
auch von wirtschaftlichem Elend 
heimgesucht. Die Christlichen 
Sozialisten, stark klerikal und au- 
toritär in ihrer Einstellung, ver- 
boten sowohl die marxistischen 
Sozialdemokraten als auch die 
Nationalsozialisten und errichte- 
ten einen Einparteien-Staat un- 
ter der diktatorischen Herrschaft 
von Engelbert Dollfuss - bis zu 
dessen Ermordung bei einem er- 
folglosen Staatsstreich der Natio- 
nalsozialisten im Jahre 1934 - 
und Kurt Schuschnigg. 


Rost van Tonningen, der zu- 
nächst eng mit Dollfuss zusam- 
mengearbeitet und sich gegen die 
Nationalsozialisten gestellt 
hatte, war mehr und mehr über 
Dollfuss Unterdrückung seiner 
politischen Feinde entsetzt. 
Gleichzeitig leistete Dollfuss ei- 


ner Vereinigung Österreichs mit 
Deutschland, die Rost van Ton- 
ningen als. die einzige Lösung für 
Österreichs Wirtschaftsprobleme 
erschien, immer stärkeren Wider- 
stand. 


Dr. Rost van Tonningen war in- 
zwischen zu der Schlußfolgerung 
gekommen, daß wirtschaftlicher 
Liberalismus und Freihandel für 
Österreich oder für ein politisch 
balkanisiertes Europa kleiner un- 
abhängiger Staaten nicht mehr 
geeignet war. Er war zu der Auf- 
fassung gelangt, daß nur die Bil- 
dung einer gesteuerten Wirt- 
schaft, basierend auf den recht- 
mäßigen Bedürfnissen einer Völ- 
kergemeinschaft, die in einem 
Großraum lebte, auf lange Sicht 
die Europäer in die Lage verset- 
zen könnte, mit derart großen 
Gebilden wie die Sowjetunion, 
das britische Weltreich und die 
Vereinigten Staaten von Ame- 
rika zu konkurrieren. Mit seiner 
Idee brachte er erstmals der Not- 
wendigkeit für eine europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft zum 
Ausdruck. 


Die Notwendigkeit einer 
Wirtschaftsgemeinschaft 


1935 und 1936 werteten die mei- 
sten europäischen Länder ihre 
Goldwährungen ab und gingen 


- vom Goldstandard herunter, was 


ein monetäres Chaos heraufzube- 
schwören drohte. Mein Mann, 
jetzt überzeugter Nationalsozia- 
list, erkannte, daß die Zweckmä- 
Bigkeit des Völkerbundes für 
Österreich und die übrige Welt 
nicht mehr gegeben war. Folge- 
richtig trat Rost van Tonningen 
von seiner Position in Wien zu- 
rück, entschloß sich nach Hol- 
land zurückzukehren und sich 
der nationalsozialistischen Bewe- 
gung seines Landes zu widmen. 

Vor seiner Rückkehr leitete mein 
Mann über Deutschlands Bot- 
schafter für Österreich, Franz 
von Papen, ein Zusammentref- 


fen mit Hitler auf dessen Berghof. 


in Berchtesgaden in die Wege. Sie 
besprachen die Politik des Füh- 
rers gegenüber England und den 
germanischen Staaten des Konti- 
nents. Rost van Tonningen er- 
fuhr, daß Hitler eine vereinte eu- 
ropäische Wirtschaft befürwor- 
tete, und daß er glaubte, der 
Wohlstand der Welt könne nur 
mit der Wiederherstellung der 
Kaufkraft in Europa, einem 
Block von über 300 Millionen 
Menschen mit einem hohen Le- 


bensstandard, wiederhergestellt 
werden. 

In den Niederlanden ernannte 
Anton Mussert, Führer der Nie- 
derländischen Nationalsoziali- 
sten (National-Socialistisch Be- 
weging), Rost van Tonningen 
zum Herausgeber der Zeitung 
der Bewegung »Het Nationale 
Dagblad«. Im folgenden Jahr 
wurde mein Mann in das nieder- 
ländische Parlament gewählt, wo 
er an erster Stelle beobachten 
konnte, wie die Parteipolitiker 
ihre eigenen Experten und die 
anderer Parteien bei der Lösung 
der Probleme des Landes behin- 
derten. 


Für einen 
jüdischen Staat 


Innerhalb der Niederländischen 
Nationalsozialistischen Bewe- 
gung, der N.S.B., herrschte zu- 
nächst keine Einigung über die 
Bedeutung des Wirtschaftsden- 
kens auf breiter Basis oder der 
Rasseneinheit. Zum Beispiel wa- 
ren Juden Mitglieder der N.S.B 
seit ihrer Gründung im Jahre 
1931. Es dauerte jedoch nicht 
lange, bis niederländische Juden 
eine konzertierte Kampagne ge- 
gen die N.S.B. organisierten, 
und es wurde unmöglich, die Ju- 
denfrage weiter zu ignorieren, 
Mussert und mein Mann trafen 
sich, um die Frage zu erörtern, 
und sie kamen darin überein, daß 
sie auf ordnungsgemäße und 
friedliche Weise gelöst werden 
müsse. Sie waren davon über- 
zeugt, daß die einzige Lösung in 
einem unabhängigen jüdischen 


. Staat bestehen müsse. Palästina 


wurde zwar in Erwägung gezo- 
gen, aber letztendlich als zu klein 
verworfen. Man entschied sich 
stattdessen für Surinam, eine nie- 
derländische Kolonie in Südame- 
rika. Unsere Partei legte diesen 
Plan dem niederländischen Parla- 
ment vor, woervonallen unseren 
politischen Gegnern zurückge- 
wiesen wurde. 

Indessen war Dr. Rost van Ton- 
ningen von Mussert nach 
Deutschland entsandt worden, 
um die Diskussion über diesen 
»Mussert-Plan« in der deutschen 


“Presse in Gang zu bringen. Durch 


Heinrich Himmlers Vermittlung 
traf mein Mann mit Außenmini- 
ster Joachim von Ribbentrop zu- 
sammen, um den Umsiedlungs- 
plan mit ihm zu besprechen. 

Nach anfänglichem Zögern 
stimmte der Außenminister sei- 
ner Veröffentlichung zu. Die Er- 


laubnis des Dr. Goebbels unter- 
stehenden Propagandaministe- 
riums zur Behandlung der Frage 
in der Presse wurde ebenfalls ein- 
geholt, aber am Ende wurde der 
Mussert-Plan kaum erwähnt. 


1937 führte mein Mann erstmals 
ein Privatgespräch mit Heinrich 


Himmler, dem »Reichsführer 
SS«, und gehörte bald zu dessem 
engerem Kreis. Himmler 


schätzte meinen Mann sehr und 
stellte ihn den führenden natio- 
nalsozialistischen Persönlichkei- 
ten auf den Gebieten der Wirt- 
schaft, Soziologie und Wissen- 
schaft vor. 


Gegen eine Invasion 
der Deutschen 


Neben Hitler war Himmler die 
bedeutendste Persönlichkeit in 
der Führung des Reiches. Seine 
grundlegenden Ansichten kön- 
nen wie folgt zusammengefaßt 
werden: 


Einigung aller Deutschen in ei- 
nem großdeutschen Reich; 


Pflege enger Bindungen zwi- 
schen allen germanischen Men- 
schen; 

Unerschütterliches Vertrauen in 
die Größe und Fähigkeiten der 
nordischen Rasse. 


Von Anfang 1940 an gingen Ge- 
rüchte um, daß Hitler plane un- 
ser Land anzugreifen. Mein 
Mann glaubte, daß eine deutsche 
Invasion die Aufgabe der nieder- 
ländischen Nationalsozialisten 
unmöglich machen würde. Dem- 
entsprechend reiste er in jenem 
Frühjahr nach Berlin, um seine 
und Musserts Ansichten mit 
Himmler zu besprechen. Es ge- 
lang Rost von Tonningen nicht, 
mit dem Reichsführer zusam- 
menzutreffen, aber er konnte mit 
dessen Stabschef, Obergruppen- 
führer Wolff, sprechen. Trotz ih- 
res Verständnisses für die Zwick- 
mühle, in der sich die niederlän- 
dischen Nationalsozialisten be- 
fanden, war es klar, daß die Deut- 
schen Großbritannien und Frank- 
reich mißtrauten und - nicht 
ohne Ursache - glaubten, daß die 
Regierung der Niederlande ins- 
geheim mit den Alliierten sympa- 
thisierte. 


Eine Woche bevor die Deutschen 
angriffen, wurde Rost van Ton- 
ningen von der niederländischen 
Regierung verhaftet und über 
den staatlichen Rundfunk des 


Landesverrats bezichtigt. Nieder- 
ländische Behörden verlegten 
ihn von Ort zu Ort, auf der Flucht 


‘ vor dem deutschen Blitzkrieg. 


Mein Mann wurde weit nach Sü- 
den, nach Calais, gebracht, von 
wo ihn die niederländische Re- 
gierung über den Kanal nach 
England verfrachten wollte, aber 
er wurde befreit als die Deut- 
schen die Stadt einnahmen. 


Die heikle Lage 
war gekommen 


Rost van Tonningen kehrte An- 
fang Juni 1940 in die Niederlande 
zurück. Da nicht nur Königin Wil- 
helmina, sondern auch die nie- 
derländische Regierung nach 
England geflohen war, überließ 
General Winkelman, Oberkom- 
mandeur der niederländischen 
Land- und Seestreitkräfte, nicht 
nur das Heer und die Marine, 
sondern auch die Zivilverwal- 
tung den Deutschen. Hitler er- 
nannte den Österreicher Arthur 
von Seyss-Inquart zum Reichs- 
kommissar; die heikle Lage die 
Rost van Tonningen befürchtet 
hatte, war nun eingetreten. 


Ein Jahr lang widmete sich Rost 
van Tonningen der Zusammenar- 
beit mit den deutschen Behörden 
auf politischer Ebene. Er wurde 
damit beauftragt, die marxisti- 
schen Parteien, darunter die 
Kommunisten und die Sozialde- 
mokraten, aufzulösen und eine 
neue Organisation, die Arbeits- 
front, aufzubauen. Rost van Ton- 
ningen übernahm die Leitung 
von »Het Volk«, der sozialdemo- 
kratischen Tageszeitung; solange 
die Zeitung davon Abstand nahm 
die Besetzung zu kritisieren, griff 
Rost van Tonningen nicht in de- 
ren Tätigkeiten ein. 


Mehrere Parteien wurden unter 
der deutschen Besetzung gedul- 
det, darunter Musserts National- 
sozialisten; »De Nederlandsche 
Unie«, die sich aus Mitgliedern 
verschiedener Vorkriegsparteien 
zusammensetzte, und die 
NSNAP (Nationalsozialistische 
Holländische Arbeiterpartei), 
die für eine völlige Eingliederung 
der Niederlande in das Deutsche 
Reich eintrat. 


Als es meinem Mann, einem nie- 
derländischen Patrioten, klar 
wurde, daß die anfängliche deut- 
sche Politik der freien Entwick- 
lung politischer Parteien — der 

Besatzung nicht feindlich gegen- 
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überstehend — aufgegeben wor- 
den war, stellte er seine politische 
Arbeit ein. Als der Krieg gegen 
die Sowjetunion drohend über 
unseren Häuptern schwebte, 
meldete sich Rost van Tonningen 
freiwillig zur Waffen-SS. 

Zu seiner Überraschung stellte 
sich Seyss-Inquart seinen Plänen 
. entgegen. Der Reichskommissar 
machte seinen Einfluß bei Himm- 
ler geltend, Rost varı Tonningens 
Bewerbung abschlägig zu be- 
scheiden. Zusammen mit Anton 
Mussert, überredeten Himmler 
und Seyss-Inquart meinen Mann 
dazu, den Posten des Präsidenten 
der Niederlande und Generalse- 
kretärs des Finanzwesens anzu- 
nehmen. 


Rost van Tonningens Mission war 
schwierig. Zollgebühren zwi- 
schen Deutschland und den Nie- 
derlanden waren im Januar 1941 
abgeschafft worden; der Rück- 
tritt von Rost van Tonningens 
Vorgänger Dr. Tripp war durch 
die Beseitigung der Devisen- 
schranke zwischen den beiden 
Ländern am 1. April 1941 ausge- 
löst worden. Obwohl meinem 
Mann versichert worden war, daß 
diese beiden Maßnahmen mit 
dem letztendlichen Ziel einer 
. Kontinentalen 
meinschaft getroffen worden 
seien, kam diese niemals zu- 
stande. 


Rost van Tonningen vertrat die 
niederländischen Interessen in- 
nerhalb der von den Deutschen 
beherrschten Wirtschaft des Kon- 
tinents zur Kriegszeit nach seinen 
besten Fähigkeiten. Obwohl Hit- 
ler und Himmler dem niederlän- 
dischen Wunsch nach Autonomie 
im großen und ganzen wohlwol- 
lend gegenüberstanden, trafen 
die Bemühungen meines Mannes 
in Verwaltungs- und Geschäfts- 
kreisen auf sehr viel Widerstand. 
Nach der Kapitulation der Nie- 
derlande war die Niederländi- 
sche Bank praktisch zu einer Fi- 
liale der Reichsbank geworden. 


Verschiedene Besatzungsbehör- 
den stellten hohe Anforderungen 
an das niederländische Finanzmi- 
nisterium: Göring wollte 500 Mil- 
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lionen Reichsmark pro Monat, 
und so weiter. Anfang 1942 traf 
Dr. Fischböck, Seyss-Inquarts 
Wirtschaftsberater, ein Abkom- 
men mit Graf Schwerin von Kro- 
sigk,: dem Reichsminister der Fi- 
nanzen, mit dem die Niederlande 
verpflichtet wurden, 50 Millio- 
nen Reichsmark pro Monat zum 
Kampf gegen den Bolschewis- 
mus beizusteuern. 

Trotz dieser Herausforderungen 
konnte mein Mann eine gründli- 
che Reform des niederländischen 
Bankwesens in die Tat umsetzen. 
Er trat für die Interessen der nie- 
derländischen Geschäftswelt 
ebenso wie für die des Arbeiters 
ein. Er verwandte beträchtliche 
Energie auf den Aufbau der Ne- 
therlands East Company, die sich 
am deutschen Wiederaufbau und 


der Entwicklung in den besetzten - 


Ostgebieten im Sommer 1942 be- 
teiligte. 


Gefangennahme 
und Ermordung 


M.M. Rost van Tonningen und 
ich wurden am 21. Dezember 
1940: getraut. Reichsführer-SS 
Heinrich Himmler war Trau- 
zeuge. Unser Ehegelübte gab 
den SS-Eid wieder: »Unsere 
Ehre heißt Treue«. 

Bevor das Ende für das Deutsche 
Reich eintrat, wurde meinem: 
Mann und mir die Gelegenheit 
geboten, nach Brasilien zu ent- 
kommen. Er lehnte ab, ent- 
schlossen die Dinge bis zum 
Ende durchzustehen und dazu 
bereit, die Verantwortung für 
seine Handlungen zu überneh- 
men. 


Frau eines notorischen 
»Kollaborateurs« 


Nachdem ihm schließlich sein 
Wunsch erfüllt wurde, nahm er 
als Angehöriger der niederländi- 
schen Waffen-SS die Waffen in 
die Hand. Obwohl mein Mann 
mir die Entscheidung überlassen 
hatte, ob ich nicht mit unseren 
beiden Kindern nach Südame- 
rika fliehen wollte, lehnte ich 
dies natürlich ab. Da die Geburt 
meines dritten Kindes unmittel- 
bar bevorstand, unternahm ich 
eine gefährliche Flucht vor den 
vorrückenden polnischen Trup- 
pen durch Gebiete hindurch, die 
die Deutschen weitgehend über- 
flutet hatten, um den Vormarsch 
der Alliierten zu behindern. Ein 
deutsches Schiff brachte mich 


dann zu der Insel Terschelling in 
Westfriesland, weit von der Front 
entfernt. 


Dort, in einem kleinen Zimmer, 
ohne Hilfe und allein, brachte ich 
mein drittes Kind gesund und 
munter zur Welt. Wie das Schick- 
sal es wollte, hat mein Ehemann 
niemals etwas von der Geburt 
dieses Sohnes erfahren. 


Bald wußten die Leute im Dorf 
jedoch Bescheid. Die Ankunft 
meines Sohnes wurde in das örtli- 
che Geburtenregister eingetra- 
gen, und, einem örtlichen 
Brauch folgend, verkündete der 
Stadtausrufer, nachdem er in sein 
großes Horn geblasen hatte, daß 
das neugeborene Kind der Sohn 
von Rost van Tonningen sei. 
Praktisch zur gleichen Zeit erfuh- 
ren die Inselbewohner von der 
amtlichen Verkündung der Be- 
freiung ihres Landes durch die 
Alliierten, und die Straßen wur- 
den mit kleinen niederländischen 
Flaggen geschmückt. 


Mein Mann war sehr bekannt; ' 


sein Name schmückte jede nie- 
derländische Banknote. Nach- 
dem die aufgeputschten Massen 
erkannte. hatten, daß sich die. 
Frau eines notorischen »Kollabo- 
rateurs« in ihrer Mitte befand, 
zerrten sie meine Kinder und 
mich aus unserem Zimmer und 
hätten uns sicherlich in ihrer wil- 
den Hysterie gelyncht, wäre 
nicht der Schiffsarzt des. deut- 
schen Dampfschiffes, das mich 
zur Insel gebracht hatte, gerade 
im richtigen Augenblick mit sei- 
nem Wagen vorbeigefahren. Mit- 
ten in die Volksmenge hineinfah- 
rend, zog er uns in den Wagen 
und fuhr mit hoher Geschwindig- 
keit davon. 


Da die Kriegsmarine kapituliert 
hatte, bestand keine Chance, auf 
dem Schiff zu entkommen, das 
mich nach Terschelling gebracht 
hatte; wie die übrigen deutschen 
Kriegsschiffe im Hafen stand es 
unter Embargo. Sogar mein tap- 
ferer Retter glaubte nun, es be- 
stünde keine Hoffnung mehr für 
mich; er bot mir eine Giftkapsel 
an. 


Es lag dort jedoch ein deutscher 
Dampfer vor Anker, der nicht be- 
schlagnahmt worden war, denn es 
war kein Kriegsschiff. Ich bat den 
Kapitän, meinen Kindern und 
mir zur ‚Flucht zu verhelfen. 
Ohne auch nur ein Wort zu ver- 
schwenden, lichtete er den An- 


ker und wir fuhren in die Nordsee 
hinein, an gefährlichen Minenfel- 
dern vorbeilavierend, bis wir 
Cuxhaven an der Elbemündung 
erreicht hatten. - 


Ich war begierig, Deutschland zu 
erreichen, weil ich glaubte, daß 
nach dem Tode Adolf Hitlers am 
30. April die Alliierten ihre 
Feindseligkeiten gegen das Reich 
einstellen und mit den verblei- 
benden Streitkräften der Waffen- 
SS gegen die Rote Armee mar 
schieren würden. Himmler hatte 
nämlich über den Grafen Berna- 
dotte gerade ein solches Angebot 
an die Briten und Amerikaner ge- 
macht, und mein Mann, der dem 
Kreis des Reichsführers nahe- 
stand, hatte Wind davon bekom- 
men. 


Wie meine Kinder war ich halb- 
tot vor Hunger und Erschöpfung, 
aber ich hoffte immer noch, daß 
ich meinen Mann irgendwo in 
Deutschland treffen würde. Wie 
ich bald erfahren. sollte, starb 
M.M. Rost van Tonningen auf 
brutale Weise durch die Hand sei- 
ner Gefangennehmer. 


Kurz nachdem ich in Cuxhaven 
angelangt war, wo meine Kinder 
und ich in ein Krankenhaus ein- 
geliefert wurden, erfuhr ich, daß 
ich von den Briten verhaftet und 
ausgewiesen werden sollte. Mit 
Hilfe einer Krankenschwester 
konnte ich aus dem Krankenhaus 
entkommen, und auf der Flucht 
zu Fuß mit meinen Kindern über 
Landstraßen gelangte ich nach 
Goslar in den Harz, wo ich mich 
meiner Familie zugesellte. Ein 
paar Tage später wurde ich je- 
doch von den Briten verhaftet 
und in die Niederlande zurückge- 
bracht. Und erst nach meiner 
Rückkehr erfuhr ich etwas über 
das Schicksal meines Mannes. 


Mein Kampfum 
die Wahrheit 


Zunächst wurde ich in den unter- 
irdischen Verliesen der Festung 
Honswijk gefangengehalten, wo 
ich von den verbitterten und 
rachsüchtigen sogenannten nie- 
derländischen - »Demokraten« 
eine furchtbare Behandlung er- 
dulden mußte. Nach meiner Frei- 
lassung konnte ich den Aufent- 
haltsort meiner drei Söhne ermit- 
teln und sie wieder in meine Ob- 
hut nehmen, aber unser ganzer 
Besitz war beschlagnahmt wor- 
den. 


“ 


Ich war dann gezwungen den Le- 
bensunterhalt für mich und 
meine Familie zu verdienen, 
keine leichte Aufgabe für die 
Witwe eines prominenten nieder- 
ländischen. NS-Anhänger im 
Nachkriegsholland. Vor dem 
Kriege hatte ich unter dem gro- 
ßen Verhaltensforscher Konrad 
Lorenz Biologie studiert, und 
meine Studien hatten mich nach 
China und Niederländisch-Ostin- 
“ dien gebracht. Wie andere »Kol- 
laborateure« wurde mir jedoch 
‘die Arbeit auf meinem eigenen 
Gebiet verwehrt. 


Zunächst versuchte ich den Un- 
terhalt für meine Söhne durch 
das Bemalen von Lampenschir- 
men zu verdienen. Sobald meine 
Verfolger davon erfuhren, wurde 
das Gerücht verbreitet, die Lam- 
penschirme seien aus Menschen- 
haut gefertigt - die gleiche Lüge 
die über Ilse Koch verbreitet 
wurde -—. Danach machte ich ein 
Geschäft für Elektrogeräte auf. 
Als Biologin ausgebildet, machte 
ich mich nun zur Geschäftsfrau 
und zum technischen Experten. 
Angefangen mit 100 Gulden, 
baute ich mein Geschäft im Ver- 

. lauf von 34 Jahren zu einer Fa- 
brik mit einer Belegschaft von 25 
Mann auf. 


Seit meiner Befreiung aus dem 
Gefängnis habe ich mich uner- 
müdlich darum bemüht, die 


“Wahrheit über den Tod meines 


. Mannes festzustellen, von dem 
ich während meiner Gefangen- 
schaft erfahren hatte. Wegen der 

- Weigerung des angeblich »huma- 
nen« und »demokratischen« Re- 
gimes, das die Alliierten in den 
Niederlanden wiederhergestellt 
hatten, mir Auskunft zu erteilen, 


konnte ich bislang nur sehr wenig 


erfahren. 


Die Akten sind bis 2069 
unter Verschluß 


Im April 1945 wurde M.M. Rost 
van Tonningen von kanadischen 
Truppen während der Invasion 
der Niederlande gefangenge- 
nommen. Zunächst wurde er zu- 
sammen mit anderen niederlän- 
dischen Offizieren in einem Kon- 
zentrationslager in Elst gefangen- 
gehalten. Nach einen Besuch von 
Prinz Bernhard, Gemahl der 
späteren Königin Juliana, wurde 
mein Mann nach Utrecht und 
dann, am 24. Mai, in ein Gefäng- 
nis in Scheveningen in der Nähe 
von Den Haag verlegt. Dreizehn 


Tage später wurde er von seinen 
Kerkermeistern in Scheveningen 
ermordet. 


Ich habe niemals eine amtliche 
Mitteilung über den Tode meines 
Mannes erhalten, den die Behör- 
den später als Selbstmord erklär- 
ten. Man hat jedoch niemals ir- 
gendwelche Beweise vorgelegt, 
um diese Behauptung zu unter- 
mauern; die sich auf meinen 
Mann beziehenden Akten wer- 
den bis zum Jahre 2069 unter Ver- 
schluß gehalten. 


Mir wurde jedoch vom städti- 
schen Gesundheitsdienst von 
Den Haag eine Rechnung vorge- 
legt, denn am 6. Juni 1945, dem 


‘ Todestag meines Mannes, wurde 


seine sterbliche Hülle zunächst 
vom Gefängnis zu einem Kran- 
kenhaus und dann mit einem 
Müllwagen zu einem Friedhof 
transportiert. Die Rechnung 
wurde mir von einem Polizeibe- 
amten namens Gross überreicht, 
der ein Dossier mit schrecklichen 
Einzelheiten über die Mißhand- 
lung meines Gatten bei sich 
führte. 


Als ich das Krankenhaus auf- 
suchte, wohin mein Mann ge- 
bracht worden war, bekam der 
Chefarzt einen Schrecken, als er 
erfuhr wer ich war. Als ich ihn 
über den Tod meines Mannes be- 
fragte, stammelte er: »Nein, 
nein, Frau Rost van Tonningen, 
ich kann darüber nicht reden.« 
Dann legte er seinen weißen Kit- 
tel ab und führte mich aus dem 
Krankenhaus heraus, riefnach ei- 
nem Taxi und wies den Fahrer an, 
mich zum Friedhof Witte-Brug 
zu fahren. 


Papst Pius XI. 
wollte vermitteln 


Als ich dort eintraf, war es die 
gleiche Geschichte. Der Direk- 
tor war ängstlich, denn ihm war 
aufgetragen worden, nichts über 
meinen Mann zu sagen. Er wies 
einfach auf eine Reihe von 
Aktenordnern mit dem Vermerk 
»geheim«, die auf einem Regal 
standen, und teilte mir mit, einer 
von ihnen enthalte den Bericht 
über den Tod meines Gatten, 
über den er nichts weiter sagen 
könne. Dann zeigte er mir ein 
Grab, ein Massengrab an der 
Friedhofsmauer für die Armen, 
in dem die Leiche meines Man- 
nes ohne Sarg verscharrt worden 
war. 


Obwohl ich jahrelang versuchte 
die Genehmigung dafür einzuho- 
len, meinen Mann in unsere Fa- 
miliengruft umzubetten, hatte 
ich keinen Erfolg damit. Mein 
Antrag wurde zwar vom Staatsrat 
in Erwägung gezogen, der die Sa- 
che für eine Weile hinausschob 
und mich dann darüber in Kennt- 
nis setzte, daß das Grab inzwi- 
schen geräumt worden sei. 


1950, dem Jahr, das Papst Pius 
XI. zum Heiligen Jahr erklärt 
hatte, besuchte ich den Papst in 
Rom. Er wußte über die Miß- 
handlung und die Ermordung 
meines Mannes Bescheid und 
versprach, mir zu helfen. Nach 
meiner Rückkehr nach Holland 
suchte ich den päpstlichen Nun- 
tius auf, um eine Unterlage über 
den Tod meines Mannes zu be- 
kommen. Ich hatte jedoch keinen 
Erfolg damit, da der Justizmini- 
ster, ein Katholik der mit dem 
Nuntius kooperierte, plötzlich 
nach Westindien versetzt und 
dort zum Gouverneur ernannt 
wurde. Sein Nachfolger, ein 
Jude, war meiner Sache gegen- 
über nicht sehr freundlich ge- 
sinnt. Meine Versuche, meinen 
Fall dem Internationalen Ge- 
richtshof in Den Haag vorzule- 
gen, scheiterten auf ähnliche 
Weise. 


Pressekampagnen und 
Bombendrohungen 


Als ich 70 Jahre alt geworden 
war, wurde ich krank und benö- 
tigte zwei Operationen. Meine 
Söhne waren nicht daran interes- 
siert, die Leitung meiner Fabrik 
zu übernehmen, und während 
meiner Genesung gelang es eini- 
gen meiner Feinde, angeblich 
ehemalige Widerständler, durch 
verschiedene Tricks in den Besitz 
meiner Firma zu gelangen. 


Während der letzten fünf Jahre 
erhielt ich über einhundert Bom- 
bendrohungen, und meine Fen- 
ster wurden viele Male einge- 
schlagen. Die Presse verstärkte 
ebenfalls ihre Kampagne gegen 
mich. Da mein Mann Mitglied 
des Niederländischen Parla- 
ments gewesen war, steht mir ge- 
setzlich eine kleine Pension zu. 
1984 fand ein holländisches Ma- 
gazin dies heraus, und es gelang 
den »Antinazis« von Beruf, eine 
Anhörung darüber zu inszenie- 
ren, ob meine Pension annulliert 
werden sollte. Bis jetzt ist ihnen 
dies nicht gelungen. 


Nichtsdestoweniger bin ich zu ei- 
nem juristischen »Muskelmes- 
ser«, »die Schwarze Witwe« ge- 
nannt, geworden, an der Streit- 
hähne und Rechtsanwälte ihre 
Kraft messen können. Nachdem 
meine Zeitschrift »Manuscrip- 
ten« das Bild einer unbekannten 
Frau in der Kleidung einer Fi- 
scherfrau veröffentlicht hatte, 
war ich erstaunt, ein Schreiben 
von einem Anwalt zu erhalten, 
der 50.000 Gulden für seine 
Mandantin, eine Schauspielerin . 
verlangte. Da wir völlig unbe- 
wußt ihr Bild ohne Genehmigung 
verwendet hatten, wurde ich 
schließlich gezwungen, ihr 2.500 
Gulden zu zahlen und außerdem 
die Kosten des Verfahrens, wei- 
tere 10.000 Gulden, zu überneh- 
men. 


Mein Haus wurde zweimal von 
der Polizei durchsucht, die nach 
angeblich judenfeindlicher Lite- 
ratur fahndete. Bei ihrer ersten 
Durchsuchung fanden sie eine 
Broschüre, in der die Echtheit 
des Holocaust in Frage gestellt 
wird. Das Gericht befand, daß es 
judenfeindlich sei, den Holo- 
caust in Frage zu stellen, und mir 
wurde eine dreimonatige Haft- 
strafe auf Bewährung aufge- 
brummt. Die zweite Durchsu- 
chung führte zur Beschlagnahme 
von Hitlers »Mein Kampf« und 
der Broschüre »The Great Holo- 
caust Trial« durch die Polizei. 


Mein Prozeß wegen des Besitzes 
dieser Bücher begann am 9. März 
1989. Ich wurde später wegen des 
Besitzes dieser Bücher verurteilt. 


Ich glaube, nicht nur weil Rost 
van Tonningen ein holländischer 
Nationalsozialist war, sondern 
weil er zu viel über jene seiner 
Landsleute wußte, die am An- 
fang mit den Deutschen zusam- 
mengearbeitet hatten und dann 
als niederländische Patrioten und 
»Helden des Widerstands« zu 
den Alliierten übergelaufen wa- 
ren. Hätte mein Mann vor Ge- 
richt gestanden, dann hätte sich 
seine Verteidigung für viele Nie- 
derländer in hohen Stellungen 
unter Umständen als sehr pein- 
lich erwiesen. 


Florence Rost van Tonningen hat den 
vorstehenden Beitrag als Vortrag auf 
der neuen Konferenz der Revisioni- 
sten in Kalifornien gehalten. Der Vor- 
trag wurde zum ersten Mal in engli- 
scher Sprache in der Zeitschrift des 
Instituts für Historical »The Journal« 
veröffentlicht. 
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Medizin 


Impfungen ein 


Irrtum? 


Simone Delarue 


Impfungen gehören zu unserem täglichen Leben, sie sind wie Ge- 


brauchsgegenstände, die man anschaut, ohne sie wirklich zu sehen; 
und eines Tages, anläßlich eines Umzugs oder einer Änderung der Um- 
gebung, erscheinen sie völlig unerwartet in einem neuen Licht. Bei 
Impfungen ist es meist ein Schock, ein Schadensfall in der Familie oder 
in der Umgebung, der die Frage nach der Schwere und der Häufigkeit 
solcher Schäden aufwirft, das heißt, letzten Endes fragt man sich, wel- 
ches Risiko man eingeht, wenn man sich impfen läßt. 


Die Existenz der Impfschäden 
wurde ganz einfach geleugnet. 
denn, so unglaublich es auch 
scheinen mag, niemand hat sich 
je die Mühe gemacht, die ver- 
hängnisvollen Folgen von ‚Imp- 
fungen auch nur zusammenfas- 
send zu veranschlagen. Nicht ein- 
mal die unmittelbaren, sichtba- 
ren, nicht zu bezweifelnden Schä- 
den wurden öffentlich gemeldet 
oder registriert. 


Der gefährliche Charakter 
der Impfungen 


Es mußten erst zahlreiche Pro- 
zesse gegen den Staat ange- 
strengt werden, bis sich eine 
Rechtsprechung ergab, so daß 
insbesondere der gefährliche 
Charakter der Impfungen nicht 
vertuscht werden konnte.. Der 
spektakulärste Schaden ist natür- 
lich die Gehirnentzündung nach 
einer Pockenimpfung. Sie kann 
nur schwer bestritten werden, da 
ihre dramatischen Folgen fast un- 
mittelbar nach der Impfung sicht- 
bar werden. 


Aber es wäre falsch, zu glauben, 
daß die Gehirnentzündung das 
traurige Privileg der Pockenimp- 
fung ist. Sie tritt auch nach der 
Diphtherie-, Tetanus- und insbe- 
sondere nach der Keuchhusten- 
impfung auf. 


Und in welchem Ausmaße? Es ist 
unmöglich, sich davon eine Vor- 
stellung zu machen, nicht einmal 
eine ungefähre, denn die Fälle 
sind zahlenmäßig nicht erfaßt 
worden. Der Bericht. des bundes- 
deutschen Gesundheitsministers 
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Recht nicht in Anspruch nehmen 
können. 

Reaktionen auf Impfungen kön- 
nen gutartig sein: Fieber, Schmer- 
zen oder Entzündungen an der 
Einstichstelle, aber sie können 
auch Komplikationen hervorru- 
fen. Diese können vorüberge- 
hend auftreten oder von Dauer 
und mehr oder weniger schwer 
sein und sogar zum Tod führen. 
Sie können unmittelbar auf die 
Impfung folgen oder nach eini- 
gen Tagen, Wochen und sogar 
erst nach Monaten auftreten. 


Es ist also sehr schwer, mit Sicher- 
heit zu sagen, ob. die Beschwer- 
den eines Geimpften tatsächlich 
auf die Impfung zurückzuführen 
sind, und noch schwieriger ist es, 
festzustellen, ob die Impfung 
eine Krankheit verursacht hat, 
die erst mehrere Monate oder 


Bei Säuglingen und Kleinkindern sind Impfschäden, die gei- 
stige Behinderung zur Folge haben, schwer erkennbar. 


zeigt für den Zeitraum 1950 bis 
1956 ein Verhältnis von 1: 11705. 
Der Professor für Pädiatrie Her- 
mann Doose aus Kiel, schätzt 
den Anteil der Gehirnentzün- 
dung auf 250 : 1 Million Impfun- 
gen! 


Für die Behörden beschränkt 
sich die Zahl der Schäden auf die 
Zahl der Prozesse, die zu Scha- 
densersatzzahlungen geführt ha- 
ben, was grotesk ist, wenn man 
die Schwierigkeiten derjenigen 
berücksichtigt, die solche 
Schritte unternommen haben- 
Ausgeschlossen sind alle die, die 
verstorben sind und für die die 
Eltern nichts zu verlangen wa- 
gen, und auch die, die aus den 
verschiedensten Gründen ihr 


Jahre nach einer Impfung auf- 
tritt. 

Einerseits geben die Statistiken 
über das Auftreten von Gehirner- 
krankungen bei Geimpften und 
Nichtgeimpften nur einen globa- 
len Überblick über ein kollekti- 
ves Risiko, andererseits erbrin- 
gen sie jedoch nicht den Beweis, 
daß gerade die Impfung die Ge- 
hirnerkrankung eines geimpften, 
bisher gesunden Kindes hervor- 
gerufen hat. Das Gebiet ist von 
einer solchen Komplexität, daß 
alle-Untersuchungen nur annä- 
hernd und völlig relativ sein kön- 
nen. Diese Komplexität kam bei 
einer Untersuchung zutage, die 
auf Veranlassung des britischen 
Gesundheitsministeriums durch- 
geführt wurde, um Hunderte von 


Opfern zu entschädigen, die eine 
Wiedergutmachung gefordert 
hatten. 


Niemand kann den wissenschaft- 
lichen Beweis erbringen, daß ein 
Schaden tatsächlich der Impfung 
zuzuschreiben ist, doch ebenso- 
wenig kann das Gegenteil bewie- 
sen werden. 


Zur Impfstoffgewinnung werden 
Tiere beziehungsweise deren Or- 
gane verwendet, obwohl von vie- 
len Forschern immer wieder auf 
die damit verbundenen Gefahren 
hingewiesen wurde. So sind bei- 
spielsweise Affen Träger zahlrei- 
cher Viren, die besonders viru- 
lent sind, wenn andere Gattun- 
gen damit infiziert werden. Die 
zur Herstellung des Polioimpf- 


- stoffes verwendeten Affennieren 


beherbergen das Simian-40-Virus 
(SV40), während die zur Produk- 
tion der Masernvakzine verwen- 
deten Hundenieren immer Erre- 
ger der Hundehepatitis enthal- 
ten. 


Die mögliche Übertragung 
des AIDS-Virus 


Millionen von Kindern wurden 
mit dem Polioimpfstoff geimpft, 
der das Virus Simian enthielt, be- 
vor man sein Vorkommen be- 
merkte. Löst dieses bei Ham- 
stern krebserregende Virus auch 
bei Menschen Krebs aus? Die 
Impfstoffhersteller versuchen 
uns zu beruhigen, aber Untersu- 
chungen dieses Impfstoffs bei ge- 
impften schwangeren Frauen ha- 
ben gezeigt, daß der Anteil krebs- 
kranker Kinder bei ihnen höher 
war als der bei den nicht geimpf- 
ten Frauen. 


Heißt es nicht, daß die grüne 
Meerkatze aus Afrika Träger ei- 
nes Virus ist, das mit dem erst 
kürzlich entdeckten AIDS-Virus 
verwandt ist? Genau jene grüne 
Meerkatze wird bei der Herstel- 
lung von Impfstoffen verwendet. 
Wer kann uns garantieren, daß 
nicht das AIDS-Virus direkt oder 
indirekt von den Laboraffen und 
von den Affenzellen übertragen 
wird, auf denen seit 30 Jahren der 
Polioimpfstoff kultiviert wird? 
Diese Hypothese ist durchaus 
plausibel, denn Viren ändern bei 
der Übertragung von einer Gat- 
tung auf eine andere leicht ihre 
Form. 


Ein Berater der Weltgesundheits- 
organisation bestätigte der engli- 


schen Tageszeitung »The Times«, 
daß die AIDS-Epidemie in den 
afrikanischen Ländern die Folge 
der allgemeinen Pockenimpf- 
kampagnen ist: »Die Theorie, die 
AIDS und Pockenimpfungen 
miteinander in Verbindung setzt, 
trifft auf alle sieben mittelafrika- 
nischen Länder zu, die die mei- 
sten AIDS-Fälle zählen. Sie er- 
klärt auch, warum Brasilien das 
in Lateinamerika am stärksten 
‚betroffene Land ist, und warum 
AIDS auf dem Wege über Haiti 
in die USA verbreitet wurde. 


Die hohe Zahl der AIDS-Fälle in 
den USA entspricht den dort 
durchgeführten intensiven Impf- 
kampagnen. Auch in Brasilien, 
dem einzigen Land Lateinameri- 
kas, in dem eine Kampagne zur 
Bekämpfung der Pocken durch- 
geführt wurde, ist die Zahl der 
AIDS-Fälle am höchsten.« 


Diese Bestätigung, daß die 
AIDS-Epidemie die Folge von 
Pockenimpfungen ist, ist eine Tat- 
sache, die von der Weltgesund- 
heitsorganisation bestritten wird. 
Es ist jedoch nicht zu vergessen, 
daß die gegen Tetanus, Keuchhu- 
sten oder Röteln eingesetzten 
‚Gammaglobuline. Blutderivate 
sind. Das italienische Gesund- 
heitsministerium hat die ver- 
. seuchten Immunglobuline gegen 
Tetanus vom Markt genommen. 
Bestimmte Impfstoffe, insbeson- 
dere gegen Hepatitis B, werden 
auf der Grundlage von menschli- 
chem Plasma hergestellt, und der 
Masernimpfstoff wird auf 
menschlichen fetalen Zellen kul- 
tiviert. 


Das mysteriöse Syndrom 
des Kindestods 


Erinnern wir uns an den Impf- 
skandal des Institut Pasteuer im 
Jahre 1981, wo Impfstoffe auf der 
Grundlage von importiertem 
Blut aus den USA hergestellt 
wurden, das möglicherweise ver- 


seucht war. Uns wurde versi-. 


chert, daß dies nicht der Fall sei, 
aber können wir das wirklich 
glauben? Das erste AIDS-Virus 
wurde erst zwei Jahre später ent- 
deckt, während die letzten Viren 
erst in den allerletzten Monaten 
entdeckt wurden. 


Das mysteriöse Syndrom des 
plötzlichen Kindstods, das früher 
als »Tod in der Wiege« oder als 
»Krippentod« bezeichnet wurde, 
ist in den Industrieländern einer 


der Gründe für die Kindersterb- 
lichkeit im ersten Lebensjahr so- 
wie in den folgenden dreizehn 
Jahren. Die .Sterblichkeitsrate 
reicht von 0,6 bis 3 auf 1000 Ge- 
burten. 


Untersuchungen haben ergeben, 
daß 30 bis 40 Prozent der Opfer 
zum Zeitpunkt des Todes an ei- 
ner leichten Infektion litten. 
Einige Risikofaktoren konnten 
herauskristallisiert werden, so 
daß gewisse Vorsorgemaßnah- 
men getroffen werden Können. 
Trotzdem ist bislang unklar, wo- 
durch das Syndrom hervorgeru- 
fen wird. 


Zu den Risikofaktoren zählen 
Impfungen und insbesondere die 
kombinierte Impfung gegen 
Diphtherie, Tetanus und Keuch- 
husten (DTK). 


Eine amerikanische Untersu- 
chung behauptet, daß die DTK- 
Impfung beim plötzlichen Kinds- 
tod offensichtlich kein bedeutsa- 
mer Faktor sei. Die Tatsache, daß 
sich unter den Todesfällen weni- 
ger Geimpfte befanden als unter 
den Lebenden, veranlaßte die 
Autoren, die diese Studie im 
April 1987 in Pediatrica veröf- 
fentlichten, zu der Schlußfolge- 
rung, daß die Impfungen nicht 
mit dem Syndrom des plötzlichen 
Todes zusammenhängen. 


In der Schlußfolgerung können 
wir mit Erstaunen lesen, es sei 
schwierig, eine zeitliche Bezie- 
hung zwischen der DTK-Imp- 
fung und dem Syndrom des plötz- 
lichen Kindstods herzustellen, da 
weniger als zwei Prozent der Kin- 
der innerhalb von 24 Stunden 
nach der Impfung dem plötzli- 
chen Kindstod zum Opfer fallen. 
Der Studie ist jedoch zu entneh- 
men, daß prozentual die meisten 
Reaktionen auf die DTK-Imp- 
fung nach zwei Wochen eintre- 
ten. Trotzdem bezieht sich die 
Schlußfolgerung ausschließlich 
auf die Reaktionen, die inner- 
halb von 24 Stunden eintreten so- 
wie auf eine andere Untersu- 
chung, die von 48 Stunden nach 
der Impfung ausging. 


Die schlechte Qualität 
der Impfstoffe 


Die Autoren begnügen sich mit 
der Feststellung, daß die Imp- 
fung beim Syndrom des plötzli- 
chen Kindstods kein bedeuten- 
der Faktor zu sein scheint; man 


hätte zumindest erwarten kön- 
nen, daß sie uns einen Beweis für 
diese Aussage liefern. 


Äußerst selten wirksam, wenig si- 
cher, manchmal durch fremde Vi- 
ren verseucht: die schlechte Qua- 
lität der Impfstoffe wird uns 
heute nicht mehr verheimlicht, 
auch wenn uns früher jahrelang 
ihre hervorragenden Eigenschaf- 
ten gepriesen wurden. Ein neuer, 
äußerst lukrativer Markt schreibt 
alle herkömmlichen Impfstoffe 
als veraltet ab. 


Die synthetischen oder künstli- 
chen Impfstoffe enthalten nur 
kleine, durch chemische Syn- 
these hergestellte Moleküle, die 
nur das besondere Antigen ent- 
halten, gegen das immunisiert 
werden soll. Bei diesem Verfah- 
ren werden keine ganzen Mikro- 
benkörper verwendet, die bisher 
für die anormalen Impfreaktio- 
nen verantwortlich gemacht wur- 
den. 


Trotzdem erfüllen sie nicht die 
Erwartungen, die die Forscher in 
sie gesetzt hatten. Diese Impf- 
stoffe sind nur wenig wirksam, 
und um ihre Wirksamkeit zu ver- 
stärken, müssen Substanzen, so- 
genannte Immunitätsadjuvan- 
tien, hinzugefügt werden, die 
nicht spezifisch die Immunab- 


. wehr stimulieren. Unglücklicher- 


weise sind die meisten dieser Ad- 
juvantien für den Menschen 
schädlich. Deshalb wendet man 
sich gegenwärtig der Entwick- 
lung hybrider, lebender Impf- 
stoffe zu. 


Durch Impfungen wird das emp- 
findliche ökologische Gleichge- 
wicht unseres Organismus 
schwer gestört. Diese Störungen 
kommen bei jedem Menschen an- 
ders zum Ausdruck, denn jeder 
Mensch ist eine besondere biolo- 
gische und psychische Einheit, 
die auf verschiedene Weisen auf 
Angriffe reagiert. 


Schleichende Schäden 
sind unheilbar 


Es wurde vergeblich versucht, ei- 
nen bestimmten Impfschaden 
festzustellen, und noch vergebli- 
cher waren die Bemühungen, ei- 
nen bestimmten Reaktionstyp 
auf Impfungen festzulegen. Re- 
aktionen können sofort auftre- 
ten, insbesondere wenn sie aller- 
gischer Art sind oder wenn sich 
der Patient vorübergehend in ei- 


ner gesundheitlich schlechten 
Verfassung befindet, was selten 
der Fall ist. Impfschäden sind den 
großen Proteinen, den Verdün- 


:nungsmitteln und den Immuni- 


tätsstimulatien zuzuschreiben. 
Die Laboratorien behaupten, 
Impfstoffe sicherer zu machen. 


Aber schleichende Schäden im 
Inneren unserer Zellen sind un- 
heilbar. Sie treten erst Jahre spä- 
ter oder sogar erst bei den Nach- 
kommen der Geimpften auf und 
nehmen unterschiedlichste For- 
men an. Die wiederholte Injek- 
tion von Immunstimulantien ver- 
stärkt exponentiell das Ungleich- 
gewicht. Die Person wird ge- 
schwächt, und es treten neue 
Krankheiten auf, denen wir 
machtlos gegenüberstehen. 


In Deutschland sind Impfungen 
bei der heutigen günstigen Seu- 
chensituation selbst bei Aufrecht- 
erhaltung der Behauptung, Imp- 
fungen seien die Ursache dieser 
günstigen Seuchenverhältnisse, 
unnötig. Glaubt man dennoch, 
impfen zu sollen, könnte dieses 
trotzdem ohne Risiko in ein Le- 
bensalter verlegt werden, in dem 
Impfschäden erkennbar sind. Im 
dritten Lebensjahr können Kin- 
der sprechen. Sie können sagen, 
ob sie sich krank fühlen und ob 
sie Kopf- und Gliederschmerzen 
haben. Deshalb sind Impfschä- 
den sicher zu diagnostizieren und 
können nicht abgestritten wer- 
den. Beschämende Tatsachen, 
daß 1988 von 241 eingereichten 
Impfschadensanträgen 161 abge- 
lehnt wurden, wären dann un- 
möglich. 


Bei Säuglingen und Kleinkindern 
sind nämlich Impfschäden, die 
geistige Behinderung zur Folge 


‚haben, in der Regel schwer er- 


kennbar, weil in diesem Lebens- 
alter Krankheitszeichen nicht ge- 
äußert werden können. Von spä- 
ter deutlich werdenden Schäden 
kann behauptet werden, sie seien 
zufällig und impfunabhängig ent- 
standen. So kommt es zu den 
eben erwähnten Ablehnungszif- 
fern. Aus diesem Grund ist zu 
vermuten, daß sich unter geistig 
behinderten Kindern unerkannte 
Impfschäden befinden. oO 


Simone Delarue ist Autorin des Buches 
»Impfungen der unglaubliche Irrtum« 
mit einem Vorwort des Arztes Dr. med 
Gerhard Buchwald. Das Buch ist er- 
schienen im Hirthammer-Verlag, Frank- 
furter Ring 246, D-8000 München 40. 
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Vertrauliches 


Afghanistan 
Najibullah- 
Regime wird 
zusammen- 
brechen 


Afghanistans kürzlich entlasse- 
ner Verteidigungsminister Shah- 
nawaz Tanai traf in einer Höhle 
außerhalb vön Kabul mit Journa- 
listen zusammen und sagte den 
Zusammenbruch der Najibullah- 
Regierung voraus. »Ich sehe eine 
sehr kurze Lebensspanne für das 
Najib-Regime«, meinte er. »Wir 
werden das Regime von innen 
auseinanderbrechen, während 
wir es von außen angreifen.« 


Flankiert vom ehemaligen Luft- 
waffenchef Abdul Qadir-Agha 
und zwei anderen Verschwörern 
sagte Tanai zu den Reportern, die 
meisten Angehörigen der afgha- 
nischen Streitkräfte seien ihm ge- 
genüber loyal geblieben, darun- 
. ter große Garnisonen in den östli- 
chen Städten Jalalabad und 
Khost. 


Tanai schob den Fehlschlag des 
Putschversuches vom 6. März 
dieses Jahres auf das, was er als 
Luftangriffe durch fremde Flug- 
zeuge und die Zerstörung von 
Verbindungslinien durch afghani- 
sche Raketen bezeichnete. In auf 
Tonband aufgezeichneten Bot- 
schaften hatte er vorher die So- 
wjetunion beschuldigt, Flug- 
zeuge entsandt zu haben, um 
seine Streitkräfte zu bombardie- 
ren. 


Tanai erklärte seine Allianz mit 
der Hezb-i-Islami-Partei, indem 
er sagte, es sei im nationalen In- 
teresse, das »abscheuliche Najib- 
Regime« zu stürzen. 


»Daß wir hierhergekommen 
sind, uns den Mujahideen ange- 
schlossen haben und uns gegen- 
seitig helfen, beweist, daß wir 
Fehler gemacht haben und das 
müssen wir akzeptieren«, sagte 
er. Er bestritt jedoch, seinen 
Staatsstreichversuch mit den Mu- 
jahideen-Guerillas koordiniert 
zu haben. 


“ Tanai hob deutlich hervor, daß er 
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sich immer noch als Teil der regie- 
renden Volksdemokratischen 
Partei von Afghanistan betrachte 
und kein Problem darin sehe, so- 
wohl ein Moslem als auch ein 
Mitglied der den harten Kurs ver- 
fechtenden Khalg-Fraktion der 
Partei zu sein. »Ich bin ein Mos- 
lem, mein Vater und meine Mut- 
ter waren Moslems. Wir sind alle 
Moslems. Das ganze Volk be- 
steht aus Moslems. Sogar Najib 
betrachtet sich selbst als Mos- 
lem.« | iM) 


Japan 

Ziehen die 
Sowjets sich von 
den Kurilen 
zurück? 


Ein höherer sowjetischer Regie-' 


rungsbeamter meinte, daß Mos- 
kau seine Streitkräfte auf den 
umstrittenen Kurilen nördlich 
von Japan verringern oder ganz 
zurückziehen könnte, um die re- 
gionale Abrüstung zu beschleuni- 
gen. Der stellvertretende Außen- 
minister Wladimir Petrowsky rief 
auch zum Gedankenaustausch 
zwischen sowjetischen und japa- 
nischen Offizieren und Militärex- 
perten als »vertrauensbildende 
Maßnahmen« auf. 


»Wir müssen nach Lösungen zur 
Frage der Verringerung oder des 
Abzugs der sowjetischen Militär- 


"Präsenz auf Sakhalin und den Ku- 


rilen-Inseln suchen«, soll Pe- 
trowsky in einem Interview geäu- 
Bert haben. Petrowsky hielt sich 
in Tokio zu Gesprächen mit japa- 
nischen Offizieren über einen ge- 
planten Besuch des Außenmini- 
sters Eduard Schewardnadze 
noch in diesem Jahr auf. 


Japan sagt bislang nein zu jeder 
Art eines offiziellen Dialogs mit 
Moskau über militärische Ange- 
legenheiten. Der Sprecher des ja- 
panischen Außenministeriums, 
Taizo Watanabe, sagte zu Journa- 
listen, Japan habe nicht die Ab- 
sicht den sowjetischen Vorschlä- 
gen zur Bildung neuer Formen 
für Gespräche über »vertrauens- 
bildende Maßnahmen im asia- 
tisch-pazifischen Raum zuzustim- 
men«. 


Akira Hiyoshi, Generaldirektor 
der. Dienststelle für Verteidi- 
gungspolitik des japanischen Ver- 


teidigungsministeriums, meinte 
vor einem Parlamentsausschuß, 
daß die Sowjets ihre Streitkräfte 
in der Region weiter qualitativ 
verbessern und quantitativ nur 
geringfügig verringern werden. 
Staatsminister Uozo Ishikawa, 


.. Leiter des japanischen Verteidi- 


gungsministeriums, sagte vor 
dem gleichen Ausschuß, daß Ja- 
pan nicht die Absicht habe, sei- 
nen Verteidigungshaushalt, der 
im Steuerjahr 1990 um 6,1 Pro- 
zent anstieg, einzufrieren. 


Japans Verteidigungsministe- 
rium gab Zahlen bekannt, aus de- 
nen hervorgeht, daß sowjetische 
Flugzeuge immer noch die große 
Mehrheit der Verletzungen des 
japanischen Luftraums ausma- 
chen. ‚Die Zahlen belegen, daß 
sowjetische Flugzeuge für etwa 
80 Prozent der 812 Alarmbefehle 
der Luftverteidigungsstreitkräfte 
Japans im Jahr 1989 verantwort- 
lich waren. oO 


Israel 
Tempelberg- 
Fanatiker lösen 
Schießerei in 
Jerusalem aus 


Eine Gruppe von »Siedlern« der 
fanatischen Sekte Ateret Coh- 
anim setzte am 12. April dieses 
Jahres während einer Prozession 
am heiligen Donnerstag zur Kir- 
che des heiligen Grabes in Jerusa- 
lem eine Provokation in Szene, 
die zu Unruhen, dem Einsatzvon 
Tränengas und Schußwaffenge- 
brauch durch israelische Truppen 
führte. 


Die Ateret Cohanim ist ein Teil 
des international gesteuerten 
Tempelberg-Projektes, die die 
moslemische Moschee des Fel- 
sengewölbes in Jerusalem zerstö- 
ren und den Tempel Salomons an 
gleicher Stelle neu entrichten 
will. Die Sekte unterhält einige 
Verbindungen zur Quatuor Coro- 
nati Loge der Freimaurer in Lon- 
don. 


Der Vorfall begann, als die Ate- 
ret Cohanim die Pacht für ein Ge- 
bäude in der Nähe der Kirche des 
heiligen Grabmals erwarb, das 
sich im Besitz der Griechisch-Or- 
thodoxen Kirche befand. Das 
Gebäude befindet sich in einem 
von Palästinensern bewohnten 


Viertel. Die Siedler setzten 150 
Juden in das Gebäude hinein, als 
Teil ihrer Politik, soviel wie mög- 
lich von Jerusalem zu besetzen. 
Als das Komplott entdeckt 
wurde, forderte die Kirche die 
Siedler auf das Gebäude zu ver- : 
lassen, aber israelische Gerichte " 
erließen eine einstweilige Verfü- 
gung mit der ihnen gestattet 
wurde über das Osterwochen- 
ende hinweg zu bleiben. 


Die Dinge eskalierten während 
einer Prozession, die vor dem 
Gebäude vorbeiführte, als ein 
griechisch-orthodoxer Priester 
einen Judenstern herunterriß, 
der an der Frontseite des Gebäu- 
des über ein Kruzifix gestülpt 
worden war. In dem daraus ent- 
stehenden Tumult ging die israeli- 
sche Polizei gegen die Menge vor, 
feuerte Tränengas ab und ver 
letzte den griechischen Patriar- 
chen Diodoros. 


Noch am gleichen Tag hißten ara- 
bische Jugendliche auf dem Dach 
der Kirche eine verbotene palä- 
stinensische Flagge, und erneute 
Zusammenstöße mit.der Polizei 
führten zu Steinwürfen durch Ju- - 
gendliche und zum Abfeuern von 
Tränengas und Gummikugeln 
durch die Polizei. 


Israel 


Ein Ende 
der politischen 
Lähmung 
gefordert 


Die größte Demonstration in Is- 
rael seit acht Jahren fand am 7. 
April dieses Jahres in Tel Aviv 
statt, in der ein Ende der politi- 
schen Lähmung gefordert wurde; 
die das Land ergriffen hat. Bis zu 
100000 Menschen, die größte Be- 
teiligung seit den Protesten ge- 
gen die israelische Invasion in 
den Libanon im Jahre 1982, ver- 
langten eine Reform zur Einfüh- 
rung der direkten Wahl des Mini- 
sterpräsidenten durch das Volk. - 


Das Land befindet sich seit der 
Auflösung der Arbeiter-Likud- 
Koalition im März in einer Krise, 
und eine Aufeinanderfolge von 
Hinterzimmer-Abkommen, die 
darauf abzielten eine neue Regie- 
rung zu bilden, haben das Land 
in Aufruhr versetzt. Israel wurde 
einer Prozedur ausgeliefert, bei 


der winzig kleine religiöse Par- 
teien große regierungsseitige Zu- 
wendungen für ihre Sektenschu- 
len und andere Projekte, im Aus- 
tausch für politische Unterstüt- 
zung verlangten. 


Eine Splittergruppe forderte als 
Gegenleistung für ihre Stimme, 
daß der Likud-Block die Paktbe- 
dingungen mit einer Banknote 
von 2,5 Millionen Dollar garan- 
tieren müsse. 


An der Demonstration nahm 
eine breit gestreute Vertretung 
verschiedener politischer Frak- 
tionen teil, und sie wurde durch 
einen von zwei Armee-Veteranen 
außerhalb des Knesset-Gebäu- 
des zehn Tage zuvor unternom- 
menen Hungerstreiks ausgelöst. 


Seitdem ist die Zahl der Hunger- 
streikenden auf-Dutzende ange- 
schwollen, und 70000 Israelis ha- 


ben Petitionen zur Unterstützung 
der Reform unterzeichnet. D 


USA 

. Probleme mit 
den Super- 
Tankern 


Das System, das die Super-Ian- 


ker im Hafen regelt, ist bis zur 


- ‚Zerreißprobe 'angespannt, heißt 
es in einer internen Studie der 
amerikanischen Küstenwache. 


Aus der Studie mit dem Titel »Re- 
port of the Tanker Safety Study 
Group« (»Bericht der Studien- 
gruppe für Tankersicherheit«) 
geht hervor, daß die heutigen Ol- 
tankschiffe länger, breiter und 
tiefer aber mit 18 Prozent weni- 
ger Stahl gebaut werden. Sie wer- 
. den außerdem länger im Dienst 

gehalten und unter härteren Be- 
dingungen sowie schneller betrie- 
ben als geplant, wodurch viele im 
Rumpf Risse entwickeln. Aber 
die Eigner zwingen die Kapitäne 
dazu, die Schiffe nach immer 
dichter werdenden Zeitplänen in 
Betrieb zu halten. 


Die Tankerbesatzungen wurden 
in der Mannschaftsstärke verrin- 
gert, wodurch ihnen eine erhöhte 
Arbeitslast und mehr Streß aufer- 
legt werden. In der Studie wird 
über wiederholte Vorfälle berich- 
tet, bei denen erschöpfte Ober- 
maats einschliefen, als Inspekto- 


ren der Küstenwache sie nach der 
Ankunft im Hafen interviewten. 
75 bis 90 Prozent der Unfälle mit 
Tankern sind wie berichtet auf 
menschliches Versagen zurückzu- 
führen. 


Der Bericht besagt weiter, daß 
die Küstewachen nicht über die 
Hilfsmittel verfügt, um Tank- 
schiffe in ausreichendem Maße 
zu inspizieren, so daß weniger als 
20 Prozent des Inneren der Tank- 
laster inspiziert werden können. 
Ausländischen Tankern wird 
noch weniger Aufmerksamkeit 
zuteil. 


Der Bericht, der von einer 
Gruppe von fünf Offizieren der 
amerikanischen Küstenwache 
unter Leitung von Konteradmiral 
a. D. Bell erstellt wurde, stellt 
fest: »Die Küstenwache koope- 
riert mit den Eignern und Betrei- 
bern, indem sie zulassen, daß 
Schiffe nicht zur Inspektion vor- 
bereitet werden, mit der alten 
Entschuldigung, daß wir damit 
den Handel erleichtern. Obwohl 
es zugestandenerweise zum Auf- 
trag der Küstenwache gehört, 
den Handel zu erleichtern, be- 
steht ihre wichtigere Mission 
darin, die Sicherheit des Schiffes 
und der Mannschaft zu gewähr- 
leisten.« D 


Sowjetunion 


Lob für das 
Wirtschafts- 
modell Taiwan 


Die sowjetische Wochenzeitung 
»Neue Zeit« druckte einen Rei- 
Ber ab, in dem mitgeteilt wird, 
daß »es langsam Zeit wird, daß 
wir einen objektiven und nähe- 
ren Blick auf den enormen 
Durchbruch werfen, den Taiwan 
vor unseren Augen vollzogen 
hat«. 


Der Verfasser Alexander Chudo- 
deyew lobte die intellektuellen 
Kreise von Tschiang Kai-scheks 
Kuomintang und sagte, daß sie, 
als sie Ende der vierziger Jahre 
vom Festland entflohen, »dazu 
entschlossen waren, die Zivilisa- 
tion und die Kultur zu retten und 
gegen alle Schwierigkeiten durch- 
zuhalten«. Heute, schreibt Chu- 
dodeyew, ist Taiwan eine »dyna- 
misch wachsende Gesellschaft 
auf einer Stufe mit den asiati- 
schen Industrie>Tigern«. 


»Ohne die traditionellen Werte 
der alten chinesischen Kultur auf- 
zugeben, haben sich die Taiwane- 
sen die neuesten Errungenschaf- 
ten des westlichen Wirtschafts- 
denken zueigen gemacht und 
wenden sie für ihre eigenen Be- 
dürfnisse an.« 


Chudodeyew hob hervor, daß 
»sogar »das tägliche Brot« in den 
fünfziger Jahren knapp war, aber 
da die Landreform die Bauern zu 
‚Herren des Landes< machte, 
deckten sie den Nahrungsmittel- 
bedarf des Landes ab. Eine kom- 
plette Lösung der Nahrungsmit- 
telprobleme wurde in den achtzi- 
ger Jahren möglich, als die Land- 
wirtschaft zu einem höchst lukra- 
tiven Zweig der Wirtschaft mit ei- 
ner weit verzweigten Infrastruk- 
tur wurde.« 


Irak 
Keine Absicht 


Chemie-Waflen 
einzusetzen 


Die Regierung des Irak teilte mit, 
daß sie einen amerikanischen Di- 
plomaten ausweisen werden -ein 
weiteres Anzeichen der sich ver- 
schlechternden Beziehung mit 
dem Westen -, versuche aber, 
den Befürchtungen entgegenzu- 
treten, daß der Irak Israel mit 
Chemiewaffen angreifen werde. 


Die amtliche irakische Nachrich- 
tenagentur INA teilte ferner mit, 
daß Bagdad einen nicht nament- 
lich genannten US-Diplomaten 
des Landes verweisen werde als 
Vergeltung für Washingtons Aus- 
weisung eines bei den Vereinten 
Nationen stationierten  iraki- 
schen Diplomaten. 


INA zitierte Präsident Saddam 


Hussein, der gesagt haben soll, 


die Absichten seines Landes 
seien friedlicher Natur und seine 


Drohung, halb Israel mit Che-. 


miewaffen zu verbrennen, sei als 
Reaktion auf israelische Drohun- 
gen erfolgt. »Jede Waffe, die wir 
besitzen...wird nur zur Selbst- 
verteidigung benutzt...Friede 
ist ein feststehender Slogan in un- 
serer Politik und in unserem Pro- 
gramm«, soll Hussein gesagt ha- 
ben. 


Der ägyptische Präsident Hosni 
Mubarak, die Hauptverbin- 


dungsbrücke zwischen den Ara- 
bern, Israel und dem Westen, traf 
zwei Tage zuvor mit Saddam Hus- 
sein in Bagdad zusammen, um zu 
versuchen, die Spannungen im 
Nahen Osten beizulegen. DO 


Korea 
Exilkoreaner 
wollen Il-sung 
stürzen 


Innerhalb der ausgebürgerten 
koreanischen Gruppierungen in 
Japan ist eine Bewegung in Er- 
scheinung getreten, die histo- 
risch Nordkorea-freundlich war, 
um den nordkoreanischen Dik- 
tator Kim Il-sung zu stürzen. Die 
»Korea Times« berichtete, daß 
855 der koreanische Ausgebür- 
gerten, die sich der Pjongjang- 
“Organisation, Chongnyon, ange- 
schlossen haben, planmäßig Hei- 
matbesuche in den Norden unter- 
nehmen sollten. 


Nach einem Bericht in »Tongil 
Ilbo«, einer von Koreanern in Ja- 
pan herausgegebenen Tageszei- 
tung, hielten etwa 30 Mitglieder 
der Chongnyon eine Sitzung ab 
und beschlossen, eine gewaltige 
»Massenversammlung von Ko- 
reanern in Japan zur Förderung 
der nationalen Wiedervereini- 
gung und zum Sturz der Diktatur 
Kim H-sungs zu veranstalten«. 


Ha. Su-to, Direktor des For- 
schungsinstituts zur Wiederver- 
einigung Koreas, erklärte dazu, 
daß »was Kim Il-sung angestrebt 
hat, ist weder nationale Wieder- 
vereinigung noch die Zufrieden- 
heit des nordkoreanischen Vol- 
kes. Um die Wiedervereinigung 
zwischen dem Norden und dem 
Süden zu erreichen, muß Kim Il- 
sungs diktatorisches System über- 
wältigt werden«. m 


Betr.: Historiker Streit 
»Antwort auf den »Leuch- 
ter-Report«, Nr.4/% 


Professor Nolte begann seinen Artikel 
zum Leuchter-Gutachten mit den Wor- 
ten: »Der Stellungnahme des Instituts 
für Zeitgeschichte ist in der Sache kaum 
etwas hinzuzufügen.« Und Nolte hätte 
gut getan, sich auch daran zu halten. 


Wenn er glaubt, sämtliche Aussagen des 
Leuchter-Berichts seien mit der Bemer- 
kung abgetan, daß Wind und Wetter in 45 
Jahren etwaige Zyklon-B-Rückstände 
aus dem Mauerwerk eliminiert hätten, 
so macht es sich der Herr Professor doch 
sehr, sehr leicht. 


Haben denn Wind und Wetter und Zeit- 
ablauf Naturgesetze außer Kraft gesetzt? 
Gilt nicht mehr, daß dieses Gas hochex- 
plosiv ist und daß seinerzeit angesichts al- 
ler fehlenden Sicherheitsvorkehrungen 
und der Nähe der Krematorien sämtliche 
Personen und Bauwerke der Umgebung 
unweigerlich in die Luft geflogen wären? 
Ist der Umgang mit dem Gas ohne die er- 
forderlichen Schutzvorrichtungen und 
-maßnahmen nicht bedingt tödlich? 


Hätte damals bei der behaupteten leicht- 
fertigen Handhabung nicht das gesamte 
»Bedienungspersonal« zu Tode kommen 
müssen? Waren ohne entsprechende Ent- 
lüftungsanlagen und Entlüftungszeiten 
»Rund-um-die-Uhr-Vergasungen« über- 
haupt möglich? Geben die schon von al- 
lem Anfang an fehlenden Abdichtungen 
der nach innen sich öffnenden Gaskam- 
mertüren (aus Holz und überdies mit 
mehreren Zentimetern Luft zum Boden) 
nicht ebenso zu denken wie der Boden- 
ablauf in der Gaskammer, der direkt 
dem Kanalisationssystem des Lagers an- 
geschlossen war? 


Waren die Krematorien in Auschwitz, 
Birkenau und Majdanek technisch in der 
Lage, die behauptete Anzahl Ermorde- 
ter in der behaupteten Zeit zu »bewälti- 
gen«? War das Ausheben von Gruben 
und Gräben für Massengräber in Birke- 
nau überhaupt möglich oder ist der 
Grundwasserspiegel dort seit 45 Jahren 
tatsächlich um mehrere Meter angestie- 
gen, so daß er heute 60 cm unter Boden- 
niveau liegt? Konnten Tausende von Lei- 
chen in diesen Gruben mit Benzin in we- 
nigen Stunden eingeäschert werden? ... 


Fragen über Fragen, auf die Nolte keine 
Antwort geben kann - oder will -. Mit 
Abschweifungen über Katyn und die Un- 
taten der Einsatzgruppen, mit dialekti- 
schen Gratwanderungen und Begriffs- 
verrenkungen und dem Gerede von In- 
terpretationsvielfalt,  Intentionalisten 
und Funktionalisten ist es bei Gott in die- 
ser ernsten Sache nicht getan. Es hilft 
nicht, auf »Nebenkriegsschauplätze« 
auszuweichen und die »Eliminierung des 
Weltfeindes« mit der »Liquidierung des 
Klassenfeindes« zu vergleichen oder in 
diesem Zusammenhang die Frage aufzu- 
werfen, ob denn nun der historische An- 
tisemitismus oder die neuere Erfahrung 
des Antibolschewismus Ursache der Ver- 
brechen an den Juden sei. 
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Briefe 


Gefragt war: »Wie stehe ich zu den ein- 
deutigen Aussagen des Leuchter-Berich- 
tes?« Was Professor Nolte hier abgelie- 
fert hat, war keine Antwort hierauf, son- 
dern vielmehr das Eingeständnis der ei- 
genen Unfähigkeit, aus altgehegten und 
altgepflegten Denkschablonen auszubre- 
chen, um völlig unbelastet und aus voll- 
ständig neuer Sicht und von anderer 
Warte aus diese Dinge zu betrachten. 


Offensichtlich kann nicht sein, was nicht 
war sein darf. Eine solche Festlegung ei- 
nes Wissenschaftlers zu einem Zeit- 
punkt, der allenfalls den Beginn einer 
jahrelangen Auseinandersetzung und 
Klärung markieren kann, ist schlicht und 
einfach unzulässig. Nolte ist offensicht- 
lich nicht bereit, seinen eigenen einmal 
eingenommenen Standort auch nur zu 
prüfen. 


Das einzige Brauchbare an diesem Arti- 
kel ist für mich die Erkenntnis, daß die 
treffenden Worte von Madame de Stael 
nach wie vor — heute sogar verstärkt - 
ihre Gültigkeit haben: 


»Wenn den Deutschen noch so großes 
Unrecht angetan wird, findet sich immer 
ein obskurer deutscher Professor, der so 
lange an der Objektivität herumbastelt, 
bis er bewiesen hat, daß die Deutschen 
Unrecht getan haben.« 


Herr Professor Nolte, ersparen sie sich 
und uns weitere Außerüngen zum 
Leuchter-Gutachten. Bleiben Sie, was 
Sie nach eigener Aussage sind, nämlich 
ein »exterminationistischer Internatio- 
nalist«. In diesem Sinne, Herr Professor! 


Wolfgang Bauer, Karlsruhe 


Betr.: Deutschland 
»Völkerrechtlich 
souverän«, Nr. 4/% 


Über die polnische Westgrenze ist in letz- 
ter Zeit wohl genug geredet worden, und 
Sie haben gewiß die Meinungen aller 
prominenten deutschen Politiker und 
Journalisten erfahren. 


Wie aber sind diese Äußerungen zu be- 
werten? Stellen sie so etwas dar wie eine 
»Meinung der Deutschen«? Gewiß 
nicht, denn Deutschland ist kein souve- 
ränes Land, trotz der aufwendigen Be- 
triebsamkeit seiner Politiker. Es befindet 
sich vielmehr noch immer in einem Zu- 
stand, in dem jeder politisch Aktive 
rasch genug herausfindet, daß es vorteil- 
hafter für ihn ist, die Angelegenheiten 
der Stärkeren zu vertreten als die seines 
geschlagenen Volkes. 


Die Stärkeren aber sind hier seit 1945 die 
Siegermächte; und sie sorgen dafür, daß 
sie es auch weiterhin bleiben werden, 
nicht zuletzt durch eine ausreichende 
Truppenstärke. 


Das alles aber hat zur Folge, daß solche 
Meinungen die Karriere der deutschen 
Politiker am nachhaltigsten fördern, die 
auf die Wünsche der Sieger abgestimmt 
sind. 


Und genau diese Meinungen werden von 
den Medien hierzulande auch bevorzugt 
‚veröffentlicht und dominieren im politi- 
schen Klima. . 

Sollten die Sieger aber irgendwann ein- 
mal die Absicht haben, Deutschland das 
Selbstbestimmungsrecht ebenso zuzuge- 
stehen wie dies zuletzt in einer ehemali- 
gen Kolonie geschah - was allerdings nur 
möglich ist, wenn alle fremden Truppen 
deutschen Boden verlassen haben - dann 
wird sich das politische Klima hierzu- 
lande grundlegend ändern. Zwar bleiben 
die vielen Opportunisten auch dann 
noch Opportunisten, doch ihr Eifer rich- 
tet sich nun nicht mehr ausschließlich auf 
die Wünsche der Sieger. 

Wie wird man dann wohl über die polni- 
sche Westgrenze reden? Wenn der bishe- 
rige »Erfüllungsgehilfenbonus« fort- 
fällt? Wenn die Medien deutsche natio- 
nale Belange nicht mehr wie heute kur- 
zerhand ignorieren oder als »rechtsex- 
trem« und »neofaschistisch« verteufeln 
können? 

Hier nun eine mögliche Beurteilung der 
vieldiskutierten Grenzfrage, bei der den 
zur Zeit gerade Mächtigen nicht nach 
dem Munde geredet wird. 


Nur ein Staat, der die Macht hat, seine 
Grenzen erfolgreich zu verteidigen, 
kann diese Grenzen seinen Nachbarn ge- 
genüber auch garantieren. ' 


Und nur dann hat so eine Garantieerklä- 
rung einen Sinn, wenn dieser Staat stark 
genug ist, seine Grenzen möglicherweise 
mit Gewalt zu verändern. 


Dies alles aber trifft für die BRD nicht 
zu, die - auch zusammen mit der DDR - 
mit ihren winzigen militärischen Mitteln 
nicht imstande ist, irgendetwas zu unter- 
nehmen, das den Interessen der Sieger 
mit deren gewaltigem Kriegspotential 
zuwiderläuft. 


Warum dann aber dieses fortwährende 
Drängen nach einer deutschen Garan- 
tieerklärung? Und zwar möglichst so- 
gleich und noch vor der Wiedervereini- 
gung? 


Nun, die Sieger wissen, daß die gewalt- 
same Abtrennung der deutschen Ostge- 
biete eine Rechtsverletzung darstellt; 
und daß Macht zwar das Recht vorüber- 
gehend ausschalten aber niemals neu zu 
erschaffen vermag. A 


Was diese Macht einmal gegen das Recht 
erzwungen hat, das muß sie für alle Zu- 
kunft durch fortwährende Anstrengung 
aufrechtzuerhalten suchen, und der von 
ihr auf diese Weise geschaffenen Zustand 
besteht und verfällt mit einer ausrei- 
chend großen Übermacht, die immer be- 
reitgehalten werden muß. - 


Recht dagegen soll einem Zustand 
Dauer verleihen ohne fortwährende 
Machtausübung. 


Jetzt möchten die Sieger, daß die Deut- 
schen den von den Siegern begangenen 
Rechtsbruch durch eine deutsche Unter- 
schrift in dauerndes Recht verwandeln. 
Ein geradezu ungeheuerliches Ansin- 
nen! 


Und doch werden sie diese Unterschrift 
möglicherweise früher oder später auch 
erhalten; dafür sorgt schon die große An- 
zahl von politischen Handlangern, die ih- 
nen überall in der SPD zu Diensten sind, 


Doch was ist so eine Unterschrift dann 
wohl wert? Die Unterschrift eines Lan- 
des nämlich, in dem hunderttausende 
von Soldaten der Siegermächte für die 
»Aufrechterhaltung der Stabilität« sor- 
gen? In dem die Medien derart konditio- 
niert sind, daß sie reflexartig jeden ver- 
teufeln, der es wagt, deutsche nationale 
Belange öffentlich auch nur zu erörtern? 


In dem ein Politiker, der von deutschen 
Interessen sprechen möchte, jedesmal 
langarmige Erklärungen abgeben muß 
warum er dies ausnahmsweise einmal 
tut? 


Wenn eine Einzelperson ein Vermächtnis 
unterschreiben soll, dann wird jedesmal 
sorgfältig geprüft, ob sie sich zum Zeit- 
punkt der Unterschrift auch im vollen 
Besitz ihrer geistigen Kräfte befunden 
hat. 

Eine Unterschrift aber, die z.B. mit 
Hilfe von Drogen, Einschüchterung 
oder arglistiger Täuschung zu Wege ge- 
bracht, die dem Unterzeichnenden im 
Zustand der Senilität oder einer schwe- 
ren Krankheit abgelistet wurde, diekann 
in einem Rechtsstaat jederzeit angefoch- 
ten werden. 


Ebenso anfechtbar aber ist eine deutsche 
Verzichtserklärung zum heutigen Zeit- 
punkt, in dem sich die Deutschen - wohl- 
gemerkt, als Volk - von ihrer schweren 
Niederlage noch immer nicht erholt, ihre 
Identität noch immer nicht wiedergefun- 
den haben. 


Die Erklärung der damaligen DDR zur 
Grenzfrage steht daher auch nicht allzu 
hoch im Kurs, war doch die Unterwor- 
fenheit dieses Regimes unter den Zwang | 
der Sieger gar zu offensichtlich. 


Die BRD dagegen gibt sich wie ein sou- 
veräner Staat, der in der Lage zu sein 
scheint, selbständige Entscheidungen zu 
treffen. Das aber ist eine Täuschung; 
denn im Grunde genommen ist auch die 
BRD ein - wenn auch mit subtileren Mit- 
teln - unterworfenes Land, auf dessen 
Boden fremde Truppen stationiert sind 
und das politische Klima zwar nur mittel- 
bar aber doch nachdrücklich beeinflus- 
sen. 


Und erst Jahre nach dem Abzug dieser 
Truppen werden die Deutschen in der 
Lage sein, ihre Identität wiederzufinden; 
erst dann wird sich ein politisches Klima 
gebildet haben, in dem nicht nur Oppor- 
tunisten gedeihen können sondern auch 
Politiker, die deutsche Interessen öffent- 
lich zu vertreten den Mut haben. 


Eine Verzichtserklärung zum jetzigen 
Zeitpunkt also würde lediglich die Zahl | 
der »ungleichen Verträge« um eins erhö- 

hen. 


Doch ich finde, es gibt genug »ungleicher 
Verträge«. _ 


Richard Helm, München 
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